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13. Sitzung 


Bonn, den 21. Mai 1987 


Beginn: 9.00 Uhr 


Präsident Dr. Jenninger: Die Sitzung ist eröffnet. 

Meine Damen und Herren, nach einer interfraktio- 
nellen Vereinbarung soll die heutige Tagesordnung 
erweitert werden. Die Punkte sind in der Ihnen vorlie- 
genden Zusatzpunktliste aufgeführt. 

1. Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Schutz der Nordsee — II. Internationale Nordseeschutzkon- 
ierenz November 1987 in London 

— Drucksache 11/299 — 

Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

2. Aktuelle Stunde 

Gesetzwidrige und sonstige Vorkommnisse sowie Meinungs- 
äußerungen bei der Vorbereitung und Durchführung der 
Volkszählung 

3. Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau Dr. Hamm- 
Brücher, Frau Adler, Dr, Ahrens, Baum, Frau Becker-Inglau, 
Börnsen (Bönstrup), Frau Eid, Eylmann, Funke, Frau Ganse- 
forth, Frau Garbe, Graf, Frau Hämmerle, Frau Dr. Harten- 
stein, Dr. Hauchler, Heimann, Dr. Hornhues, Irmer, Frau 
Kelly, Kißlinger, Koitzsch, Koschnick, Kühbacher, Leidin- 
ger, Lennartz, Frau Matthäus-Maier, Dr. Mechtersheimer, 
Dr. Mertens (Bottrop), Neumann (Bremen), Frau Nickels, 
Frau Dr. Niehuis, Dr. Niese, Frau Odendahl, Paintner, Rei- 
mann, Rind, Frau Rust, Frau Saibold, Frau Schmidt (Nürn- 
berg), Dr. Schöfberger, Schröer (Mülheim), Schwarz, See- 
sing, Sielaff, Frau Simonis, Dr. Soell, Frau Terborg, Toete- 
meyer, Frau Unruh, Verheugen, Volmer, Graf von Waldburg- 
Zeil, Wiefelspütz, von der Wiesche, Frau Wollny, Würtz 

Wiedereinsetzung der Ad-hoc-Kommission Parlaments- 
reform 

— Drucksache 11/245 — 

Überweisungsvorschlag; 

Ausschuß für Wahlprüfung, 

Immunität und Geschäftsordnung 

4. Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau Dr, Hamm- 
Brücher, Frau Adler, Dr. Ahrens, Baum, Frau Becker- Inglau, 
Frau Eid, Funke, Frau Ganseforth, Frau Garbe, Graf, Frau 
Hämmerle, Frau Dr. Hartenstein, Dr. Hauchler, Heinemann, 
Dr. Hornhues, Irmer, Frau Kelly, Kißlinger, Koitzsch, Kühba- 
cher, Leidinger, Lennartz, Frau Matthäus-Maier, Dr, Mech- 
tersheimer, Dr. Mertens (Bottrop), Müller (Pleisweiler), Frau 
Nickels, Frau Dr. Niehuis, Dr. Niese, Frau Odendahl, Paint- 
ner, Reimann, Rind, Frau Rust, Frau Saibold, Frau Schmidt 
(Nürnberg), Dr. Schöfberger, Schröer (Mülheim), Frau 


Dr. Segall, Frau Simonis, Dr. Soell, Frau Terborg, Toete- 
meyer, Frau Unruh, Verheugen, Volmer, Wiefelspütz, von der 
Wiesche, Fraü Wollny 

Wiederaufnahme der Kabinettsberichterstattung 

— Drucksache 11/246 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wahlprüfung, 

Immimität imd Geschäftsordnung 

Sind Sie mit der Erweiterung der Tagesordnung 
einverstanden? — Ich höre keinen Widerspruch. Dann 
ist so beschlossen. 


Ich rufe den Tagesordnungspunkt 4 auf: 

a) Erste Beratung des von den Abgeordneten Frau 
Oesterle-Schwerin, Frau Teubner, Sellin und 
der Fraktion DIE GRÜNEN eingebrachten Ent- 
wurfs eines Gesetzes zur Beibehaltung und 
Verbesserung der Mietpreisbindung in Ber- 
lin 

— Drucksache 11/29 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 

Rechtsausschuß 

Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

b) Erste Beratung des von den Abgeordneten 
Dr. Vogel, Wartenberg (Berlin), Egert, Hei- 
mann, Frau Luuk, Dr. Mitzscherling, Stobbe, 
Jahn (Marburg), Müntefering und der Fraktion 
der SPD eingebrachten Entwurfs eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung mietrechtlicher und 
mietpreisrechtlicher Vorschriften im Land Ber- 
lin (Mietpreisbindung in Berlin als Dauer- 
recht) 

— Drucksache 11/302 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 

Rechtsausschuß 

Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

c) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur dauerhaften sozialen Ver- 
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(A) bessening der Wohnungssituation im Land 

Berlin 

— Drucksache 11/304 — 

üb erweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
(federführend) 

Rechtsausschuß 

Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 

Meine Damen und Herren, ich gehe davon aus, daß 
wir bei den Beratungen der Tagesordnungspunkte 4 b 
und 4 c von der Frist für den Beginn der Beratungen 
abweichen können. Im Ältestenrat ist für die gemein- 
same Beratung der Tagesordnungspunkte 4 a bis 4 c 
eine Stunde vorgesehen. — Ich sehe keinen Wider- 
spruch. Dann ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Herr 
Abgeordneter Kansy. 


Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Die Bindung der 
Mieten für Berliner Altbauwohnungen ist wiederholt 
in diesem Hause, zuletzt durch das Dritte Gesetz zur 
Änderung mietpreisrechtlicher Vorschriften im Land 
Berlin vom 3. August 1982, verlängert worden. Alle 
Fraktionen des Deutschen Bundestages haben damals 
dem Gesetzentwurf der SPD-geführten Bundesregie- 
rung zugestimmt, die für Berlin geltende Regelung an 
das im übrigen Bundesgebiet geltende soziale Miet- 
recht schrittweise heranzuführen. Zum Abschluß der 
Übergangsphase sollten, beginnend mit dem 
1. Januar 1988, neu abgeschlossene Mietverhältnisse 
aus der Mietpreisbindung entlassen werden. Die rest- 
lichen Bindungen sollten mit Ablauf des Jahres 1989 
entfallen. 

Die mit dieser Gesetzgebung, meine Damen und 
Herren, verbundenen Erwartungen haben sich jedoch 
nicht vollständig erfüllt. Einerseits ist die Erwartung 
von 1982, daß ab 1988 in Berlin ein völlig ausgegliche- 
ner Wohnungsmarkt vorhanden ist, nicht eingetrof- 
fen. Die positive Entwicklung Berlins und die gewach- 
sene Attraktivität der Stadt zogen erfreulicherweise 
mehr Arbeitskräfte aus der Bundesrepublik an und 
veranlaßten viele Deutsche aus der DDR und aus den 
deutschen Ostgebieten, denen die Ausreise ermög- 
licht wurde, sich in Berlin anzusiedeln. 

(Sellin [GRÜNE]: Zehn Prozent!) 

Auf der anderen Seite jedoch, Herr Kollege, zeigte 
sich, daß die 1982 von allen Fraktionen zu Recht 
beklagten Nachteile eines anhaltenden staatlichen 
Eingriffs unvertretbare Verzerrungen im Mietgefüge 
zur Folge haben. Die administrierten Mieten eröffnen 
für einen Teil der Hauseigentümer risikolos Mieterhö- 
hungsspielräume, die nicht durch die tatsächliche 
Marktlage gerechtfertigt sind und, wenn überhaupt, 
Wohnwerte nur gering berücksichtigen. 

Gute Wohnungen in bevorzugten Lagen sind heute 
oft preiswerter als mühsam hochmodernisierte Woh- 
nungen in zum Teil heruntergekommenen Sanie- 
rungsgebieten, die mit viel Geld wieder aufgepäppelt 
werden. 


Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, (C) 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Sellin? 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Wenn Sie die Uhr 
anhalten, selbstverständlich, Herr Präsident. 

Präsident Dr. Jenninger: Das tue ich gern. 

Sellin (GRÜNE): Wie erklären Sie sich denn, daß in 
Berlin das Mietenniveau in etwa bei 3,50 DM bis 
6 DM liegt, in Hamburg bei 8 DM bis 9 DM und in 
München, Frankfurt und Stuttgart weit darüber hin- 
aus? Steigert das nicht die Möglichkeit, daß vermehrt 
Arbeitnehmer auch in Berlin leben wollen? Werden 
Sie nicht durch Ihren Entwurf zur Mietpreisfreigabe 
die Mieten in Berlin hochtreiben, so daß dadurch die 
Attraktivität der Stadt sinken wird, also genau das 
Gegenteil dessen ein treten wird, was Sie ausgeführt 
haben? 

Dr.-Ing. Kansy (CDU/CSU): Nein, Herr Kollege, 

Ihre Vorstellung enthält einen Grundfehler. Bei Frei- 
gabe der Mieten steigen Mieten nicht nur, sondern sie 
pendeln sich entsprechend der Marktverhältnisse 
ein. 

(Sellin [GRÜNE]: Auf höherem Niveau!) 

Mancher Berliner Hausvermieter wird merken, daß 
soziales Mietrecht nicht mehr automatische Mietstei- 
gerung bedeutet, sondern dort, wo es die entspre- 
chende Lage erfordert, sogar Mietsenkung. 

Im übrigen hatten wir dieselben Fragen in bezug 

auf Hamburg und München. 

(Sellin [GRÜNE]: Da sind die Mieten in zehn 
Jahren um 100% gestiegen!) 

— Herr Kollege, warten Sie bitte, ich gebe Ihnen in 
meinen folgenden Ausführungen eine Erklärung 
dafür, daß unser Gesetzentwurf keineswegs ein 
Gesetzentwurf für die Vermieter ist, sondern ein 
Gesetzentwurf, der in Berlin — und so heißt unser 
Gesetz ja auch — langfristig soziales Wohnen sicher- 
stellt. 

(Sellin [GRÜNE]: Zu höheren Preisen!) 

Herr Präsident, Sie dürfen die Uhr wieder anstel- 
len. 

Der Berliner Senat hat auf diese Situation bereits im 
letzten Jahr reagiert. Am 21. Oktober 1986 wurde ein 
umfassendes, aufeinander abgestimmtes Paket an 
wohnungs- und mietenpolitischen Einzelmaßnahmen 
beschlossen. Durch die mietenpolitischen Maßnah- 
men wird einerseits über zusätzliche Objektförde- 
rungsmittel dem Mietanstieg durch Neubau im sozia- 
len Wohnungsbau entgegengewirkt. Andererseits 
werden durch individuell orientierte Förderungsin- 
strumente im Einzelfall auftretende höhere Mietbela- 
stungen begrenzt. 

Ich erinnere in diesem Zusammenhang, Herr Kol- 
lege Müntefering, auch an die Analysen der GEWOS, 
des unabhängigen Forschungsinstituts, die damals in 
Fortschreibung der Berliner Wohnungsmarktanalyse 
gemacht wurden und die genau das bestätigten. 
Unabhängig von den Berliner Maßnahmen im letzten 
Herbst hat die Koalition in Bonn im letzten Jahr das 
Wohngeld wesentlich verbessert. Mieter, deren Ein- 
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Dr.-Ing. Kansy 

(A) kommensverhältnisse es nicht ermöglichen, ausrei- 
chend Wohnraum zu mieten, 

(Sellin [GRÜNE]: Ein Obulus ist das!) 

erhalten in diesem Jahr die Rekordsumme von über 
3,5 MiUiarden DM Wohngeld. 

Wir bestreiten nicht, daß es dennoch nach wie vor 
Probleme in bestimmten Wohnungsmarktbereichen 
in Berlin gibt. Wir können nicht ausschließen, daß der 
Übergang in das vollständige soziale Mietrecht zum 
1. Januar 1988 und später zum 1. Januar 1990 ohne 
Übergangsregelung für Mieter zu sozialen Härten 
führen könnte. 

Deswegen schlägt die CDU/CSU-Bundestagsfrak- 
tion in Abstimmung mit ihrem Koalitionspartner vor, 
den von der vergangenen SPD-Bundesregierung vor- 
gesehenen Übergang 

(Kitteimann [CDU/CSU]: Hört! Hört!) 

in das System des sozialen Mietrechts durch preisbin- 
dende Elemente für eine Übergangszeit zu ergänzen. 
Dadurch sollen einerseits die Mieter vor ungerechtfer- 
tigten Mieterhöhungen geschützt werden; anderer- 
seits soll jedoch die Überleitung und Anpassung der 
besonderen miet- und preisrechtlichen Vorschriften 
im Land Berlin an das soziale Mietrecht zum 1. Januar 
1988 erfolgen. 

(Sellin [GRÜNE]: Was daran sozial ist, kann 
ich nicht entdecken!) 

Kernstücke unseres Gesetzentwurfes sind folgende: 
Vom 1. Januar 1988 bis zum 31. Dezember 1994 wer- 

(B) den für den bisher preisgebundenen Wohnraum Miet- 
erhöhungen gemäß § 2 Miethöhegesetz mit der Maß- 
gabe zugelassen, daß die Zustimmung zur Erhöhung 
des Mietzinses höchstens für einen Betrag verlangt 
werden kann, der den bisherigen Mietzins jährlich um 
nicht mehr als 5 % übersteigt. 

Weiter darf während eines Zeitraums von vier Jah- 
ren bis zum 31. Dezember 1991 in Fällen der Neuver- 
mietung der neu vereinbarte Mietzins den bisherigen 
Mietzins nicht um mehr als 10 % übersteigen. 

Letztens. Der besondere Kündigungsschutz bei 
Umwandlung von Altbauwohnungen in Eigentums- 
wohnungen wird für die Veräußenmgsfälle, die vor 
der Freigabe der Mietpreise getätigt worden sind, für 
weitere drei Jahre bis zum 31. Dezember 1990 fortge- 
schrieben. 

(Sellin [GRÜNE]: Und dann darf gefeuert 
werden!) 

— Ihre Zwischenrufe, Herr Kollege, haben einen 
gewissen unterhaltsamen Wert, 

(Sellin [GRÜNE]: Sie treffen zu!) 
aber sie stehen in keiner Relation zu der Situation. 

Die Koalitionsfraktionen CDU/CSU und FDP haben 
mit diesem Gesetzentwurf, wie Sie schon gemerkt 
haben, einen ausgewogenen Vorschlag gemacht, jetzt 
wirklich zu einer dauerhaften sozialen Verbesserung 
der Wohnungssituation in Berlin zu kommen. Es über- 
rascht uns überhaupt nicht, daß in den letzten Tagen 
sowohl die Haus- und Grundeigentümer als auch die 
Mietervereine gegen unsere Absichten Stellung 
genommen haben. Die Forderung der Hauseigentü- 


mer, Berlin müsse weißer Kreis werden ~ wie sie in (C) 
Berlin auch plakatiert ist —, ist angesichts der 70jäh- 
rigen Wohnungszwangswirtschaft in Berlin verständ- 
lich. Ich weise aber für die CDU/CSU Argumente 
zurück, die lauten — ich zitiere die „Vermieterzei- 
tung“ — , „In Berlin bahnt sich ein riesiger Skandal 
an“. 

Politik zu machen, insbesondere in dieser Stadt, ist 
mehr als ein wohnungspolitisches Grundsatzseminar. 

Wir sind Parlamentarier und nicht in einer professora- 
len Diskussionsrunde. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Auf der anderen Seite haben wir überhaupt kein 
Verständnis für die Kampagne, die derzeit von eini- 
gen Mietervereinen und den Berliner Linksparteien 
geführt wird. 

(Zuruf von der SPD: Das sind wir!) 

Hier wird mit derselben plumpen Angstmache wie im 
Bundestagswahlkampf 1982/83 gearbeitet, als von 
derselben Seite Horrorparolen wie „Die Mieter wer- 
den vogelfrei“, „Eine Mietenexplosion droht" usw. 
usw. verbreitet wurden, die sich anschließend alle als 
Makulatur und Horrorvision bestätigt haben. 

(BeifaU bei der CDU/CSU) 

Auch die Berliner Mieter müssen wissen, daß lang- 
fristig ausreichende Wohnungsversorgung nur sicher- 
gestellt wird, wenn wir genug Wohnungen in ausrei- 
chend guter Qualität haben. Das kann trotz staatlicher 
Hüfen aus Berlin und Bonn nur dann sichergestellt 
werden, wenn der private Investor wenigstens langfri- 
stig auch einmal schwarze Zahlen schreiben kann. (^) 

Im übrigen darf ich noch einmal kurz auf die Ham- 
burger und Münchener Situation verweisen? ich habe 
das vorhin schon auf Ihre Zwischenfrage hin gemacht. 

Als diese beiden größten Städte in „Westdeutsch- 
land“ — wie die Berliner ja zu sagen pflegen — wei- 
ßer Kreis wurden, hatten wir eine ähnliche Situation 
und genau die gleiche Diskussion. Um zu einem sozial 
verträglichen Übergang zu kommen, haben wir 
damals Regelungen verabschiedet, die heute als 
Hamburger oder Münchener Modell bezeichnet wer- 
den und dasselbe bedeuten, was wir heute in Berlin 
machen. 

Wem wollen wir mit dem Gesetz helfen, und wem 
wollen wir nicht helfen? Helfen wollen wir Mietern 
mit begrenztem Einkommen, die fürchten, daß es 
beim sofortigen Übergang ins soziale Mietrecht zu 
schlagartigen Mietsprüngen kommt, die sie wirt- 
schaftlich nicht verkraften können. Nicht helfen wol- 
len wir gut verdienenden Mietern in Wohnungen mit 
künstlich niedrig gehaltenen Mietpreisen, die diese 
Wohnungen mit großen Abstandszahlungen wie auf 
einem Schwarzmarkt untereinander verschachern 
und letztlich auf Kosten anderer leben. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Helfen wollen wir auch Tausenden und Abertau- 
senden von kleinen Hausbesitzern, oft nur mit einem 
einzigen Wohnhaus in Berlin, die häufig ihr Leben 
lang für dieses Haus gearbeitet haben und dennoch 
keine Gegenleistung dafür bekommen und dringende 
Modernisierungen nicht durchführen können. Nicht 
helfen wollen wir Spekulanten, die in Berlin und im 
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Dr.-Ing. Kansy 

(A) Bundesgebiet auf Hochglanzprospekten heute schon 
anpreisen, daß man dort unter Ausnutzung bestimm- 
ter steuerlicher Entlastungstatbestände Kasse 
machen kann auf Kosten von Menschen, die aus ihren 
Wohnungen verdrängt werden. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Aha! Und wie?) 

Alles, was wir wollen, Herr Kollege Jahn 

(Abg. Sellin [GRÜNE] meldet sich zu einer 
Zwischenfrage) 

~ ich bin am Ende — , 

(Jahn [Marburg] [SPD]; Sehr wahr!) 

ist ein sozialer Gleitflug ins soziale Mietrecht in Berlin. 
Das ist christdemokratische und christsoziale Politik. 
Wir wissen — im Gegensatz zu Ihnen, die das nie 
begriffen haben — , 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

daß die Wohnung ein ambivalentes Gut ist. Sie ist 
auch Wirtschaftsgut. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Aha!) 

Wer das nicht registriert, wird unserer Bevölkerung 
hinsichtlich der Wohnungsversorgung auf Dauer kei- 
nen Gefallen tun. — Ich freue mich über Ihre offen- 
sichtlich bekundete Erleuchtung. „Aha“ hat Herr 
Jahn gesagt. 

Auf der anderen Seite ist die Wohnung der räumli- 
che Mittelpunkt unseres Lebens, unserer Familien, 
unserer Kinder. Genau diese Spannweite umfaßt der 
Gesetzentwurf, den wir vorgelegt haben und den wir 
Ihnen heute empfehlen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Müntefering. 

Müntefering (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Wohnungsmarkt in Berlin hat eine 
besondere Tradition, und er hat besondere Rahmen- 
bedingungen, Weil das so ist, braucht der Wohnungs- 
markt in Berlin auch besondere Regeln. Das haben wir 
im Deutschen Bundestag immer akzeptiert. Das 
haben wir miteinander einige Male so fortgeschrie- 
ben. Wir Sozialdemokraten sind der Meinung, daß die 
Mietpreisbindung für den Altwohnungsbestand die 
klarste und die beste Lösung für Berlin ist. Das haben 
wir in unserem Gesetzentwurf geschrieben. Das 
möchten wir in der ersten Lesung begründen. Wir 
möchten bei allen Berliner Kolleginnen und Kollegen 
um Unterstützung bitten, bei denen, die in Berlin 
regieren, bei allen Kolleginnen und Kollegen des 
Deutschen Bundestages, noch einmal in eine ernst- 
hafte Diskussion einzutreten, mit dem Versuch, eine 
gute gemeinsame Lösung zu finden. 

Schon dreimal haben alle Fraktionen des Deutschen 
Bundestages zusammen das Auslaufen der Mietpreis- 
bindung verhindert und durch neue Gesetze dafür 
gesorgt, daß die Mietpreisbindung in Berlin verlän- 
gert wurde. 

(Sellin [GRÜNE]: Immer mit Fristen!) 

Auch 1982 kam dieser gemeinsam getragene Vor- 
schlag aus dem Berliner Abgeordnetenhaus. Wir 


waren damals überzeugt, eine gute Lösung gefunden (C) 
zu haben. Aber immer war das Problem, an dem wir 
uns festdiskutiert haben und wo keiner genau eine 
Antwort wußte: Was wird in der Übergangsphase 
sein? 

(Sellin [GRÜNE]: Auch Sie wollen den freien 
Markt? Aha!) 

Wie weit werden die Mietpreise steigen? Welche 
Chancen haben Spekulanten? Wie wird es sein, wenn 
die Mietpreisbindung plötzlich nicht mehr besteht? 

Das war die Frage, und keiner konnte eine eindeutige 
Antwort darauf geben. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Sellin? 

Müntefering (SPD); Bitte schön. 

Sellin (GRÜNE): Kann ich aus Ihren Ausführungen 
entnehmen — Sie redeten eben von Übergangsfri- 
sten — , daß Sie seitens der Sozialdemokratie eben- 
falls den freien Markt, d. h. den weißen Kreis für Ber- 
lin, langfristig anstreben? 

Müntefering (SPD): Das können Sie nicht entneh- 
men. 

(Wartenberg [Berlin] [SPD]; Das können Sie 

im Gesetzentwurf lesen! — Dr. Vogel [SPD]: 

Das sind die üblichen Seitenstörungen!) 

Wenn Sie sich setzen und noch zwei Minuten zuhören, 
wissen Sie genau, was ich meine. 

Ich möchte Ihnen nun die Situation von 1982 erklä- 
ren. Seit 1982 haben sich einige Veränderungen erge- 
ben, die wir registrieren sollten. Wir stellen fest, daß 
die Bevölkerung in Berlin seit 1982 nicht abnimmt, 
sondern eher zunimmt. Wir stellen fest, daß die Haus- 
halte in Berlin zunehmen und nicht abnehmen. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Was sehr schön ist!) 

— Das ist alles schön. 

(Feilcke [CDU/CSU] ; Ein Erfolg unserer Poli- 
tik in Berlin!) 

Die Bevölkerung nimmt nicht ab, sondern zu; die 
Haushalte nehmen zu. 1982 wurde das anders einge- 
schätzt. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Seitdem Herr Vogel 
weg ist, nimmt die Bevölkerung zu!) 

Wir stellen fest, daß durch Abbruch und Nutzungs- 
änderung mehr Wohnungen verschwinden, als wir 
damals angenommen hatten. Wir stellen fest, daß der 
Wohnungsneubau den zusätzlichen Bedarf nicht 
deckt. Wir sind auch klüger, Kolleginnen und Kolle- 
gen, was die Stadtökologie angeht. Wir wissen heute, 
daß die Wohnungsprobleme Berlins nicht durch Woh- 
nungsneubau im großen Stil gelöst werden können. 

Wir wissen, daß Berlin durch seine besondere Lage 
keine Freiräume hat, in die man neue Wohnungen 
plazieren könnte, wie das in anderen Städten inner- 
halb der Bundesrepublik passiert. In Berlin fehlt das 
Stadtumland. Das muß man hier aber nicht erklä- 
ren. 
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Müntefering 

(A) Was wäre eigentlich in München in den vergange- 
nen zehn, zwanzig Jahren der Expansion gewesen, 
wenn die Möglichkeit des Wachsens nicht dagewesen 
wäre? Was wäre eigentlich in Hamburg gewesen, 
wenn es nicht Norderstedt gäbe? Was wäre eigentlich 
in den anderen großen Städten der Republik, wenn 
rundum das Stadtumland fehlte? Wir können die 
Situation unserer großen Städte in der Bundesrepu- 
blik nicht mit Berlin vergleichen. Deshalb nochmals: 
Berlin hat eine besondere Situation. Deshalb braucht 
Berlin auch besondere Regeln, was den Wohnungs- 
markt angeht. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir Sozialdemokraten bekennen uns ausdrücklich 
dazu: Berlin braucht ein niedriges Mietzinsniveau. 
Dazu bekennen wir uns ausdrücklich. Denn wenn wir 
zulassen, daß dort wie in vergleichbaren anderen 
Städten — ich nenne als Stichwort München — die 
Mieten sehr hoch sind, wird das für die Stadt kata- 
strophale Folgen haben, und zwar nicht nur für die 
unmittelbar betroffenen Mieter, sondern auch für die 
gesamte Entwicklung der Stadt. 

Wenn nun in dieser Situation innerhalb der näch- 
sten zwei Jahre rund 50% des Wohnungsbestandes 
aus der Mietpreisbindung fallen, ist Sorge ange- 
bracht. Die SPD Berlin und der Mieterbund haben im 
vergangenen Jahr rechtzeitig Alarm geschlagen, auch 
weil sie wußten, wie es in München gelaufen ist, als 
dort der weiße Kreis eingerichtet wurde. Im Durch- 
schnitt 10% Mieterhöhung jährlich — innerhalb von 
zehn Jahren 100 % — in München, und Übermoderni- 
sierung und Mieterverdrängung in hohem Maße in 
München! Das alles sind Möglichkeiten, die sich auch 
für Berlin andeuten, und deshalb muß man überprü- 
fen, wie dies verhindert werden kann. 

Hinzu kommt, daß die Spekulanten in Berlin in den 
letzten Wochen und Monaten die Scham verloren 
haben und offen dafür werben, in das Berlingeschäft 
einzusteigen mit dem Hinweis, man könne in den 
nächsten Jahren ja wohl 60%, 80% Mieterhöhung 
durchsetzen, und man solle sich doch schon einmal 
vorbereitend da hineinbewegen. Wenn man dies alles 
sieht, muß man sich bewegen, und deshalb haben die 
Sozialdemokraten in Berlin zusammen mit dem Mie- 
terbund und mit den Mietervereinen die Initiative 
ergriffen. 

Die SPD in Berlin hat den Regierenden Bürgermei- 
ster, alle Parteien des Abgeordnetenhauses gebeten, 
gemeinsam initiativ zu werden, hier in Bonn vorstellig 
zu werden und dafür zu sorgen, daß der Auslauf der 
Mietpreisbindung nicht zustande kommt. Davon woll- 
ten CDU und FDP in Berlin nichts wissen, davon woll- 
ten sie in Bonn nichts wissen, 

(Zuruf von der CDU/CSU) 

und der Herr Bundesbauminister, der uns gestern sein 
Programm für die 11. Legislaturperiode schriftlich 
vorgelegt hat, hat in diesem Entwurf kein Wort gesagt, 
und zwar nicht nur nicht zu den Mietern, zu den Mie- 
terrechten und zum Mieterschutz, sondern er hat auch 
kein Wort zur Mietpreisbindung in Berlin gesagt. Das 
ist ein Zeichen dafür, wie ernst dieses Thema in der 
Bundesregierung genommen wird, und es ist ein Zei- 
chen dafür, daß Sie noch vor drei Wochen überhaupt 


nicht in der Lage waren, hier zu dem Thema zu spre- (C) 
chen. Sie haben sich doch nur unter dem Eindruck der 
Ereignisse der letzten Wochen — der Kampagne in 
Berlin, 

(Dr. Vogel [SPD]: Richtig!) 

der 300 000 Unterschriften von Berlinerinnen und 
Berlinern — entschlossen, sich überhaupt ein Stück- 
chen voranzubewegen, und sind gnädig genug gewe- 
sen, sich doch noch mit dem Thema zu befassen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Unruh [GRÜNE]) 

Dies ist ein Erfolg derer, die sich in Berlin um eine 
Lösung bemüht haben. 

Was bei Ihnen nun herauskommt, ist allerdings bit- 
ter wenig. Das alte System, die alte Lösung wird unter 
einer feineren Überschrift verkauft, und dann kommt 
der Bauminister her und erzählt uns im Ausschuß, wie 
gestern geschehen — jetzt darf ich es ja sagen, auch 
wenn das nicht öffentlich war — , das sei eine bewußt 
herbeigeführte, sehr ideale und langfristig geplante 
Lösung. Davon ist nichts wahr. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: In Überschriften ist 
der Schneider immer gut!) 

Das alles ist in Panik entstanden, da man fürchtete, 
man könne sich in Berlin doch sehr unbeliebt bei 
denen machen, die von dem Auslaufgesetz, wie es 
jetzt vorliegt, betroffen sind. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Wer hat eigent- 
lich beschlossen, daß die Mietpreisbindung 
ausläuft?) 

(D) 

1989 sind Wahlen in Berlin, und das war der Grund, 
der Sie dazu gebracht hat, jetzt doch noch zu überle- 
gen, was denn zu tun wäre. 

(Feilcke [CDU/CSU]: Dann sollten Sie uns 
auch loben! — Heiterkeit bei der CDU/ 

CSU) 

Aber was schreiben Sie denn jetzt in das Gesetz 
hinein? Der Mietzinsanstieg soll um jährlich 5 7o mög- 
lich sein. Bei allen Neuvermietungen sollen ab sofort 
10% möglich sein 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP: Bis 
zu!) 

auf dem noch festzulegenden Vergleichsmietenni- 
veau, und ab 1992 wird es möglich sein, bei allen Neu- 
vermietungen voll zuzuschlagen. 

Nun haben wir im letzten Jahr schon einmal vorge- 
schlagen, man solle die Mieterhöhungsmargen, die 
heute bei 30 % liegen, doch deutlich reduzieren. Das 
haben Sie abgelehnt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSUJ: In drei Jahren, 
müssen Sie dazusagen!) 

— In drei Jahren. 


Präsident Dr. Jenninger: Herr Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Gattermann? 


Müntefering (SPD): Bitte schön. 
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(A) Gattermann (FDP): Herr Kollege Müntefering, ist 
Ihnen klar, daß es heißt, . bis zu 5%" und nicht 
„5 % " und daß das in praxi bedeutet, daß die überhöh- 
ten Mieten für Bruchbuden in Kreuzberg auf abseh- 
bare Zeit überhaupt nicht erhöht werden können? 

(Wartenberg [Berlin] [SPD]; Wie kommen Sie 
denn darauf?) 

— Weil das in dem Gesetz steht, lieber Herr Kollege. 
Sie müssen es einmal lesen. 


Müntefering (SPD): Herr Kollege Gattermann, den 
Mietern, die jährlich 5 % mehr bezahlen müssen, nutzt 
es nichts, daß Sie dort hineinschreiben: bis zu 5%. 
Diese 5 % werden an vielen Stellen in Berlin realisiert 
werden — ich verweise auf das, was die Spekulanten 
in ihren Anzeigen schreiben — , und bei Neuvermie- 
tungen werden 10% möglich sein. Ab 1992 werden 
bei Neuvermietungen eben 30% möglich sein, und 
zwar innerhalb von drei Jahren. Dies ist die Gefahr, in 
der wir uns befinden. Deshalb muß das Gesetz, das Sie 
jetzt vorgeschlagen haben, von Ihnen noch einmal 
überprüft werden, und es muß — hoffentlich in unsere 
Richtung hin — verändert werden. Es ist eine 
schlechte Sache, die Sie sich da vorgenommen haben, 
allerdings unter einer feinen Überschrift; das will ich 
Ihnen zugestehen. Gucken Sie sich noch einmal 
genau an, was Sie da machen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Aber Herr 
Müntefering, wir verbessern doch Ihr Gesetz 
von 1982! - Kittelmann [CDU/CSU]: Wer 
hat das denn 1982 verabschiedet, daß das 
jetzt ausläuft? — Gegenrufe von der SPD) 

~ Herr Kittelmann, das habe ich Ihnen vorhin schon 
einmal erklärt. Vielleicht unterscheiden wir uns inso- 
fern: Wir Sozialdemokraten geben zu, daß man klüger 
werden kann, 

(Feilcke [CDU/CSU]: Warum machen Sie 
keinen Gebrauch davon?) 

und ich habe keine Angst vor Politikern, die zugeben, 
daß sie klüger werden; ich habe nur Angst vor denen, 
die sagen: das haben wir 1982 beschlossen, das muß 
jetzt so bleiben. Wir sind bereit, uns zu korrigieren 
und zu sagen: Es gibt bessere und vernünftigere 
Lösungen. 

(Zustimmung bei der SPD und bei Abgeord- 
neten der GRÜNEN - Feilcke [CDU/CSU]: 

Sie schüren Angst! Das ist Ihre Parole! — 
Weitere Zurufe von der CDU/CSU — 

Dr. Vogel [SPD]: Herr Heereman schürt 
Angst bei den Bauern! Überall wird 
„geschürt"!) 

Deshalb bitten wir Sie, in den Beratungen der 
zuständigen Ausschüsse des Deutschen Bundestages 
noch einmal mit uns in die Diskussion einzutreten und 
zur Kenntnis zu nehmen, was die, die sich in Berlin in 
diesen Wochen in Kampagnen um die Unterschriften 
der Mieter bemühen, uns zu sagen haben. Diejenigen, 
die in der Bundesrepublik wohnen und die Berliner 
Verhältnisse nicht genau kennen, sollten sich damit 
auseinandersetzen, welche besonderen Probleme in 
Berlin eigentlich bestehen. Vielleicht sind Sie dann 
doch noch bereit, sich ein Stückchen zu bewegen. 


Die Sozialdemokraten jedenfalls treten dafür ein, (C) 
daß die Mietpreisbindung in Berlin Dauerrecht wird, 
auch damit endlich die Gefahr des Spekulantentums 
— sei es 1989, sei es 1991, sei es 1994 — vorüber ist. Es 
muß in Berlin Klarheit bestehen, damit nicht wieder 
von irgendwoher auf den Augenblick spekuliert wer- 
den kann, in dem die Stichtagsregelung greift. Sie 
sollten sich noch bewegen! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 


Präsident Dr. Jenninger; Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lüder. 

(Sellin [GRÜNE]: Jetzt kommt die freie 
Marktwirtschaft ! ) 

Lüder (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Das Haus beschäftigt sich heute 
zum wiederholten Male mit der Mietpreisbindung in 
Berlin. Wenn Sie, Herr Kollege Müntefering, die frü- 
heren Debatten ansprechen, sollten wir, glaube ich, 
einmal nachlesen, was damals gesagt worden ist. 
Jedenfalls ist es nicht zutreffend, daß — wie Sie eben 
gesagt haben — die Berliner hier bis 1982 angetreten 
wären, um den Weißen Kreis zu verhindern. Vielmehr 
sind wir hier seinerzeit angetreten, um Übergangsre- 
gelungen zu treffen, weil wir gesagt haben, wir seien 
noch nicht so weit. Ich habe das für falsch gehalten, 
aber es wurde gesagt, wir seien noch nicht so weit. 

(Sellin [GRÜNE]: Das gilt nicht für die Alter- 
native Liste! — Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: 

Die werden nie so weit sein!) 

Kein Berliner ist hier im Bundestag vorstellig gewor- 
den, und auch kein Liberaler hat als Koalitionspartner 
in Berlin — sei es in der sozialliberalen Koalition, sei 
es in der CDU/FDP -Koalition — seine Hand dazu 
gereicht, hier dem Bundestag vorzugaukeln, wir 
machten eine Übergangsregelung, wollten aber auf 
Dauer den Weißen Kreis verhindern. Nein, das Ja zum 
Weißen Kreis war unbestritten; 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Auch in der 
Berliner SPD?) 

die Frage war nur, wann und wie wir dort hineinkom- 
men. Herr Kollege Müntefering, an der Stelle haben 
wir als Koalition uns in der Tat lernfähig gezeigt, weil 
die Entwicklung — allerdings auf Grund der positiven 
Entwicklung in der Stadt — eine Veränderung in der 
Art des Übergangs notwendig macht. 

(Sellin [GRÜNE]: Damals gab es Hausbeset- 
zer!) 

Das Ja zum Weißen Kreis steht für uns Liberale außer 
Zweifel. 

(Beifall bei der FDP) 

Insofern, meine Damen und Herren, unterscheidet 
sich die Debatte heute — jedenfalls nach den Vor- 
schlägen der Koalitionspartner — sehr wesentlich von 
dem, was früher gewesen ist, weil es eben nicht um 
einen erneuten Versuch geht, die Mietpreisbindung 
in Berlin für eine weitere Übergangszeit hinauszu- 
schieben. Vielmehr wollen wir klarlegen, daß es bei 
dem Übergang in das soziale Mietrecht des Bundes 
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(A) bleibt. Wir wollen auf Grund neuer Fakten eine 
soziale Abfederung dieses Übergangs vornehmen. 

Meine Damen und Herren, mit unserem Gesetzent- 
wurf wollen wir die Beendigung der staatlichen Miet- 
preisbindung in Berlin festschreiben und das Wohnen 
zu sozial angemessenen Mieten sichern. Das sind die 
beiden Ziele. 

(Sellin [GRÜNE]: Teurer für die Mieter!) 

— Zum Stichwort „teurer" komme ich gleich noch. 

Die beiden Entwürfe der Oppositionsfraktionen bie- 
ten uns aber auch gleichzeitig Gelegenheit zur 
Grundsatzauseinandersetzung über sozial verant- 
wortliche marktwirtschaftliche Mietpreisgestaltung 
und über staatlich regulierte Mietpreisbindung. Dabei 
bleibt festzuhalten und anzumerken, daß die Sozial- 
demokraten, die sich mit ihrem Gesetzentwurf jetzt 
für die dauerhafte Fortschreibung der staatlich ver- 
ordneten Preisfestsetzung aussprechen, bisher in die- 
sem Hause und mehrheitlich auch in Berlin das soziale 
Mietrecht akzeptieren wollten. Hier unterscheiden 
sich die Sozialdemokraten heute von dem, was sie frü- 
her eingebracht haben. Offenbar nimmt mit zuneh- 
mendem Abstand von der Regierungsverantwortung 
auch die Bereitschaft ab, schlüssig zu argumentie- 
ren. 

Mit den Gesetzentwürfen der Opposition gehen 
nach unserer Auffassung GRÜNE und SPD den fal- 
schen Weg. In Berlin läuft, worüber hier schon berich- 
tet worden ist, eine Kampagne gegen die Einführung 
des Weißen Kreises, die maßgeblich von SPD, Mieter- 
vereinen und GRÜNEN getragen wird. Da wird auf 
unverantwortliche Weise so getan, 

(Zustimmung des Abg. Kittelmann [CDU/ 
CSU]) 

als gäbe es keine bundesgesetzliche Regelung, die 
seinerzeit Vorschläge von CDU, FDP und auch SPD 
berücksichtigt hat. 

Da wird den Berhnern Angst gemacht, wie es auch im 
SPD-Entwurf anklingt, vor der „verhängnisvollen 
Spekulation" — so ist das Zitat dort — auf den Weißen 
Kreis. Dieser Argumentation muß entgegengetreten 
werden. Ich würde es auch begrüßen, wenn der Senat 
von Berlin seine Öffentlichkeitsarbeit noch stärker 
darauf konzentrieren würde, falschen Argumenten 
entgegenzutreten und nicht in die Rolle des besseren 
Bundesgesetzgebers schlüpfen zu wollen. 

Meine Damen und Herren, wir wollen das Ende der 
staatlichen Mietpreisbindung auch für Berlinr wir 
wollen 40 Jahre nach Schluß des Zweiten Weltkrie- 
ges, daß auf dem Wohnungssektor Berlins das Nach- 
kriegsrecht des Ersten Weltkriegs endlich in die Nor- 
malität des sozialen Rechtsstaats überführt wird. Die 
Mietpreisbindung hat Berlin nicht genutzt, sondern 
geschadet. Die Verlängerung der Mietpreisbindung 
benachteiligt den sparsamen Mieter und begünstigt 
den rücksichtslosen Vermieter. 

Es ist eine Illusion, daß die Zwangsverwaltungswirt- 
schaft des Berliner Wohnungsbestandes Beiträge zur 
Preisstabilität geliefert habe. Das Gegenteil ist richtig. 
Ohne daß der Vermieter zu angemessenen Gegenlei- 
stungen verpflichtet war, wozu ihn der Markt im Bun- 
desgebiet zwingt, mußten die Mieter in Berlin Miet- 


preissteigerungen hinnehmen, die weit über denen (C) 
im übrigen Bundesgebiet lagen. So war 1985, einem 
Jahr mit allgemein niedriger Preissteigerungsrate, der 
Preisanstieg für Berliner Altbauwohnungen in die 
Höhe von 9,1 % gerutscht, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Ist ja unglaub- 
lich! Und das will der Vogel konservieren!) 

und er wurde nur noch durch den Preisanstieg der 
Mieten im öffentlich geförderten Neubau dieses Jah- 
res mit 10,2% übertroffen. Wenn wir die Mietpreis- 
steigerungsrate im Bundesgebiet mit der von Berhn 
vergleichen, werden wir auch die Erklärung bekom- 
men, warum in diesem Jahr, das ich beispielhaft 
gewählt habe, bei einer bundesdurchschnittlichen 
Preissteigerungsrate von 2,2% die Berliner Verbrau- 
cher eine Preissteigerung von 3,4 % im allgemeinen 
Lebensstandard zu verkraften hatten. Hier schlugen 
die staatlich verordneten Preiserhöhungen auf den 
allgemeinen Lebenshaltungskostenindex durch. 

(Sellin [GRÜNE]: Bei der Freigabe sind die 
Mietpreissteigerungen noch höher!) 

Herr Präsident, wir hatten uns verständigt, daß ich 
drei Minuten länger reden darf, weil kein zweiter 
FDP-Redner kommt. Ich bitte um Nachsicht, daß das 
noch nicht angesagt worden ist. 

(Sellin [GRÜNE]: Haben Sie eine besondere 
Absprache mit dem Präsidenten?) 

— Nein. Wir haben, wie Sie wissen, eine Redezeitre- 
gelung über die Frage der Anrechnung von Redezei- 
ten, auch von Regierungsmitgliedern und anderen. 
Darüber haben wir uns hier parlamentarisch verstän- 
digt. Wir halten uns an Übungen. Ich bedauere, daß 
der Herr Präsident von mir nicht rechtzeitig informiert 
wurde. 

Meine Damen und Herren, zurück zur Preissteige- 
rung. Da ist uns jetzt eine Zeitung des Mieterverban- 
des auf den Tisch geflattert. Ich sagte schon, daß wir 
1985 in Berlin einen Preisanstieg für staatlich verord- 
nete Mieten in Höhe von 9,1 % hatten. Jetzt regt sich 
der Mieterbund darüber auf, daß von 1983 bis 1986, 
also in vier Jahren, in Nürnberg eine überdurch- 
schnittliche Preissteigerungsrate bei Mieten gewesen 
sei. Und dann hest man die Zahl: 10 bis 15% in vier 
Jahren insgesamt. Wir haben also eine Steigerung von 
10 bis 15 % im Weißen Kreis in vier Jahren gegenüber 
9,1 % im staatlich verordneten Gebiet in einem Jahr. 

Das sind die Realitäten, und davon haben wir auszu- 
gehen. 

(Beifall bei der FDP und des Abg. Dr. Möller 
[CDU/CSU]) 

Deswegen kommt es für uns auf folgendes an. Wir 
wollen, daß die Mieten frei aushandelbar sind, und 
wir wissen, daß sich die Berliner, sowohl die Vermie- 
ter als auch die Mieter, erst noch darin üben müssen, 
nach 60 Jahren jetzt wieder verhandeln zu dürfen. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

Bisher hat Vater Staat vorgeschrieben, wie hoch die 
Vermieter gehen durften. Um hier einen Mißbrauch 
zu verhindern, wollen wir eine Begrenzung auf 5% 
per annum für die laufenden Verträge, 10% einmalig 
für die neuen Verträge, aber das alles im Rahmen des 
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(A) geltenden Miethöhegesetzes. Meine Damen und Her- 
ren, was im Bundesgebiet sozial ist, kann in Berlin 
wohl nicht unsozial sein. 

(Sellin [GRÜNE]: Sie freuen sich auf neue 
Aufträge als Rechtsanwalt; das kann ich ver- 
stehen!) 

Gerade für den freien Teil Berlins sind wir schlecht 
beraten, wenn wir uns dauerhaft von einem sozialen 
Mietrecht abkoppeln würden, wie es im Bundesgebiet 
für alle gilt. 

Ich weiß um Sonderstellungen, ich weiß um Sonder- 
positionen Berlins. Ich weiß auch, daß wir kein Hin- 
terland haben. Aber machen wir uns doch nichts vor. 
Wenn die Berliner sagen, die Stadt sei so groß wie das 
Ruhrgebiet, dann haben die Essener genauso wenig 
Hinterland wie die Kreuzberger. Da gibt es schon Ver- 
gleichbarkeiten. So anders sind wir in Berlin nicht. 

Ich meine auch — das sei mein letztes Wort — , daß 
die Berliner gut beraten sind, vom Bundesgesetzgeber 
nicht zu viele Sonderregelungen zu verlangen; denn 
nur dadurch behalten wir die Freiheit, auch dann, 
wenn Berlin Sonderpositionen wirklich braucht wie 
etwa bei der Berlinförderung, auch in der Einkom- 
menssituation. 

(Wartenberg [Berlin] [SPD]; Ach so!) 

— Dort, wo wir Sonderpositionen wirklich vertreten 
können, können wir sie hier auch vortragen, aber nur 
dann, wenn wir glaubwürdig bleiben. Das bleiben wir 
nicht, wenn wir etwas verändern wollen, was nicht 
mehr verändert werden sollte. 

(B) Danke. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Sellin. 

Sellin (GRÜNE): Herr Präsident! Die Regierungsfä- 
higkeit von CDU und FDP in Berlin muß meines 
Erachtens völlig in Frage gestellt werden. 

(Lachen bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wer bis gestern abend in Bonn und in Berlin unter- 
schiedliche Gesetzentwürfe in den Bundestag und das 
Berliner Abgeordnetenhaus eingebracht hat, muß sich 
diesen Vorwurf gefallen lassen. Die Abstimmung der 
Berliner Mieter für die Mietpreisbindung als Dauer- 
recht macht Herrn Diepgen als Regierenden Bürger- 
meistervöllig konzeptionslos. Erst wird ein Gesetzent- 
wurf mit Mietpreisspiegel unterschiedlichster Art 
gehandelt, und von gestern auf heute wird uns hier im 
Bundestag ein Gesetzentwurf ohne Mietpreisspiegel 
vorgesetzt. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Der Gesetzent- 
wurf stammt aus der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Herr Kollege! — Dr. Möller [CDU/ 
CSU]: Er hat ihn immer noch nicht gele- 
sen!) 

Es wird Rechtsunsicherheit innerhalb Ihrer Konzep- 
tion geschaffen. Die Panik vor den Berliner Mietern ist 
also so stark, daß sich ein Grundelement durch alle 
bisher öffentlich gehandelten CDU-Entwürfe gehal- 
ten hat; Wie kommt die CDU von dem Auslaufen der 


Mietpreisbindung für bestehende Mietverträge im (C) 
Wahljahr 1989 weg? Aus diesem Grunde haben Sie 
Ihre Konzeption der Aufhebung der Mietpreisbin- 
dung um zwei Jahre vorgezogen, nämlich auf den 
1. Januar 1988. Der weiße Kreis, also die völlige Frei- 
gabe der Mieten, ist und bleibt Ihr erklärtes Ziel. 

Vor diesem Hintergrund verwundert es nicht, daß 
die einschlägigen Kapitalanlagemagazine auf die 
anstehende Aufhebung der Mietpreisbindung hin- 
weisen. In einer Werbebroschüre heißt es wörtlich: 

Spätestens zum Zeitpunkt der Mietpreisfreigabe 
eröffnet sich ein Mieterhöhungspotential, das, 
gemessen an vergleichbaren Großstädten, ca. 60 
bis 80% betragen wird. 

Das „Clipper" -Magazin von Pan Am wirbt im April 
1987 mit dem Motto: 

Berlin hilft beim Steuersparen. Hintergrund sind 
die bundesweit einmaligen Abschreibungsmög- 
lichkeiten auf der Basis des Berlinförderungsge- 
setzes. „Berlin ist prädestiniert für Immobilienin- 
vestitionen im Altbaubereich." Die derzeit noch 
gültige Mietpreisbindung liefert die Erklärung. 

Sie bieten den Berliner Mietern Ihren Gesetzent- 
wurf unter dem Titel „Gesetz zur dauerhaften Ver- 
besserung der Wohnungssituation im Land Berlin" 
an. Dieser Titel müßte meines Erachtens lauten: 
„Gesetz zur dauerhaften Verteuerung der Mieten und 
zur Steigerung der Profite für Wohnungsvermieter". 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Alle Mieterverbände in Berlin, zuletzt auch der Mie- 
terschutzbund, haben sich von der CDU in dem Sinne 
verabschiedet, daß sie sich weigern, an der Aufstel- 
lung eines Mietpreisspiegels mitzuwirken. Der Berli- 
ner Senat vertritt in dieser Frage ausschließlich Kapi- 
talinteressen von Vermietern. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Bleiben Sie auf 
dem Teppich! Es ist wirklich schlimm, sich 
einen solchen Blödsinn anhören zu müs- 
sen!) 

— Das ist allerdings wahr. Wenn Sie mit diesen Spe- 
kulanten im Hintergrund die Mieten treiben wollen, 
dann ist das so. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wer hat Ihnen das 
aufgeschrieben?) 

Ihr Gesetzentwurf ermöglicht bis 1994 Mietpreis- 
steigerungen von 5% für bestehende Mietverträge 
auf den bisherigen Mietzins — Sie meinen, wie ich 
gehört habe, die Kaltmiete — und von 10% für Neu- 
vermietung bis 1991. 

Wie stark werden die Betriebskosten steigen, weil 
Ihre Berechnungsgrundlage nach dem Gesetz zur 
Regelung der Miethöhe und nicht mehr unter den 
Bestimmungen der Mietpreisbindung berechnet wer- 
den? Seitdem 31. 12. 1982 dürften nur die Erhöhungs- 
beträge für die Betriebskosten zusätzlich zur Grund- 
miete erhoben werden und nicht die gesamten 
Betriebskosten, die ein Hauswirt hat. Einen Teil 
mußte der Vermieter aus der Grundmiete selber 
finanzieren. Aus diesem Grunde wird es bei der Erhö- 
hung der bisherigen Miete von bis zu 5 bzw. 10 % bei 
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(A) Neuvermietung nicht bleiben. Sie werden höher aus- 
fallen. 

Die Erfahrungen aus München und Hamburg zei- 
gen, daß Mietenexplosionen um mehr als 100% in 
zehn Jahren durch die CDU/FDP-Koalition den Berli- 
nern auf gedrückt werden. „Soziale Explosionen in 
Kreuzberg gibt es nicht" , so der Berliner Sozialsenator 
Fink. 

(Dr.-Ing, Kansy [CDU/CSU]: Sie zündeln 
doch tmd beklagen sich über das Feuer!) 

„Mietenexplosionen zugunsten der Spekulanten wer- 
den gewollt", so Bausenator Wittwer. Ursache und 
Wirkung von wohnungspolitischen Manövern werden 
schlicht geleugnet. 

Der CDU-Gesetzentwurf aus Berlin setzt Mieter- 
rechte außer Kraft. Bisher kann jeder Berliner Mieter 
seine Miete bei einer bezirklichen Mietpreisstelle 
preisrechtlich überprüfen lassen. 

(Gattermann [FDP]: Eine schauderhafte Vor- 
stellung!) 

Er braucht keinen Juristen, braucht also das Prozeß- 
kostenrisiko nicht einzugehen. Diesen Rechtsan- 
spruch hat er künftig nur mittels eines Zivilgerichts- 
verfahrens, Hier muß der Mieter den Beweis dafür 
führen, daß ihm gegebenenfalls eine preisrechtswid- 
rige Miete abgeknöpft wird. Faktisch heißt dies eine 
Beweislastumkehr zugunsten der Vermieter und zu 
Lasten der Mieter. Der häufig wirtschaftlich Schwä- 
chere wird rechtlich in eine benachteiligte Situation 
manövriert. 

Der Gesetzentwurf sieht keine Rechtsansprüche der 
neuen Mieter vor, wie sie eine Auskunft über die bis- 
herige Miete vom Vermieter erhalten können. Jeder 
Mieter, der einen Mietvertrag erst einmal unterschrie- 
ben hat, um ein Dach über dem Kopf zu bekommen 
— und das ist in Berlin, wie jeder weiß, am Bahnhof 
Zoo die Praxis — , muß den risikohaften und teuren 
Zivilrechtsweg gehen, um eine Mietpreiskontrolle zu 
ermöglichen. 

Einzige Begrenzimg einer bereits vereinbarten 
überhöhten Miete bildet § 5 Wirtschaftsstrafgesetz. 
Danach ist laut Rechtsprechung eine überhöhte Miet- 
preisbindung erst dann unwirksam, wenn sie die orts- 
übliche Vergleichsmiete um über 20 % und in Einzel- 
fällen sogar um 50 % übersteigt. Es wird sich erst in 
langwierigen juristischen Verfahren zeigen, ob das 
gesetzliche Versprechen des Berliner Senats, Miet- 
preissteigerungen auf 5 bzw. 10 % zu begrenzen, ein- 
zuhalten ist. 

Unser Gesetzentwurf, der Gesetzentwurf der GRÜ- 
NEN, setzt sich erstens für die Beibehaltung und Ver- 
besserung der Mietpreisbindung als Dauerrecht ein. 

Zweitens. Die mietpreis treib enden Regelungen des 
geltenden 12. Bundesmietengesetzes müssen aufge- 
hoben werden. 

Drittens. Der Senat muß die politische Verantwor- 
tung für bezahlbare Wohnungen in Berlin behalten. 


Viertens. Der Automatismus von Mieterhöhungen (C) 
auch bei Preisstabilität oder gar bei Preisrückgang 
muß beendet werden. 

(Gattermann [FDP]: Genau das tun wir, Herr 
Kollege!) 

Fünftens. Die Umwandlung von Mietwohnungen in 
Eigentumswohnungen muß gestoppt werden. 

Sechstens, Die Kündigung wegen Eigenbedarfs ist 
generell auszuschließen, und genau das werden Sie 
nach drei Jahren ermöglichen. 

(Gattermann [FDP]: Natürlich! Wo kämen 
wir hin, wenn der Eigentümer sein Eigentum 
haben wollte!) 

Sie werden die Berliner Mieter aus ihren Wohnungen 
vertreiben. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sie erzählen doch 
Greuelmärchen! Übertreibungen nützen nie- 
mandem!) 

Es ist also auf jeden Fall an der Zeit, daß die CDU in 
Berlin von der Macht abtritt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Schulze. 

Schulze (Berlin) (CDU/CSU) ; Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich habe nicht die Absicht, auf die 
sehr polemischen, unsachlichen Ausführungen mei- 
nes Vorredners einzugehen. Sachliche Argumente 
sind hier jedenfalls nicht vorgetragen worden. (1^) 

Im übrigen bieten die Ausschußberatungen noch 
Gelegenheit zur Abklärung unterschiedlicher Stand- 
punkte. Insofern, Herr Müntefering, haben wir Gele- 
genheit, über unsere unterschiedlichen Gesetzent- 
würfe noch im zuständigen Ausschuß zu diskutie- 
ren. 

Mit den Gefühlen der Berliner Politik zu machen, 
das halte ich allerdings, gelinde gesagt, für unse- 
riös. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das habt ihr nie gemacht, 
nicht wahr? — Gegenruf des Abg. Carsten- 
sen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Der Wahlber- 
liner!) 

— Sie machen mit den Gefühlen der Berliner Politik. 

Ich halte das für ein durchschaubares wahltaktisches 
Manöver. 

Meine Damen und Herren, wir haben durchaus 
Verständnis für die Sorgen der Berliner, die durch den 
Weißen Kreis zu hohe Mieten befürchten. Wir wollen 
mit unserem Entwurf aber den Berlinern diese Sorge 
nehmen; wir sichern mit unserem Entwurf tragbare 
Mieten zu. 

(Beifall bei der CDU/CSU ~ Zuruf von der 
SPD: Das wissen die Berliner nur nicht!) 

~ Das werden die Berliner sehr wohl erfahren. Wenn 
die Berliner Gelegenheit gehabt hätten, sich vor Ihrer 
Befragung mit unserem Gesetzentwurf näher vertraut 
zu machen, würden sie sich wahrscheinlich für unse- 
ren Gesetzentwurf entschieden haben. 

(Lachen bei der SPD) 
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Meine Damen und Herren, bei den Beratungen zur 
Änderung der mietpreisrechtlichen Vorschriften für 
Berlin im Jahre 1982 einigte man sich aus gewichti- 
gen Gründen auf die Verlängerung der Mietpreisbin- 
dung bei Altbauten bis zum Jahresende 1987 bzw. 
1989. Da ich vor fünf Jahren als Berichterstatter mei- 
ner Fraktion den Aussprachen und Verhandlungen 
beigewohnt habe, sind mir diese Gründe durchweg 
geläufig. Ich möchte nochmals betonen, daß damals 
interfraktionelle Einigkeit sowohl über die schließlich 
getroffenen Regelungen wie auch über deren zeith- 
che Begrenzung herrschte. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Hört! Hört! Daran 
sollte man sich erinnern!) 

Allerdings — und dies ist für uns heute entschei- 
dend; Herr Kansy hat schon darauf hingewiesen — 
haben sich einige damals in die Zukunft projizierte 
Grundannahmen glücklicherweise nicht bestätigt. 
Entgegen allen Voraussagen konnte der noch 1981 
vorherrschende Eindruck, Bdrlin sei eine sterbende 
Stadt, ins Gegenteil verkehrt werden. Maßgeblichen 
Anteil an dieser erfreuhchen Aufwärtsentwicklung 
hat die zukunftsorientierte Pohtik des amtierenden 
CDU/FDP-Senat unter Eberhard Diepgen. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, auf Grund dieser seit 
nunmehr fünf Jahren positiven Vorzeichen ist es seit 
langer Zeit erstmalig zu einem Wanderungsgewinn in 
Berhn gekommen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Diese hier wiederholt angesprochene positive Ent- 
wicklung in Berlin ist begrüßenswert, hat aber ihre 
besonderen Auswirkungen, die im Hinblick auf die 
Wohn- und Mietsituation nochmals einer politischen 
Hilfestellung bedürfen. In der Diagnose sind wir uns 
mit der SPD hier einig. Die Entwicklung der Berhner 
Mieten muß nach dem Auslaufen der Mietpreisbin- 
dung für die vor dem 1. Januar 1950 ohne öffentlichen 
Mittel gebauten Mietwohnungen abgefedert wer- 
den. 

Eine halbe Million Wohnungen mit gut einer Mil- 
hon Bewohnern gibt es in Berlin. Zudem hat unsere 
Stadt 90 % Mieter, ist also eine typische Mieterstadt, 
jedoch nur 10% in eigenen vier Wänden wohnende 
Menschen. 

Wir stehen deshalb aktuell vor einem Problem, des- 
sen Lösung fast schon bedeutete, die Quadratur des 
Kreises zu ermöghchen. Einerseits bleibt es das 
erklärte Ziel des Senats von Berlin zur Wahrung der 
Rechtseinheit mit dem Bund und aus ordnungspohti- 
schen Erwägungen möglichst bald die Überführung 
der bislang mietpreisgebundenen Wohnungen in das 
bundesweit geltende soziale Mietrecht zu gewährlei- 
sten. Andererseits wiederum hat die begrüßenswerte 
Entwicklung Berlins auf allen Gebieten die soge- 
nannte Wohnungsstillstandsreserve aufgezehrt. 

Hinlänglich bekannt ist auch, daß Berhn kein 
Umland hat und deshalb die Bewohner des freien 
Teils der Stadt keine entzerrend wirkende Ausweich- 
möghchkeiten finden. Außerdem ist der Anteil soge- 
nannter Substandardwohnungen, also ohne individu- 
elle Badezimmer und Toiletten, noch immer relativ 


hoch. Ich denke dabei an meinen Heimatbezirk (C) 
Kreuzberg, in dem ich übrigens als Altbaumieter auch 
heute noch wohne. 

(Wartenberg [Berlin] [SPD]: Aha! Gewinn- 
ler!) 


(Wartenberg [Berlin] [SPD]: Sie gehören zu 
denjenigen, die zuwenig Miete zahlen! — 
Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSUJ: Der wohnt 
wahrscheinhch in Zehlendorf! ~ Gegenruf 
des Abg. Dr. Vogel [SPD]: Ist es unanständig, 
in Zehlendorf zu wohnen?) 

~ Bloß, wenn man in Kreuzberg wohnt, kennt man die 
Probleme hautnah. 

Nicht vergessen werden darf auch, daß Berlin inner- 
halb eines Jahres mehr als 10 000 aus der DDR und 
Polen ausgewanderte Bürger aufgenommen und mit 
angemessenem Wohnraum versorgt hat. Von diesen 
Menschen sind viele in Berlin geblieben. Wir freuen 
uns sehr darüber, daß das so ist, und sehen das auch 
schon als eine gute Leistung Berlins als Solidarbeitrag 
für den Bund an. Aber es bringt, wie gesagt, von der 
Wohnungsseite her auch wieder einen zusätzhchen 
Bedarf. 

Würde sich der Senat angesichts dieser Lage für die 
vorgesehene abrupte Aufgabe der bislang gebunde- 
nen Mieten entscheiden, wie es das in Kraft befindli- 
che Gesetz verlangt, 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das von der 
SPD verabschiedet wurde!) 

entstünden vermutlich erhebhche Verzerrungen auf 
dem Wohnungsmarkt. 

Auch in Berlin weiß man, daß gesetzliche Miet- 
preisbindungen prinzipiell unserem freien markt- 
wirtschaftlichen System zuwiderlaufen. Sie sind 
zudem verwerflich, weil die zu beobachtenden Folge- 
wirkungen — Mietverzerrungen haben wir, wie hier 
schon angesprochen wurde, zwischen 2 und 12 DM — , 
Schwarzmarktmieten, Abstandszahlungen in fünf- 
stelhger Höhe und Scheinmietverträge, die unsozial 
und freiheitswidrig sind. Dies ist ein weiterer Grund, 
weshalb es nicht zur Installierung der Mietpreisbin- 
dung für Altbauten als Dauenecht kommen darf, wie 
es die Gesetzentwürfe von der SPD und den GRÜNEN 
vorsehen, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist es! Außer- 
dem verfassungswidrig!) 

Verehrte Kolleginnen und Kollegen von der Oppo- 
sition, neben den von mir bereits dargelegten inhalt- 
lichen Gründen ist Ihr Antrag auch nicht verfassungs- 
konform. Nach höchstrichterlicher Rechtsprechung 
verstößt die gesetzliche Fortschreibung der Mietpreis- 
bindung gegen unsere Verfassung. Sie würde zudem 
gegen alle Grundsätze der Gerechtigkeit verstoßen. 

Ich möchte Ihnen das kurz demonstrieren. Man muß 
sich nur einmal in Berlin umsehen, um festzustellen, 
was Mietpreisbindung konkret heißt. Die Höhe der 
Miete hängt im wesentlichen vom Zufall ab. Sie hängt 
nur davon ab, wie hoch an einem bestimmten Tag die 
Miete war. Bei gleicher Ausstattung, bei gleicher Lage 
kann der Mietpreis pro Quadratmeter und Monat 


— Was heißt „Aha"? Sie doch auch! 
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(A) 92 Pfennig oder 14,31 DM betragen. Diese Zahlen 
sind aus der Praxis. Soll also die Sozialrentnerin die 
14,31 DM pro Quadratmeter für die Wohnung zahlen 
und der Reichere in einer Wohnung sitzen, welche nur 
92 Pfennig pro Quadratmeter im Monat kosten darf? 
Dafür kann sich doch wohl keiner einsetzen. 

(Gattermann [FDP]: Doch, die SPD!) 

— Die SPD als soziale Partei kann sich dafür einset- 
zen. — Maßstab für die Miete darf nur der Wert der 
Wohnung sein, nicht aber der Zufall, Ich z. B. zahle in 
Kreuzberg für meine Wohnung 

(Zurufe von der SPD: Na? Na?) 

— wieso? — mehr als ein Kollege für eine vergleich- 
bare Wohnung am Kurfürstendamm. Das kann also 
auch nicht ganz in Ordnung sein. 

(Heiterkeit) 

— Über das Wohngeld brauchen wir uns hier nicht zu 
unterhalten. Wir haben ja schon vom Kollegen Kansy 
gehört, daß in sehr hohem Maße Wohngeld auch nach 
Berlin gegeben wurde, um den Mietern, die nicht in 
der Lage sind, sich eine etwas komfortable Wohnung 
zu leisten, dieses auch zu ermöglichen. 

(Frau Oesterle-Schwerin [GRÜNE] meldet 
sich zu einer Zwischenfrage) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

(B) 

Schutze (Berhn) (CDU/CSU): Nein, Frau Kollegin, 
ich bin jetzt ziemlich am Ende meiner Rede. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Sie wollte Ihnen 
die Wohnung einrichten!) 

Der bislang geltenden Mietpreisbindung liegt das 
Prinzip der Stichtagmieten zugnmde. Seine Entste- 
hung läßt sich bis in das Jahr 1914 verfolgen. Damals 
galt Kreuzberg als begehrte Wohngegend in Berlin, 
weshalb das Mietniveau hier höher als in anderen, 
schlechter erreichbaren Bezirken war. Um die damals 
außerstädtisch gelegenen Bezirke für Mieter attrakti- 
ver werden zu lassen, erhielten die dortigen Wohnun- 
gen oft eine bessere Ausstattung gegenüber den zwar 
nachgefragten, aber auch damals nicht luxuriösen 
Häusern in Kreuzberg. In dieser Situation — begehrte 
und teure Kreuzberger Wohnungen mit weniger Kom- 
fort einerseits und bessere Wohnbedingungen in 
anderen Bezirken andererseits — legte man sich auf 
Stichtagmieten fest. Kreuzberg war und blieb also 
kein billiges Pflaster, verlor aber in den nachfolgen- 
den Jahrzehnten als Wohngegend an Attraktivität, 
Hingegen ist der Wohnwert der anderen Bezirke kon- 
stant gestiegen, nicht aber im gleichen Verhältnis die 
Mieten. 

Dieses im Grunde uralte Berliner Mietpreisbin- 
dungssystem kann im Extremfall — Sie haben es 
schon gehört — zu absurden Fällen führen, z. B. dazu, 
daß eine Wohnung im Weddinger Hinterhof doppelt 
bis dreimal so teuer ist wie eine hervorragende Woh- 
nung in Hanglage am Wannsee. Weitere drastische 


Beispiele zeigen, daß durch das bisherige System (C) 
Schwarzmieten geradezu legalisiert werden. 

(Zurufe von der CDU/CSU; Richtig! Schiebe- 
rei! — Dr.-Ing, Kansy [CDU/CSU]: So ist 
es!) 

Deshalb ist der Weg in das soziale Mietrecht der 
einzig richtige. Auf Grund dieser Erwägungen und 
Erfahrungen haben wir nach reiflicher Überlegung 
und eingehender Diskussion eine Lösung gefunden, 
welche dauerhaft eine soziale Verbesserung der Woh- 
nungssituation in Berhn sichert. 

(Wartenberg [Berhn] [SPD]: Nach reiflicher 

Überlegung! — Selhn [GRÜNE]: Die Pohtik 
stiehlt sich aus der Verantwortung!) 

— Nach sehr eingehender Überlegung, das ist rich- 
tig. 

Auf der Grundlage eines Mietspiegels werden 
sowohl für neue als auch für alte Mietverhältnisse 
Kappungsgrenzen für Mieterhöhungen eingeführt. 

Hier ist schon darauf Bezug genommen worden, in 
welcher Form das erfolgen soU. Mit diesem System 
können jedenfalls nach unserer Auffassung soziale 
Ungerechtigkeiten vermieden werden. Weder käme 
es bei der vorgesehenen Aufhebung der gesetzlichen 
Mietpreisbindung zum Jahresende zu überproportio- 
nalen abrupten Mietsteigerungen, noch würden die 
Mieten künstiich auf ein unreahstisches Niveau 
gebracht. 

(D) 

Mit anderen Worten: Die von uns gefundene Rege- 
lung verbindet angesichts der besonderen Umstände 
auf dem Berhner Wohnungsmarkt die Vorteile abge- 
bremster Mieterhöhung mit den Chancen der im übri- 
gen Bundesgebiet geltenden Regelung des sozialen 
Mietrechts. Auch — der Kollege Lüder hat das hier 
schon erwähnt — die Interessen der Wohnungs- und 
Hauseigentümer werden in dem geplanten Gesetz 
berücksichtigt. Der Rahmen zur Erwirtschaftung von 
Finanzmitteln für Instandhaltungs- und Modernisie- 
rungsinvestitionen ist gegeben. 

Mein Kollege Dr. Kansy hat diesen von uns einge- 
leiteten Prozeß sehr zutreffend und anschaulich als 
sozialen Gleitflug des Berliner Mietrechts zu dem im 
übrigen Bundesgebiet geltenden Mietrecht bezeich- 
net. Deshalb, meine Damen und Herren von der SPD, 
werbe ich um Ihre Solidarität. Die Unionsparteien 
haben sich 1982, als Sie, die SPD, noch die Regie- 
rungsgeschäfte führten, der Unterstützung ebenfalls 
nicht verweigert: 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das kennen die 
nicht!) 

im Interesse Berlins, Lieber Herr Kollege Wartenberg, 

Sie selber strebten für Ihre Partei damals die heute zur 
Diskussion stehende schrittweise Heranführung der 
Berliner Mietverhältnisse an das im übrigen Bundes- 
gebiet geltende soziale Mietrecht an. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: War das ein 
Zitat?) 
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(A) — Das ist auf Seite 2 der Beschlußempfehlung und des 

Berichts nachzulesen, den wir damals beide abgege- 
ben haben. 

(Kittelmann [CDU/CSU]; Wer war das, Herr 
Kollege?) 

— Der Kollege Wartenberg. 

(Zurufe von der CDU/CSU: Aha, Warten- 
berg!) 

— Ja, ja. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Ich bitte Sie, zum Schluß zu 
kommen. 

Schulze (Berlin) (CDU/CSU): Jawohl. - Wir steu- 
ern eine ganz behutsame Landung Berlins bei den 
Regelungen des sozialen Mietrechts an. Beim besten 
Willen kann ich darin keinen Akt unsozialer Politik 
erblicken. Berliner werden gegenüber Vermietern 
nicht schutzlos ausgeliefert sein, wie Sie es den Men- 
schen einzureden versuchen. Auch die Mieter genie- 
ßen alle auch im übrigen Bundesgebiet geltenden 
Schutzbestimmungen. 

(Sellin [GRÜNE]: Vermieter aber mehr!) 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Wartenberg (Berlin). 

(Kittelmann [CDU/CSUj: Er kommt ja wie 
gerufen!) 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Lieber Kollege Schulze, also das 
war wirklich nichts. Diese widersprüchlichen, lieb 
vorgetragenen Argumente werden keinen Berliner 
überzeugen, die Regelung, die die Koalition jetzt vor- 
geschlagen hat, zu akzeptieren. Obwohl diese Rege- 
lung seit der letzten Woche bekannt ist und sich der 
Senat eine Entlastungsfunktion versprochen hat, 
läuft, weil sie so schlecht ist, die Unterschriften- und 
Abstimmungskampagne auf vollen Touren weiter, 
und die Berliner unterschreiben weiter. 

(Beifall bei der SPD — Zuruf des Abg. Kittel- 
mann [CDU/CSUj: Sie übertreiben ein biß- 
chen, Herr Kollege!) 

Die Stände in Berlin sind nach wie vor von Berlinern 
überlaufen, die sich an der Abstimmung für die Ver- 
längerung der Mietpreisbindung beteiligen wollen. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSUj : Das ist ja Volks- 
aushorchung!) 

Es nützt Ihnen doch überhaupt nichts, daß Sie das 
soziale Mietrecht propagandistisch in den Mittel- 
punkt stellen und meinen. Sie könnten damit die Lage 
in Berlin befrieden. 

(Kittelmann [CDU/CSUj: Ist das Ihre Rede 
von vor vier Jahren?) 

Nun noch ein Wort vielleicht zu der Art und Weise, 
wie Sie uns als Opposition ansprechen. Ich meine die 
Art und Weise, wie Sie in dieser für alle Berliner wich- 
tigen Frage die anderen Berliner Parteien behandeln. 


Es war bei allen Regierenden Bürgermeistern bis hin (C) 
zu Herrn von Weizsäcker gute Tradition, daß man, 
bevor man mit einem Berliner Problem in den Bundes- 
tag ging, versucht hat, einen Kompromiß zwischen 
allen Parteien herzustellen. Sie aber haben in der letz- 
ten Woche ganz kurzfristig unter dem Druck der Stim- 
mung in Berlin einen miserablen Gesetzentwurf 
zusammengebastelt, und für heute morgen um 8 Uhr 
lädt der Herr Bausenator die anderen Parteien huld- 
voll ein, um sie zu informieren. Das ist, gelinde gesagt, 
eine Unverschämtheit in bezug auf die Interessen 
aller Berliner — 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSUj: Das war für Sie 
wahrscheinlich zu früh!) 

nicht, weil die Abgeordneten spät eingeladen worden 
sind, sondern weil man mit Interessen aller Berliner so 
nicht umgehen kann. 

(Beifall bei der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Kittelmann? 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Ja, bitte schön. 

Kitteimann (CDU/CSU): Herr Kollege Wartenberg, 
geben Sie hier zu, daß Ihre jetzt durchgeführte Unter- 
schriftensammlung seit Monaten vorbereitet ist und 
läuft und von daher eine Festlegung der Opposition 
stattgefunden hat, bevor der Senat überhaupt in der 
Lage war, sich mit Ihnen über Einzelheiten zu unter- 
halten, daß also umgekehrt Sie von vornherein eine 
andere Richtung eingeschlagen haben, so daß das, 
was Sie jetzt der Regierung vorwerfen, wirklich nicht 
redlich ist? 

(Sellin [GRÜNE] : Das glauben Sie selber 
nicht!) 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Herr Kittelmann, Sie 
werden doch wohl nicht erwarten, daß eine Fraktion 
ohne eine Meinung, die sie sich vorher erarbeitet hat, 
in Gespräche und Verhandlungen eintritt. Das ist 
doch wohl etwas anderes, als wenn man der Opposi- 
tion einen fertigen Gesetzentwurf der Regierung zur 
Verhandlung vorlegt. — 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSUj: Aber der 
Gesetzentwurf ist von uns, Herr Kollege, 
nicht aus Berlin! Sie haben es immer noch 
nicht begriffen! — Seiters [CDU/CSUj: Das 
ist doch unser Gesetzentwurf!) 

Für uns Sozialdemokraten ist seit langer Zeit klar, daß 
eine Dauerregelung für die Mietpreisbindung die ein- 
zige Möglichkeit ist, um die besondere Situation Ber- 
lins auf Dauer zu sichern. Das unterscheidet doch Ber- 
lin von den anderen bundesdeutschen Ballungsgebie- 
ten: Es gibt kein Ausweichen ins Umland, es gibt 
keine Möglichkeit, den Wohnungsmarkt in Berlin 
durch Ausweichen ins Umland in irgendeiner Weise 
zu entlasten. Das ist der große Unterschied, das sollten 
Sie einmal zur Kenntnis nehmen. 

In Ihrem Entwurf gibt es eine Regelung, die gera- 
dezu absurd ist, daß nämlich bei Neuvermietungen 
eine höhere Mietpreissteigerung möglich ist als 
sonst. Wissen Sie eigentlich, was das bedeutet? Die 
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(A) größte Fluktuation, die wir in Berlin haben, haben wir 
in den Altbaugebieten mit schlechten Wohnungen, 
z. B. in Kreuzberg. Dort werden die Mieten dann 
durch den Abschluß neuer Mietverträge überpropor- 
tional steigen. Am Ku damm und in Wilmersdorf aber, 
wo die Bewohnerschaft stabil ist, werden sie nicht so 
stark — obwohl immer noch stark genug — steigen. 
Diese Regelung, bei Neuvermietungen eine Mietstei- 
gerung leichter durchsetzbar zu machen, führt gerade 
bei der Berliner Struktur dazu, daß die sogenannten 
Bruchbuden, von denen Sie vorhin gesprochen haben, 
in kurzer Zeit mit die teuersten Wohnungen wer- 
den. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]; Sie haben es 
immer noch nicht begriffen! Im freien Markt 
wird bei diesen Bruchbuden die Miete her- 
untergehen, Herr Kollege!) 

— Ach, reden Sie doch nicht so dummes Zeug, Herr 
Kansy! Sie verstehen doch — ausweislich Ihrer 
Rede — von der Berliner Situation überhaupt nichts. 

(Beifall bei der SPD - Seiters [CDU/CSU]: 

Das ist ein besonders hohes Niveau, das Sie 
da haben! — Weitere Zurufe von der CDU/ 
CSU) 

Sie können ein Ballungsgebiet wie Berlin nicht mit 
einer Klein- oder Mittelstadt, aus der Sie kommen, 
vergleichen. Da besteht ein gewisser Unterschied. 

(Seiters [CDU/CSU]: Sie sind ein echter Par- 
lamentarier!) 

Meine Damen und Herren, wir Sozialdemokraten 
haben bei der Verlängerung der Mietpreisbindung 
mehrere Forderungen mit eingebracht. Eine Forde- 
rung ist die nach dem Dauerrecht, eine weitere Forde- 
rung ist die, die Umwandlung von Miet- in Eigentums- 
wohnungen im Altbaubereich nachdrücklich einzu- 
schränken und den Mieter dort auf Dauer zu schützen, 
gleichzeitig eine Regelung zu treffen — in einer 
Tabelle wäre dann die Miethöhe festzulegen — , die 
auch Sprünge in der Mietpreissteigerung bei privater 
Modernisierung einfangen kann. Denn das ist das 
Problem auch bei der jetzigen Regelung der Miet- 
preisbindung: daß Modernisierungszuschläge die 
Mieten außerhalb der gesetzlich zugelassenen Miet- 
preissprünge immer noch bis auf das Doppelte steigen 
lassen können. Dies ist eine Regelung, die so nicht 
bleiben darf und die deswegen verbessert werden 
muß. 

Der Regierungsentwurf — in diesem Fall auch der 
Senatsentwurf — überrascht natürlich auch aus einer 
anderen Richtung. Hier wird pausenlos von der 
Rechtseinheit — Herr Lüder hat das ja sehr deutlich 
gesagt — gesprochen: Nun muß also der Markt auch 
in Berlin eingeführt werden. — Und es ist natürlich 
schon sehr eigenartig, daß die Befürworter von mehr 
Marktwirtschaft in Berlin ihr Credo gerade auch auf 
die Wohnungswirtschaft und auf die Mietenpolitik 
ausdehnen wollen, obwohl Bau- und Korruptions- 
skandale nicht zuletzt die Folgen einer ungehemmten 


privatwirtschaftlichen Verwertung von Grund und (C) 
Boden sind. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Gattermann [FDP]: Das Gegenteil ist richtig, 

Herr Kollege!) 

Diese Spekulations- und Bauskandale sind ja nicht 
überwiegend im Altbaubereich geschehen, sondern 
sie sind dort passiert, wo der Markt relativ frei ist. 

— Dies erstaunt um so mehr, als doch im Interesse der 
Wirtschaft und der Arbeitnehmer dieser Stadt für alle 
anderen Wirtschaftsbereiche besondere gesetzliche 
Bestimmungen, die z. B. im Berlinförderungsgesetz 
niedergelegt sind, für unabdingbar gehalten wer- 
den, 

(Gattermann [FDP]: Das ist auch eine Ursa- 
che!) 

wohl wissend, daß ohne diese bundesgesetzlichen, 
auf Berlin zugeschnittenen Wirtschaftshilfen die 
Konkurrenzfähigkeit der Berliner Wirtschaft gegen- 
über anderen Märkten kaum herzustellen wäre. So 
wie die besondere Situation Berlins eine besondere 
Wirtschaftsförderungspolitik erfordert, so gilt dies in 
gleichem Maße für die Wohnungs- und Mietenpolitik. 

Die Berliner SPD betrachtet daher die Mietpreisbin- 
dung als die Berlin-Förderung der Berliner Mieter, als 
die Berlin-Förderung des kleinen Mannes. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn sie jetzt als Dauerrecht installiert werden soll, 
geschieht dies in der Überzeugung, daß die besonde- 
ren politischen Bedingungen dieser Stadt das recht- 
fertigen. (D) 

Es wurde schon darauf hingewiesen, daß Gott sei 
Dank — anders, als das DIW-Gutachten vor zehn Jah- 
ren prognostiziert hat — die Bevölkerungszahl stabil 
geblieben ist. Berlin hat nicht 1,7 Millionen Einwoh- 
ner, sondern immer noch etwa 2 Millionen Einwoh- 
ner. Das heißt, eine Entlastung auf dem Wohnungs- 
markt ist auch durch einen überproportionalen Rück- 
gang der Bevölkerungszahl nicht eingetreten. Auch 
dieses ist ein wesentliches Argument; denn die Frage, 
ob irgendwo der schwarze Kreis bestehenbleiben soll 
oder der weiße Kreis eingeführt werden soll, war 
immer davon abhängig, wie die Wohnungsversor- 
gung und die Bevölkerungsentwicklung insgesamt 
sind, ob es eine angemessene Leerraumreserve bei 
preiswertem Wohnraum gibt. 

Diese gibt es in Berlin nach wie vor nicht. Deswegen 
sind wir dafür, daß jetzt endgültig die Mietpreisbin- 
dung als Dauerrecht in Berlin installiert wird. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Das war ja eine 
Logik! - Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Bei 
dieser Logik werden Sie nie eine Reserve 
bekommen!) 


Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. Zu den Tagesordnungs- 
punkten 4 a bis 4 c wird die Überweisung der Vorla- 
gen an die in der Tagesordnung aufgeführten Aus- 
schüsse vorgeschlagen. Gibt es anderweitige Vor- 
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(A) schlage? — Das ist nicht der Fall. Dann sind die Über- 
weisungen so beschlossen. 

Ich rufe Tagesordnungspunkt 5 sowie Zusatztages- 
ordnungspunkt 1 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Garbe und der Fraktion DIE GRÜNEN 

Schutz der Nordsee 

— Drucksache 11/247 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 
(federführend) 

Ausschuß für Wirtschaft 
Haushaltsausschuß 

Beratung des Antrags der Fraktion der SPD 

Schutz der Nordsee — 11. Internationale Nord- 
seeschutzkonferenz November 1987 in Lon- 
don 

— Drucksache 11/299 — 

Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

Ausschuß für Wirtschaft 

Haushaltsausschuß 

Meine Damen und Herren, interfraktionell sind eine 
gemeinsame Beratung dieser Tagesordnungspunkte 
und ein Beitrag bis zu zehn Minuten für jede Fraktion 
vereinbart. — Ich höre keinen Widerspruch. Dann ist 
so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat die Abge- 
ordnete Frau Garbe. 

Frau Garbe (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Her- 
ren und Damen! Den Antrag „Schutz der Nordsee 
der noch aus der vergangenen Legislaturperiode 
stammt, haben wir aus zwei Gründen wieder einge- 
bracht. Erstens. Eine abschließende Behandlung hat 
noch nicht stattgefunden. Zweitens. Im November 
dieses Jahres werden die Umweltminister der Nord- 
seeanrainerstaaten zum zweitenmal zu einer interna- 
tionalen Nordseekonferenz in London Zusammentref- 
fen, Gleichzeitig findet dort eine zweite alternative 
Konferenz von Umweltschützern statt, die den Namen 
„seas at risk"' trägt. 

Dies ist für uns Anlaß genug, den parlamentari- 
schen Arm für die Forderungen der Umweltverbände 
zu bilden und die Thesen der Aktionskonferenz Nord- 
see, wie sie 1984 in Bremen formuliert und vorige 
Woche bei der zweiten Aktionskonferenz wiederholt 
wurden, im Bundestag zu beraten. 

In den letzten Jahren wurden hier im Bundestag 
mehrere große Nordseedebatten geführt, so daß es 
schon fast müßig erscheint, an dieser Stelle noch ein- 
mal die Auflistung aller Schadstofffrachten zu brin- 
gen, die eine Bedrohung für die Nordsee darstellen. 

Nach wie vor ist es aber so, daß die Nordsee als 
Müllkippe der ganzen Nation herhalten muß. Sie wird 
so zum Endlager gefährlicher Stoffe. Nach wie vor 
werden unvorstellbare Mengen an Umweltgiften mit 
behördlicher Genehmigung völlig legal in die Flüsse 
eingeleitet und gelangen letztendlich in die Nord- 
see. 

Der Wahnsinn findet also täglich statt. Trotz voll- 
mundiger Öko-Parolen der Bundesregierung hat die 


Belastung der Nordsee durch viele gefährliche (C) 
Schadstoffe nicht abgenommen, was wegen des 
Anreicherungseffekts schon schlimm genug ist, son- 
dern sogar noch weiter zugenommen. 

Nicht abgenommen hat die Nitratbelastung. Erheb- 
lich zugenommen haben die Konzentration von 
Orthophosphat und die radioaktive Belastung. Ledig- 
lich verschoben wurde das Schwermetallproblem. 
Geradezu dramatisch verlaufen die Schädigungen in 
der Nordsee durch die wohl gefährlichste Gruppe von 
Umweltgiften, die Chlorkohlenwasserstoffe. 

Nirgends zeigt sich deutlicher, wie jämmerlich die 
Bundesregierung vor einem Problem versagt hat, des- 
sen Lösung natürlich nur durch eine wirklich vorsor- 
georientierte Umweltpolitik möglich ist. 

Schon 30 km unterhalb des Bodensees dürfen die 
Rheinfische wegen zu hoher Schadstoffkonzentration 
nicht mehr verkauft werden, und in der Nordsee 
beginnen diese Gifte bereits das Leben im Keim abzu- 
töten. 

Hier sind es vor allem die PCBs, hochgiftige Kunst- 
produkte der chemischen Industrie, die sich über die 
Nahrungskette bis zu 80 millionenfach anreichern, 
z. B. in Seehunden, Solche Werte befinden sich bereits 
in der Nähe jener Giftschwelle, bei der ein Lebewesen 
stirbt. Bei Hering, Scholle, bei Seevögeln und dem 
Seehund wurde eindeutig nachgewiesen, daß diese 
Gifte in die Keimdrüsen eindringen und die Fortpflan- 
zungsmöglichkeiten vermindern. 

Schon seit vier Jahren liegt ein Entwurf der Schad- 
stoffhöchstmengenverordnung in den Schubladen der 
zuständigen Ministerien, mit der endlich Grenzwerte 
für PCBs und Quecksilber in Lebensmitteln festge- 
schrieben werden sollen. 

In der Hamburger Bevölkerung ist, bedingt durch 
den dort höheren Fischverzehr, bereits eine über- 
durchschnittlich hohe Belastung mit Quecksilber 
nachgewiesen worden. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSUj: Das 
ist doch Quatsch!) 

Vorbeugender Umweltschutz heißt also mit den Wor- 
ten der Bundesregierung: Erst wenn der letzte Fisch in 
der Nordsee gestorben ist, wird man wohl eine gesi- 
cherte Datenbasis für den Erlaß von Gesetzen und 
Verordnungen haben. Vorher kungelt man freiwillige 
Vereinbarungen zum Wohle der Großindustrie aus. 

Ein weiterer Papiertiger ist das novellierte Wasser- 
haushaltsgesetz. Diese Novelle wurde meines Erach- 
tens nur geschaffen, um der Bevölkerung eine Beru- 
higungspille in Sachen Umweltschutz zu verpassen. 
Schon bei ihrer Verabschiedung stand fest, daß die 
Neuregelungen in absehbarer Zeit gar nicht umge- 
setzt werden. So gibt es keine Fristenfestsetzung für 
die Anhebung des Standes der Technik, sondern die- 
ser wird nach wie vor durch die Industrie vorgegeben. 

Eine Mindestanforderung für die Vermeidung von 
Nährstoff ein trägen fehlt. Nicht zuletzt mangelt es den 
Ländern an den nötigen Vollzugskapazitäten zur 
Umsetzung der Gesetzesvorschriften. 

Die Vergiftungspolitik der Bundesregierung fügt 
aber nicht nur der Nordsee große ökologische Schä- 
den ZU; sie gefährdet auch in ökonomischer Hinsicht 
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Frau Garbe 

(A) die Bevölkerung der Küstenregion. Dies begann 
damit, daß durch die großen Chemieansiedlungen 
und die nachfolgende Verseuchung der Elbe sämtli- 
che Elbfischer ihre Existenz verloren. Das hat sich in 
gigantischen Industrieansiedlungsprojekten entlang 
der Küste fortgesetzt. In diese Giftküchen wurden 
Milliarden an Subventionen gepumpt, ohne daß sie 
die bestehenden Arbeitsplatzprobleme lösen konn- 
ten. 

Die steigende Belastung der Nordsee gefährdet die 
natürlichen Grundlagen des seit langem stabilsten 
Wirtschaftszweiges auf den Inseln und in den Küsten- 
orten: des Fremdenverkehrs. Allein auf den ostfriesi- 
schen Inseln leben heute 30 000 Arbeitskräfte vom 
Fremdenverkehr. Voraussetzung dafür ist die Rein- 
haltung des Wassers, der Luft und des Bodens. Es 
wäre geradezu ein Hohn, wenn jetzt in dieser Region 
das Vorhaben, Giftmüll in Salzkavernen einlagern zu 
wollen, realisiert würde. Intensiver Fremdenverkehr 
ist mit Giftmülltransporten und Einlagerungen nicht 
vereinbar. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Da stellen Sie aber 
einen Zusammenhang her! — Carstensen 
[Nordstrand] [CDU/CSU] : Sie wollen ja auch 
keinen intensiven Fremdenverkehr da!) 

Meine Herren und Damen, die Nordsee kann nicht 
mehr warten, erst recht nicht auf die leeren Verspre- 
chen dieser Regierung und auf das Verweisen auf den 
schlechten Nachbarn, sprich; das mangelnde 
Umweltbewußtsein anderer Nordseeanrainer. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wenn eine Regie- 
rung gehandelt hat, dann ist es diese!) 

Wir wissen heute nicht, wie lange es dauert, bis sich 
nach dem dramatischen Ansteigen des Waldsterbens 
eine ebensolche Entwicklung auch im Lebensraum 
Nordsee abspielen wird. Erste untrügliche Anzeichen 
für ein solches Nordseesterben gibt es, und sie wer- 
den von eben denselben Politikern als Panikmache 
abgetan, die schon vor fünf Jahren das Waldsterben 
als eine Erfindung der GRÜNEN belacht haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Mit unserem umfassenden Antrag, den ich hier nur 
unvollständig vorstellen kann, der aber die verschie- 
densten Problemstellungen behandelt, möchten wir 
eines deutlich machen; Die Rettung der Nordsee 
erfordert eine radikale Umstellung der bisherigen 
umweltpolitischen Vorstellungen und Maßnahmen 
— nicht nur im Küstenraum, sondern im ganzen Ein- 
zugsgebiet der Nordsee. Das umfaßt die Einzugsbe- 
reiche von Elbe, Weser, Ems und Rhein, d. h. zwei 
Drittel der Fläche der Bundesrepublik. 

Um auch den heutigen Belastungszustand der 
Deutschen Bucht und des Wattenmeers nicht weiter 
zu verschlechtern, müssen wir eine Null- Lösung auch 
bei der weiteren Einleitung von Schadstoffen und 
düngenden Stoffen fordern. Denn das Instrument der 
Einhaltung von Grenzwerten bei der Einleitung bela- 
stender Stoffe erweist sich angesichts des Anreiche- 
rungsprozesses für die Nordsee als völlig ungeeignet. 
An die Stelle des Versteckens und Verdünnens der 
Abfälle und Abwässer unserer Industriegesellschaft 
müssen treten die Unschädlichmachung der Schad- 


stoffe am Ort der Produktion, die Änderung der Pro- (C) 
duktionsprozesse durch veränderte Technologien 
ohne schädliche Neben- und Endprodukte und der 
Verzicht auf bestimmte Produkte und Produktionen, 
wenn ihre Umweltgefährlichkeit durch andere Maß- 
nahmen nicht eingedämmt werden kann. Das gilt vor 
allem für viele Bereiche der Chlorchemie. 

Das bedeutet den Ausstieg aus einer Politik bloßer 
Umweltreparaturen und wachsender Belastungen 
unserer Lebensgrundlagen und einen Einstieg in die 

Entwicklung umweltverträglicher Produktionsme- 
thoden und Energiegewinnungsverfahren. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zusätzlich zu unserem Antrag — gleichsam als 
Punkt 17 — verlangen wir die Ausweisung der Nord- 
see als besonders schutzwürdiges Gebiet. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]; Sehr 
gut!) 

In Verhandlungen mit den anderen Anliegerstaaten 
der südlichen Nordsee, den Niederlanden und Däne- 
mark, ist durch die Bundesregierung darauf hinzuwir- 
ken, daß für das besonders belastete Gebiet der Deut- 
schen Bucht ein Konzept für ein besonders schutzwür- 
diges Gebiet — particular sensitive area — erarbeitet 
wird, das als wesentlichen Bestandteil ein Hineinwir- 
kungsverbot enthält. Der Schadstoffeintrag über 
Flüsse und Luft muß als Hauptbelastung mit erfaßt 
sein. 

Wir haben zu unserem Antrag „Schutz der Nord- 
see"' eine Anhörung im Umweltausschuß gefordert. 

Wir erhoffen uns, daß dadurch die Probleme der Nord- 
see hier im Hause endlich einmal ernster genommen ^ ^ 
werden, zumal der Bundeskanzler ja in seiner Regie- 
rungserklärung verlauten ließ, von nun ab die Schöp- 
fung bewahren zu wollen. Hier kann er beweisen, daß 
dieses Bekenntnis keine leere Worthülse bleibt. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Carstensen. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Dem 
Deutschen Bundestag sind heute zwei Anträge vorge- 
legt worden, von denen ich annehme, daß sie aus 
wirklich tiefer Sorge um die Nordsee entstanden sind. 

Ich glaube, auch die Rede, die Frau Garbe gehalten 
hat, spiegelt das wider. Zwar sind viele Dinge wieder 
aufgewärmt worden, zwar betreffen viele Dinge 
etwas, was wir überhaupt nicht in der Hand haben. Ihr 
Antrag, liebe Frau Garbe — das darf ich lobend 
erwähnen — , hebt sich von den Anträgen, die uns 
sonst die grüne Fraktion auf den Tisch legt, insofern 
wohltuend ab, als er nicht diesen ideologischen 
Schrott enthält, den wir sonst manchmal lesen müs- 
sen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]; Nun mal langsam! 

Euer Schrott ist schlimmer! — Jansen [SPD]: 

Die Raketen, nicht? — Frau Unruh [GRÜNE]: 

Allerdings!) 
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Carstensen (Nordstrand) 

(A) Aber eines haben Sie immer noch nicht gelernt und 
begriffen: daß wir die Instrumente, die Sie anwenden 
wollen, zumeist gar nicht in unseren Händen haben. 

Ich freue mich darüber, daß diese Anträge auf den 
Tisch gelegt worden sind. Als einer, der auf einer Insel 
in der Nordsee lebt, gestehe ich freimütig: Ich 
begrüße es, daß wir auf diese Weise hier stärker über 
die sehr komplexen Zusammenhänge diskutieren 
können, um dann auch zu guten Beschlüssen zu kom- 
men. Außerdem findet die Diskussion am heutigen 
Tag auch zum richtigen Zeitpunkt statt, weil in diesen 
Tagen auf Borkum die 5. Internationale Wattenmeer* 
konferenz stattfindet, der ich von dieser Stelle aus 
einen guten Erfolg wünsche. 

(Seiters [CDU/CSU]: Mein Wahlkreis!) 

— Ja, das ist der Wahlkreis von Rudi Seiters. 

(Seiters [CDU/CSU]: Da habe ich immer 
große Mehrheiten!) 

Es ist sicherlich richtig — wie es auch im Antrag der 
SPD steht — , daß politische Reden, Absichtserklärun- 
gen und Nordseeschutzdeklarationen dem Meer nicht 
weiterhelfen. Aber es muß doch die Frage gestellt 
werden: Wo war eigentlich die SPD mit ihrem Han- 
deln, nachdem schon 1979 das erste Nordseegutach- 
ten bekannt war? 

(Jansen [SPD]: Erblast?) 

Wo sind eigentlich, lieber Herr Jansen, die Forderun- 
gen der Kollegen der SPD an ihre eigenen Genossen 
in den von ihnen regierten Stadtstaaten, die von der 
Nordsee leben und die Entsorgung noch zu einem 
großen Teil direkt oder indirekt in die Nordsee vor- 
nehmen? 

(Jansen [SPD]: Alle produzieren Abwässer!) 

— Natürlich. Aber gucken Sie sich bitte einmal das 
Abwasser an, das aus Schleswig-Holstein wegfließt, 
und das Abwasser, das aus Hamburg wegfließt. Ich 
glaube, da werden sogar Sie mit Ihrer unempfindli- 
chen Nase einen gewissen Unterschied feststellen 
können. 

Natürlich ist es auch richtig, daß das Problem der 
Nordseeverschmutzung nicht nur und wohl auch nicht 
in der Hauptsache eine Angelegenheit derjenigen 
Regionen und Länder ist, die direkt an der Nordsee 
liegen. Nordseeschutz fängt in der Schweiz, in Frank- 
reich, in der CSSR und in der DDR an 

(Jansen [SPD]: In Bayern auch!) 

und hört in Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und 
Nordrhein-Westfalen noch lange nicht auf. 

(Jansen [SPD]: Richtig!) 

Aber wenn von der SPD Forderungen an den Bund 
gestellt werden, dann muß man von dieser Opposition 
auch verlangen, daß sie erst einmal ihre dreckma- 
chenden Genossen in Hamburg und Bremen in dieser 
Sache auf Vordermann bringt, damit diese in Sachen 
Nordseeschutz endlich ihre Hausaufgaben machen. 

(Frau Dr. Götte [SPD]: Das ist kein ideologi- 
scher Schrott?) 

— Sie können es sicherlich so sehen. Aber wenn Sie 
die Zahlen betrachten und wenn Sie sich die Gege- 
benheiten in diesen Städten ansehen, dann werden 


Sie zustimmen, daß Sie hier einen großen Arbeitsbe- (C) 
darf haben. 

Was den Schutz der Nordsee angeht, was die Ent- 
sorgung von Öl und Chemikalien im Hamburger 
Hafen angeht, was die Abwasser- und Müllbeseiti- 
gung angeht, wäre es bitter nötig gewesen, daß Ham- 
burg am letzten Sonntag eine andere Regierung 
bekommen hätte. Für Hamburg und für die Nordsee 
wäre das nur gut gewesen. Wenn Herr Dohnanyi 
immer noch am Schlickeggen im Hamburger Hafen 
festhält, dann halte ich das für eine große Sauerei. 

Aber ich sehe nicht ein, daß immer wir ihm das sagen 
sollen. Das sollten Sie ihm sagen. Kontaminierter 
Hafenschlick gehört nicht in die Nordsee verbracht, 

(Jansen [SPD]: Richtig!) 

weder durch das Eineggen in die Elbe noch durch 
Deponieren im Wattenmeer. 

(Jansen [SPD]: So haben wir es gesehen!) 

Man kann nicht hingehen und die Verschmutzung der 
Meere mit Öl und Chemikalien aus der Schiffahrt 
beklagen, wenn man nicht bereit ist, für notwendige 
Entsorgungseinrichtungen in den eigenen Häfen zu 
sorgen. Wer vom Hafen lebt, muß auch für die Entsor- 
gungseinrichtungen in den Häfen Sorge tragen. 
Ölverschmutzungen auf der Nordsee sind nur dann zu 
verringern oder gar zu vermeiden, wenn drei Forde- 
rungen erfüllt sind. 

Erstens brauchen wir genügend und kostengün- 
stige Entsorgungseinrichtungen in den Häfen. Was 
die Übernahme der Kosten angeht, werden wir wohl 
auch mit dem Bund reden müssen, wenn wir alle diese (D) 
Entsorgung wollen und die Häfen die Kosten nicht 
alleine tragen können. 

Zweitens brauchen wir eine schlagkräftige, wetter- 
unabhängige Überwachung für die Nordsee aus der 
Luft und auf dem Wasser. Hier ist der Bund vorbildlich 
aktiv geworden, allerdings nicht zu Zeiten der SPD- 
Regierung, sondern erst nach der Wende. Der Einstieg 
in die Luftüberwachung durch die Bundeswehr ist 
lobenswert. Aber ich sage hier von dieser Stelle auch, 
daß die Luftüberwachung durch ein besseres Träger- 
system optimiert werden muß. Die derzeit eingesetzte 
DO 28 reicht hierzu nicht aus. Die DO 228 wäre hier- 
für ein sehr geeignetes Flugzeug. 

(Frau Vennegerts [GRÜNE]: Tun Sie mal 
was!) 

Es wäre auch wünschenswert, daß die Luftüberwa- 
chung mit einem optimierten Träger, mit optimierter 
Ausrüstung in verstärkter Zusammenarbeit mit den 
Dänen und den Holländern erfolgt. 

Die dritte unabdingbare Forderung im Zusammen- 
hang mit weniger Öl in der Nordsee ist eine ver- 
stärkte, schmerzhafte Bestrafung derjenigen Umwelt- 
kriminellen auf dem Meer, die immer noch nicht 
begriffen haben, was sie machen, wenn auf ihrem 
Dampfer die Schotten und Ventile aufgerissen wer- 
den und sie sich in die Nordsee entsorgen. 

(Beifall bei Abgeordneten der GRÜNEN) 

Das vorgegebene Strafmaß reicht sicher aus. Das hier 
ist ein Appell an die Gerichte, den Strafrahmen bitte 
schön besser auszufüllen. 
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Carstensen (Nordstrand) 

(A) Meine Damen und Herren, 1987 ist das Jahr der 
II. Internationalen Nordseeschutzkonferenz. Diejeni- 
gen, die in Ihrer Regierungszeit zu wenig oder gar 
nichts auf den Weg gebracht haben, waren mit den 
Ergebnissen der ersten Konferenz in Bremen nicht 
zufrieden. Auch ich hätte nach der Bremer Konferenz 
gern mehr Greifbares gesehen. Aber bei aller Kritik: 
Dort ist es endlich gelungen — das war ein Verdienst 
dieser Konferenz — , daß zwischen den Anrainerstaa- 
ten ein Handlungsrahmen und ein gemeinsames 
Schutzkonzept verabredet wurde. 

(Jansen [SPD]: Mit allen?) 

Viel zu wenig ist international für den Schutz der 
Nordsee geschehen. 

(Jansen [SPD]: Richtig! — Frau Vennegerts 
[GRÜNE]: National auch!) 

Aber wir sind es doch, wir, die Bundesrepublik 
Deutschland, unser Bundesumweltminister, mein 
Ministerpräsident Uwe Barschei, die — neben unse- 
ren eigenen Initiativen — immer wieder das Defizit im 
Vollzug der anderen Länder anmahnen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Eigenlob stinkt, und 
zwar ziemlich stark!) 

Wir wissen doch alle, daß der Schutz unserer Nordsee 
nicht in einem nationalen Alleingang zu erreichen ist, 
daß unsere Anstrengungen und Erfolge, die Sie auch 
einmal anerkennen sollten, allein nichts nützen. Des- 
wegen sollten Sie die Initiativen aus dem Bundesum- 
weltministerium und gerade auch aus Schleswig-Hol- 
stein begrüßen, die die Konferenz in London zu bes- 

(B) seren Ergebnissen bringen sollen. 

Der Bundesumweltminister hat für London fol- 
gende Initiativen eingebracht: Die gesamte Umwelt- 
belastung der Nordsee muß durch Emissionsbegren- 
zung an der Quelle nach dem Grundsatz der Vorsorge 
verringert werden. 

(Eigen [CDU/CSU]: Richtig!) 

Der Eintrag von Nährstoffen, Phosphaten und Stick- 
stoff muß in allen Anrainerstaaten erheblich verrin- 
gert werden. 

(Zuruf von der [SPD]: Sie sollten das Ihren 
Bauern sagen!) 

— Nein. Da sehen Sie einmal, wie wenig Sie von die- 
ser Materie verstehen, wenn Sie Herrn Eigen darauf 
hinweisen. Sie verstehen vom Schutz der Nordsee 
genausoviel wie die Kuh vom Sonntag. Das Gefühl 
habe ich zumindest. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU) 

Die Nordsee — da freue ich mich, daß die GRÜNEN 
auch die Vorschläge der Bundesregierung aufgreifen; 
das, was dort gemacht wird, scheint doch nicht so 
schlecht zu sein — muß zum Sondergebiet nach MAR- 
POL erklärt werden, um insbesondere und gerade 
auch den Schutz des Wattenmeeres zu verstärken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 

Frau Garbe [GRÜNE]: Nicht nur nach 
MARPOL!) 

Schiffstreibstoffe sollen eine internationale Min- 
destqualität erhalten, um die Ölabfälle deutlich zu 
verringern. Die Schiffsentsorgung in den Häfen ist zu 


verbessern. Die Abfallverklappung ist ab 1990 zu (C) 
beenden. Mir wäre ein früherer Zeitpunkt lieber. 

(Zuruf von der SPD: Tun Sie doch was 
dafür!) 

— Vielleicht sollten Sie sich einmal mit Ihrer Kollegin 
Frau Terborg unterhalten. Vielleicht werden Sie dann 
etwas sensibler bei diesem Thema. 

Sie sollten die Vorschläge, die Initiativen der Bun- 
desregierung unterstützen. Diese dienen dem Ziel, 
das Sie und wir gemeinsam verfolgen. 

Lassen Sie mich zum Schluß noch einen Gedanken 
äußern. Bitte bedenken Sie immer, daß viele Bewoh- 
ner der Küste von der See leben. Das sind insbeson- 
dere die Fischer und die Bürger, die im Fremdenver- 
kehrsgewerbe tätig sind. Gerade wir Bewohner der 
Küste haben auch aus diesem Grund ein nachhaltiges 
Interesse an einer sauberen Nordsee. 

Man kann die Nordsee aber nicht nur durch Dreck 
kaputtmachen, man kann sie auch kaputtreden. Die 
Nordsee ist glücklicherweise keine — wie sich Frau 
Kollegin Blunck einmal hier von dieser Stelle aus ver- 
stiegen hat zu behaupten — giftige, übelriechende, 
gesundheitsgefährdende Kloake, bei der man sich 
überlegen müsse, ein Badeverbot auszusprechen. 
Lassen Sie uns neben den Anstrengungen für den 
Umweltschutz in der Nordsee auch dafür sorgen, daß 
die Nordsee, der Fisch und die Urlaubsgebiete nicht 
ihr verdient gutes Image verlieren. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her- (D) 
ren, bevor ich das Wort weitergebe, darf ich einen 
Ehrengast begrüßen. Auf der Ehrentribüne hat der 
Präsident des spanischen Abgeordnetenhauses und 
der Cortes Generales, Herr Felix Pons IrazazabaL mit 
seiner Begleitung Platz genommen. 

Ich habe die Ehre, Sie, verehrter Herr Präsident, im 
Deutschen Bundestag zu begrüßen. Wir wünschen 
Ihnen einen angenehmen und fruchtbringenden Auf- 
enthalt und interessante Gespräche hier in Bonn und 
Düsseldorf. 

Wir danken Ihnen auch für Ihren Besuch in Berlin 
und das Interesse, daß Sie damit an der besonderen 
Lage der geteilten Stadt genommen haben. 

(Beifall) 

Das Wort hat der Abgeordnete Jansen. 

Jansen (SPD): Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

Herr Präsident! Schon wieder findet im höchsten deut- 
schen Parlament eine Debatte über die langsame, 
aber sichere Vergiftung der Nordsee statt. 

Wir reden und fordern und hoffen, aber in der poli- 
tischen Umsetzung findet international und national 
sehr wenig statt. 

Damit Sie mich richtig verstehen: Diese Kritik rich- 
tet sich nicht nur gegen die jetzige Bundesregierung, 
sondern gegen die Regierungen aller Nordseeanrai- 
nerstaaten und auch gegen frühere Regierungen, die 
nicht ausreichend gehandelt haben. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der CDU/CSU) 
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(A) Viel zu wenige verantwortliche Politiker haben bis- 
her begriffen, daß unser industriell und gewinnorien- 
tierter Raubbau an der Natur einem ungedeckten 
Wechsel auf die Zukunft gleichkommt, 

(Zustimmung bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

denn unsere Kinder und schon viele von uns werden 
diesen Wechsel nicht mehr mit Geld einlösen können, 
sondern sie werden mit ihrer Gesundheit bezahlen 
müssen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Leider hat die jetzige Bundesregierung der Auffor- 
derung des Bundestages vom 11. März 1986, zu 
Beginn der neuen Legislaturperiode einen Bericht 
über den derzeitigen Zustand der Nordsee, über die 
Umsetzung der Beschlüsse der ersten INK und über 
die Vorbereitung auf die zweite Internationale Nord- 
seekonferenz vorzulegen, bis heute nicht entspro- 
chen. 

Aber wie sollte sie auch? Der frühere Umweltmini- 
ster Wallmann hat sich um die Nordsee nie geküm- 
mert. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist nicht 
wahr!) 

Er hatte genug mit den schweren Vergiftungen des 
Rheins und mit Tschernobyl zu tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Er war höchstper- 
sönlich auf Borkum!) 

Als er mit Stolz meldete, daß sich die schweren Ver- 

(B) giftungen des Stromes durch Industrieunfälle und 
sogenannte Störfälle wieder verringert hätten, war 
ihm entgangen, daß dies auch damit zu tun hat, daß 
das Wasser im Rhein bergab fließt und daß die Gifte in 
der Nordsee gelandet waren. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ich möchte Sie 
darauf aufmerksam machen, daß die Kraft der Nord- 
see nicht mehr dazu ausreicht, all die eingeleiteten 
Gifte aus den Flüssen, durch Luftverschmutzung, 
durch Klärschlämme, durch Hafenschlick und Bag- 
gergut, in der Form von Dünnsäureverklappung und 
Giftmüllverbrennung auf hoher See zu verdünnen 
oder biologisch abzubauen. 

Mengen von Schwermetallen, von PCB und von 
Phosphaten haben die Deutsche Bucht und weite 
Teile der Nordsee in einen Gefährdungszustand 
gebracht, von dem niemand weiß, ob er sich über- 
haupt wieder beseitigen läßt. Viele der schweren 
Belastungen verstärken sich über die natürliche Kette 
in der Nordsee: Klein tierlebewesen, Plankton, Fisch, 
menschliche Ernährung. All das ist gar nicht auf den 
Punkt genau erforscht. 

Ein Nationalpark Wattenmeer oder Schutzzonen- 
konzepte sind unter den gegebenen Umständen 
— lassen Sie mich das einmal so zugespitzt sagen — 
Scheinaktivitäten, 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

die nichts als eine billige Peep-Show politischer Pro- 
portionen sind. 

(Zustimmung bei der SPD — Eigen [CDU/ 

CSU]: Erläutern Sie einmal „Peep-Show"!) 


— Pardon, einverstanden. — Die Probleme der Nord- (C) 
see müssen endlich konsequent angepackt werden, 
denn es geht auch um die Zukunft der Menschheit. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Carstensen? 

Jansen (SPD): Ich gehe davon aus, daß sich dadurch 
meine Redezeit nicht verkürzt. 

Präsident Dr. Jenninger; Wie gehabt! — Bitte 
schön. 

Carstensen (Nordstrand) (CDU/CSU): Herr Kollege 
Jansen, gehen Sie auch davon aus, daß die Vorschläge 
der SPD, die sie im Moment sehr stark unter der Decke 
hält, nämlich Ihre Vorschläge zu einem Nationalpark- 
konzept, das ja seinerzeit auch von Herrn Professor 
Heidemann sehr stark vertreten worden ist, ebenfalls 
mit einer Peep-Show zu vergleichen sind? 

Jansen (SPD): Lieber Herr Kollege, wir haben in 
Schleswig-Holstein vor, die Schutzzonen bedeutend 
intensiver zu gestalten und viel mehr Maßnahmen im 
Interesse von Naturschutz, Schutz der Vogelwelt und 
all dem, was dazugehört, durchzusetzen. Dies aber 
nicht vom grünen Schreibtisch in Kiel aus zu tun, son- 
dern es mit den Menschen vor Ort durchzusprechen, 
das ist unser Ziel. Die Interessenlage der Menschen 
muß werden, diesen Naturschutz zu bekommen, statt 
den Fremdenverkehr immer weiter in solche Rächen 
auszudehnen. Nur, man muß die Menschen von sol- 
chen Konzeptionen überzeugen; man kann sie nicht 
mit Verordnungen dazu bringen, dies den Politikern 
abzunehmen, nachdem die Politiker so lange falsch 
oder nicht gehandelt haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Für das Wattenmeer muß das heißen: keine Ölboh- 
rungen, keine militärischen Belastungen des sensib- 
len Bereichs, und zwar von den Niederlanden über die 
Bundesrepublik bis hinauf nach Dänemark, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und zwar mit einer ganz konsequenten Politik. Schluß 
mit neuen Industrieansiedlungen in den natürlichen 
Bereichen der Küste! Wir haben, wenn wir industriell 
dort etwas machen wollen, genug Gewerbeflächen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Es gibt genug Industriebrachen. Wir müssen endlich 
begreifen, daß die Belastungen der Meere und der 
gesamten Natur nicht bei Störfällen oder fehlender 
Umwelttechnologie, sondern bereits bei der Entste- 
hung der Schadstoffe anfangen. Dies zu vermeiden 
wird die Aufgabe der Zukunft sein müssen. 

Genau hier, liebe Kolleginnen und Kollegen, setzt 
beim Thema „Nordseeschutz" eben auch der Zwang 
zu einem schnellstmöglichen Ausstieg aus der Atom- 
energie ein. 

(Beifall bei den GRÜNEN und bei Abgeord- 
neten der SPD) 

Nicht nur Atomwaffenversuche, sondern auch Tscher- 
nobyl und die atomaren Wiederaufbereitungsanlagen 
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Jansen 

(A) in Sellafield und La Hague haben die Nordsee radio- | Vokabular zu unterschreiben. Dann sollte er die Kon- 


aktiv belastet, und dies kann man in der Irischen See 
und im Ärmelkanal inzwischen in erheblichen Dimen- 
sionen messen. 

Was erlauben wir uns eigentlich, liebe Kolleginnen 
und Kollegen? Niemand von uns weiß, welche erbbio- 
logischen Folgen die radioaktive Belastung für die 
Lebenswelt der Meere hat. Wir setzen irgendwelche 
Grenzwerte — ich behaupte: oft ohne wissenschaftli- 
che Seriosität — , 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

und wir wissen gar nicht, was die verschiedenen Bela- 
stimgen in der Kombination oder in der Langzeitwir- 
kung bedeuten. Wir Menschen tun so, als bestimmten 
wir den Lauf dieser Welt allein. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Richtig!) 

Wir müssen viele andere Dinge anfassen, die wir bis- 
her nicht so gesehen haben. 

Statt darüber nachzudenken, wie wir Menschen mög- 
lichst hoch bestrafen, weil sie Bedenken gegen die 
Volkszählung haben, sollten wir lieber die Strafen für 
Nordseeverschmutzer erheblich verschärfen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Ich bin gegen Berufsverbote für junge Menschen, die 
eine andere politische Meinung vertreten, aber ich bin 
dafür, daß Kapitäne, die ihre Öl- und Chemietanker in 
der Nordsee spülen, ihr Patent verlieren. So scharf 
müssen wir dagegen vergehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

(Bl 

' Wenn die anderen Nordseeanlieger auch auf der 
zweiten Konferenz noch immer nicht so weit sind, 
wirksame und schnelle Vereinbarungen zum Schutz 
der Nordsee im November in London zu treffen, dann 
sollte der neue Umweltminister ein deutliches Zei- 
chen setzen. 

Herr Minister Töpfer — ich weiß nicht, wer von 
Ihnen beiden es ist — 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— niemand, Entschuldigung! — , Sie haben unsere 
volle Unterstützung 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge- 
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten Sei- 
ters? 

Jansen (SPD): Ja. 

Setters (CDU/CSU): Herr Kollege Jansen, würden 
Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß Minister Töpfer an 
der Umweltkonferenz der europäischen Minister teil- 
nimmt? 

(Dr. Laufs [CDU/CSU]: Das weiß der 

Umweltpolitiker Jansen natürlich nicht! Der 
hat ja keine Ahnung!) 

Jansen (SPD): Ich nehme das zur Kenntnis. 

Ich will jetzt auf den Minister zugehen und ihm 
sagen, daß er unsere volle Unterstützung hat, wenn er 
sich diesmal weigert, in London nur diplomatisches 


ferenz in London lieber platzen lassen oder verta- 
gen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Es bringt nichts, nur schöngeistige Reden aufzuschrei- 
ben und nicht zu handeln. Wir Sozialdemokraten 
erwarten, daß die Nordsee in London endlich unter 
Schutz gestellt wird, wie auch immer, aber mit aller 
Konsequenz, daß alle vorhandenen und erforderli- 
chen Schutzbestimmungen in eine verbindliche Nord- 
seeschutzkonvention übernommen werden, daß aUe 
Anliegerstaaten ein großes Investitionsprogramm 
rechtlich und finanziell orgaiüsieren, um alle Abwas- 
seranlagen in Richtung Meer auf den neuesten Stand 
der Technik zu bringen, daß Verklappungen von 
Dünnsäure in Vorflutern oder durch Schiffe unverzüg- 
lich eingestellt werden. 

Aber, wie gesagt, das sind Forderungen, die wir 
schon oft gestellt haben. 

Vielleicht schafft es dieser Bundestag im Interesse 
der Sache Nordseeschutz heute, wie 1984 zu einer 
gemeinsamen Position zu kommen. Dies hat aber nur 
Sinn, wenn wir gemeinsam der jetzigen Regierung in 
Richtung London Druck machen oder, wenn Sie es 
anders hören wollen, ihr helfen, sie stärken, so daß wir 
konsequente Erfolge durchsetzen, was die Entsor- 
gung von Schilfen in Häfen angeht. Wann endlich 
bietet der Bund den Ländern und Kommunen z. B. an, 
die Kosten für die Schiffsentsorgung zu überneh- 
men? 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Das wäre mal 
was!) 

Das wäre ein Schritt, der greifen könnte. 

Ich sage, liebe Kolleginnen und Kollegen: Wenn 
sich der Staat und die privaten Verursacher von 
Umweltschäden nicht zu Umweltschutzinvestitionen 
und zur Vermeidung von Schadstoffen zwingen, dann 
wird auf Kosten der Gesundheit der Menschen 
gespart. Wer die Meere und den Wald kaputtgehen 
läßt, nimmt bewußt oder fahrlässig in Kauf, daß Men- 
schen krank werden, daß sich der Krebs immer weiter 
ausbreitet und mehr Menschen sterben müssen. 

Wir alle sollten darüber nachdenken: Wir schaffen 
viele Gesetze und geben große Summen im Kampf 
gegen Terrorismus und Gewalt aus. Wir sollten nicht 
vergessen, daß eine Industriepolitik, die sich in erster 
Linie an Gewinnen orientiert und die Natur kaputt- 
macht, auch Gewalt gegen Natur und Menschen ist. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Wir sollten das gemeinsam schnell beenden; denn die 
Natur lebt nicht vom Parteienstreit, die Natur und in 
ihr die Menschen und Tiere brauchen schnell Hilfe. 

Der Kieler Professor Dr. Wassermann schloß seine 
Rede auf der Aktionskonferenz der Nordsee mit den 
Sätzen: 

Die bereits vorliegenden wissenschaftlichen Fak- 
ten rechtfertigen kein noch Jahrzehnte andau- 
erndes intensives Erforschen der letzten wissen- 
schaftlichen Zusammenhänge bei weiterlaufen- 


(C) 
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(A) der V erschmutzung. Es ist keine Zeit mehr zu ver- 
lieren. Die Politiker sind im Zugzwang, 

Wir sollten uns dieser Meinung anschließen. Ich wün- 
sche mir, daß wir, wenn wir das nächste Mal hier dis- 
kutieren, sagen können: Wir haben etwas bewirkt, mit 
den Sonntagsreden ist Schluß gewesen, die Nordsee 
ist ein Stück nach vom gebracht worden. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Wolfgramm. 

Wotfgramm {Göttingen) (FDP); Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen! Meine Herren! Ich 
hätte mir für die heutige Debatte gewünscht, daß wir 
den Bericht der Bundesregierung schon vorliegen hät- 
ten und daß wir dann auch sorgfältig an der Vorbe- 
reitung der zweiten Nordseeschutzkonferenz mitwir- 
ken könnten. Da wir aber noch Zeit haben — denn sie 
wird ja im November stattfinden — , wünsche ich mir, 
daß wir das noch nachholen können. Insofern meine 
ich, daß die heutige Antragstellung sowohl von den 
GRÜNEN wie auch von der sozialdemokratischen 
Fraktion verfrüht war und daß sie uns in der Sache 
nicht viel weiterhelfen wird trotz pathetischer Positio- 
nen, die hier vorgetragen worden sind. 

Übrigens, auch das wiederholte Beschwören z. B. 
von Null-Emissionen von künstlichen Schadstoffen, 
meine Kollegen von den GRÜNEN, ist wohl eine Posi- 
tion, von der jeder sagen wird: Die werden wir wohl 
nie erreichen können, so sehr wir uns diesem Mini- 

(B) mum nähern wollen. Ich wäre Ihnen übrigens sehr 
verbunden, wenn Sie Ihre Energie mehr darauf ver- 
wenden würden, vielleicht in England oder Belgien 
dafür zu werben, daß für die Nordsee mehr getan wer- 
den muß. 

(Zuruf der Abg, Frau Garbe [GRÜNE]) 

Sie verströmen im Augenblick Ihre Energie, indem Sie 
gesetzeswidrig zum Boykott gegen die Volkszählung 
aufmfen. England wäre Ihre Position, Belgien wäre 
angesprochen, damit nicht wieder Transporte nach 
Belgien gehen können, die dann dort geheim ver- 
klappt werden. Das wäre eine Hilfe für den Umwelt- 
schutz, da könnten Sie sich für die Nordsee wirklich 
verdient machen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Buchen Sie die nächsten Reisen nach England und 
Belgien, und tun Sie dort etwas. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Knabe? 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Ja, bitte sehr, Herr 
Kollege. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Gestatten Sie eine Zwischen- 
frage: Ist Ihnen bekannt — ich vermute, nicht — , daß 
ich morgen im Brüsseler Fernsehen, im Super Chan- 
nel, genau über diese Frragen sprechen und an die 
Engländer, Belgier und andere appellieren werde 
™ es geht genau um die Nordsee — , daß wir versu- 
chen, auf diese Länder einzuwirken? Wir haben keine 


Regierungsvollmacht, aber wir benutzen unsere Mög- (C) 
hchkeiten, uns politisch dazu zu äußern. 

Wolfgramm (Göttingen) (FDP): Ich begrüße das 
sehr, Herr Kollege, und wünsche Ihnen den bestmög- 
lichen Erfolg bei diesem Auftritt. Sie sind aber leider 
eine verschwindend kleine Minderheit bei den GRÜ- 
NEN; denn die GRÜNEN ziehen im Augenblick über 
das Land, um in rechtswidriger Weise zu einem 
Boykott gegen die Volkszählung aufzurufen, und 
gehen nicht nach Brüssel, wie Sie das verdienstvoller- 
weise tun. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Frau Schoppe [GRÜNE]: Wie heißt es immer 
in solchen Situationen: Zur Sache, Schätz- 
chen!) 

Ein flottes Sprüchlein hilft da nicht, Frau Kollegin. 

Übrigens, Herr Kollege Jansen, Sie haben hier sehr 
emphatisch — ich finde, in manchen Punkten ist das 
auch nötig — vorgetragen, was alles an Mängeln bei 
der Nordsee besteht. Ich habe Sie schon in der letzten 
Debatte über die Nordsee herzlich gebeten, doch Ihre 
Kontakte zu nutzen und mit den Bürgermeistern von 
Bremen und Hamburg zu sprechen und sich dafür 
einzusetzen, daß dort mehr für den Nordseeschutz 
geschieht; denn beide Stadtstaaten sind ja sehr stark 
in Verzug geraten. Ich will nicht verkennen, daß in der 
Zwischenzeit in beiden Städten einiges in Bewegung 
gekommen ist, aber es hätte sehr viel mehr sein kön- 
nen. Ich vermisse dabei Ihren Einfluß. Es wäre nütz- 
lich gewesen. Sie hätten diesen Rat befolgt. Ich sehe, 
daß erst die FDP jetzt in Hamburg dafür sorgen muß, 
daß wir diese Möglichkeiten voll ausschöpfen. 

(Jansen [SPD]: So wie in unserer Koalition!) 

~ Ja, ja, wir müssen Ihnen bei der Sache anscheinend 
Beine machen. Sie haben es leider nicht erreichen 
können. Z. B. die Frage des Standes der Technik der 
Abwasserbehandlung wäre eine wichtige Sache 
gewesen. Hamburg hätte da vorziehen können, wenn 
es gewollt hätte. 

(Jansen [SPD]: Bremen hat es ja!) 

Übrigens muß ich an dieser Stelle feststellen, daß 
ich nicht glücklich bin, daß von den vier norddeut- 
schen Küstenländern, die an die Nordsee angrenzen, 
nur ein Land einen Vertreter zu dieser Debatte ent- 
sandt hat. Selbst bei einer Debatte, die ich schon vor- 
hin als verfrüht charakterisiert habe, weil uns die 
Unterlagen und damit die sorgfältige Vorbereitung 
dafür fehlen, empfinde ich es als nötig, daß die Länder 
ihre Vertreter hier auf die Bundesratsbank entsenden, 
damit diese Augen und Ohren offenhalten und so 
Zeugenbericht erstatten. 

(Beifall bei Abgeordneten der FDP, der SPD 
und der GRÜNEN) 

Ich wäre dankbar, wenn das in Zukunft anders sein 
könnte. 

Wir haben eine Fülle von Erfolgen in der Vergan- 
genheit verzeichnen können. Ich stehe nicht an zu 
sagen, daß das natürlich längst nicht ausreichend ist. 

Für unsere Wünsche ist aber doch einiges geschehen. 

Dazu gehört die Reduzierung durch die Technische 
Anleitung Luft und Großfeuerungsanlagen-Verord- 
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Wolfgramm (Göttingen) 

(A) nung. Den ganzen Bereich der Wasserkompetenz 
haben wir im letzten Jahr erheblich verbessern kön- 
nen. 

Es fehlt aber die Bundeskompetenz. Ich wiederhole 
das noch einmal: Die Bundeskompetenz fehlt uns. 

(Zuruf von der SPD: Wollen Sie das betrei- 
ben?) 

Die FDP-Fraktion betreibt es. Die Position der SPD 
wäre viel glaubwürdiger, wenn Sie hier erklären 
könnten, Herr Kollege Jansen, daß Sie das voll unter- 
stützen und wenn Sie dann zu den Bürgermeistern der 
Hansestädte gingen und sagten: „Wir brauchen hier 
in Bonn die Bundeskompetenz, weil wir die Durchfüh- 
rung nicht ordentlich kontrollieren können, weil die 
Durchführung bei den Ländern unterschiedlich ist 
und weil darunter in erster Linie die Nordsee leidet. " 
Es wäre schon sehr hilfreich, wenn Sie uns da zur 
Hand gehen könnten. Der Appell hier im Bundestag 
ist sicher wichtig, aber es ist schon notwendig, das 
nachher umzusetzen. 

Es hat eine Vielzahl von Initiativen gegeben. Das 
Nordseegutachten hat die Sache ernsthaft begonnen. 
Der neue Umweltminister, Herr Professor Töpfer, hat 
übrigens damals schon mitgewirkt. Er kann heute aus 
berechtigten Gründen nicht hier sein, aber ich möchte 
ihm sagen, daß wir hohe Anforderungen an ihn stellen 
werden. Er hat eine hohe Sachkompetenz, wir stellen 
aber auch hohe Anforderungen an ihn. Wir werden 
ihn bei der Verbesserung des Umweltschutzes voll 
unterstützen, so wie die Staatssekretäre Grüner und 

(B) Gröbel. Wir werden aber von der Regierung das 
äußerste verlangen und werden darin auch nicht 
nachlassen. Wir wünschen ihm Durchsetzung und 
Erfolg gegenüber den Regierungen in der EG, der 
Industrie, den Verbänden und auch bei der Motivie- 
rung der Bürger. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ein weiterer Punkt, der uns große Sorgen macht, ist 
die Einleitung von Schwermetallen in die Elbe. Elbe 
und Weser sind die beiden Flüsse, die die Nordsee 
naturgemäß am stärksten schädigen. Der Anteil der 
Schwermetalle ist noch angestiegen. Wir wissen aus 
Messungen, daß er leider durch DDR- und CSSR- 
Frachten angestiegen ist. Es wird also unser besonde- 
res Anliegen sein müssen — und ich glaube, hier soll- 
ten wir auch versuchen, eine Gemeinsamkeit zu prak- 
tizieren — , daß wir die Deutsche Demokratische 
Republik dazu bringen, mit der Unterzeichnung des 
Umweltabkommens wenigstens den ersten Schritt zu 
gehen, um dann weitere Möglichkeiten zu finden. Wir 
wissen, daß an der Oberelbe schon Anstrengungen 
unternommen worden sind — das liegt natürlich unse- 
rem Nachbarn ein bißchen näher — , aber an der 
Unterelbe geschieht gar nichts. Hier müssen wir aber 
zu erheblichen Verbesserungen kommen. Ich werde 
selbst versuchen, meinen Teil dazu beizutragen, auch 
in Gesprächen mit der CSSR und der DDR. Das hat 
sich bei letzten Gesprächen hoffnungsvoll angelas- 
sen, wir müssen aber nun darauf dringen, daß der 
Sache tatsächliche Taten folgen. 

Demgegenüber können wir mit einer gewissen 
Befriedigung sagen, im Rhein hat die Konzentration 


von Quecksilber, Cadmium und Blei abgenommen. (C) 
Das zeigt, daß Maßnahmen greifen. 

Wir brauchen aber neben den schon erreichten 
Positionen, nämlich der Einstellung der Einbringung 
von organisch belasteter Dünnsäure, der Verklap- 
pung von Klärschlamm, der Einbringung von Grün- 
salz — diese Dinge haben wir eingestellt — , auch die 
Beendigung der Abfallverbrennung auf See. 

Die Koalitionsvereinbarung, die für die nächsten 
vier Jahre Positionsmarken deutlich macht, möchte 
eine verstärkte Zusammenarbeit der Nordseeanlie- 
gerstaaten. Ich habe schon eine Anmerkung zur Bun- 
desratsbank gemacht. Eine Vereinbarung des Bundes 
und der Küstenländer über die Ausweisung von 
Schutzgebieten in der Nordsee, soweit sie eigenes 
Hoheitsgebiet ist, können wir selbst treffen. Zu einer 
Vereinbarung über die Eindämmung der Verunreini- 
gung durch Öle und Chemikalien machen wir Vor- 
schläge: kostenlose Schiffsentsorgung als Anreiz und 
natürlich eine Koordinierung der Umweltüberwa- 
chung im Küstenbereich, hier auch grenzüberschrei- 
tend. Das ist ein wichtiger Punkt. Wir wollen den Ego- 
ismus der Staaten aufbrechen und wollen das verbes- 
sern. 

Grundwasserschutz, Reduzierung des Nitrateintra- 
ges und verstärkte Anreize zur Förderung integrierter 
Wasserkreisläufe werden helfen. Wir brauchen eine 
Fülle von Maßnahmen, um das zu erreichen, was wir 
schließlich erreichen wollen. 

Ich will Ihnen den Katalog jetzt nicht vortragen. Ich 
möchte das tun, sehr viel umfassender, wenn wir den 
Bericht der Bundesregierung haben. 

Es ist ein wichtiges Anliegen meiner Fraktion, daß 
wir das Nordsee-Gutachten fortschreiben. Ich bitte 
die Regierung, diesen Wunsch, den ich schon zweimal 
hier im Bundestag vorgetragen habe, ernst zu nehmen 
und diese Fortschreibung in die Wege zu leiten. Wir 
brauchen verläßliche neue Daten. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Zuruf von den GRÜNEN: Wir brauchen 
Taten!) 

— Also, die Daten, die Sie manchmal ermitteln, sind 
auch dadurch belastet, daß sie eigentlich gar keine 
Daten haben möchten. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: „Taten"!) 

— Sie möchten ja gar keine Daten haben. Weswegen 
gehen Sie gegen die Volkszählung so vor? Weil Sie 
gar keine Daten haben wollen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie haben völlig 
falsch gehört! Sie können gar nicht hinhö- 
renl) 

Aber Sie fragen immer nach Daten, das ist das Pro- 
blem. 

Der Fremdenverkehr ist angesprochen worden. Den 
wollen wir natürlich unterstützen. Ich höre, daß der 
Kollege Seiters, um sich einmal mit Borkum vertraut 
zu machen, dort seinen Urlaub verbringen wird. 

(Dr. Lauffs [CDU/CSU]: Borkum ist bekannt 
für ausgezeichneten Umweltschutz!) 
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Wolfgramm (Göttingen) 

(A) Ich möchte alle aufrufen, das einmal im Nordseebe- 
reich zu tun. 

Wir wollen handeln, wir müssen handeln, die Regie- 
rung, das Parlament, die Industrie, die Bürger. Wir 
brauchen den Erfolg. 

Es darf nicht so sein, wie es in einer kleinen Fabel 
von Brausner heißt: 

Der Igel war zu einer Hasenhochzeit geladen 
worden. Um sich der Ehre würdig zu zeigen, 
beschloß er, sich zu rasieren. Da er aber fürchtete, 
sich zu schneiden, führte er das Rasiermesser in 
so weitem Abstand, daß es die Borsten nicht ein- 
mal berührte. Als er das Messer beiseite legte, 
meinte die Frau des Igels: „Du hast dich zwar 
nicht geschnitten, rasiert bist du aber auch nicht. " 
„Ich hatte zwischen zwei Übeln zu wählen", ent- 
gegne te der Igel, „und ich habe mich für das klei- 
nere entschieden. " 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und bei 
Abgeordneten der SPD — Frau Unruh 
[GRÜNE]: Das ist die FDP!) 


Präsident Dr. Jenninger: Ich erteile dem Parlamen- 
tarischen Staatssekretär beim Bundesminister für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, Herrn 
Grüner, das Wort. 


Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
(B) für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit; Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen! Meine Her- 
ren! Es ist hier schon gesagt worden, daß Bundesmi- 
nister Töpfer sich auf der EG -Umweltministertagung 
befindet. Ich unterstreiche das noch einmal, weil die 
Themen, die bei dieser EG-Ministerratstagung zur 
Diskussion stehen, unmittelbar mit unserem Thema 
zu tun haben, mit unserem leidenschaftlichen Ver- 
such, im internationalen Feld die Maßnahmen durch- 
zusetzen, die bei uns ergriffen worden sind und die 
einen entscheidenden Beitrag auch zur Entlastung 
der Nordsee leisten könnten. 

Ich möchte mit großem Nachdruck unterstreichen, 
daß es darauf ankommt, sich international durchzu- 
setzen, daß wir für jede Anregung, für jede Kritik sehr 
dankbar sind, auch im nationalen Bereich. Herr Kol- 
lege Jansen, Sie haben in Ihrer Presseerklärung ein 
nationales Maßnahmenpaket für den Fall verlangt, 
daß die 2. Nordseeschutzkonferenz keinen Erfolg in 
unserem Sinne bringt. Ich wäre Ihnen dankbar, wenn 
Sie von seiten der Opposition dieses nationale Maß- 
nahmenpaket vorlegten und damit konkretisierten, 
wie Sie sich das vorstellen. Ich könnte mir vorstellen, 
daß daraus tatsächlich Anregungen auch für unsere 
Politik entspringen könnten. Nur wer bereit ist, kon- 
kret zu sagen, was er über das hinaus, was wir hier im 
Lande machen, zu tun gedenkt, kann einen ernsthaf- 
ten Anspruch darauf erheben, mit Recht Kritik an der 
Bundesregierung zu üben. 

Ich bedaure sehr, daß in dem Beitrag der Frau Kol- 
legin Garbe im Grunde die Kritik an der Bundesregie- 
run, die Verfälschung der Wahrheit im Mittelpunkt 
gestanden haben und damit die eigentlichen Pro- 


bleme für unsere Bevölkerung nicht sichtbar gemacht (C) 
worden sind. 

(Beifall bei der FDP ~ Frau Unruh [GRÜNE]: 

Sind Sie zu spät gekommen?) 

In Ihrem Beitrag hat dieser Stil seinen Höhepunkt 
darin gefunden, Frau Kollegin, daß Sie mit Emphase 
ausgerufen haben: „. . . die Vergiftungspolitik der 
Bundesregierung " . 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das ist doch auch so! 

Das wird doch auch immer mehr!) 

Wer so argumentiert, wer so die Wahrheit verfälscht, 
läuft Gefahr, daß er auch mit echten Anliegen in der 
Bevölkerung nicht mehr gehört wird. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es war die von der CDU/CSU und FDP getragene 
Bundesregierung, die unmittelbar nach der Wende im 
Hinblick auf die Probleme der Nordsee die Initiative 
ergriffen und zu einer Internationalen Nordseeschutz- 
konferenz aufgerufen hat. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die nichts gebracht 
hat!) 

Auf energisches Drängen der Bundesregierung fand 
diese Internationale Nordseeschutzkonferenz 1984 

in Bremen statt. Das von den Ministern verabschie- 
dete Schlußdokument ist ein umfassender und sach- 
lich außerordentlich scharfer Katalog von Forderun- 
gen zur langfristigen und nachhaltigen Verbesserung (D) 
der marinen Umwelt, an den sich die beteiligten 
Regierungen gebunden wissen. Das im Schlußdoku- 
ment von Bremen 1984 enthaltene Paket von Vor- 
schlägen und Forderungen ist zäh weiterzuverfolgen. 
Angesichts vielfach unterschiedlicher Auffassungen 
der Anliegerstaaten über die bestmöghche Erfüllung 
dieser langfristig angelegten Forderungen ist es leider 
nicht realistisch, jetzt auf vollständige Erfüllung zu 
pochen. 

Das ist die Situation, die wir bedauern, eine Situa- 
tion, die auch mit unseren eigenen, noch nicht voll 
greifenden Umweltanstrengungen zu tun hat. Auch 
das muß ohne weiteres eingestanden werden. 

Ich erinnere aber daran, daß seit der 1. Internatio- 
nalen Nordseeschutzkonferenz 1984 eine nationale 
entschlossene Umweltschutzpolitik der Bundesregie- 
rung, getragen von den Koalitionsfraktionen und 
unterstützt von der Opposition, durchgesetzt worden 
ist, was direkt und indirekt der Nordsee zugute 
kommt: Verringerung der Luftbelastung durch 
die Großfeuerungsanlagen-Verordnung, drastische 
Reduzierung der Schadstoffer die in Gang gekommen 
ist, leider ohne jede Chance, daß etwa bei den Anrai- 
nerstaaten der Nordsee vergleichbare Anstrengungen 
unternommen werden. Das ist der augenblickliche 
Stand. Das Wasserhaushaltsgesetz wird entschei- 
dende Beiträge zur Verringerung der Schadstof ff räch- 
ten bringen. Nur mit dem Stand der Technik ist vor- 
sorgende Umweltschutzpolitik zu machen. Nur wenn 
wir nämlich den Stand der Technik zur Grundlage 
machen, nur mit der Industrie und nur mit den Fach- 
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Pari. Staatssekretär Grüner 

(A) leuten der Wasserwirtschaft ist Umweltschutzpolitik 
zu machen, 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Aber es gibt ein zehn- 
jähriges Handlungsdefizit!) 

nicht aber, indem hier der Eindruck erweckt wird, als 
ob wirtschaftliche Interessen daran hindern würden. 
Nein, im Gegenteil: Wirtschaftliche Interessen drän- 
gen darauf, diese Wassergesetze in die Realität umzu- 
setzen, weil mit der Verwirklichung dieser Gesetze 
nicht nur Kosten und Belastungen verbunden sind, 
sondern auch die Entwicklung neuer Technologien 
und neuer Arbeitsplätze. Das ist die Linie, die zur 
Kooperation mit der Wirtschaft Anlaß gibt und die 
wichtig ist, weil wir der Bevölkerung klarmachen 
müssen, daß nur die neuen Technologien, daß nur die 
Kooperation mit der Wirtschaft und daß nur die Bereit- 
schaft, diese technologische Entwicklung in den 
Dienst des Umweltschutzes zu stellen, überhaupt eine 
Chance bieten, nicht aber die Verteufelung der Indu- 
strie, nicht der Eindruck, als ob unsere wirtschaftli- 
chen Interessen in einem unauflöslichen Gegensatz 
zu unseren ökologischen Interessen stehen müßten. 

Wir wissen, daß die Aufnahme neuer Stoffe in die 
Abgabepflicht nach dem Abwasserabgabengesetz ein 
wichtiger Beitrag zur Entlastung der Nordsee sein 
kann. 


(B) 


(Zuruf von der SPD: Das hätten wir im letzten 
Jahr haben können!) 


ebenso die Beendigung der restlichen Verklappung 
auf See bis 1989, nachdem die Einbringung verschie- 
dener Abfälle ins Meer bereits in den vergangenen 
Jahren bei uns eingestellt wurde — bei uns! Meine 
Damen und Herren, auch das sage ich ohne jede 
Überheblichkeit, nur um deutlich zu machen, daß wir 
die Unterstützung des Parlaments für unsere Maßnah- 
men insbesondere im internationalen Bereich benöti- 
gen. 


Wir wissen, daß die Nordsee als flaches Regional- 
meer mit einer durchschnittlichen Wassertiefe von nur 
90 Metern stark belastet ist, durch Schadstoffeintrag 
über die Rüsse und über die Luft, durch Abfälle vom 
Land und von der Schiffahrt. Wir haben daher im Rah- 
men der Vorbereitung der 2. Internationalen Nord- 
seeschutzkonferenz, die am 24. und 25. November 
1987 in London stattfinden wird, den Staaten an der 
Nordsee eine Reihe weitreichender Forderungen vor- 
gelegt, die mit den Bundesländern ab gestimmt sind. 
Ich füge hinzu, daß wir unseren Bericht, den das Par- 
lament angefordert hat, in der Vorbereitung auf diese 
Nordseeschutzkonferenz, in engem zeitlichen Zusam- 
menhang mit dem Beginn dieser Nordseeschutzkon- 
ferenz vorlegen werden, weil wir der Meinung sind, 
daß die Unmittelbarkeit des zeitlichen Zusammen- 
hangs mit dem Beginn der Konferenz und der Diskus- 
sion dieses Berichtes für unsere Position auf dieser 
Nordseeschutzkonferenz zusätzliche Anstöße erbrin- 
gen kann. Dieser Bericht wird Ihnen also vorgelegt 
werden und wird Gelegenheit zur Diskussion hier im 
Parlament geben. 


Präsident Dr. Jenninger: Herr Parlamentarischer (C) 
Staatssekretär, gestatten Sie eine Zwischenfrage des 
Abgeordneten Jansen? 

Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Ja. 

Bitte schön. 

Jansen (SPD); Ich würde Sie gern fragen, ob Sie 
nicht mit mir übereinstimmen, daß eine frühzeitige 
Vorlage des Berichts und der Forderungen dieser 
Bundesregierung die Chance geben könnte, auch die 
internationale Debatte in Richtung London zu verstär- 
ken. Ich kann mir z. B. vorstellen, daß die Delegation 
der EG-Mitgliedsländer in Richtung der jeweiligen 
Länder rechtzeitig vor der Konferenz Einfluß ausüben 
könnten, aber nicht, wenn es erst wenige Tage vorher 
vorgelegt wird. 

Grüner, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit: Herr 
Kollege, es ist richtig: Nicht wenige Tage vorher, aber 
doch in einem zeitlich engen Zusammenhang, weil 
unser Bericht um so umfassender auch die Schwierig- 
keiten, vor denen wir uns auf dieser Konferenz befin- 
den werden, deutlich machen kann, je näher wir in 
der Erfahrung der vorbereitenden Sitzungen abschät- 
zen können, was dort tatsächlich erreichbar sein wird 
und wo die Schwierigkeiten liegen. Das ist ein zentra- 
ler Grund, weshalb wir glauben, daß dieser Bericht 
fruchtbarer ist, wenn er die Fülle der Erfahrungen, die 
in der Vorbereitung dieser Konferenz jetzt erst gesam- 
melt werden, einbezieht. Ich gebe zu, man kann da 
geteilter Meinung sein. Aber das ist jedenfalls die 
Überlegung, die uns veranlaßt hat, diesen Bericht 
nicht jetzt, sondern in etwas näherem zeitlichen 
Zusammenhang zu der Konferenz vorzulegen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Aber Sie führen doch 
vorher Gespräche mit den Regierungen!) 

— Ja; aber gerade diese Gespräche geben ja eine 
Fülle von Anhaltspunkten, Herr Kollege Stahl, was 
wir zu erwarten haben, wo wir Unterstützung haben, 
wo sich Fronten bilden, wo unsere Chancen durchzu- 
kommen besonders groß sind. Ich glaube, daß das in 
einem solchen Bericht und dessen Diskussion durch- 
aus sinnvoll wäre. 

Aber lassen Sie mich hinzufügen, was das Ziel ist, 
das wir auf dieser 2. Internationalen Nordseeschutz- 
konferenz anstreben: 

Beendigung der Abfallversenkung in der Nordsee 

im Jahre 1990. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
bereits 1984 die Einbringung von Grünsalz, einem 
Abfallprodukt aus der Herstellung von Titandioxyd 
beendet, und sie wird die bis 1989 befristeten Geneh- 
migungen zur Verklappung von Dünnsäure nicht 
mehr verlängern. Dies wurde möglich durch die 
Umrüstung der Betriebe nach dem Stand der Technik 
und die Einführung abfallfreier Technologien. Die 
Bundesregierung wird darauf drängen, daß die übri- 
gen Nordseeanrainer nachziehen und daß darüber 
hinaus das Versenken von Klärschlamm und hoch 
kontaminiertem Baggergut beendet wird. 

Die Bundesregierung wird sich für eine möglichst 
schnelle Beendigung der Abfallverbrennung auf See 
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Pari. Staatssekretär Grüner 

(A) einsetzen. Dies setzt allerdings voraus, daß die erfor- 
derlichen Anlagen zur Beseitigung von Sonderabfäl- 
len an Land in ausreichender Kapazität alsbald zur 
Verfügung stehen. Wir wissen alle, daß hier die Län- 
der gefordert sind und daß diese Voraussetzungen lei- 
der noch nicht geschaffen sind. 

Kostenlose Entsorgung für das einzelne Schiff in 
den Häfen für Öl- und Chemikalienrückstände sowie 
in Abstimmung mit den Ländern auch für den Schiffs- 
müll. Die Umlegung der Kosten auf die Schiffahrt soll 
zur Verhinderung von Wettbewerbsverzerrungen 
international abgesprochen werden. Dies ist eine Ziel- 
vorgabe. Wenn wir das nur national machen, wird 
diese Leistung nicht in Anspruch genommen. Dann ist 
die Wettbewerbsverzerrung ein weiteres großes Pro- 
blem, das uns hindert, in der Nordsee die Ziele zu 
erreichen, die wir gemeinsam anstreben. 

Um die Verschmutzung durch Ölabfälle aus dem 
Schiffsverkehr allgemein zu reduzieren, haben wir 
vorgeschlagen, daß international geeignete hohe 
Qualitätsstandards für Bunker-C-Öl verabredet wer- 
den. Auch das muß international geschehen. Wir wis- 
sen aus entsprechenden Forschungsarbeiten des 
Umweltbundesamtes, daß etwa 80% der Ölabfälle, 
unter denen die Seevögel leiden und die die Strände 
verschmutzen, Ölabfälle aus dem Schiffsbetrieb sind, 
die mit höheren Qualitätsanforderungen an die 
Schiffstreibstoffe verhindert werden könnten. Erfor- 
derlich ist eine weltweite Abstimmung für die 
gesamte Schiffahrt, wozu die 2. Internationale Nord- 
seeschutzkonferenz den Anstoß geben soll. 

(B) Gemeinsam mit den Niederlanden und mit Däne- 
mark werden wir eine Initiative zum weitergehenden 
Schutz des Wattenmeers einbringen. Die Bundesre- 
gierung wird in Abstimmung mit den Ländern einen 
Vorschlag zur 2. Internationalen Nordseeschutzkon- 
ferenz einbringen, damit die Wattgebiete wegen ihrer 
Verletzlichkeit auch international, etwa gegen Ein- 
flüsse aus der Schiffahrt, zusätzlichen Schutz erfah- 
ren. Diese Initiative steht im Gesamtzusammenhang 
mit der deutschen Forderung nach Erklärung der 
Nordsee zum „Sondergebiet“. 

Ich möchte bei dieser Gelegenheit daran erinnern, 
daß die Bundesregierung gerade auch mit dem Ziel 
des Schutzes der Wattgebiete eine Verbesserung der 
Sicherheit auf den Seeverkehrswegen südlich von 
Helgoland durch eine Erweiterung des Hoheitsgebie- 
tes bereits vorgenommen hat. 

Die Bundesregierung hat im Zusammenwirken mit 
den Küstenländern die Flugüberwachung vor der 
deutschen Nordseeküste zur Entdeckung und Aufklä- 
rung illegaler Öleinleitungen erheblich verstärkt. Wir 
fordern, daß die übrigen Nordsee-Anrainerstaaten 
entsprechende eigene Anstrengungen unternehmen, 
soweit dies noch nicht oder nicht in ausreichendem 
Maße geschehen ist. Nur wenn Ölsünder durch bes- 
sere Verfolgung und dichte internationale Zusam- 
menarbeit dingfest gemacht und bestraft werden, 
kann mit einer deutlichen Verringerung der Ölver- 
schmutzung gerechnet werden. Wir halten dies zum 
Schutz der Seevögel und der übrigen Lebewesen im 
Watt für dringend erforderlich, und wir haben ent- 
sprechende Initiativen im Rahmen der Vorbereitung 
der 2. Nordseeschutzkonferenz eingebracht. 


Lassen Sie mich feststellen: Die Bundesregierung (C) 
wird ihre am Vorsorgegrundsatz orientierte Politik 
zum Schutz der Umwelt gerade auch im Hinblick auf 
die Entlastung der Nordsee von Schadstoffen fortset- 
zen, die über die Flüsse und die Luft in das Meer 
gelangen. Vorsorge bedeutet Einsatz des Standes der 
Technik zur Verringerung der Emissionen an der 
Quelle, gerade auch dann, wenn letzte Gewißheit 
über die Ursachenkette schädlicher Wirkungen noch 
nicht vorliegt, wenn aber der Verdacht besteht, daß 
Schadstoffe das Ökosystem nachhaltig belasten. Es ist 
eines unserer Probleme in der internationalen 
Umweltschutzdiskussion, daß dieses Prinzip der Vor- 
sorge und der Erfassung der Schadstoffe an der Quelle 
bis heute international nicht durchgesetzt ist, auch 
nicht in der Europäischen Gemeinschaft. Deshalb ist 
Vorsorge das Entscheidende. Wir dürfen nicht warten, 
bis die Schäden eingetreten sind, sondern wir müssen 
handeln. Das ist die Grundlage unserer Umweltpoli- 
tik, von der wir hoffen, daß wir sie auch auf der 
2. Nordseeschutzkonferenz international voranbrin- 
gen können. Diese 2. Konferenz bietet ein geeignetes 
Forum. 

Die Bundesregierung hat ihre Vorschläge auf den 
Weg gebracht. Wir werden auf die Einlösung der 
Beschlüsse der 1. Nordseeschutzkonferenz drängen 
und die weiterführenden Initiativen mit Nachdruck 
verfolgen. Wir sind dem Parlament außerordentlich 
dankbar, wenn es seine Möglichkeiten nutzt, uns 
national und international auf diesem Wege zu unter- 
stützen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

(D) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Interfraktionell wird vorgeschlagen, die Vorlagen 
auf den Drucksachen 11/247 und 11/299 an die in der 
Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse zu überwei- 
sen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist 
nicht der Fall. Dann sind die Überweisungen so 
beschlossen. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 6 auf: 

Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Achten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgeset- 
zes 

- Drucksache 11/286, 11/307 - 

Überweisungsvorschlag: 

Verteidigungsausschuß (federführend) 

Innenausschuß 

Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

Im Ältestenrat ist für die Beratung ein Beitrag bis zu 
zehn Minuten für jede Fraktion vereinbart worden. — 

Ich sehe dazu keinen Widerspruch. Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat zunächst 
die Parlamentarische Staatssekretärin im Bundesmi- 
nisterium der Verteidigung, Frau Hürland-Büning. 

Frau Hürland-Büning, Pari. Staatssekretär beim 
Bundesminister der Verteidigung: Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Dies ist die erste Beratung 
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Pari. Staatssekretär Frau Hürland-Büning 

(A) des von der Bundesregierung vor gelegten Entwurfs 
eines Achten Gesetzes zur Änderung des Soldaten- 
versorgungsgesetzes. Nach meinem Verständnis von 
Parlamentsarbeit ist dies die Grundlage, auf der Sie, 
meine Kollegen und Kolleginnen, beraten und Ände- 
rungen einbringen, Ihre Vorstellungen nach dem 
Inhalt dieses Gesetzes darlegen. Ich werde bei Ihren 
Ausführungen sehr aufmerksam sein und Ihre Anre- 
gungen und Stellungnahmen aufnehmen. 

(Wilz [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Im Interesse der Soldaten sollten wir gemeinsam 
zügig beraten, damit wir in der zweiten und dritten 
Lesung ein gutes, für alle befriedigendes Gesetz ver- 
abschieden. 

Ich danke Ihnen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Also, wenn alle Parlamen- 
tarische Staatssekretäre so kurz reden würden, wür- 
den wir hier viel Freude miteinander haben, Frau Kol- 
legin. 

Als nächster spricht der Abgeordnete Heister- 
mann. 

Heistermann (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Gestatten Sie mir, Frau Hürland, eine 
Bemerkung vorweg: Wir hätten natürlich auch gerne 
die Anregungen der Bundesregierung hier noch 
detaillierter dargestellt bekommen. Denn es ist ein 

(B) bißchen einfach, daß die Bundesregierung sagt: Wir 
haben einen Entwurf, und nun sieh du, Parlament, 
einmal zu, was du mit diesem Entwurf machst. Also, 
ein bißchen konkreter dürfte es das nächste Mal schon 
sein. 

(Ronneburger [FDP]: Nie zufrieden!) 

Aber ansonsten werden wir das Angebot gerne auf- 
greifen, mit Ihnen gemeinsam einen Entwurf 
zustande zu bringen, der den Soldaten gerecht 
wird. 

Ich möchte aber gerade am Beispiel dieses Gesetz- 
entwurfs deutlich machen, daß diese Bundesregie- 
rung ein Paradebeispiel für Hilflosigkeit bietet. Sie irrt 
nicht nur hilflos in der Abrüstungsdebatte, sondern sie 
irrt ebenso im Bereich des Achten Gesetzes zur Ände- 
rung des Soldatenversorgungsgesetzes. 

Frau Hürland, lassen Sie mich in aller Deutlichkeit 
sagen: Mit diesem Gesetzesvorhaben sollen zwar die 
Soldaten auf Zeit mit einer Dienstzeit von mehr als 
zwei Jahren für den Fall einer Arbeitslosigkeit nach 
Beendigung des Wehrdienstverhältnisses finanziell 
gesichert werden, aber dieser Zielsetzung wird der 
Gesetzentwurf nicht gerecht. 

Ich kündige hier schon an, daß die SPD-Bundes- 
tagsfraktion dem Gesetzentwurf in dieser Fassung 
nicht zustimmen wird. Ich kündige darüber hinaus an, 
daß wir einen Änderungsantrag zu diesem Gesetzent- 
wurf einbringen werden, der die Absicherung von 
Soldaten auf Zeit gegen die Arbeitslosigkeit sicher- 
stellen wird. 

Der Deutsche Bundes wehr- Verband hat in seiner 
Verbandszeitschrift „Die Bundeswehr", Ausgabe 


5/87, diesen Gesetzentwurf mit der Überschrift „Und (C) 
sie schämen sich nicht" kommentiert. Ich füge dem 
nichts hinzu. 

In der Debatte vom 4. Dezember 1986 haben wir 
Ihnen bei der Verabschiedung des Neunten Gesetzes 
zur Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes vor- 
gehalten — ich zitiere hier wieder — : 

Wir ersparen Ihnen auch hier den Vorwurf nicht, 
in der Truppe und auf Verbandstagungen nichts 
anderes als leere Sprechblasen verkündet zu 
haben. Die Soldaten können sich auf Ihr Wort 
nicht mehr verlassen. Sie haben in den letzten 
vier Jahren erfahren, wie ihre sozialen Belange 
und die ihrer Familien bei Ihnen aufgehoben 
sind. Ihre praktische Politik widerlegt Ihre Aus- 
sage, der Mensch habe im Mittelpunkt aller Poli- 
tik zu stehen. Sie gehen mit dem Schicksal vieler 
Menschen unverantwortlich um. 

Diesen Vorwurf erheben wir erneut. 

Dieser Gesetzentwurf der Bundesregierung kommt 
dem Auftrag nicht nach, rehabilitationsbedürftige, 
nicht wehrdienstbeschädigte ehemalige Soldaten auf 
Zeit in die Leistungen entsprechend § 59 des Arbeits- 
förderungsgesetzes aufzunehmen — und dies, obwohl 
der Innenausschuß des Deutschen Bundestages auf 
Drucksache 10/6474 und der Haushaltsausschuß zum 
Haushaltsbegleitgesetz 1987 auf Drucksache 10/6329 
ausdrücklich empfohlen haben, bei einer erneuten 
Änderung des Soldatenversorgungsgesetzes den 
Antrag der SPD auf Drucksache 10/5958 zu berück- 
sichtigen. Wir hätten hier und heute gern eine 
Begründung gehört, warum die Bundesregierung 
dem gemeinsamen Willen des Parlaments in dieser 
Beziehung nicht entsprochen hat. 

Die Anrechnung der Übergangsgebühmisse auf 
die Arbeitslosenbeihilfe ist sozusagen die Krönung 
dieses Gesetzesvorhabens. Auf diese Weise bezahlen 
ehemalige Soldaten auf Zeit ihre Arbeitslosigkeit aus 
der eigenen Tasche. Ehemalige Soldaten auf Zeit, die 
sofort nach Beendigung ihrer Wehrdienstzeit eine 
zivile Arbeitsstelle, also eine Arbeitsstelle außerhalb 
des öffentlichen Dienstes, finden, beziehen neben 
einem Einkommen in Form von Lohn oder Gehalt 
zusätzlich Übergangsgebührnisse. So „gerecht" ist 
dieser Entwurf. 

Ich kann die Bundesregierung in diesem Punkt 
nicht verstehen, daß sie einerseits jemandem, der 
arbeitslos wird, sagt: „Du mußt das erst Oinmal aus 
deinen Übergangsgebühmissen begleichen", und 
andererseits demjenigen, der gleich im Anschluß an 
seine Verwendung einen Arbeitsplatz findet, zusätz- 
lich seine Übergangsgebührnisse gewährt. 

So war die Rolle der Übergangsgebührnisse nie 
definiert. Ihre Funktion muß eindeutig und klar blei- 
ben, wie es der Gesetzgeber vorgesehen hat. 

Völlig leer gehen beispielsweise die SaZ-2-Solda- 
ten aus. Viele von ihnen sind Abiturienten oder haben 
andere Schul- und Ausbildungsgänge absolviert. Sie 
haben vor ihrem Wehrdienst gar keine AFG-Ansprü- 
che erwerben können. Diesen Fall regeln Sie nicht. 
Wollen Sie diese jungen Menschen wiederum nur auf 
die Sozialhilfe verweisen? 
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(A) Ein anderes Beispiel: Von diesem Entwurf werden 
im wesentlichen nur die SaZ-3-Soldaten, die SaZ-4> 
Soldaten und die SaZ-5-Soldaten erfaßt. Bei den übri- 
gen längerdienenden Zeitsoldaten, besonders den 
SaZ-12- und SaZ-15-Soldaten, zeigt dieser Gesetzent- 
wurf, daß Sie die Sorgen und Nöte gerade dieser Sol- 
daten nicht ernst nehmen. 

Ich will ein praktisches Beispiel bringen. Was macht 
denn ein Panzerkommandant nach zwölfjähriger 
Dienstzeit, der sich nicht technisch hoch hat qualifi- 
zieren können? Wollen Sie auch den in die Arbeitslo- 
sigkeit abgleiten lassen, oder was wollen Sie tun, 
damit er eine längere Zeit eine Chance bekommt, sich 
in den Arbeitsmarkt wieder zu integrieren? Hierzu 
sagt dieser Gesetzentwurf nichts. 

Wir werden Ihnen in den Ausschußberatungen die 
entsprechenden Vorschläge machen. Wir hoffen, daß 
wir hier zu einer gemeinsamen Lösung kommen. 

Dieser Gesetzentwurf fördert nicht die Motivation in 
der Truppe, sondern er demotiviert gerade die Solda- 
ten, die eigentlich das Rückgrat dieser Wehrpflichtar- 
mee sein sollen, nämlich jene Leute, auf die sich 
eigentlich auch die Bundeswehr in den kommenden 
Jahren stützen soll. Wer diese Perspektive vermittelt, 
der bringt keine, ich sage einmal: Beruhigung in die 
Truppe hinein, sondern er fügt im Grunde weitere 
Beunruhigung hinzu. 

Ich sage auch deutlich: Entgegen Ihren eigenen 
Zusicherungen soll das Gesetz nun doch nicht zum 
1, Januar 1987 in Kraft treten. Die Parteien im Deut- 

(B) sehen Bundestag haben bei der Ablehnung des SPD- 
Antrages ausdrücklich erklärt, das neue Gesetz werde 
mit Wirkung vom 1. Januar 1987 in Kraft treten. Wel- 
che Begründung gibt es eigentlich dafür, daß Sie jetzt 
erst zum 1. Juli 1987 dieses Gesetz in Kraft treten las- 
sen wollen? Soll dieses halbe Jahr Arbeitslosigkeit 
nun doch noch aus der eigenen Tasche bezahlt wer- 
den? Das haben Sie den Zeitsoldaten vor der Wahl 
anders versprochen. Hier sind Sie Rechenschaft schul- 
dig, und wir werden von Ihnen auch diese Rechen- 
schaft einfordern. 

Lassen Sie mich, Frau Hürland, sagen: Auch die 
Bundesregierung muß dafür Sorge tragen, daß Solda- 
ten auf Zeit Arbeitsplätze auch im öffentlichen Dienst 
finden. Auch hier müssen Sie Antworten geben; auch 
hier müssen Sie sagen, was Sie eigentlich den Solda- 
ten, die 15 Jahre dem Staat gedient haben, langfristig 
für eine Perspektive geben wollen. 

(Ronneburger [FDP]: Aber nicht in diesem 
Gesetz!) 

— Wir erwarten ja Initiativen der Bundesregierung. 
Sie haben etwas in Aussicht gestellt, Herr Kollege 
Ronneburger, und nun soll das auch erfüllt werden. 

Aber lassen Sie mich an dieser Stelle auch eine 
generelle Forderung der SPD-Bundestagsfraktion an 
die Bundesregierung Vorbringen. Die SPD-Bundes- 
tagsfraktion erwartet von der Bundesregierung, daß 
sie die soziale Sicherung der Beamtenanwärter und 
ähnlicher Gruppen der Gesellschaft gegen Arbeitslo- 
sigkeit nun endlich gesetzlich regelt. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Sehr wahr!) 


Arbeitslosigkeit am Ende einer Ausbildung oder der (C) 
Dienstzeit bei der Bundeswehr ist unsozial. Die Sozi- 
alhilfe darf bei all ihrer Wichtigkeit nicht der einzige 
Lösungsansatz bleiben. 

Deshalb erwarten wir, daß die Bundesregierung 
nun recht bald ihre eigenen Vorstellungen dem Parla- 
ment zuführt. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Das wird auch 
Zeit!) 

Frau Hürland, wir bieten Ihnen zum Schluß an, hier 
gemeinsam neue Positionen zu erarbeiten. Wir stim- 
men deshalb der Überweisung dieses Gesetzes an den 
Verteidigimgsausschuß als federführenden Ausschuß 
und an die begleitenden Ausschüsse ausdrücklich 
zu. 

Vielen Dank. 

(BeifaU bei der SPD) 

Vizepräsident Westphai: Das Wort hat der Abge- 
ordnete Wilz. 

Wiiz (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt es aus- 
drücklich, daß, wie versprochen, bereits zu Beginn 
dieser Legislaturperiode der geforderte Gesetzent- 
wurf der Bundesregienmg zur Änderung des Solda- 
tenversorgungsgesetzes eingebracht worden ist. Herr 
Kollege Heistermann, das werden Sie mit mir aner- 
kennen müssen: Die Bundesregierung hält eben ihr 
Wort; das zeichnet diese Bundesregierung aus. 

Mit diesem Gesetz sollen Zeitsoldateiir die nach P) 
Beendigung ihres Dienstverhältnisses keine Beschäf- 
tigung finden, finanziell gegen Arbeitslosigkeit abge- 
sichert werden. Seit 30 Jahren gibt es hierfür keine 
zufriedenstellende Regelung. Seit nunmehr 30 Jahren 
werden diese Zeitsoldaten bei Arbeitslosigkeit 
benachteiligt. Seit 30 Jahren wird dies unseren Solda- 
ten zugemutet. Ich meine, 30 Jahre fehlende soziale 
Absicherung gegen Arbeitslosigkeit sind genug. 
Allerdings darf ja auch nicht geleugnet werden, daß 
der zwingende Bedarf zu einer solchen Regelung erst 
mit Ende der siebziger Jahre auftrat, als nämlich unter 
Führung der Sozialdemokraten das Problem der Mas- 
senarbeitslosigkeit entstand; 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Mottenkiste!) 
so ist das doch, das wissen Sie doch. 

Meine Damen und Herren, es geht hier um 
200 000 Zeitsoldaten, die freiwiUig für die Bundesre- 
publik im Bündnis ihre Pflicht erfüllen. Sie sind die 
Garanten unserer Freiheit und des Friedens. Dafür 
haben Zeitsoldaten mit einer Verpflichtungszeit von 2 
bis 15 Jahren bisher sogar das Risiko von anschließen- 
der Arbeitslosigkeit in Kauf genommen. Dafür 
gebührt ihnen, und zwar von uns allen. Dank und 
Anerkennung. Sie leisten einen notwendigen Dienst 
für uns alle: für uns, für unseren Staat und für unsere 
Gemeinschaft, selbst für die GRÜNEN, auch wenn 
diese das nicht anzuerkennen vermögen. 

(Heistermann [SPD]: Reicht dieser Dank 
aus?) 

Bei dem Dank allein darf es aber nicht bleiben. — Da 
sind wir doch einverstanden, nicht? Sehr gut. ~ Wir 
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(A) haben diesen Männern in der letzten Legislaturpe- 
riode versprochen, diesen Mißstand zu beseitigen. 
Heute ist es unsere Pflicht, Wort zu halten. Jetzt müs- 
sen Taten folgen. Unsere Zeitsoldaten haben es nicht 
nur verdient, sondern haben auch das Recht, unter 
verbesserten Verhältnissen in die zivile Gesellschaft 
und das Berufsleben eingegliedert zu v^erden. 

Ich darf daran erinnern, daß nach § 31 des Soldaten- 
versorgungsgesetzes dem Bund die Verpflichtung 
obliegt, für Soldaten und ihre Familien auch nach 
Beendigung des Dienstverhältnisses zu sorgen. Dieser 
Fürsorgepflicht muß der Staat endlich auch im Falle 
der Arbeitslosigkeit gerecht werden. Diese Soldaten 
haben unserem Staat viele Jahre treu gedient. Sie 
haben mehr als nur ihre Pflicht getan. 

Letztlich wird die Bundeswehr auch zukünftig — ja, 
mehr noch als bisher — auf längerdienende Soldaten 
angewiesen sein. Um so mehr kommt es darauf an, 
glaubwürdig darzutun, daß der Soldat auch als einzel- 
ner Mensch den solidarischen Schutz unserer Gesell- 
schaft erhält. 

Lassen Sie mich Ihnen kurz die oft schwierige 
soziale Lage der Zeitsoldaten und die Notwendigkeit 
einer Verbesserung erläutern. Soldaten auf Zeit 
haben heute im Hinblick auf die Beendigung ihrer 
Dienstzeit zwar einen Anspruch auf berufsfördernde 
Maßnahmen und auf Leistungen, die den Übergang in 
das zivile Berufsleben erleichtern sollen. Diese Für- 
sorge- und Vorsorgemaßnahmen reichen bei Arbeits- 
losigkeit aber nicht aus. Sie tragen damit weder den 
heutigen Gegebenheiten in der zivilen Berufswelt 

(B) noch der teilweise schwierigen Arbeitsmarktsituation 
in ausreichendem Maße Rechnung. 

Die Zeitsoldaten sind vor allem gegenüber den Ent- 
wicklungshelfern benachteiligt, die, statt ihren Wehr- 
dienst zu leisten, ins Ausland gehen. Diese haben 
immerhin nach der Beendigung ihre Entwicklungs- 
helfertätigkeit einen Anspruch auf Arbeitslosengeld. 
Für diese Personengruppe wird also das Risiko der 
Erwerbslosigkeit von unserem Staat aufgefangen. 

Die Arbeitsgruppe Verteidigung der CDU/CSU hat 
sich deshalb schon in der letzten Legislaturperiode 
massiv darum bemüht, dem berechtigten Anliegen 
der ausscheidenden Zeitsoldaten Rechnung zu tra- 
gen. 

Für die CDU/CSU war und ist entscheidend, eine 
sozial ausgewogene Lösung zu finden. Der vorlie- 
gende Entwurf wird noch nicht allen unseren Vorstel- 
lungen voll gerecht. Wohl berechtigterweise sind die 
SaZ 2 nicht in die Lösung einbezogen worden. Zum 
einen sind sie teilweise durch das Arbeitsplatzschutz- 
gesetz gesichert. Zum anderen sind sie eher den 
Wehrpflichtigen vergleichbar und erhalten zusätzlich 
noch Besoldung und eine höhere Abfindung. Demge- 
genüber ist in den Ausschußberatungen noch einmal 
zu überprüfen, ob es bei der jetzt vorgesehenen vollen 
Anrechnung der Übergangsgebührnisse auf die 
Arbeitslosenbeihilfe bleiben muß. Es gibt sicherlich 
gerade auch aus Rechtsgründen überzeugende 
Gesichtspunkte dafür. Allerdings ist nicht zu bezwei- 
feln, daß Übergangsgebührnisse der Berufsvorberei- 
tung dienen sollen und keine echte Arbeitslosenbei- 
hilfe darstellen können. 


Wir werden in den folgenden Beratungen die Frage (C) 
zu stellen haben, ob die nach diesem Gesetz unter- 
schiedlichen Auswirkungen einerseits auf die SaZ 3, 

SaZ 4 und SaZ 5 und andererseits auf die SaZ 6 und 
länger dienenden Zeitsoldaten unter Abwägung aller 
sozial- und rechtspolitischen Argumente unumgäng- 
lich sind. 

Die Tatsache, daß dieses Gesetz erst mit der Ver- 
kündung in Kraft treten soll, ist für uns — lassen Sie 
mich das in aller Deutlichkeit sagen — unbefriedi- 
gend, das um so mehr, als wir uns im Wort gefühlt 
haben, daß die Absicherung gegen Arbeitslosigkeit 
rückwirkend zum 1. Januar dieses Jahres erfolgen 
sollte. 

(Dr. Hoyer [FDP]: Wir stehen im Wort!) 

Ich darf daran erinnern, daß wir für die Lösung des 
Problems bereits für dieses Jahr 50 Millionen DM eta- 
tisiert haben. Von einer Rückwirkung ist auch der 
Verteidigungsausschuß bei seinem Beschluß Ende 
letzten Jahres ausgegangen. Das ist von der Bundes- 
regierung damals gleichermaßen so gesehen worden. 

Im übrigen sollten wir uns auch jetzt zu dem beken- 
nen, was wir unseren Soldaten draußen in den Kaser- 
nen versprochen haben. 

Der jetzt gehörte Einwand, daß einer Rückwirkung 
verwaltungstechnische Probleme entgegenstehen 
würden, bedarf der näheren und überzeugenden 
Begründung. Gerade insoweit sind die beteiligten 
Ministerien gefordert. Selbst wenn unüberwindliche 
Probleme dieser Art bestehen sollten, so hieße das 
noch nicht zwingend, daß die Leistungen nach diesem 
Gesetz erst ab dem Zeitpunkt der Verkündung 
gewährt werden könnten. Auch hier läge der Begrün- 
dungszwang bei der Bundesregierung. 

Ich möchte ausdrücklich darauf hinweisen, daß 
selbst dann, wenn nicht alle seit dem 1. Januar 1987 
ausgeschiedenen arbeitslosen Zeitsoldaten erfaßt 
sind, immerhin die Möglichkeit eingeräumt werden 
könnte, auf Antrag rückwirkend Arbeitslosenbeihilfe 
zu erhalten. Sie dürfen sicher sein, daß hier für uns das 
letzte Wort noch nicht gesprochen ist. 

Anläßlich dieser Debatte sei der Hinweis erlaubt, 
daß die beste Absicherung allerdings ist, eine so gute 
Berufsförderung zu haben und durchzuführen, daß 
das Problem der Arbeitslosigkeit gar nicht erst auftritt. 
Auch hier können wir zu Recht sagen, daß wir seit 
Übernahme der Regierung durch uns viele positive 
Entwicklungen auf den Weg gebracht haben. Wir 
werden in unseren Bemühungen nicht nachlassen, 
den Berufsförderungsdienst noch weiter zu verbes- 
sern. Ich glaube, das ist die beste Hilfe für unsere Zeit- 
soldaten und wird von der Truppe auch so gesehen. 

Lassen Sie mich abschließend feststellen, daß wir es 
sind, die sich der sozialen Probleme unserer Soldaten 
und ihrer Familien nicht nur bewußt sind, sondern 
auch tatkräftig angenommen haben und annehmen. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Das klingt ja 
gut!) 
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(A) Die Angehörigen der Bundeswehr können sich auf 
uns, die CDU/CSU, und auf diese Bundesregierung 
verlassen. 

(Heistermann [SPD]: An diesem Maßstab 
werden wir euch messen!) 

— Das können Sie auch. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal; Das Wort hat die Abgeord- 
nete Frau Schilling. 

Frau Schilling (GRÜNE) : Ich will gleich da ansetzen, 
wo Sie aufgehört haben: Pünktchen, Pünktchen, 
Pünktchen: „und dann sind wir verlassen." 

Aber zunächst einmal guten Tag hier im Plenum 
und guten Tag bei der Bundeswehr! 

(Wilz [CDU/CSUj: Auf Wiedersehen! - 

Wimmer [Neuss] [CDU/CSU]: In den Aus- 
schuß kommen Sie ja nie!) 

Unter dem Thema, das hier behandelt wird, kann sich 
kaum jemand etwas Genaues vorstellen, im übrigen 
offensichtlich auch nicht die Bundesregierung. 

Worum geht es? Im Soldatenversorgungsgesetz soll 
ein neuer Vierter Teil unter dem Titel „Fürsorgelei- 
stungen" eingeführt werden, der ehemaligen Solda- 
ten auf Zeit bei Arbeitslosigkeit oder bei Maßnahmen 
zur Rehabilitation nach dem Arbeitsförderungsgesetz 
helfen soll. Seit 30 Jahren ist das als gesetzlich zu 
regeln im Soldatengesetz so angekündigt. 

Nach dem Gesetzentwurf der Bundesregierung sol- 
len also arbeitslose ehemalige Zeitsoldaten mit einer 
Dienstzeit von mehr als zwei Jahren künftig Arbeits- 
losenbeihilfe erhalten, die sich an der Höhe des 
Arbeitslosengeldes von Zivilisten orientiert. Bisher 
gezahlte Übergangshilfen sollen aber darauf ange- 
rechnet werden. Das Ganze soll für 1987 ca. 28 Millio- 
nen DM kosten. 50 Millionen DM sind im Haushalt 
vorgesehen. Das zeigt, daß der Gesetzentwurf offen- 
sichtlich mehr vorgesehen haben müßte, als er tat- 
sächlich ausdrückt. 

Denn für die Zeitsoldaten rechnet sich das im ein- 
zelnen so: Dienstzeiten bis zu zwei Jahren werden 
vom Entwurf nicht erfaßt,- diese Soldaten haben also 
überhaupt nichts davon. Dienstzeit von weniger als 
vier Jahren: Anspruch auf Arbeitslosenbeihilfe oder 
Arbeitslosengeld für höchstens 312 Tage. Dienstzeit 
vier Jahre bis weniger als sechs Jahre: Nach Abzug 
der Übergangsgelder ist der Anspruch auf 156 Tage 
gemindert. Für sechs und mehr Jahre bedeutet das: 
Die Übergangsgelder verrechnen sich damit, und der 
Anspruch ist gleich null. 

Die Kritik des Bundeswehr-Verbandes möchte ich 
hier in einigen Punkten kurz benennen, damit klar 
wird, wie das Ganze einzuordnen ist. Der Bundes- 
wehr-Verband sagt, es sei eine Alibimaßnahme, es 
entspreche nicht den Forderungen des Verbandes 
nach Absicherung aller Zeitsoldaten. Das Geld müß- 
ten alle bekommen. Rückwirkend ab 1. Januar 1987 
müsse das Gesetz gelten. Die ehemaligen Zeitsolda- 
ten sollten in die Anschlußförderung nach dem 


Arbeitsförderungsgesetz einbezogen werden. Über- (C) 
gangsgelder sollten nicht angerechnet werden. 

Ich kann diese Kritik des Bundeswehr-Verbandes 
nachvollziehen. Aber der Bundeswehr-Verband ver- 
bindet damit inhaltlich etwas anderes als wir GRÜ- 
NEN, und zwar geht es dem Bundeswehr-Verband 
um die Attraktivität der Streitkräfte — wie es so schön 
heißt — , um die Sicherstellung personeller Einsatzbe- 
reitschaft. 

(Dr. Hoyer [FDP]: Recht hat er!) 

Für uns GRÜNE liegt dieses Gesetz und liegen die 
Gründe, die hierfür angeführt werden, in dem Span- 
nungsfeld zwischen menschlichen und sozialen Lei- 
stungen einerseits und andererseits im Eintreten oder 

— für uns gesagt — im Nicht-eintreten-Wollen für 
einen Beruf, dessen Inhalte und Ziele mehr und mehr 
dem Auftrag des Grundgesetzes widersprechen. 

Die Bundeswehr sagt, sie wolle ihre Aufgaben erfül- 
len. Wir sollten jedoch einmal genauer nachfragen, 
welche Aufgaben das sind. Was wird denn da eigent- 
lich gemacht? Ich will das jetzt nur in allgemeiner 
Form erklären. Ich hätte auch noch einige Zitate dazu, 
aber es wird wahrscheinlich zeitlich nicht langen, sie 
vorzutragen. Ich denke, ich werde noch Gelegenheit 
genug haben, die Zitate ein anderes Mal vorzutragen. 

Es gibt eine Broschüre aus dem Jahre 1985. Sie nennt 
sich „Kriegsnah ausbilden". In dieser Broschüre 

— herausgegeben von Herrn Wörner — steht etwas, 
was, wenn die Broschüre bekannter wäre, die Leute 
erst einmal sprachlos machen würde. Auf Grund der 
Blitzkriegs-Strategie von Hitler, die in vielen Beispie- ^ ^ 
len als Vorbild herangezogen wird, wird gesagt; Die- 
ses und jenes hat damals im Krieg so nicht geklappt. 

Wir müssen das nun anders machen. — Das ist jetzt 
die sinngemäße Zusammenfassung der wirklich üblen 
Zitate, die man dieser Broschüre entnehmen könnte. 

Ich denke, das hat nichts mehr mit Verteidigung zu 
tun. Das ist das Proben und das Vorbereiten von 
Angriffskrieg, Das verstößt gegen Art. 26 Abs, 1 des 
Grundgesetzes. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Wilz [CDU/ 

CSU]: Das ist doch die glatte Unwahrheit! Ihr 
könnt nicht denken!) 

— Ich wollte, es wäre die Unwahrheit. Sie ist es aber 
nicht, und weil wir denken können, tragen wir das 
hier vor. 

(Wilz [CDU/CSU]: Ihr müßt noch viel üben! 

— Weitere Zurufe von der CDU/CSU) 

Das Militär ist außerdem der größte Umweltvernich- 
ter. Das muß man bei diesem Berufsbild auch einmal 
berücksichtigen. So etwas wie Tiefflug hat gar keinen 
anderen Sinn, als in einem Angriffskrieg praktiziert zu 
werden. 

(Wilz [CDU/CSU]: Das ist der größte Blöd- 
sinn, den es gibt! Das ist doch unglaub- 
lich!) 

Das wissen Sie als Militärs oder der sogenannte Herr 
Verteidigungsminister eigentlich noch viel besser als 
wir, nur, es wird ständig daran vorbeigeredet; es wird 
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(A) so getan, als sorge man für die Sicherheit der Bevöl- 
kerung, und das ist heuchlerisch. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Ronneburger 

[FDP]: Zu welchem Thema reden Sie eigent- 
lich?) 

Hier wird nicht nur gegen das Grundgesetz verstoßen, 
sondern auch — ich kann das alles aufzählen — 
gegen das Völkerrecht und vieles mehr. Im Grunde 
wird gegen Recht und Gesetz in diesem Rechtsstaat 
verstoßen. 

(Wilz [CDU/CSU]: Haben wir hier Märchen- 
stunde, oder was ist los?) 

— Hören Sie genau zu. 

Wenn z. B. der Friedensforscher von Weizsäcker 
und der ehemalige Bundeskanzler Schmidt sagen, die 
Bundesrepublik sei militärisch gar nicht zu verteidi- 
gen, dann sehen wir das auch so, aber dann muß man 
die Konsequenzen ziehen. Wenn ich die Bundesrepu- 
blik nicht mihtärisch verteidigen kann, dann muß ich 
mich darum bemühen, sozial zu verteidigen, dann 
muß ich mich darum bemühen, auch wirklich alles 
schützen zu wollen. Sie gehen ja von einem absoluten 
Irrsinn aus: Wenn Ihre Strategie aufgeht, wollen Sie ja 
all das vernichten, was Sie, wie Sie den Leuten erzäh- 
len, eigentlich verteidigen wollen. 

(Wilz [CDU/CSU]: Sie müssen erst einmal die 

Strategie kapieren! Das können Sie nicht!) 

Es wäre wichtig, daß Sie sich das einmal ein bißchen 
mehr vor Augen führten. 

(Bohl [CDU/CSU]: Wir sind doch nicht auf 
dem hessischen Parteitag der GRÜNEN) 

Das verstößt gegen das Grundgesetz. Wir wollen ein 
lebendiges und demokratisches Gemeinwesen erhal- 
ten, und wir wollen es nicht zerstören, schon gar nicht 
durch Kriegsvorbereitungen. 

Wir wollen, daß Geld nicht in Waffen, sondern in 
Soziales und in Bildung und in soziale Verteidigung 
umgesetzt wird. 

(Wilz [CDU/CSU]: Bitte zum Thema zurück- 
kommen!) 

Das Geld soll für ökologische Erneuerungen in dieser 
Gesellschaft verwendet werden. Leider reicht es mei- 
stens nur für Reparaturen. 

Zusammenfassend kann ich Ihnen nur sagen — lei- 
der ist der Herr Wörner ja nicht anwesend — : 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der ist bei der 
Beerdigung seines Schwiegervaters!) 

Wer den Frieden will und ihn nicht nur vorheuchelt, 
der muß auch den Frieden vorbereiten und nicht den 
Krieg. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aber zurück zum Gesetzentwurf. Durch die vorge- 
sehenen Maßnahmen wird der Übergang ins zivile 
Berufsleben überhaupt nicht erleichtert. Die Verhält- 
nisse im Zivilleben, die, nebenbei bemerkt, auf ver- 
gleichbarer Ebene sind, sind noch weniger privilegiert 
als bei den Soldaten auf Zeit, z. B. bei den Lehrern und 
z. B. auch bei der Polizei. 


Grundsätzlich begrüßen die GRÜNEN aber alle (C) 
Anreize für Soldaten, ins Zivilleben zurückzukehren. 

Wir freuen uns über jeden Soldaten, der zum Zivilisten 
wird. Unsere Meinung dazu ist aber: Das Zivilleben 
muß attraktiver gemacht werden als das Soldatenle- 
ben. Nehmen wir als Beispiel die Kriegsdienstverwei- 
gerer. Da lese ich unter dem Punkt „Versorgung" nur 
von Krankheit, Tod und Behinderung. Da geht es gar 
nicht darum, wie die Leute überhaupt versorgt wer- 
den! Statt dessen wird hier ein dicker Gesetzentwurf 
eingebracht, der besagt, wie man das bei Soldaten 
eigentlich tun könnte, aber noch nicht einmal das haut 
hin. Wie ist es z. B., wenn ein Zeitsoldat nachträglich 
verweigert? Das läuft dann als Entlassung auf eigenen 
Antrag, und nach unseren Informationen verliert er 
dann sämtliche Versorgungsansprüche. Warum ist 
das so? Geben Sie darauf einmal eine Antwort! 

Das Verteidigungsministerium geht davon aus, daß 
85% der Zeitsoldaten ins Zivilleben zurückkehren. 

Die Anrechnung der Übergangsgelder auf die 
Arbeitslosenbeihilfe widerspricht in diesem Zusam- 
menhang dem eigentlichen Sinn des Übergangsgel- 
des. Es sollte nämlich eine finanzielle Ausbildungs- 
hilfe sein, um den Wechsel ins Zivilleben — auch für 
die Familien — zu erleichtern. Aber das Gegenteil 
geschieht! Ich frage mich: Wollen Sie das, Herr Wör- 
ner? Ist das von Ihnen so geplant? Offensichtlich! 

Der Gesetzentwurf ist ziemlich unausgegoren, denn 
diese ganzen Übergangsgelder sind bisher völlig 
unabhängig davon gezahlt worden, ob ehemalige Sol- 
daten arbeitslos waren oder nicht. Nehmen wir das 
Beispiel ehemahger Soldaten auf Zeit, die sofort nach 
dem Militär eine zivile Arbeitsstelle finden. Sie haben (D) 
Gehalt oder Lohn plus Übergangsgelder. Die arbeits- 
losen ehemaligen Soldaten bekommen hingegen die 
Übergangsgelder auf die Arbeitslosenbeihilfe ange- 
rechnet. Das heißt, die Arbeitslosen werden auch noch 
bestraft. 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Ja, das ist ein 
Skandal!) 

Mit der Regelung ihres Gesetzentwurfes wird die 
Absurdität noch größer, denn es wird ein totaler 
Widersinn, eine wirkliche Absurdität, erzeugt: Solda- 
ten, die sich selbst arbeitslos machen, weil sie Arbeits- 
plätze haben, die auf den Verbrauch von Rüstung, 
z. B. von Bomben, angelegt sind, vernichten sich sel- 
ber und vernichten Menschen und Länder, womit sie 
zum Thema „Arbeitsplätze" keinen Beitrag leisten, 
denn Rüstung schafft keine Arbeitsplätze, sondern 
vernichtet Arbeitsplätze. Das heißt, die Soldaten ver- 
wenden ihre Gelder praktisch auch noch dafür, daß 
sie die von ihnen selbst produzierte Arbeitslosigkeit 
noch einmal selber bezahlen. Das ist einfach absurd! 

Wir wollen eben, daß die Sicherung von Arbeitsplät- 
zen durch sozial verträgliche zivile Produkte geschaf- 
fen wird. 

Vizepräsident Westphal: Frau Kollegin, wenn Sie 
einmal Ihr Manuskript rechts vom Rednerpult weg- 
nehmen, sehen Sie, daß dort längst ein rotes Licht 
leuchtet. 

Frau Schiiling (GRÜNE): Ich bin auch gleich fer- 
tig. 
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(A) Vizepräsident Westphal: Ja, Ihre Redezeit ist vorü- 
ber. 

Frau Schilling (GRÜNE): Ich hatte ein Blatt darüber 
gelegt; es tut mir leid. 

(Bohl [CDU/CSU] ; Bei rot wird Frau Schilling 
nie unruhig!) 

Vizepräsident Westphal: Ein Satz noch, aber dann 
ist Schluß! 

Frau Schilling (GRÜNE): Wir als Gesellschaft in 
einem demokratischen Gemeinwesen müssen es uns 
endlich abgewöhnen, ständig an unserer eigenen 
Vernichtung zu arbeiten, ständig unsere Phantasie 
und Kraft auf das Töten von Menschen und auf die 
Vernichtung von allem, was angeblichVerteidigt wer- 
den soll, zu verschwenden. 

Vizepräsident Westphal: Nach der deutschen Syn- 
tax war das ein Satz! 

(Bohl [CDU/CSU]: Jawohl, jetzt ist Schluß!) 

Frau Kollegin, Sie sind weit über die Zeit, und ich muß 
Ihnen sagen, daß Ihre Rede jetzt zu Ende ist. 

Frau Schilling (GRÜNE): Ich erspare mir dann das 
Zitat des Bundeswehrverbandes und möchte Sie nur 
noch bitten, mehr an die Menschen in der Bundes- 
wehr und weniger an Tötungsmaschinen zu den- 
ken. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

(B) Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben soeben einen außerordentlich 
positiven Vorgang erlebt: Die Kollegin von den GRÜ- 
NEN, Frau Schilling, hat sich ausdrücklich auf Recht 
und Gesetz berufen. Ich kann das nur so verstehen, 
daß damit das Ende einer Kampagne zum Boykott 
eines gültigen Gesetzes angekündigt worden ist. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU - 
Widerspruch bei den GRÜNEN) 

Im übrigen, meine Damen und Herren, wird es nicht 
meine Aufgabe sein, das, was hier zur Stellung des 
Soldaten in unserer Gesellschaft, über seine Aufgabe 
und über die Verteidigungsfähigkeit der NATO 
gesagt worden ist, im Zusammenhang mit dieser 
Debatte einer kritischen Beleuchtung zu unterziehen. 
Wir werden dazu andere Gelegenheiten haben, wobei 
wir uns dann auch mit dem auseinandersetzen kön- 
nen, was Sie, Frau Schilling, hier den Soldaten gegen- 
über glaubten sagen zu müssen. 

Zu dem Gesetzentwurf kann ich nur sagen, was 
man kaum noch auszusprechen wagt, Herr Kollege 
Heistermann, was aber doch gesagt werden muß: Es 
ist ein freudiges Ereignis, daß dieser Gesetzentwurf 
endlich auf dem Tisch liegt. Herr Kollege Heister- 
mann, erinnern wir uns vielleicht nach Ihren Worten 
daran, daß die Verpflichtung, einen solchen Gesetz- 
entwurf vorzulegen, seit 1956 besteht, eine Zeit- 
spanne, in der die Vollbeschäftigung das aktuelle Pro- 
blem lange überdeckt hat. Aber zumindest seit Mitte 
oder gegen Ende der 70er Jahre — Herr Kollege Wilz 


hat darauf hingewiesen — war es auch die Verpflich- (C) 
tung der vorigen Koalition, hier mit allem Nachdruck 
dafür zu sorgen, daß eine Absicherung 

(Frau Fuchs [Verl] [SPD]: Warum haben Sie 
das als FDP-Abgeordnete nicht gemacht? — 
Heistermann [SPD]: Warum haben Sie unse- 
ren Entwurf damals abgelehnt?) 

— Ich habe Ihren Entwurf nicht abgelehnt. Ich weise 
nur darauf hin, daß die Koalition, in der wir damals 
zusammen waren, diese Verpflichtung ebenfalls nicht 
erfüllt hat. Ich bin froh darüber, daß es heute dazu 
kommt. Insofern Anerkennung, Frau Hürland, daß der 
Gesetzentwurf vorliegt. 

Aber gestatten Sie mir gleichzeitig, etwas Wasser in 
den ohnehin nicht ungetrübten Wein der eben 
geschilderten Freude zu gießen. Ich kündige Ihnen 
nämlich mit allem Nachdruck an, daß dieser Gesetz- 
entwurf das Parlament nicht so verlassen wird, wie er 
hineingegangen ist. 

(Beifall bei der FDP — Heistermann [SPD]: 

Das ist ein Wort!) 

Wenn ich Sie vorhin richtig verstanden habe, als Sie 
einer dringenden Bitte, auch der SPD-Fraktion, nach- 
kamen, sich kurzzufassen, dann haben Sie genau das 
gesagt, daß jetzt das Parlament gefragt ist und daß das 
Parlament die Aufgabe hat, diesen Gesetzentwurf so 
aus den Beratungen hervorgehen zu lassen, daß er 
erstens den berechtigten Ansprüchen der Soldaten 
entspricht und daß er zweitens auch uns in die Lage 
versetzt, vor die gleichen Soldatenversammlungen zu 
treten, in denen wir in Übereinstimmung mit der Bun- (D) 
desregierung, in Übereinstimmung mit einstimmigen 
Beschlüssen des Verteidigungsausschusses und auch 
des Haushaltsausschusses bestimmte Ankündigun- 
gen und Versprechen gemacht haben. Ich werde mich 
weigern, den Gesetzentwurf so zu akzeptieren, wie er 
ist, und ich will das an drei Punkten ganz deutlich 
machen. 

Erstens. Wir haben im vergangenen Jahr im Vertei- 
digungsausschuß einstimmig den dringenden 
Wunsch geäußert, daß der Gesetzentwurf noch im 
vergangenen Jahr verabschiedet würde. Uns ist 
damals gesagt worden: Nein, aber sofort in der neuen 
Legislaturperiode. Das ist erfüllt. Aber es gab einen 
Zusatz, den wir nicht leichtfertig ausgesprochen 
haben, nämlich Inkrafttreten zum 1. Januar. Meine 
Fraktion wird sich in den Beratungen dieses Gesetz- 
entwurfs dringend dafür einsetzen, daß diese Forde- 
rung auch erfüllt wird. 

Zweitens. An dem Punkt bin ich etwas anderer Mei- 
nung als der Kollege Wilz: Das Ausschließen der Zeit- 
soldaten für zwei Jahre halte ich nicht für berech- 
tigt. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Zunächst stellen die SAZ 2 mengenmäßig kein Pro- 
blem dar, was dazu eine Veranlassung geben würde. 
Wenn es kein großes Problem ist, halte ich es nicht für 
berechtigt und nicht für tragbar, eine Ungerechtigkeit 
in diesen Gesetzentwurf hineinzubringen. Die Zeit- 
soldaten sollen das erhalten, was ihnen nach Recht 
und Gesetz zusteht, und wir sollten dabei keine Aus- 
nahmen machen. Seien wir uns darüber im klaren: 
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Roimeburger 

(A) Das eigentliche Problem sind die SaZ 4, die am mei- 
sten unter dem Zustand der Arbeitslosigkeit zu leiden 
haben. Sie sind für vier Jahre aus dem Beruf heraus, 
sie haben aber in der Bundeswehr nicht so viel Zeit 
gehabt, um sich auf das Berufsleben so intensiv vor- 
zubereiten, 

(Heistermann [SPD]: Volle Übereinstim- 
mung!) 

wie es ein SaZ 12 oder SaZ 15 hat tun können. Des- 
wegen muß eine Gleichstellung aller Zeitsoldaten vor 
dem Gesetz hergestellt werden. 

Schließlich, meine Damen und Herren, sieht der 
Gesetzentwurf eine Anrechnung der Übergangsge- 
bühren vor. Hierzu muß nun mal gesagt werden: 
Übergangsgebühren haben einen ganz bestimmten 
Zweck, sie verfolgen zwei Ziele. Erstens war es eine 
Werbungsmaßnahme für längere Verpflichtung, die 
natürlich illusorisch wird, wenn ich hinterher einen 
arbeitslosen ehemaligen Zeitsoldaten zwinge, diese 
Übergangsgebühr für die Zeit seiner Arbeitslosigkeit 
als Mittel zur Erhaltung seines täglichen Lebensunter- 
haltes einzusetzen. Das kann nicht Sinn dieser Über- 
gangsgebührnisse sein. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Penner? 

Ronneburger (FDP); Selbstverständlich, Herr Pen- 
ner. 

(B) Dr. Penner (SPD) : Sehr liebenswürdig, Herr Kollege 

Ronneburger. Sie sind mit Ihren Ausführungen schon 
etwas fortgefahren. Aus meiner Sicht haben Sie mit 
Recht 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Frage!) 

Vizepräsident Westphal; Sie müssen fragen, Herr 
Penner. 

Dr. Penner (SPD): Der Zusammenhang muß ja her- 
gestellt werden. 

Sie haben mit Recht auf Unzulänglichkeiten des 
Gesetzentwurfes hingewiesen. Sie haben diese Unzu- 
länglichkeiten auf das beschränkt, was für die Solda- 
ten von Interesse ist. Können Sie sich vorstellen, daß 
dieser Gesetzentwurf auch bei anderen vergleichba- 
ren Gruppen mit großer Aufmerksamkeit zur Kenntnis 
genommen wird und sind Sie bereit, auch den berech- 
tigten Interessen anderer vergleichbarer Gruppen 
Rechnung zu tragen? 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sehr gut!) 

Ronneburger (FDP): Herr Kollege Penner, das Prin- 
zip, das hier verfolgt wird, gibt es seit Jahren für die 
Entwicklungshelfer in gleicher Weise, nämlich keine 
Herstellung eines Versicherungsverhältnisses, Zah- 
lung einer Arbeitslosenbeihilfe in der Höhe, wie es 
das Arbeitslosengeld vergleichbar sein würde, und 
Erstattung der Kosten durch die Bundesregierung an 
die Bundesanstalt für Arbeit. Wenn es ein Präjudiz 
sein sollte, dann gibt es dieses Präjudiz bereits seit 
Jahren. Wir werden über alle berechtigten Forderun- 


gen, aus welcher Richtung sie auch immer kommen, (C) 
hier mit aller Sorgfalt zu reden haben. 

Lassen Sie mich jedoch mit einem kurzen Wort zu 
dem zweiten Teil der Übergangsgebührnisse zurück- 
kehren. Eine Anrechnung der Übergangsgebührnisse 
auf die Arbeitslosenbeihilfe oder Arbeitslosenhilfe 
würde bewirken, daß ein entlassener Zeitsoldat, der 
arbeitslos wird, seine Übergangsgebührnisse für sei- 
nen täglichen Lebensbedarf ausgeben müßte. Derje- 
nige, der unmittelbar Arbeit bekommt, hat diese 
Übergangsgebührnisse zur völlig freien Verfügung. 

Hier entsteht eine Ungerechtigkeit, die so nicht beste- 
hen bleiben darf. 

Meine Damen und Herren, deswegen noch einmal: 
Zustimmung dazu, daß wir diesen Gesetzentwurf 
haben, Zustimmung dazu, daß er nur einen Teil der 
nötigen Dinge regelt, etwa in der Berufsförderung 
weiter nach vorne zu kommen und, und, und. Dritte 
und letzte Konsequenz: Wir werden diesem Gesetz- 
entwurf zustimmen, wir werden ihn aber vor der 
Zustimmung in den angegebenen Punkten zu ändern 
haben. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der FDP sowie bei Abgeordneten 
der CDU/CSU und der SPD) 


Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Es wird Überweisung der Vorlage auf Druck- 
sache 11/286 an die in der Tagesordnung aufgeführ- 
ten Ausschüsse vorgeschlagen. Gibt es dazu ander- 
weitige Vorschläge? — Das ist nicht der Fall. Dann ist 
die Überweisung beschlossen. 

Der Abgeordnete Kleinert wünscht das Wort zur 
Geschäftsordnung. Bitte schön. 


Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich beantrage zur Tages- 
ordnung folgendes: Ich beantrage hiermit den Tages- 
ordnungspunkt Aktuelle Stunde zum Thema 
„Gesetzwidrige und sonstige Vorkommnisse sowie 
Meinungsäußerungen bei der Vorbereitung und 
Durchführung der Volkszählung“ von der heutigen 
Tagesordnung abzusetzen. Ich möchte das kurz 
begründen. 

Die Behandlung dieses Punktes heute nachmittag 
würde in der vorgesehenen Form gegen die 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages ver- 
stoßen. Wir wollen das Plenum des Deutschen Bun- 
destages davor bewahren, gegen die Geschäftsord- 
nung des Deutschen Bundestages zu verstoßen. 

(Lachen bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Diese Geschäftsordnung des Bundestages sieht vor, 
daß die sogenannte akzessorische Fragestunde Vor- 
rang vor der vereinbarten Aktuellen Stunde haben 
muß. Das ist eine zwingende Vorschrift der Geschäfts- 
ordnung. Das läßt sich gar nicht anders interpretie- 
ren. 
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Kleinert (Marburg) 

(A) Nun ist die Lage die, daß die von der CDU/CSU 
beantragte Aktuelle Stunde 

(Kolb [CDU/CSUJ: Das tut weh!) 

— das tut gar nicht weh; Ihr Umgang mit Regeln, 
die sich dieser Bundestag selber gegeben hat, tut 
weh — 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

in der Kombination mit dem, was das Präsidium an 
Behandlung der für die Fragestunde vorgesehenen 
Fragen zur Volkszählung vorgeschlagen hat, genau 
diesen Vorrang verletzen würde. Wenn das Schule 
machte, wäre nicht nur die Fragestunde in elementa- 
rer Weise in der Bedeutung herabgesetzt, sondern 
damit wäre gleichzeitig ein Schlag gegen elementare 
Kontrollrechte des einzelnen Abgeordneten gegen- 
über der Regierung, gegenüber der Exekutive durch- 
gesetzt. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Wir wollen gar nicht verhindern, daß Sie Ihre Auf- 
fassung zur Volkszählung hier darlegen können. Das 
haben Sie hinreichend getan, und wir haben das nie 
zu verhindern versucht. Nur, Sie versuchen zu verhin- 
dern, daß Abgeordnete des Deutschen Bundestages 
zu diesem Komplex Fragen an die Bundesregierung 
richten können und daß diese Fragen hier angemes- 
sen beantwortet werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die Art und Weise, wie Sie das zu verhindern versu- 
chen, zwingt uns, an dieser Stelle diesen Antrag zu 
stellen, die Aktuelle Stunde, die die CDU/CSU zu die- 
ßj sem Thema beantragt hat, heute von der Tagesord- 
nung abzusetzen. 

Im übrigen wissen Sie ganz genau, daß Sie bei einer 
entsprechenden Behandlung der Fragen, die für die 
Fragestunde vorgesehen sind, jederzeit die Möglich- 
keit hätten, aus der Fragestunde heraus erneut einen 
solchen Antrag zu stellen. Wenn Sie verhindern wol- 
len, daß auf diese Weise Schindluder mit dem Instru- 
ment der Fragestunde 

(Lachen bei der CDU/CSU — Zurufe von der 
FDP: Na, Na!) 

getrieben wird, müssen Sie an dieser Stelle mit uns 
dafür sorgen, daß wir den Tagesordnungspunkt 
„Aktuelle Stunde"' auf diesem Wege absetzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Herr Kollege Kleinert, 
bevor ich überhaupt die Frage prüfen kann, ob weiter 
zur Geschäftsordnung gesprochen werden kann oder 
soll, möchte ich wissen: Wohin zielt der Antrag? 
Absetzung von der Tagesordnung? Das geht nicht. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Doch!) 

— Ich möchte gerne Ihren Antrag noch einmal formu- 
liert haben. Bitte, sagen Sie das für alle Kollegen. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Ich möchte hiermit 
beantragen, daß die für heute nachmittag im 
Anschluß an die Fragestunde vorgesehene Aktuelle 
Stunde zu dem Thema „Gesetzwidrige und sonstige 
Vorkommnisse sowie Meinungsäußerungen bei der 


Vorbereitung und Durchführung der Volkszählung" (C) 
von der Tagesordnung abgesetzt wird. 

(Dr.-Ing. Kansy [CDU/CSU]: Das könnte 
Ihnen so passen! — Dr. Langner [CDU/CSU]: 

Unzulässiger Antrag!) 

— Nein, das ist nicht unzulässig. 

Eine Begründung für diesen Antrag habe ich 
soeben gegeben. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Ich lasse die weitere Dis- 
kussion über die Tagesordnung zu. Mein Problem ist, 
daß nach unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle 
Stunde von einer Minderheit verlangt werden kann 
und daß es keine Möglichkeit gibt, das abzusetzen. 
Wenn es ein Antrag auf Vertagung auf einen anderen 
Zeitpunkt ist, so kann darüber eine Geschäftsord- 
nungsdebatte stattfinden und entschieden werden. 

Ich gebe das Wort zur Geschäftsordnung Herrn Set- 
ters. 


Selters (CDU/CSU): Herr Präsident, ich bitte zu 
prüfen, ob dieser Antrag zulässig ist. Sollte er zulässig 
sein, widersprechen wir. 

Wir möchten heute nachmittag, gestützt auf die 
Rechte der Fraktionen dieses Hauses, gestützt auf die 
Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages, die 
völlig eindeutig ist, aus aktuellem Anlaß eine Aktuelle (D) 
Stunde über gesetzwidrige Vorkommnisse im Zusam- 
menhang mit der angelaufenen Volkszählung durch- 
führen. Daß die GRÜNEN eine solche Diskussion 
nicht wünschen, kann ich mir vorstellen. 

(Widerspruch bei den GRÜNEN — Sellin 
[GRÜNE]: Erst einmal Fragen beantworten 
und dann Debatte, nicht umgekehrt!) 

Es handelt sich um ein demokratisch zustande gekom- 
menes Gesetz, dem die Fraktionen von CDU/CSU, 

FDP und SPD zugestimmt haben, und zwar auf der 
Grundlage von Grundsätzen, die von 130 Staaten der 
Vereinten Nationen anerkannt sind. Der Deutsche 
Gewerkschaftsbund erklärt, daß er diese Daten brau- 
che, die Bundesanstalt für Arbeit erklärt, daß sie diese 
Daten brauche, der Deutsche Städtetag erklärt mit 
den Stimmen von Sozialdemokraten, Christlichen 
Demokraten und Freien Demokraten, daß er diese 
Daten brauche. Wir werden heute nachmittag vor dem 
Forum des deutschen Parlaments und vor aller Öffent- 
lichkeit deutlich machen, daß wir die Übergriffe 
gegen Volkszähler auf den Straßen der Bundesrepu- 
blik Deutschland mit allem Nachdruck verurteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD — Zurufe von den GRÜNEN: Das ist 
doch nicht zur Geschäftsordnung!) 

Wir werden das Verhalten der GRÜNEN, die Mitver- 
antwortung der GRÜNEN, die sich an demokratisch 
zustande gekommene Gesetze nicht halten, deutlich 
machen. Die Gerichte haben festgestellt: Die GRÜ- 
NEN distanzieren sich nicht von Gewalt. Ich stelle hier 
fest: Die GRÜNEN sind mitverantwortlich für das, was 
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Selters 

(A) sich in diesen Tagen auf den Straßen in der Bundes- 
republik Deutschland tut, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Pfui-Rufe von den GRÜNEN) 

weil sie in einer solchen infamen Weise gegen das 
Instrument der Volkszählung wettern. 

Wir wollen heute nachmittag die Aktuelle Stunde, 
und wir werden sie durchführen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Zurufe von den GRÜNEN) 


Vizepräsident Westphai: Nun beruhigen Sie sich 
bitte noch einmal. Wir haben eine Geschäftsord- 
nungsdebatte. Daran bitte ich sich zu halten. 

Ich habe noch eine Wortmeldung von Frau Weyel 
dazu. Bitte schön. 


(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Auf meinen 
Antrag hin!) 

Ich schlage vor, daß die Sitzung des Geschäftsord- 
nungsausschusses abgewartet wird, bis über den 
Antrag abgestimmt wird, sofern das überhaupt mög- 
lich ist; denn, Herr Kleinert, auch das Recht, eine 
Aktuelle Stunde zu beantragen, ist ein Recht des Par- 
laments und sollte nicht beschnitten werden. Das 
müßten eigentlich auch Sie so sehen. 

(Beifall bei der SPD und der FDP) 

Deswegen, meine ich, sollten wir diese Debatte jetzt 
beenden und sie im Geschäftsordnungsausschuß wei- 
terführen. 

(Beifall bei der SPD) 


sen Antrag zu stimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Das geht doch 
nicht, Herr Präsident! — Lachen bei der 
CDU/CSU und der FDP) 

Wer stimmt dagegen? — Ihr Antrag ist abgelehnt. 
Damit ist dieser Punkt erledigt. 

Ich rufe Punkt 7 der Tagesordnung auf: 

Einsetzung des Vertrauens gremiums gemäß 
§ 10 a Abs. 2 der Bundeshaushaltsordnung und 
Wahl der Mitglieder 

- Drucksachen 11/250, 11/251, 11/297, 11/300, 
11/301, 11/309 - 

Interfraktionell ist für die Beratung ein Beitrag von 
bis zu fünf Minuten für jede Fraktion vereinbart wor- 
den. Dazu kein Widerspruch. — Dann ist das so 
beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Abge- 
ordnete Bohl. 

Bohl (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Für die Prüfung und Genehmigung der 
Wirtschaftspläne der Nachrichtendienste durch ein 
besonderes Vertrauensgremium haben wir im letzten 
Sommer eine dauergesetzliche Rechtsgrundlage in 
der Bundeshaushaltsordnung geschaffen. Dadurch ist 
es möglich, nunmehr das Genehmigungsgremium zu 
Anfang einer Legislaturperiode für deren gesamte 
Dauer einzusetzen. 

Wir haben das Kapitel Vertrauensgremium in der 
Vergangenheit nach der Entscheidung des Bundes- 
verfassungsgerichtes mehrfach diskutiert. Diese Ent- 
scheidung des Bundesverfassungsgerichts hat uns in 
allen Punkten bestätigt. Ich kann deshalb unseren 
Standpunkt knapp wie folgt wiederholen: 

Erstens. Wir wollen, daß das Parlament sein Budget- 
bewilligungsrecht auch im sicherheitspolitisch sensi- 
blen Bereich der Nachrichtendienste ausübt, die 
Regierung sich also auch dort ihr Finanzgebaren im 
Detail und nicht nur global genehmigen lassen 
muß. 

Zweitens. Diese Prüfung en detail kann ohne Beein- 
trächtigung der Funktionsfähigkeit der Dienste nicht 
im Plenum eines Parlamentsausschusses mit 37 Mit- 
gliedern oder gar in aller Öffentlichkeit vor dem Deut- 
schen Bundestag erfolgen. Dafür brauchen wir ein 
kleines Gremium. Das ist früher so gehandhabt wor- 
den, und die Zahl fünf hat sich auch bewährt, so daß 
wir für eine Erhöhung der Zahl der Mitglieder, so wie 
hier heute beantragt, keine Veranlassung sehen. 

Drittens. Das Prüfungsgremium steht auf einem 
rechtlich gesicherten Fundament. Es beruht auf einem 
Gesetz, daß seine Aufgaben und Befugnisse gesetz- 
lich festlegt. Es wird vom Parlament als Ganzem und 
nicht mehr nur durch Beschluß des Haushaltsaus- 
schusses eingesetzt. Seine Mitglieder müssen die 
Stimmen der Mehrheit der Mitglieder des Bundesta- 
ges auf sich vereinigen; denn eine solche sensible 
Materie macht es notwendig, daß jeder, der hier zur 
Kontrolle berufen sein soll, das ausdrückliche Ver- 
trauen der Mehrheit seiner Kollegen hier im Deut- 
schen Bundestag hat. 


Vizepräsident Westphai: Meine Damen und Herren, 
es ist pro und contra gesprochen worden. Die Ausle- 
gungsfrage mag eine sein, die in Zukunft auch in dem 
Geschäftsordnungsausschuß 

(Zuruf des Abg. Kleinert [Marburg] 
[GRÜNE]) 

— Entschuldigung. Wir haben einen von Ihnen einge- 
brachten Geschäftsordnungsantrag vorliegen. Das 
Präsidium hat überlegt, ob er von unserer Geschäfts- 
ordnung her überhaupt tragbar, möglich und verant- 
wortbar ist. Ich bin zu dem Schluß gekommen, daß 
eine saubere einfache Abstimmung die Frage klären 
kann. Was zu dieser Frage prinzipiell später gesagt 
werden kann, ist eine Sache des zuständigen Aus- 
schusses. Der mag sich damit beschäftigen. 

Wir haben Pro und Contra gehört. Ich stelle Ihren 
Antrag auf Absetzung des Punktes Aktuelle Stunde 
von der Tagesordnung zur Abstimmung. Wer für die- 


Frau Weyel (SPD); Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Wir haben das Problem bereits gestern im 
Ältestenrat besprochen und dazu eine Vereinbarung 
getroffen, die von den GRÜNEN nicht mitgetragen 
wird. 

Ich darf Ihnen mitteilen, daß der Vorsitzende des 
Ausschusses für Geschäftsordnung diesen Ausschuß 
im Anschluß an die Wahlen einberufen wird. 
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Bohl 

(A) Viertens. Mit dieser Regelung sind auch die Rechte 
des Parlaments als Ganzes gewahrt. Gewahrt sind 
auch die Rechte der parlamentarischen Minderheit. 
Die Zahl der Mitglieder ist so gewählt, daß keine 
Oppositionsfraktion von vornherein ohne Chance ist, 
einen Vertreter in dieses Gremium zu entsenden. 
Auch wenn nicht jede Fraktion bei der Wahl zum 
Zuge kommen sollte, so bleibt die Regelung doch ver- 
fassungskonform, denn der Schutz der Minderheit 
beinhaltet nur das Verbot des Ausschlusses der Oppo- 
sition schlechthin. Es bedeutet aber keineswegs das 
Gebot, jede parlamentarische Gruppierung, sei sie 
auch noch so klein, in diesem Gremium zu beteili- 
gen. 

Das Bundesverfassungsgericht hat diese Position 
im Januar letzten Jahres in allen Punkten bestätigt. 
Wir bitten deshalb, unserem Antrag zuzustimmen und 
auch unserem Wahlvorschlag zu folgen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Zunehmende Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Liebe Kollegen, Sie wis- 
sen, kurz vor einer Abstimmung, in diesem Fall einer 
Personenwahl, wird es hier immer durch die vielen 
Kollegen, die in den Saal hereinkommen, etwas unru- 
hig. Ich wäre dankbar, wenn diejenigen, die neu in 
den Saal hereinkommen, ihre Plätze einnehmen und 
zuhören, wie die Debatte verläuft. 

Als zweiter Redner in der Debatte hat Dr. Struck das 
Wort. 

(B) 

Dr. Struck (SPD); Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Zu diesem Tagesordnungspunkt kann man 
nur sagen: alle Jahre wieder. Seit es dieses Gremium 
zur Genehmigung der Wirtschaftspläne der Nachrich- 
tendienste gibt, hat die SPD-Bundestagsfraktion 
durch mehrfache Anträge klargestellt, daß wir der 
Auffassung sind, daß keine Fraktion dieses Hauses 
von der parlamentarischen Mitwirkung in diesem 
Gremium ausgeschlossen sein darf. Die SPD-Fraktion 
hat deshalb heute erneut diesen Antrag eingebracht, 
insbesondere auch deshalb, weil es unserem Demo- 
krativerständnis entspricht, daß alle Oppositionsfrak- 
tionen in diesem wichtigen Gremium vertreten sein 
müssen. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, die SPD- 
Bundestagsfraktion weist darauf hin, daß es, ungeach- 
tet der großen politischen Unterschiede zu allen ande- 
ren Fraktionen dieses Hauses, erforderlich ist, alle 
Fraktionen zu beteiligen. Wir wissen, daß die zu wäh- 
lenden Mitglieder dieses Gremiums mehr als die 
Hälfte der Stimmen dieses Hauses erhalten müssen. 
Wir bitten deshalb auch die Kolleginnen und Kollegen 
der anderen Fraktionen dieses Hauses, unseren Vor- 
schlag, nämlich den Kollegen Rudi Walther und den 
Kollegen Klaus-Dieter Kühbacher in dieses Gremium 
zu wählen, zu unterstützen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal; Das Wort hat der Abgeord- 
nete Zywietz. 


Zywietz (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und (C) 
Herren! In der vorigen Legislaturperiode hat die Frak- 
tion DIE GRÜNEN beim Bundesverfassungsgericht 
den Antrag gestellt, den damaligen § 4 Abs. 9 des 
jährlichen Haushaltsgesetzes, der die Kontrolle der 
Wirtschaftspläne der Nachrichtendienste regelte, für 
verfassungswidrig zu erklären. Das Bundesverfas- 
sungsgericht hat dem Begehren der GRÜNEN nicht 
stattgegeben, sondern hat entschieden — ich zitiere 
Punkt 9 des Urteils — ; 

Jedenfalls aus zwingenden Gründen des 
Geheimschutzes kann es verfassungsmäßig hin- 
zunehmen sein, daß einzelne Fraktionen bei der 
Besetzung des Ausschusses unberücksichtigt 
bleiben. 

Die Begründung des Urteils ist für uns heute auch ein 
Grund, den Antrag der GRÜNEN auf Erweiterung des 
Gremiums bzw. zur Wahl eines Vertreters der GRÜ- 
NEN hier abzulehnen. 

Die nunmehr erfolgte Änderung der gesetzlichen 
Grundlage durch Aufnahme des § 10 Abs. 2 in die 
Bundeshaushaltsordnung stellt sicher, daß die Wirt- 
schaftspläne der Nachrichtendienste durch ein Kon- 
trollgremium geprüft werden. Die Vorschrift in der 
Bundeshaushaltsordnung' verfolgt den Zweck, die 
Geheimhaltung der Wirtschaftspläne sicherzustellen. 

Die Sicherung der Geheimhaltung wird dadurch 
erreicht, daß die parlamentarische Kontrolle einem 
vom Bundestag aus seiner Mitte gewählten Gremium 
übertragen wird, dem allein, unter Ausschluß ander- 
weitiger Fragestellungen, uneingeschränkte Aus- 
kunft erteilt wird. (D) 

Mit dieser Praxis ist sichergestellt, daß die parla- 
mentarischen Kontrollrechte verbessert werden. 
Gleichzeitig wird dem berechtigten Interesse der Bun- 
desregierung an der Wahrung der Funktionsfähigkeit 
der Nachrichtendienste Rechnung getragen, und 
zwar vor allem durch die Begrenzung der Zahl der 
Mitglieder auf maximal 5. 

Die Arbeit des Gremiums hat sich in den letzten 
Jahren bewährt. Wir wissen, daß die Finanzkontrolle 
der Nachrichtendienste Grundsatzprobleme aufwirft. 

Um die Funktionsfähigkeit unserer Dienste nicht ein- 
zuschränken, kann eine Detailkontrolle der Haus- 
halte nicht durch ein großes und nach den Erfahrun- 
gen langer Jahre nicht immer nichtöffentliches Gre- 
mium wie den Haushaltsausschuß in seiner Gesamt- 
heit erfolgen. Es ist ein Faktum, daß eine Verletzung 
der Vertraulichkeit hier zu eklatanten Nachteilen für 
die Bundesrepublik führen würde. 

Auf der anderen Seite gibt es einen begründeten 
Anspruch des Parlaments, daß auch in diesem sensi- 
blen Bereich nicht nur globale Beträge bewilligt wer- 
den, sondern eine Prüfung im Detail vorgenommen 
werden muß. Dieses Spannungsverhältnis zwischen 
Vertraulichkeit und parlamentarischer Kontrolle löst 
sich durch die Wahl eines kleinen Gremiums auf. 
Durch die Wahl nur weniger und besonders vertrau- 
enswürdiger Mitglieder des Deutschen Bundestags, 
die aus dem Kreis der Mitglieder des Haushaltsaus- 
schusses benannt werden, wird beiden oben genann- 
ten Anforderungen unseres Erachtens Rechnung 
getragen. 
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Zywietz 

(A) Meine Fraktion stimmt dem Antrag auf Druck- 
sache 11/250 zu und benennt für das Gremium den 
Kollegen Dr. Wolfgang Weng. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der FDP — Anhaltende Unruhe) 

Vizepräsident Westphal: Darf ich noch einmal 
darum bitten, daß die Kollegen, die gerade in den Saal 
hereingekommen sind, auf ihren Plätzen verharren, 
bis der letzte Redner dieser Debatte gesprochen hat. 
Erst dann erfolgt die Abstimmung. Ich bitte um Auf- 
merksamkeit. 

Der Abgeordnete Kleinert (Marburg) hat das 
Wort. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE); Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Daß ich dazu hier über- 
haupt noch einmal dazu sprechen muß — es ist, wenn 
man in die Zeit bis 1983 zurückgeht, schon das neunte 
Mal, daß zu diesem Thema hier gesprochen werden 
muß — , liegt einzig und allein daran, daß die Fraktio- 
nen der CDU/CSU und der FDP der Meinung waren, 
mit dem Auftauchen der Fraktion DIE GRÜNEN im 
Bundestag müsse eine „Lex GRÜNE" geschaffen wer- 
den, um zu verhindern, daß DIE GRÜNEN Einblick in 
Bereiche bekommen können, in die sie nach Ihrer 
Meinung keinen Einblick bekommen sollen, nämlich 
in das Finanzgebaren der Geheimdienste. 

Ich glaube, wir brauchen uns hier gar nicht lange 
darüber zu unterhalten, daß solche Einblicke bitter 
nötig wären, daß ein Stück Transparenz, Öffentlich- 
keit und Auf-die-Finger-Sehen, was dort passiert, von 
der Sache her an der Tagesordnung wäre und daß es 
allerhöchste Zeit wäre, daß dort so etwas möglich 
wird. Darüber brauchen wir hier gar nicht mehr zu 
reden. 

Tatsache ist, daß Sie von dem Zeitpunkt an, als es 
die GRÜNEN-Bundestagsfraktion gab, mit legalen, 
aber vor allem mit illegalen Mitteln, wobei Ihnen die 
Geschäftsordnung im Zweifel überhaupt nichts wert 
war, zielstrebig darauf hingearbeitet haben, den Aus- 
schluß der GRÜNEN aus diesem Gremium durchzu- 
setzen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Sie haben das über Jahre mit einer Strategie durchzu- 
setzen versucht, die sich nicht darum gekümmert hat, 
was die Geschäftsordnung des Deutschen Bundesta- 
ges vorgeschrieben hätte, die sich nicht darum 
gekümmert hat, was die Bundeshaushaltsordnung 
vorgeschrieben hätte, und die sich auch nicht darum 
gekümmert hat, was demokratische Grundprinzipien 
und Teilnahmerechte aller Fraktionen dieses Hauses 
an einer solchen Kontrolle der Exekutive eigentlich 
hätten beinhalten müssen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies ist über Jahre hinweg von Ihnen mit großer Ener- 
gie betrieben worden. Das hat zu dem Zustand 
geführt, den wir heute haben, das hat zu verschie- 
denen Gesetzesmanipulationen geführt, das hat dann 
zu Gesetzesänderungen geführt, und das hat zu die- 
sem Gremium geführt, über dessen Besetzung wir 
heute entscheiden. 


Ich will noch einmal kurz zusammenfassen, worum es (C) 
geht. Es geht darum, ob alle Fraktionen in diesem 
Bundestag in diesem sehr wichtigen Bereich der Kon- 
trolle des Parlaments gegenüber der Regierung ent- 
sprechend vertreten sind oder aber ob die Regierung 
und die sie tragenden Fraktionen nach Gutdünken 
darüber entscheiden können, wer dort kontrollieren 
darf und wer dort nicht kontrollieren darf. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Damit sind Grundsatzrechte der Opposition gegen- 
über der Bundesregierung tangiert, und damit geht es 
auch um grundsätzliche Kontrollrechte der einzelnen 
Abgeordneten gegenüber der Bundesregierung. Das, 
was Sie hier Vorhaben, läuft nicht nur darauf hinaus, 
eine Fraktion des Bundestages wiederum, zum wie- 
derholten Male von dieser Kontrolle auszuschließen, 
sondern das, was Sie Vorhaben, läuft auch darauf hin- 
aus, daß zum wiederholten Male bestätigt wird: Die 
Regierung darf sich ihre Kontrolleure selber aussu- 
chen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Das ist das grundsätzliche Problem, um das es in die- 
ser Angelegenheit in erster Linie geht. 

Wir haben deshalb einen Antrag vorgelegt, der vor- 
sieht, daß alle Fraktionen des Bundestages an der 
Kontrolle in diesem Bereich beteiligt werden sollen, 
daß sie gemäß ihrer zahlenmäßigen Stärke im Bun- 
destag dort beteiligt sein sollen. Wir werden diesen 
Antrag zur Abstimmung stellen, damit in diesem 
wichtigen Bereich der Parlamentskontrolle endlich 
sichergestellt sein kann, daß alle Fraktionen hier diese 
Kontrollrechte wahrnehmen können und hier mit die- (D) 
ser gezielten Ausgrenzungspraxis und mit dieser 
unglaublichen Anmaßung, die das eigentlich ist, 
Schluß gemacht wird, daß sich die Regierungsfraktio- 
nen ihre Kontrolleure selber aussuchen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her- 
ren, ich schließe die Aussprache. 

Ich bitte um Aufmerksamkeit; Wir kommen 
zunächst zur Abstimmung über die Anträge, die die 
Einsetzung des Vertrauensgremiums betreffen. Die 
Wahl erfolgt dann anschließend. 

Der Antrag der Fraktion der SPD und der später 
eingegangene Antrag der Fraktion DIE GRÜNEN sind 
wortgleich. Ich lasse deshalb über diese Anträge 
gemeinsam abstimmen. Da sie weitergehend sind, 
wird über sie zuerst abgestimmt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Namentlich! 

— Bohl [CDU/CSU]: Nein, nein, weiter!) 

— Das ist hier bis jetzt nicht beantragt. 

(Anhaltende Unruhe und Zurufe) 

— Augenblick! Also, Herr Kleinert, bei mir ist hier 
nichts eingegangen. Ich war gestern im Ältestenrat 
und wußte nichts davon. Ich fahre also fort. 

Wer den Anträgen auf den Drucksachen 11/300 

— SPD - und 11/309 - DIE GRÜNEN - zuzustim- 
men wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — 

Wer stimmt dagegen? — Wer enthält sich der Stimme? 

— Die Anträge sind mit Mehrheit abgelehnt. 
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Vizepräsident Westphal 

(A) Wer nun für den Antrag der Fraktionen der CDU/ 
CSU und FDP auf Drucksache 11/250 stimmt, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage- 
gen? — Enthaltungen? — Dann ist dieser Antrag mit 
Mehrheit angenommen. 

Wir kommen nun zur Wahl der Mitglieder des Ver- 
trauensgremiums. Ich bitte Sie um einen Moment Auf- 
merksamkeit für einige Hinweise zum Wahlverfah- 
ren. 

Nach dem soeben gefaßten Beschluß besteht das 
Vertrauensgemium aus bis zu fünf Mitgliedern. 
Gewählt ist, wer die Stimmen der Mehrheit der Mit- 
glieder des Bundestages auf sich vereint, d. h, minde- 
stens 260 Stimmen erhält. 

Die Wahlunterlagen — bestehend aus einem Wahl- 
ausweis und einer Stimmkarte mit den Namen der 
vorgeschlagenen Abgeordneten — werden in der Ein- 
gangshalle ausgegeben. 

Ich bitte Sie, auf dem Wahlausweis, der als Nach- 
weis Ihrer Teilnahme an der Wahl gilt, Ihren Namen 
— gegebenenfalls mit Ortszusatz — sowie Ihre Frak- 
tion handschriftlich in Druckbuchstaben einzutra- 
gen. 

Auf der Stimmkarte dürfen höchstens fünf Namens- 
vorschläge angekreuzt werden. Ungültig sind Stimm- 
karten, die mehr als fünf Ankreuzungen, andere 
Namen oder Zusätze enthalten. Wer sich der Stimme 
enthalten will, macht keine Eintragung. 

Eine geheime Wahl ist nicht vorgesehen. 

Ich bitte jetzt die Schriftführer, die vorgesehenen 

(B) Plätze einzunehmen. — Ich sehe, das ist geschehen. 

Ich eröffne die Wahl und bitte, den Wahlausweis 
auszufüllen, die Stimmzettel anzukreuzen und sie 
anschließend nach Übergabe des Wahlausweises an 
den Schriftführer in eine der Wahlurnen zu geben. 

Gibt es noch einen Abgeordneten, der an der 
Abstimmung teilzunehmen wünscht und es bisher 
nicht getan hat? — Also, ich sehe keinen, der noch an 
der Abstimmung teilzunehmen wünscht. Dann 
schließe ich die Wahl und bitte die Schriftführer, mit 
der Auszählung zu beginnen. Die Auszählung wird 
etwa 25 Minuten in Anspruch nehmen. 

Sie sind sicher damit einverstanden, daß wir die 
Beratung mit dem nächsten Tagesordnungspunkt 
fortsetzen, bis das Wahlergebnis vorliegt. * ) — Ich höre 
keinen Widerspruch. 

Der Geschäftsordnungsausschuß des Hauses ist 
durch seinen Vorsitzenden für 12.30 Uhr einberufen 
worden. Falls Kollegen, die Mitglied dieses Ausschus- 
ses sind, im Saal sind, bitte ich sie, der Einladung zu 
folgen. 

Ich rufe Punkt 8 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Beschlußempfehlung und des 
Berichts des Ausschusses für Wirtschaft 
(9. Ausschuß) zu der Verordnung der Bundes- 
regierung 

Zustimmungsbedürftige Verordnung zur 

Änderung der Verordnung über den Prozent- 


*) Ergebnis Seite 774 D 


Satz der Ausgleichsabgabe nach dem Dritten (C) 
Verstromungsgesetz für das Jahr 1987 

— Drucksachen 11/137, 11/249 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Gerstein 

b) Erste Beratung des von den Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP eingebrachten Entwurfs 
eines Gesetzes zur Änderung des Dritten Ver- 
stromungsgesetzes 

— Drucksache 11/232 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wirtschaft (federführend) 

Haushaltsausschuß 

Ich erbitte Ihre Aufmerksamkeit. — Ich darf darum 
bitten, daß diejenigen Kollegen, die an der Debatte zu 
diesem Tagesordnungspunkt nicht teilzunehmen 
wünschen, ihre Gespräche außerhalb des Saales fort- 
führen. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat ist für die 
Beratung dieses Tagesordnungspunktes eine Stunde 
vorgesehen. Ich sehe dazu keinen Widerspruch. — 

Dann ist das so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Bun- 
desminister für Wirtschaft. 


Dr. Bangemann, Bundesminister für Wirtschaft: 

Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
Herren! Wir haben heute zwei für die Kohlepolitik 
wichtige Vorlagen zu erörtern: einmal den Verord- 
nungsentwurf zur Anhebung des Kohlepfennigs 1987 (D) 

von 4,5% auf 7,5% im Bundesdurchschnitt und zum 
anderen den Gesetzentwurf der Koalitionsfraktionen 
zur Erhöhung des Kreditrahmens des Verstromungs- 
fonds. Beide Vorlagen — das wird wohl jedem so 
gehen — können uns nicht mit reiner, ungeteilter 
Freude erfüllen; denn sie machen deutlich, daß die 
Belastung der Verbraucher aus der geltenden Ver- 
stromungsregelung eine Größenordnung erreichen, 
die an die Grenze des wirtschaftlich und politisch Ver- 
tretbaren stößt. 

Wir dürfen dabei allerdings auch nicht vergessen, 
daß wir diesen Fonds geschaffen haben, um aus 
Gründen unserer Versorgungsssicherheit Öl weitge- 
hend aus der Verstromung herauszunehmen und 
durch die sichere heimische Kohle zu ersetzen. Der 
drastische Ölpreiseinbruch, der im Laufe des letzten 
Jahres eingetreten ist, hat zu einem sprunghaften 
Anstieg des Umfangs der Rechtsansprüche aus dem 
Ölausgleich geführt. Der Verstromungsfonds hat nun- 
mehr ein Ausgabe Volumen von 5,5 Milliarden DM 
erreicht. 

Dieser Betrag setzt sich im einzelnen folgenderma- 
ßen zusammen. 1,9 Milliarden DM entfallen auf 
Ansprüche aus dem Jahre 1986, die der Fonds bisher 
nicht befriedigen konnte; eine Bugwelle, die mit ent- 
scheidend ist dafür, daß wir auf 7,5% erhöhen müs- 
sen. Weitere 1,9 Milliarden DM sind notwendig, um 
Abschlagszahlungen — also ebenfalls keine volle 
Befriedigung der Ansprüche in diesem Jahr bei einer 
Auszahlungsquote von 60% — leisten zu können. 

1,7 Milliarden DM entfallen auf die sonstigen Ausga- 
ben, die der Fonds in diesem Jahr zu leisten hat. 
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(A) Um abschätzen zu können, was für eine Belastung 
es für den Stromverbraucher wäre, würde man das 
einzig und allein aus dem Kohlepfennig bezahlen, 
nenne ich folgende Zahl, die erschreckend ist. Wenn 
wir das alles nämlich mit dem Kohlepfennig bezahlen 
wollten, müßten wir ihn jetzt auf 12% erhöhen. Daß 
ein solches Ausmaß die Stromverbraucher, insbeson- 
dere auch die stromintensive Industrie in nicht vertret- 
barer Höhe belasten würde, ist, glaube ich, offensicht- 
lich. 

Schon die Anhebung auf durchschnittlich 7,5% 
führt zu einer Belastung der industriellen, gewerbli- 
chen tmd privaten Verbraucher, die die Grenze des 
Vertretbaren erreicht. Die Wirkung auf die internatio- 
nale Wettbewerbsfähigkeit der deutschen stromin- 
tensiven Unternehmen macht diese Grenze bereits 
kritisch, und das nicht nur für die in dem Zusammen- 
hang immer wieder genannte Aluminiumindustrie, 
sondern zunehmend auch für Unternehmen, die nicht 
nur im Bereich der Rohstoffgewinnung arbeiten. 

Das sind auch für die Anwendung und Auswirkung 
der sogenannten Härteklausel bedeutsame Probleme. 
Daß die Verstromungsunternehmungen Leistungen, 
die sie aus dem Verstromungsfonds erhalten, bei der 
Strompreiskalkulation strompreismindemd berück- 
sichtigen, verändert das Bild nicht grundsätzlich. 

Ich begrüße es, dciß die Koalition einen Gesetzent- 
wurf eingebracht hat, der den Kreditrahmen aus die- 
sen Gründen auf 2 Milliarden DM ausweiten soll. Aus 
diesen Gründen ist die Ausweitung auch notwendig. 
Nur so wird es möglich, die Konsolidierung des Fonds 

(B) für mehrere Jahre zu strecken und den Stromverbrau- 
cher nicht mit einem unvertretbar hohen Kohlepfen- 
nig so weit zu belasten, daß die Grenzen, die ich auf- 
gezeigt habe, überschritten würden. Der Kredit muß 
auch möglichst bald, jedenfalls so rechtzeitig zur Ver- 
fügung stehen, daß die entstandenen Ansprüche noch 
in diesem Jahr bedient werden können. Es ist natür- 
lich auch notwendig, daß der Gesetzentwurf die Rück- 
führung des Kredits regelt. Er muß bis Ende 1991 
getilgt sein; dies darf nicht auf die lange Bank gescho- 
ben werden. Vier Jahre erscheinen andererseits auch 
ausreichend, um den Kohlepfennig in den nächsten 
Jahren im vertretbaren Rahmen halten zu können. 

Diese Konsolidierung des Fonds trägt dazu bei, den 
Jahrhundertvertrag abzusichern. Der Jahrhimdert- 
vertrag ist neben dem Hüttenvertrag der Eckpfeiler 
imserer Kohlepolitik. Wenn die Kohle auch künftig 
einen wichtigen Beitrag zur Energieversorgung unse- 
res Landes leisten soll, brauchen wir bei der Verstro- 
mung der Kohle beide: sowohl den Hütten- als auch 
Jahrhimdertvertrag. Daß die beiden Ihnen vorliegen- 
den Vorlagen zeigen, daß wir diese Politik fortsetzen 
wollen, ist nicht zu bestreiten. 

Es ist aber auch nicht zu bestreiten — ich will das 
hier ebenfalls mit Deutlichkeit sagen — , daß wir unse- 
rer Volkswirtschaft nicht jeden Preis zumuten können, 
sondern auf die volkswirtschaftlichen Notwendigkei- 
ten im allgemeinen Rücksicht nehmen müssen. So 
geht z. B. die Nachfrage in den Bereichen Wärme- 
markt imd Stahlindustrie zurück, was mit strukturel- 
len Problemen des Bergbaus zusammenhängt. Denn 
bei der Stahlindustrie garantieren wir über den Hüt- 
tenvertrag keine Mengen, sondern für die gelieferten 


Mengen einen Wettbewerbspreis. Wenn also in die- (Q 
sen Bereichen solche Probleme auftreten, so kann die 
Bundesregierung ausfallende Nachfrage nicht erset- 
zen. 

Was den Export subventionierter Kohle anbelangt, 
so haben wir bereits erklärt, daß ein Export mit eige- 
ner Versorgungssicherheit nichts zu tun hat, daß die 
Subventionierung hier deswegen auslaufen muß. Das 
haben wir deutlich gesagt. Jedermann weiß, woran er 
ist. Die Bundesregierung hat hier auch mit unbeque- 
men Wahrheiten nicht hinter dem Berg gehalten. 

Das gilt insbesondere auch für die Beschäftigungs- 
problemer die damit verknüpft sind. Denn wer den 
Beschäftigten unerfüllbare Hoffnungen macht und die 
Nennung von Fakten, die xmbezweifelbar sind, als 
Verbreitung von Angst und Schrecken bezeichnet, 
zementiert nur überalterte Strukturen in den Revieren 
und macht Zukunftsperspektiven für die Beschäftig- 
ten unmöglich. 

Zur Lösung der Probleme im Bergbau müssen alle 
Beteiligten beitragen. Das weiß der Bimd. Die Bun- 
desregierung hat mehrfach zugesichert, daß sie das 
Ihre tun wird, um diesen notwendigen Kapazitätsab- 
bau sozial- und regionalpolitisch zu flankieren. Ich 
brauche das in diesem Zusammenhang jetzt nicht 
alles nochmals darzulegen. Ich will es aber hier 
erwähnen, damit deutlich wird, daß wir auch in die- 
sem Bereich unsere Verantwortimg übernehmen wer- 
den. 

Wir müssen aber auch von den Unternehmen und 
den dort Verantwortlichen — übrigens auch von Lan- 
desregierungen, soweit sie Verantwortimg tragen — 
erwarten, daß sie die notwendigen Entscheidungen 
treffen, und die müssen wir gemeinsam tragen. Es 
geht nicht an, daß das, was alle Beteiligten für not- 
wendig halten, nur deswegen gemacht werden kann, 
weil die Bundesregierung bereit ist, die politische 
Verantwortung dafür zu übernehmen. Auch die Län- 
der müssen ihren Teil der Verantwortung überneh- 
men. 

Ich will noch einmal erwähnen — ohne es weiter 
auszuführen — , daß die gemeinsame Basis der Kohle- 
politik in der Vergangenheit die Nutzung der Kern- 
energie umschloß. Wir bedauern — ich habe das 
schon in der Aktuellen Stunde am 1. April betont — , 
daß diese Gemeinsamkeit verlorengegangen ist. 

Wenn wir heute wegen des Kohlepfennigs bei den 
Ländern Schwierigkeiten haben, die bisher eine große 
Solidarität mit den Revierländem bewiesen haben, 
dann braucht man sich darüber nicht zu wundern. 
Denn wenn man diesen Ländern bei ihrer Kernener- 
giepolitik Schwierigkeiten macht, aber gleichzeitig 
von ihnen verlangt, daß sie die Kohlepolitik mitfinan- 
zieren, die sich in den Revierländern auswirkt, dann 
ist das natürlich ein Spannungsverhältnis, das diese 
Länder kaum mehr aushalten können. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 

Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Es gibt sogar 
Minister, die das nicht verstehen! Landesmi- 
nister!) 

Ich habe deshalb überhaupt kein Verständnis dafür, 
wenn gerade die Bergbauländer den Konsens über 
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(A) Kohle und Kernenergie erneut in Frage stellen. Wir 
brauchen diese Gemeinsamkeit wieder, und wir wer- 
den sie bei vernünftigen Verstromungsre gelungen 
auch im Anschluß an den Jahrhundertvertrag erneut 
brauchen. 

Sie wissen, daß die Bundesregierung im Augen- 
blick die Strukturelemente und Berechnungsmetho- 
den des Kohlepfennigs überprüft. Wir führen dazu 
Gespräche mit den Energieversorgunasuntemehmen. 
Dabei geht es insbesondere um den Olausgleich, der 
mit rund 3,2 Milliarden DM im Jahre 1987 eine Grö- 
ßenordnung erreicht hat, die nicht mehr vertretbar ist. 
Wir müssen Vorsorge treffen, daß der Kohlepfennig 
und damit der Verbraucher in Zukunft nicht mehr 
Lasten in dieser Größenordnung zu verkraften hat. 

Wer an der bisherigen Regelung starr festhalten 
wird, gefährdet die zur Aufrechterhaltung des Jahr- 
hundertvertrages notwendige politische Unterstüt- 
zung. Deswegen sollten alle auch diese Gespräche mit 
unterstützen. 

Es liegt nicht im Interesse der deutschen Steinkohle, 
bis ins letzte auszuloten, wie belastbar die Solidarität 
der revierfernen Länder imd der Stromverbraucher 
insgesamt ist. Es ist besser, sich auf einen Konsens zu 
beziehen, der immer noch möglich ist und der einen 
Fortbestand der Kohleförderung bei uns — wenn auch 
in einem reduzierten Umfang — sichern ward. Wir 
jedenfalls können einen politisch akzeptierten Koh- 
lepfennig nur sicherstellen, wenn der Ölausgleich 
künftig auf ein deutlich niedrigeres Niveau plafon- 
diert wird. Wir können gegenwärtig noch nicht erwar- 
ßj ten, daß ein wieder ansteigender Ölpreis dieses Pro- 
blem in den nächsten Jahren vom Markt her löst, 
wenn auch -* auch das will ich hinzufügen — die jet- 
zige Situation mit dem Ölpreis sicher nicht von Dauer 
sein wird, sondern damit gerechnet werden kann, daß 
der Ölpreis langfristig wieder steigen wird. 

(Gerstein [CDU/CSU]; Aber die Mengen 
sollten bleiben!) 

Die Prüfung der Strukturelemente und Berech- 
nungsmethoden des Kohlepfennigs ist, wie gesagt, 
eingeleitet. Wir wollen das Mengenbild des Jahrhun- 
dertvertrages bis 1995 möglichst erhalten. 

(Stratmann [GRÜNE]: Was heißt „mög- 
lichst"?) 

— „Möglichst" heißt, daß wir den politischen Willen 
haben, das zu erreichen, daß wir es aber nicht allein 
garantieren können, Herr Abgeordneter, weil wir 
dazu die von mir bereits zitierte Zusammenarbeit 
brauchen, übrigens auch Ihre Fraktion oder Ihre Par- 
tei; denn in allererster Linie Sie haben diesen Konsens 
zwischen Steinkohle und Kernenergie nicht akzep- 
tiert und Vierden ihn wahrscheinlich auch nicht 
akzeptieren. 

(Zustimmung bei der FDP imd der CDU/CSU 

— Frau Nickels [GRÜNE]: Den akzeptieren 
wir auch weiterhin nicht!) 

— Wenn Sie ihn nicht akzeptieren, dann machen Sie 
aber bitte dem Steinkohlebergbau keine unerfüllba- 
ren Versprechungen, Das ist nämlich dann unsolide 
und nicht in Ordnung. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 


Die Verhandlungen mit der Elektrizitätswirtschaft, (C) 
dem Bergbau, den Ländern und den beteiligten Bun- 
desressorts auch über eine Anschlußregelung nach 
1995 haben auf fachlicher Ebene begonnen. Deren 
Ergebnis wird die Grundlage für die anschließenden 
politischen Verhandlungen sein, die ich für den 
Herbst, also etwa im Monat September, erwarte. 
Jedenfalls müssen die Ergebnisse vorliegen, wenn 
über die Festsetzung des Kohlepfennigs 1988 ent- 
schieden werden soll. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das war 
mein Bericht über den Stand der politischen Debatte 
bei Gelegenheit dieser beiden Vorlagen. Diese beiden 
Vorlagen jetzt zu beschließen ist unabdingbar, ist not- 
wendig, um die Zukunft der Kohle zu sichern. 
Genauso notwendig ist es aber, diese Diskussion 
gleichzeitig über die Neustrukturierung des Kohle- 
pfennigs zu führen; denn sonst werden wir Belastun- 
gen auffangen müssen, die wir nicht mehr auffangen 
können. Wir wollen also die Zukunft der Kohle in 
einer Weise sichern, die die gesamte Volkswirtschaft 
verkraften kann. Das ist die politische Absicht der 
Bundesregierung. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphat: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Jung (Düsseldorf). 

Jung (Düsseldorf) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Bangemann, Sie stellen 
immer wieder den energiepolitischen Konsens in den (D) 
Mittelpunkt der Diskussion. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Zu Recht!) 

Das ist Ihr gutes Recht, aber wir akzeptieren nicht, daß 
Sie eine Reihe von historischen Fakten einfach immer 
unterschlagen und diesen Konsens so gesehen einsei- 
tig interpretieren. Wir werden auch nicht akzeptieren, 
daß dieser Konsens in Zukunft einseitig definiert wer- 
den soll. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ich bin aber 
gespannt, wie Sie ihn definieren!) 

Ich glaube, da muß man sich schon aufeinander zube- 
wegen. 

Meine Damen und Herren, die Anhebung des Koh- 
lepfennigs ist seit gut einem Jahr überfällig. Schon die 
letzte Anhebung, die wegen des drastischen Ein- 
bruchs des Ölpreises notwendig wurde, kam zu spät 
und fiel zu niedrig aus. Aus wahltaktischen Überle- 
gungen haben Sie es versäumt, die notwendige 
Anpassung rechtzeitig vorzunehmen. 

(Sehr richtig! bei der SPD) 

Statt dessen haben Sie leichtfertig eine Diskussion 
über die Zukunft des Kohlebergbaus vom Zaun gebro- 
chen, die nach unserer Auffassung keine Perspektive 
erkennen läßt und alle Beteiligten verunsichert, nicht 
zuletzt die Bergleute an Ruhr und Saar. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn die sozialdemokratische Bundestagsfraktion 
heute der Anhebung der Ausgleichsabgabe — das 
sehen wir natürlich auch im Zusammenhang mit der 
Ausweitung des Kreditrahmens des Ausgleichs- 
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(A) fonds — zustimmt, dann nicht etwa deswegen, weil 
wir glaubten, damit seien schon alle Probleme 
gelöst. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Das glaubt eh kei- 
ner!) 

Wir stimmen diesen Maßnahmen zu, weil sie die 
Ansprüche der Kraftwerksbetreiber, die Steinkohle 
verströmen, gegenüber dem Ausgleichsfonds wenig- 
stens für dieses Jahr erfüllen, weil wir den Bergleuten 
ein Stückchen Sicherheit über ihre Zukunft zurückge- 
ben wollen und weil wir auch demonstrieren wollen, 
daß wir jeden Schritt, wenn wir ihn nur verantworten 
können, mitgehen, um einen neuen energiepoliti- 
schen Konsensus zu suchen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ja, und wie sieht 
der aus?) 

Aber mit diesem Schritt ist keines der Probleme, die 
mit der Sicherung des Jahrhundertvertrages verbun- 
den sind, wirklich gelöst. Die Anhebung der Aus- 
gleichsabgabe auf 7,5% ist nur bis Ende 1987 termi- 
niert. Wir fragen: Wie soll es im nächsten Jahr weiter- 
gehen? Auch die Ausweitung des Kreditrahmens auf 
2 Milliarden DM, begrenzt bis 1991, ist keine klare 
Lösung. Wir fragen: Woher wollen Sie die Mittel zur 
Rückzahlung nehmen, wenn der Ölpreis nicht wieder 
ansteigt, worauf Sie ja offensichtlich spekulieren? 
Meine Damen und Herren, hier werden doch unge- 
deckte Wechsel auf die Zukunft gezogen. Entweder 
spekuliert die Bundesregierung auf ein rasches Wie- 
deranziehen der Erdölpreise, oder Sie setzen den 
Hebel an, um den Jahrhundertvertrag aus den Angeln 
zu heben. Man könnte auch beides annehmen. Das 
erste hat Herr Bangemann im Wirtschaftsausschuß 
angedeutet, und das zweite steht — wenig verklausu- 
liert ist es heute wiederholt worden — in Ihrer Koali- 
tionsvereinbarung. Dort heißt es: 

Es besteht Einvernehmen, daß die Strukturele- 
mente des Kohlepfennigs einschließlich seiner 
Berechnungsmethode neu entschieden werden 
müssen. Die Anpassung der Kapazitäten im 
Kohlebergbau muß sozial flankiert werden. 

In die Begründung Ihres Gesetzentwurfes zum Drit- 
ten Verstromungsgesetz haben Sie hineingeschrie- 
ben: 

Der Gesetzgeber kann in der Zwischenzeit . . . 

— nämlich bis 1991 — 

prüfen, ob und ggf. welche Konsequenzen aus 
dem unerwarteten und drastischen Preisverfall 
des Mineralöls zu ziehen sind. 

Meine Damen und Herren, das heißt doch im Klartext: 
Sie wollen die Mengen der Kohleverstromung redu- 
zieren. Ich sage Ihnen: Damit stellen Sie das gesamte 
komplizierte Vertragswerk der Kohleverstromung in 
Frage. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn der Kohlepfennig seine Ausgleichsfunktion 
nicht mehr erfüllt, werden die Kraftwerksbetreiber auf 
Öl und Gas umsteigen — es werden ja noch immer 
25 000 MW Kraftwerkskapazität in Reserve gehal- 
ten — , oder sie setzen verstärkt Importkohle ein; die 
Kontingente sind ja noch gar nicht ausgeschöpft. 


Genau dies ist es aber, was mit dem Dritten Ver- (C) 
stromungsgesetz verhindert werden sollte. Dem 
Steinkohlenbergbau sollte die sichere Perspektive 
gegeben werden, wachsende Kohlemengen zur Ver- 
stromung einzusetzen, um — und dies ist genau der 
Punkt — die Politik „weg vom Öl", damals begründet 
mit den drastischen Steigerungen der Erdölpreise, 
wirksam unterstützen zu können. Die Erhöhung des 
Ölausgleichs, die mit dem Ölpreisverfall verbunden 
ist, ist also nicht, wie es mitunter dargestellt wird, der 
Krisenfall, sondern der Vertragsfall, den der Gesetz- 
geber vorausschauend angenommen hat. 

Wenn heute von den Herren Albrecht, Strauß und 
Barschei und auch von Ihnen, Herr Bangemann, das 
Argument der Strompreise strapaziert wird, hat das 
mit der politischen Entscheidung, die vor zehn Jahren 
getroffen wurde, überhaupt nichts zu tun. Damals 
ging es vor allem um Art und Mengen des Primärener- 
gieeinsatzes, und diese Frage wurde zugunsten der 
heimischen Steinkohle entschieden. 

Wenn Sie heute das Mengengerüst des Jahrhun- 
dertvertrages in Frage stellen, wenn Sie der Kohlever- 
stromung keine klare Perspektive geben, nehmen Sie 
der Kohlevorrangpolitik ihr eigenthches Standbein. 

Das ist der Punkt! 

(Beifall bei der SPD — Dr. Klejdzinski [SPD]: 

Das will er ja auch!) 

Meine Damen und Herren, die Kohle ist die einzige 
heimische Energiequelle von nationaler Bedeutung. 
Wenn Sie sie absaufen lassen, werden wir wieder auf 
Gedeih und Verderb dem Weltenergiemarkt und sei- 
nen unkalkulierbaren Preisschwankungen ausgelie- 
fert sein. Wir haben es doch zweimal erlebt, wie die 
Ölpreisexplosionen unsere Volkswirtschaft durchein- 
andergebracht haben. Heute werden 230 Millionen 
Tonnen Steinkohleeinheiten an Öl, Gas und Dritt- 
landskohle importiert. Nur 60 Millionen Tonnen hei- 
mischer Steinkohle werden finanziell abgestützt, also 
etwas mehr als ein Viertel der Importenergie. Ich 
meine, wenn eine Volkswirtschaft wie unsere 1986 
durch Preissenkung der Importenergien fast 40 Milli- 
arden DM spart, dann sollte man erwarten, daß sie 
einen Bruchteil dieser Ersparnis für die jetzt notwen- 
dige Stützung des Bergbaus aufbringt. 

(Beifall bei der SPD - Gerstein [CDU/CSUj; 

Das tut sie ja auch!) 

Meine Damen und Herren von der Regierungsko- 
alition, bezeichnenderweise ist das Wort Kohlevor- 
rangpolitik seit der Bundestagswahl von keinem Mit- 
glied der Bundesregierung mehr in den Mund genom- 
men worden, auch heute nicht. Ich meine, das ist 
sicher kein Zufall, denn Sie betreiben offenbar 
klammheimlich einen schrittweisen Ausstieg aus der 
Kohle, um der Kernenergie, einschließlich der Pluto- 
niumwirtschaft, Vorrang einzuräumen. Ich meine, das 
ist Ihr energiepolitsches Credo, auch wenn Sie das 
nicht ausdrücklich so sagen. 

Die Energieversorgungsunternehmen, wenigstens 
die in den revierfernen Regionen, scheinen diese Poli- 
tik zu unterstützen. Überraschen kann das nicht, denn 
die Versorgungslage im Energiebereich ist durch 
wachsende Überkapazitäten gekennzeichnet. Die 
Kohleverstromung steht nämlich in Konkurrenz zum 
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(A) Kernenergiestrom. Denjenigen Energieversorgungs- 
unternehmen, die hohe Investitionen zum Ausbau der 
Kernenergie getätigt haben, steht der Jahrhundert- 
vertrag offenbar im Weg. Ihr Ziel ist es, der heimi- 
schen Kohle bei der Verstromung die Rolle einer Rest- 
größe zuzuweisen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Stratmann? 

Jung (Düsseldorf) (SPD): Ich gestatte keine Zwi- 
schenfrage. 

(Stratmann [GRÜNE]: Oh, Sie sind aber 
feige! — Zurufe von der SPD) 

Sollten bis zum Ende dieses Jahrzehnts weitere 
4 000 Megawatt Kernenergie an das Netz gehen, 
dann kann bei Einhaltung des Jahrhundertvertrages 
ein Teil der Kohle nur noch auf Halde gelegt werden. 
Das würde bis zur Verlängerung des Jahrhundertver- 
trages unübersehbare Fakten schaffen, die ein Herun- 
terfahren der Steinkohleförderung scheinbar plausi- 
bel begründen würden. Das ist exakt der Punkt, an 
dem der letzte Ansatz dieses vielbeschworenen ener- 
giepolitischen Konsenses zerstört werden würde, zu 
Lasten einer sicheren Energieversorgung, zu Lasten 
der Bergbauländer und nicht zuletzt zu Lasten der 
Bergleute, ihrer Familien und vieler Menschen, die 
wirtschaftlich von ihnen abhängen. 

Es ist richtig — damit möchte ich auf den anfängli- 
( 3 ) chen Punkt zurückkommen — , daß der energiepoliti- 
sche Konsens seinerzeit 1977, nämlich bei der zweiten 
Fortschreibung des Energieprogramms, „Kohle und 
Kernenergie" hieß. Aber dabei wird heute zweierlei 
geflissentlich unterschlagen, nämlich erstens, daß die 
Kohlevorrangpolitik ein Bestandteil dieses Konsenses 
war. Dazu möchte ich aus dem Vorwort des Energie- 
programms zitieren: 

Die Steinkohle bleibt neben der Braunkohle die 
bedeutendste heimische Energiequelle. Die Bun- 
desregierung wird auch weiterhin für ihre vorran- 
gige Nutzung im Rahmen der deutschen Energie- 
versorgung eintreten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: So ist es!) 

Angesichts der von der Natur vorgegebenen 
Kostennachteile unseres Steinkohlebergbaus ist 
dieses Ziel nur mit einem umfangreichen System 
gewichtiger öffentlicher Hilfen und Schutzmaß- 
nahmen zu erreichen. 

Unterschrieben von Graf Lambsdorff im Dezember 
1977. 

(Gattermann [FDP]: Das gilt unverändert! — 
Stahl [Kempen] [SPD]: Das haben die heute 
schon vergessen!) 

Zweitens wird unterschlagen, daß die damaligen 
Prognosen des Energieverbrauchs von der tatsächli- 
chen Entwicklung längst überholt sind. 1977 wurde 
prognostiziert, daß wir im Jahre 2000 einen Primär- 
energieverbrauch von 600 Millionen Tonnen Stein- 
kohleeinheiten, davon 120 Millionen Tonnen Kern- 
energie, haben werden. Zehn Jahre früher, 1967, ging 
man noch von 800 Millionen Tonnen aus, wozu die 


Kernenergie 250 Millionen Tonnen beitragen würde. (C) 
Heute, 1987, gehen sogar konservative Schätzungen 
nur noch von 400 Millionen Tonnen aus, wobei der 
Kernenergieanteil 50 bis 60 Millionen Tonnen betra- 
gen würde. 

Diese Gesichtspunkte sind nach meiner Auffassung 
bei der Diskussion über den energiepolitischen Kon- 
sens mit einzubeziehen, weil die Veränderungen, die 
bislang stattgefunden haben, die Fakten hier und 
heute völlig unterschiedlich erscheinen lassen. 

(Zuruf des Abg. Gerstein [CDU/CSU]) 

In den beiden Vorjahren, 1985 und 1986, haben wir 
385 Millionen t Steinkohleeinheiten verbraucht. Der 
Energieverbrauch hat also nicht mehr zugenommen. 

Er stagniert, und dies bei wachsendem Bruttosozial- 
produkt. 

Vor zehn Jahren konnte sich noch kein Mensch vor- 
stellen, welchen Erfolg die Bemühungen um Einspa- 
rung von Energie erzielen würden. 

(Gerstein [CDU/CSU] : Die hohen Preise!) 

Wenn sich das Energiesparen fortsetzt und sich eine 
bessere Energieausnutzung durchsetzt — die Eigen- 
dynamik dieses Prozesses ist gar nicht zu unterschät- 
zen, auch wenn die Bundesregierung das Energiespa- 
ren nicht mehr so stark fördert, wie das von früheren 
Regierungen gemacht worden ist — , dann spitzt sich 
das Kapazitätsproblem noch einmal zu. Dies macht 
Grundentscheidungen über die energiepolitischen 
Prioritäten unabweisbar. Ich sage: Sie werden diesen 
Auseinandersetzungen nicht ausweichen können. 

Dazu sind die Fragen zu wichtig. (D) 

Wir Sozialdemokraten haben im vergangenen Jahr 
wichtige Entscheidungen getroffen. 

Wir wollen erstens einen geordneten Rückzug aus 
der Kernenergie in einer Frist von zehn Jahren. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Wo bleibt der Kon- 
sens?) 

Dies war in erster Linie kein volkswirtschaftliches Kal- 
kül, 

(Gerstein [CDU/CSU]: Opportunismus ist 
das!) 

dies ist die Konsequenz aus der Einsicht, daß das Rest- 
risiko dieser Technologie zu hoch ist. Tschernobyl hat 
zu unser aller Entsetzen gezeigt, daß dieses Restrisiko 
sehr real ist, daß der unwahrscheinliche Fall einer 
Reaktorkatastrophe eintreten kann. Dies ist nicht zu 
verantworten, weil das Ausmaß des Schadens räum- 
lich und zeitlich nicht eingegrenzt werden kann. 

Wir wollen zweitens die Kohlevorrangpolitik wei- 
terführen. 

(Gattermann [FDP]: Vorrang vor was?) 

Das heißt: Schon jetzt, unabhängig von dem Streit, ob 
Kernenergie- oder Kohlestrom billiger ist, wollen wir 
den einzigen bedeutenden heimischen Energieträger, 
die Kohle, erhalten, deren Technologie beherrschbar 
ist und die umweltfreundlich genutzt werden kann. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Wer will das nicht?) 

Wir wollen drittens Energieeinsparung, eine bes- 
sere Energienutzung und die Entwicklung und den 
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(A) Einsatz alternativer Energien aus energiewirtschaftli- 
chen, aus volkswirtschaftlichen und aus umweltpoliti- 
schen Gründen vorantreiben. 

Welche Prioritäten Sie, meine Damen und Herren 
von der Regierungskoalition, setzen wollen, müßten 
Sie, meine ich, erst noch erklären. Mit den heutigen 
Entscheidungen über den Kohlepfennig, haben Sie 
nur eine Atempause gewonnen. Es bleibt abzuwarten, 
ob und wie Sie sie nutzen werden. Wenn Sie zur Koh- 
levorrangpolitik zurückkehren, werden Sie jederzeit 
die Unterstützung der Opposition finden. 

Wir sind davon überzeugt: Es gibt in der Bevölke- 
rung einen breiten Konsensus, daß für eine sichere 
und gefahrlose Energieversorgung finanzielle Opfer 
gebracht werden müssen. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Es gibt keine gefahr- 
lose Energieversorgung: Das ist eine Illu- 
sion!) 

Es gibt auch Verständnis dafür, daß der Rückzug aus 
der Kernenergie nicht von heute auf morgen zu 
bewerkstelligen ist. Es gibt aber nach meiner Ein- 
schätzung kein Verständnis dafür, daß die Kohleför- 
derung immer weiter eingeschränkt wird und damit 
Tausende von Arbeitsplätzen vernichtet werden 

(Hinsken [CDU/CSU]: Warum denn? Sagen 
Sie doch warum!) 

mit dem einzigen Ergebnis, daß wir immer stärker von 
der Kernenergie und ihren Risiken abhängig werden. 
Darum müssen wir heute umsteuern. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Müller (Wadern). 

(Stratmann [GRÜNE]; Jetzt hören wir etwas 
zu Kamphausen!) 


Müller (Wadern) (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Beide Vor- 
lagen, die wir heute hier beraten, haben in den beiden 
Ausschüssen, Haushalts- und Wirtschaftsausschuß, 
eine einstimmige Zustimmung erfahren. Beide Vorla- 
gen stehen auch in der Kontinuität der bewährten 
Energiepolitik, insbesondere der Kohlepolitik der 
Bundesregierung. So heißt es im letzten Energiebe- 
richt; 

Der Versorgungsbeitrag der deutschen Stein- 
kohle ist mit erheblichem Einsatz öffentlicher 
Mittel gehalten worden. Dies geschah zur Sicher- 
heit der Versorgung, aber auch aus regional- und 
sozialpolitischen Gründen. 

In demselben Kontext stehen auch die Aussage in der 
Regierungserklärung vom 18. März 1987 und die 
Erklärung des Herrn Bundeskanzlers vor dem Bun- 
deskabinett am 25. März 1987, wo es heißt: 

Auf Kohle als einzige nennenswerte, nationale 
Energiereserve kann nicht verzichtet werden. 


Es heißt weiter, die Solidarität in der Energiepolitik (C) 
dürfe keine Einbahnstraße sein. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Sehr wahr! - 

Dr. Klejdzinski [SPD]: Sagen Sie das Bange- 
mann!) 

Im Geiste dieser Aussagen leisten wir heute einen 
weiteren Schritt zur Erfüllung des sogenannten Jahr- 
hundertvertrages. Dieser Jahrhundertvertrag ist für 
den Steinkohlebergbau lebensnotwendig. 

Nur: In einer solchen Aussprache müssen ein paar 
Fakten wiederholt werden. Zunächst ist es ein Fak- 
tum, daß der Jahrhundertvertrag eine partnerschaftli- 
che Vereinbarung zwischen dem Steinkohlebergbau 
und der Elektrizitätswirtschaft ist. Es gibt im Prinzip 
keine gesetzliche Verpflichtung der Elektrizitätswirt- 
schaft, jährlich 40 Millionen Tonnen und mehr Stein- 
kohle aufzukaufen und zu verströmen. In unserer 
Wirtschaftsordnung hat der Staat nicht die Möglich- 
keit, den Elektrizitätswerken vorzuschreiben, wo sie 
ihre Energieträger einkaufen. Der Staat hat mit dem 
Jahrhundertvertrag die Voraussetzungen geschaffen, 
daß ein Anspruch auf die Ausgleichsabgabe besteht. 
Werden diese Voraussetzungen gestrichen oder in 
ihrer Substanz geändert, dann entfällt auch die Ver- 
pflichtung, Steinkohle in dem genannten Umfange 
abzunehmen. 

Nun stehen die Verhandlungen für die Anschlußre- 
gelungen nach 1995 an, wobei — der Wirtschaftsmi- 
nister hat das eben wiederholt — eine Überprüfung 
der Strukturelemente und Berechnungsmethoden 
dieser Ausgleichsabgabe angekündigt ist. Wer hätte 
für einen solchen Wunsch kein Verständnis ange- (D) 
sichts der Beträge, die heute hier zur Debatte stehen? 

Das ist eine Diskussion, die vor allem in revierfernen 
Ländern geführt wird. 

Daß der Beihilfebedarf diese Größenordnung 
erreicht hat, ist nicht Schuld des Steinkohlebergbaus, 
sondern hat seine Ursachen im Verfall der Preise für 
Öl und Kraftwerkskohle aus Drittländern. Das ist auch 
ein Faktum. Das bedeutet, je tiefer die Weltmarkt- 
energiepreise sind, desto höher sind die Kosten für 
den Schutz der deutschen Kohle, oder, anders ausge- 
drückt, je entspannter sich die Weltenergielage dar- 
stellt, desto höher sind die öffentlichen Hilfen. Wenn 
man es noch von einer anderen Seite beleuchtet, 
bedeutet dies, wenn unsere eigene, heimische Ener- 
gie keine öffentlichen Mitteln mehr benötigt, dann 
haben wir wahrscheinlich eine Weltenergiekrise. In 
einer Zeit der Energieüberflüsse ist es schwierig, in 
der Öffentlichkeit für diese Energiesicherungspolitik 
einzutreten. Dennoch ist es angesichts des Zwischen- 
falls am Golf, den wir erlebt haben, erforderhch, dar- 
auf hinzuweisen, wie verwundbar unsere Energiever- 
sorgung ist. Insofern stimme ich Ihnen zu, Kollege 
Jung. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Der Zwischenfall mit 
der Fregatte!) 

— Eben. 

Faktum ist aber auch, daß im Jahrhundertvertrag 
eine Friedenspflicht vereinbart worden ist, die prak- 
tisch bedeutet, daß der Bergbau und die Stromwirt- 
schaft den Konsens zwischen Steinkohle und Kern- 
energie voll anerkennen und nicht in Frage stellen. 
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(A) Dieser Konsens ist aber von der SPD aufgekündigt 
worden. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Eben!) 

Dieser Konsens war eine Gemeinsamkeit, die aus poli- 
tischer Überzeugung entstanden ist, verehrte Kolle- 
gen, nicht mit Hilfe einer Bundeskompetenz durchge- 
setzt wurde, sondern unabhängig von der parteipoliti- 
schen Konstellation in Bund und Land. 

Dieser Konsens — das haben wir eben wieder 
gehört — wird jetzt mit einer bemerkenswerten Rabu- 
listik umdefiniert. Der Wirtschaftsminister hat darauf 
abgehoben. Als wir hier im Deutschen Bundestag vor 
etwa sechs Wochen diese Zusammenhänge zum letz- 
ten Mal diskutiert haben, hat der Wirtschaftsminister 
des Saarlandes den künftigen Konsens in der Energie- 
politik tatsächlich so definiert: das sei einerseits Koh- 
levorrang und andererseits Finanzierung des Aus- 
stiegs, Dies begründet der saarländische Wirtschafts- 
minister auch noch in der Öffentlichkeit, indem er für 
die Kernenergie einen wirtschaftlichen Nachteil aus- 
rechnet. Schauen Sie sich die Berechnungen an, Herr 
Kollege Jung. Dort wird ausdrücklich auf Importkohle 
und ihren vermehrten Einsatz gesetzt. Auch das 
Hauffsche Ausstiegspapier setzt auf Zuwächse bei der 
Importkohle. Deswegen dürfen Sie sich hier nicht so 
hinstellen und sagen, wir setzten auf die Import- 
kohle. 

Die Wirtschaftsjunioren des Saarlandes sagen, die 
Vorstöße Hoffmanns beinhalteten die Gefahr, daß sich 
das Saarland ins energie- und wirtschaftspolitische 
Abseits manövriere. Diese Vorstöße würden der saar- 
ländischen Wirtschaft mehr schaden als nützen. Die 
^ ^ Wirtschaftsjunioren sagen sogar wörtlich; Wer die 
Hand aufhält, sollte sich nicht distanzieren und die 
Konsensfähigkeit belasten. Dem habe ich eigentlich 
nichts hinzuzufügen. 

Deswegen muß eine Aussprache wie die heutige 
auch genutzt werden, einen Beitrag dafür zu leisten, 
den bewährten Konsens zwischen Kohle und Kern- 
energie wieder herzustellen. 

Ich finde es in diesem Zusammenhang schon erfreu- 
lich, wenn dieser Tage aus Kreisen der nordrhein- 
westfälischen Landesregierung verlautet, man wolle 
sich ohne alle Illusionen kooperationswillig und 
kooperationsfähig zeigen; man verstehe sich nicht 
mehr als Gegenmodell zur CDU/CSU-FDP-Bundesre- 
gierung; die SPD Nordrhein-Westfalens könne nicht 
weiter Rammbock für die Nürnberger Parteitags- 
beschlüsse sein. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, 
gestatten Sie eine Zwischenfrage? 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Ja, bitte schön, Kol- 
lege Stratmann. 

Stratmann (GRÜNE): Herr Kollege Müller, gehört 
es auch zu dem vielbeschworenen Konsens von Kohle 
und Kernenergie, daß die Bundesregierung im Jahre 
1986 und 1987 mitverantwortlich ist für den Ausbau 
der Atomenergie und gleichzeitig in ihrem Verant- 
wortungsbereich — Saarbergwerke — zustimmt, daß 
die Zeche Camphausen schließt? Das müssen Sie als 


Saarländer doch als krassen Widerspruch zu dem (C) 
Konsens verstehen. 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Sie wissen alle, daß 
die Investitionsplanungen in der Energiewirtschaft 
langfristig angelegt sind. Das kann man nicht, wie Sie 
es hier eben in Ihrer Frage darstellten, an einem Punkt 
anbinden. Das sind langfristige Entwicklungen. 

Zu dem zweiten Teil Ihrer Frage, zu Camphausen, 
werde ich zum Ende meiner Ausführungen noch 
etwas sagen. 

Nun möchte ich zu den bemerkenswerten Anzei- 
chen, die wir ja jetzt haben, noch eine andere Stimme 
nachschieben, die mir dieser Tage zur Kenntnis 
gekommen ist. So kann man den Zeitungen entneh- 
men, daß der nordrhein-westfälische SPD-Landtags- 
abgeordnete Marmulla — so soll er heißen — 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: So heißt er! Er ist 

sogar Landrat im Kreise Recklinghausen!) 

erklärt hat, er sei davon überzeugt, daß die sozialde- 
mokratische Landtagsfraktion in Nordrhein-Westfa- 
len einen politischen Vorstoß unternehmen werde, um 
den energiepolitischen Konsens zwischen Kohle und 
Kernkraft wiederherzustellen. 

(Gerstein [CDU/CSU] : Wir warten darauf!) 

Ich wünsche mir, daß dieser Umdenkungsprozeß auch 
im Saarland innerhalb der SPD um sich griffe. Kollege 
Brück, ich wünsche mir sehr herzlich, daß auch Sie 
dazu einen Beitrag leisten. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, bei 
Herrn Stahl besteht der Wunsch nach einer weiteren 
Zwischenfrage. 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Ja, bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte schön. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Kollege, darf ich Sie, 
wenn Sie dem Herrn Wirtschaftsminister eben zuge- 
hört haben, fragen, ob der Wirtschaftsminister in Ihren 
Augen glaubwürdig ist, wenn er hier vor dem Deut- 
schen Bundestag erklärt, daß auf Grund der besonde- 
ren Situation der Steinkohlenabsatz zurückgegangen 
sei und auch die Förderung zurückgefahren werden 
solle, dabei aber auch Ihnen als Abgeordneten aus 
dem Saarland keine realen Zahlen genannt hat? Was 
halten Sie davon? Ist das glaubwürdig? 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Verehrter Herr Kol- 
lege, Ihnen als jemandem, der diese Zusammenhänge 
kennt, darf ich doch noch einmal sagen, daß wir jetzt 
hier über den Anteil des Kohleabsatzes reden, der in 
die Verstromung geht. Ich darf Sie daran erinnern, 
daß noch nie eine so große Menge deutscher Stein- 
kohle verströmt worden ist, 

(Bohl [CDU/CSU] ; Das ist ja hochinteres- 
sant!) 

aufbauend auf diese Verträge, wie zum jetzigen Zeit- 
punkt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Stahl [Kempen] [SPD]: Das ist überhaupt 
nicht wahr!) 
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(A) Das ist ein Stück Glaubwürdigkeit auch dieser Poli- 
tik. 

Ich darf Sie weiter daran erinnern, verehrter Herr 
Abgeordneter, daß die unabweisbaren Kapazitäts- 
schnitte darauf zurückzuführen sind, daß angesichts 
der Stahlsituation, die so ist, wie sie ist, und die wir 
leider beklagen müssen, weniger Kokskohle ge- 
braucht wird und daß der Kohleabsatz im Wärme- 
markt eben nicht die Entwicklung nimmt, wie wir sie 
uns eigentlich vorstellen. 

(Stahl [Kempen) [SPD]: Weü ihr sie nicht 
unterstützt!) 

Aber lassen Sie mich noch ein letztes Faktum 
ansprechen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Ich bin sofort fertig, 
Herr Präsident. Aber ich bitte um Verständnis, daß ich 
den letzten Gedanken hier noch Vorbringen möchte. 

Ein letztes Faktum muß ich also noch ansprechen. 

(Stratmann [GRÜNE]: Camphausen!) 
Bergleute und Bergbau müssen immer für einige 
Jahre im voraus verläßlich planen können. Dazu 
gehört die Kenntnis der Förderziele, und dazu gehört 
auch das Vertrauen auf die zugesagten Mittel. Man 
kann Bergbau nicht mit der Methode stop and go 
betreiben. Einmal aufgegebene Standorte sind unwi- 
derruflich verloren. Im Bergbau gibt es kein Einmot- 
ten von Anlagen. Ich sage das ganz bewußt von dieser 
Stelle aus an die Adresse der Bundesregierung, die Ja 

(B) bei Saarberg den Anteilseigner Bund vertritt: Der Auf- 
sichtsrat hat in seiner Sitzung gestern keine Gruben- 
schheßungsbeschlüsse gefaßt, auch keinen Beschluß, 
die Grube Camphausen zu schließen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, nun 
muß ich Sie aber unterbrechen. 

Müller (Wadern) (CDU/CSU): Das ist mein letzter 
Satz, Herr Präsident. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Es war schon 
dreimal der letzte Satz!) 

Ich bitte die Bundesregierung als Anteilseigner, alle 
Anstrengungen zu unternehmen, bei den notwendi- 
gen Kapazitätsschnitten an der Saar ohne eine Gru- 
benschließung auskommen zu können; denn die 
Kohle ist ein Stück saarländischer Identität. Deswe- 
gen sind wir auch für diese beiden Vorlagen, 

Ich bedanke mich sehr herzlich, Herr Präsident, für 
Ihre Geduld. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Stratmann. 

Stratmann (GRÜNE): Liebe Mitbürgerinnen! Liebe 
Mitbürger! Herr Kollege Müller, ich habe vermißt, daß 
Sie, wie Sie angekündigt hatten, zu der Stillegung der 
Zeche Camphausen im Saarland Stellung genommen 
haben. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Sie haben 
nicht zugehört!) 


Offensichtlich sind Sie auch dazu nicht in der Lage. (C) 

Wir GRÜNEN stimmen der geplanten Erhöhung 
des Kohlepfennigs zu. Wir stimmen ebenfalls der Aus- 
weitung des Kreditrahmens für den Ausgleichsfonds 
zu, und zwar weil wir unter den gegebenen Bedingun- 
gen kurzfristig keine Alternative sehen, um der heimi- 
schen Steinkohle absatzpolitisch und arbeitsmarktpo- 
litisch zu helfen. 

Wenn das ganz deutiich geworden ist, möchte ich zu 
den Überlegungen, die für eine Neuberechnung des 
Kohlepfennigs im Gange sind, den Vorschlag in die 
Debatte bringen, ob nicht der Ersatz des Kohlepfen- 
nigs durch eine Importabgabe auf Öl und Gas ein für 
die Kohle effektiveres und gleichzeitig ökologischeres 
Instrument wäre. Mit einer solchen Importabgabe 
könnte man — das ist für die Volkswirtschaft auch 
wichtig ~ den Ölpreis und — damit verbunden — 
den Gaspreis mittel- und langfristig auf einem relativ 
stabilen Niveau halten. Man könnte gleichzeitig einen 
ökonomischen Anreiz zu Energleeinsparbemühun- 
gen damit verbinden; denn nachweislich ist in den 
Jahren 1986 und 1987 nach dem Ölpreisverfall der 
Verbrauch von Öl sowohl im Heizöl- als auch im Kraft- 
stoffbereich weithin gestiegen. Gutachten haben 
erwiesen: Die Raserei auf den Autostraßen hat wieder 
zugenommen, weil das Benzin billiger geworden ist 
und die Leute deswegen meinten, mehr rasen zu kön- 
nen. 

Eine Importabgabe auf Kohle und Gas könnte einen 
weiteren Energieeinsparanreiz bringen und ist inso- 
fern ökologisch wirksamer als der Kohlepfennig. Sie 
kann gleichzeitig die Funktion des Kohlepfennigs p| 
erfüllen, wenn die Einnahmen aus der Importabgabe 
in einen Fonds gehen, der ganz gezielt insbesondere 
kommunale Energieversorgungsuntemehmen unter- 
stützt, die Kohleheizkraftwerke bauen und die heimi- 
sche Steinkohle verströmen. Über ein solches Instru- 
ment zu diskutieren ist, denke ich, in der jetzt begin- 
nenden Debatte wichtig. Ein solcher Fonds wäre auch 
kurzfristig als Ersatz für den Kohlepfennig möglich. 

Unter mittel- und langfristiger Perspektive möchte 
ich hier eines ganz deutlich sagen, insbesondere auch 
an die Kolleginnen und Kollegen von der Sozialdemo- 
kratie: Wir brauchen eine grundlegende Änderung 
der Kohlepolitik. Wir brauchen, khpp und klar, eine 
Absage an eine Kohlevorrangpolitik. Das möchte ich 
auch sehr deutlich dem Vorsitzenden der IG Bergbau 
und Energie, Herrn Meyer, sagen, der hier unter uns 
sitzt. Um gleich Mißverständnisse auszuschalten; Eine 
ökologisch orientierte Energiepolitik kann gar nicht 
Kohlevorrangpolitik sein, sondern bedeutet eindeutig 
Vorrangpolitik für Energieeinsparung und Alternativ- 
energien. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Herr Jung, es ist einfach nicht wahr, daß wir in der 
Bundesrepublik außer der Kohle keine nationale 
Energiequelle von Bedeutung haben. Wir haben ein 
riesiges, unerschlossenes Potential an Energieeinspa- 
rung und Altemativenergien — ich betone: uner- 
schlossen — , 

(Zuruf von der SPD: Traumtänzerl) 

weil Jahr für Jahr — die Schätzungen gehen ausein- 
ander ca. 6 bis 9 Milliarden DM an Subventionen 
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(A) in die heimische Steinkohle gehen. Dem stehen jähr- 
liche Subventionen zur Förderung der Altemativener- 
gien in der Größenordnung von nur 350 Millionen DM 
gegenüber. 6 bis 9 Milliarden DM Kohlesubventio- 
nen, 350 Millionen DM Subventionen für Alternativ- 
energien! Wir sagen: Das ist ein krasses Mißverhält- 
nis. Was wir brauchen, ist ein Umbau der Subven- 
tionspolitik, mittel- und langfristig angelegt, nicht 
durch kurzfristigen Bruch, eine Verlagerung der Sub- 
ventionen von der heimischen Steinkohle in den 
Alternativenergiebereich. Ich möchte für eine solche 
Perspektive Eckpunkte grüner Kohlepolitik darstel- 
len. 

(Abg. Stahl [Kempen] [SPD] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

Vizepräsident Westphal: Aber vorher, Herr Abge- 
ordneter, möchte gerne der Kollege Stahl eine Frage 
stellen. — Bitte schön. 

Stahl (Kempen) (SPD): Herr Kollege Stratmann, bin 
ich richtig informiert, habe ich das richtig gelesen, daß 
Ihr Kollege Fischer, der wohl einer der führenden 
Leute Ihrer Partei ist, in Hessen gefordert — und auch 
gutachterlich belegt — hat, daß beim Ausstieg aus der 
Kernenergie im besonderen Steinkohle, vorrangig 
deutsche Steinkohle, eingesetzt werden soll? Stimmt 
das mit dem, was Sie jetzt hier in einzelnen Punkten 
darstellen, überein? 

(Wissmann [CDU/CSU]: Eine gute Frage!) 

Stratmann (GRÜNE): Das ist eine gute Frage, weil 

(B) sie gut zu beantworten ist. Herr Fischer hat recht mit 
dem, was er für das kurzfristige Ausstiegs szenario der 
GRÜNEN gesagt hat. Der Ausstieg aus der Atom- 
energie ist im Rahmen eines Jahres möglich. Wir 
brauchen dann eine Substitution des Atomenergie- 
stroms in der Größenordnung von 40 Millionen t 
Steinkohleeinheiten durch heimische Steinkohle, 
durch Importkohle oder durch Importöl und -gas im 
Rahmen von einigen Jahren. Ich redete gerade von 
einer mittel- und langfristigen Perspektive. Da müs- 
sen wir das Tabu brechen — das will ich gleich noch 
im einzelnen begründen — , daß wir eine Steinkohle- 
fördermenge in der Dimension von 80 Millionen Ton- 
nen im Jahr auf Dauer, auch bis ins nächste Jahrtau- 
send hinein, aufrechterhalten müssen. Das ist also 
kein Widerspruch zu Herrn Fischer. Im Gegenteil: Sie 
müssen in kurzfristigen, mittelfristigen und langfristi- 
gen Perspektiven denken. 

Vizepräsident Westphal: Jetzt gibt es den Wunsch 
nach einer Zwischenfrage vom Abgeordneten 
Klejdzinski. — Bitte schön. 

Dr. Klejdzinski (SPD): Sie sind doch ein Kind des 
Ruhrgebiets, Sie kommen aus Bochum. Würden Sie 
auch bereit sein, Ihre Absage an die Kohlevorrangpo- 
litik den Bergleuten im Ruhrgebiet zu erklären, und 
würden Sie auch sagen, daß Sie sie langfristig um ihre 
Arbeitsplätze bringen wollen? 

Stratmann (GRÜNE): Oh, Herr Klejdzinski! Zu dem 
ersten Teil der Frage: Ich war, bin und werde bereit 
sein, das auch vor Bergleuten und ihren Familien dar- 
zustellen. 


Zum zweiten Teil Ihrer Frage: Es ist vöUig absurd, (C) 
aus einer Umorientierung in der Kohlepolitik schluß- 
zufolgern, wir würden Arbeitsplätze vernichten. Des- 
wegen gehe ich jetzt in den letzten drei Minuten, die 
mir verbleiben, auf Eckpunkte grüner Kohlepolitik, 
die auch eine ökologische Energiepolitik ist, ein. 

Erstens. Der Sofortausstieg aus der Atomenergie ist 
notwendig und im Zeitraum eines Jahres möglich. 
Damit schalten wir einen Verdrängungskonkurrenten 
der heimischen Steinkohle aus. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Es besteht ja mittlerweile zwischen GRÜNEN und 
Sozialdemokraten Konsens, daß der Ausbau der 
Atomenergie die heimische Steinkohle — übrigens 
auch die heimische Braunkohle — verdrängt. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Nicht mit allen Sozial- 
demokraten!) 

Zweitens. Wir werden — im Widerspruch zu den 
Ergebnissen der dritten Kohlerunde — bei der im 
Herbst anstehenden nächsten Kohlerunde ebenfalls 
keinem Kapazitäts- und Arbeitsplatzabbau in der hei- 
mischen Steinkohle zustimmen, solange noch ein 
Atomkraftwerk in der Bundesrepublik betrieben wird. 

Herr Klejdzinski, das zu Ihrer Frage. 

Drittens. Wir sind — und waren in der Vergangen- 
heit immer -* ganz entschieden für die Einhaltung 
des Jahrhundertvertrags, was die Kohleseite betrifft, 
also für die Einhaltung der Verstromungsmenge: jetzt 
40 Millionen, 1995 45 Millionen bis 47,5 Millionen 
Jahrestonnen. 

(D) 

Viertens. Für die Zeit nach 1995, nach Auslaufen 
des Jahrhundertvertrags, werden heute die Weichen 
gestellt. Da sagen wir: In der Perspektive „Ende der 
90er Jahre, nächstes Jahrhundert, nächstes Jahrtau- 
send" müssen wir einen erheblichen Teil der Kohle- 
subventionen zum rechtzeitigen Aufbau von Energie- 
alternativen in den Kohlerevieren ~ vor Ort selbst ~ 
nutzen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Mit den Arbeits- 
plätzen!) 

Wenn wir den Prozeß heute einleiten, können wir mit 
Milliarden Subventionsmitteln erstens im Alternativ- 
energiebereich und in der Energieeinspartechnik 
mehr Arbeitsplätze als im Kohlebereich schaffen. Es 
ist ja unbestreitbar, daß die Kohle unheimlich kapital- 
intensiv ist und, gemessen an dem Kapital- und Sub- 
ventionseinsatz von 6 bis 9 Milliarden DM pro Jahr, 
relativ wenige Arbeitsplätze schafft. Mit dem gleichen 
Subventionseinsatz können Sie in den Kohlerevieren 
wesentlich mehr Arbeitsplätze schaffen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zweitens. Wir brauchen aus Versorgungsgründen 
nicht die 80 Millionen t heimische Steinkohle, son- 
dern wir werden, wenn wir heute energisch in Alter- 
nativenergien einsteigen, gegen Ende des Jahrhun- 
derts einen erheblichen Anteil der Primärenergiever- 
sorgung durch Alternativenergien — mit mehr heimi- 
schen Arbeitsplätzen — abdecken können. 

Drittens. Was die regionalpolitische Begründung 
betrifft, daß wir aus regional- und arbeitsmarktpoliti- 
schen Gründen die heimische Steinkohleförderung 
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(A) brauchten, Herr Klejdzinski, so kann ich nur sagen; 
Aus ökologischen Gründen ist es sinnvoll, heute den 
regionalen Umbau der Kohlereviere einzuleiten. Sie 
nennen das „Zukunftsprogramm Montanregion“. Das 
bedeutet doch — ich meine, hier besteht in einigen 
Fragen Konsens — Investitionen heute, um heute die 
Arbeitsplätze von 1995 und danach, die ökologisch 
verträglich sind, aufzubauen. Wir sagen ebenfalls ein- 
deutig, auch in unserer mittelfristigen Perspektive: 
Wir werden keinem Kapazitätsabbau bei der heimi- 
schen Steinkohle zustimmen, bevor nicht der Ersatz 
an Arbeitsplätzen in den Regionen aufgebaut ist. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aber mit diesem Aufbau wollen wir heute beginnen, 
und wir wollen deshalb auch konzeptionell einen 
Umbau der Kohlesubventionen einleiten. 

Zum Schluß: Eine Umorientierung weg von einer 
Kohlevorrangpolitik hin zu einer ökologisch verträgli- 
chen Kohlepolitik 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Vorrang!) 

schafft Arbeitsplätze, und zwar mehr als bei der heu- 
tigen Kohlepolitik, und ist ökologisch verträglich. Ich 
finde es wichtig, daß wir in dieser Richtung einen Kon- 
sens in Sachen Kohle- und Energiepolitik suchen. 

Danke schön. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Vizepräsident Westphal; Das Wort hat der Abgeord- 
nete Gattermann. 


Gattermann (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Ich bin immer wieder fas- 
ziniert, wie jenseits ökonomischer und rechtlicher Tat- 
sachen Phantasiegebäude aufgebaut werden, wie 
etwas denn wohl sein könnte. 

Mit den Vorlagen hier erfüllen wir die Kärrnerarbeit 
zur Finanzierung und Erfüllung der Rechtstitel, die 
sich zur Sicherung des Jahrhundertvertrags aus dem 
Dritten Verstromungsgesetz ergeben. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Macht mal was 
anderes!) 

— Frau Unruh, heute morgen hat jemand zu mir 
gesagt: Die Kollegin schläft wohl noch; ich höre sie 
gar nicht schreien. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die schläft nie! Aber 
Sie schlafen!) 

Offensichtlich sind Sie wach geworden. Aber wissen 
Sie — ehrlich gesagt — : Sie sollten etwas Rücksicht 
auch auf unsere Nerven nehmen. Humanisierung der 
Arbeitswelt sollte auch für uns gelegentlich einmal 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Denken Sie an die 
Arbeitslosen draußen!) 

ein Thema sein. Also schrauben Sie die Lautstärke 
etwas herunter! 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ich denke nicht im 
Traum daran!) 


Vizepräsident Westphal: Ja, ich wollte gerade ein- (C) 
greifen. Aber vielleicht gelingt es mir auch durch 
einen Blickkontakt zu Frau Unruh, sie aus ihrer 
Unruhe zur Ruhe zu bringen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Selbstverständlich!) 

Gattermann (FDP) : Also, meine Damen und Herren: 

Mit diesen beiden Vorlagen, denen meine Fraktion 
zustimmt, schaffen wir die finanziellen Voraussetzun- 
gen dafür, daß wir die Rechtstitel erfüllen können. 

Daß hierbei mit der Befristung der Rückzahlungster- 
mine auch der Kreditplafond erhöht worden ist, hal- 
ten wir für notwendig und für vernünftig. Denn diese 
Erhöhung des Kohlepfennigs hätte statt auf 7,5% auf 
12% bis 13% erfolgen müssen, wenn man alle 
Ansprüche ohne Kredite hätte finanzieren wollen. 

Dies macht das ganze Ausmaß dessen deutlich, wie 
grundlegend sich die Rahmenbedingungen auf den 
internationalen Energiemärkten verändert haben. 
Davor können wir die Augen nun leider — leider! — 
nicht verschließen. Entgegen allen Prognosen war das 
Ölpreistief offenbar nicht von ganz kurzer Dauer. Es 
hält nun schon eine ganze Weile an, und alle uns vor- 
liegenden seriösen Prognosen meinen, daß das 
Niveau von 18 bis 20 Dollar pro Barrel auch in der 
Zukunft wohl kaum nennenswert überschritten wer- 
den wird. Ein Niveau von 28 bis 30 Dollar pro Barrel 
wird sicherlich kurzfristig nirgendwo wieder zu 
erwarten sein. Das heißt: Wir haben mit dieser aktu- 
ellen Lösung unserer finanziellen Probleme natürlich 
nicht die Zukunftsprobleme gelöst. 

Meine Damen und Herren, Herr Kollege Jung, mit 
Worten läßt sich trefflich streiten. Kohlevorrangpoli- 
tik: Was heißt „Vorrang“, wie definieren wir „Vor- 
rang“? Heißt „Vorrang“ Bedienung des Energie- 
marktes ausschließlich mit Kohle, solange dies mög- 
lich ist, und kommt erst nachrangig alles andere? Das, 
was unter Kohlevorrangpolitik, so wie Sie es aus dem 
Energiebericht zitiert haben, der in dieser Formulie- 
rung nach wie vor seine Gültigkeit hat, zu verstehen 
ist, ist die Komponierung diverser Primärenergiequel- 
len für unsere Energieversorgung, so wie wir das 
immer definiert haben. Wir wollten unseren Energie- 
bedarf aus möglichst verschiedenen Quellen decken, 
wir wollten ihn durch langfristige Verträge sichern. 

Wir wollten, daß dabei ein angemessener Beitrag 
auch aus den heimischen Energieressourcen, aus 
Braunkohle und aus Steinkohle, geliefert wird. Dafür 
staatliche Mittel einzusetzen waren wir bereit und 
sind wir bereit. Denn, meine Damen und Herren, wür- 
den wir sie nicht einsetzen, gäbe es längst keinen 
Steinkohlebergbau in der Bundesrepublik Deutsch- 
land mehr. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Aber auch keine 

Atomkraftwerke! — Gerstein [CDU/CSU]: 

Dann gäbe es noch ein paar mehr!) 

Und eines will ich sagen: Es hat im Zusammenhang 
mit den Bergbauproblemen, die wir im Ruhrgebiet ja 
nun wirklich seit vielen Jahren kennen, nur ein einzi- 
ges Mal schwarze Fahnen, in Dortmund-Huckarde, 
gegeben. 


— Herr Präsident! 


(Zurufe von der SPD) 
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(A) — Schwarze Fahnen erschrecken mich mehr als 
rote. — 

(Stratmann [GRÜNE]: Bald sind es grüne! — 

Weitere Zurufe von den GRÜNEN und der 
SPD) 

Seitdem haben wir alle Prozesse, die sich hier für alle 
Beteiligten schmerzhaft vollzogen haben, sozial so 
abgefedert, daß bis heute kein Bergmann in die 
Arbeitslosigkeit geschickt worden ist. 

(Zuruf von der SPD: Bis heute!) 

— Bis heute, das gilt auch für die letzte Zeche meiner 
Heimatstadt, Minister Stein. — 

(Hinsken [CDU/CSU] : Das ist sehr wich- 
tig!) 

Eines ist sicher: Wenn wir im Herbst die nächste 
Kohlerunde zu bestreiten haben werden, dann wird es 
angesichts der Entwicklung auf den internationalen 
Energiemärkten ohne gewisse weitere Kapazitäts- 
Schrumpfungen nicht abgehen. Ein Weiteres ist 
sicher: daß die vorhandenen staatlichen Mittel auf die 
betriebswirtschaftlich rentabelsten Zechen konzen- 
triert werden müssen. Diese Dinge werden notwendig 
sein; davor dürfen wir die Augen nicht verschließen. 
Aber wir werden Wert darauf legen, daß die soziale 
Abfederung eines solchen Umstrukturierungsprozes- 
ses — wie in der Vergangenheit — vertretbar gestal- 
tet werden wird. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir wol- 
len den Jahrhundertvertrag, der nun wirklich die 

(B) Säule des Verbrauchs von heimischer Steinkohle ist, 
über 1995 hinaus sichern. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Welche Mengen, 

Herr Gattermann?) 

— Kein Mensch wird sich, bevor er in solche Verhand- 
lungen geht, mit Zahlen irgendwo offiziell festlegen. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Sie müssen als Bun- 
desregierung doch gewisse Richtwerte 
haben!) 

— Entschuldigung, wir haben welche, aber wir wer- 
den sie nicht öffentlich in dieser Form diskutieren. — 
Meine Damen und Herren, wir müssen diese 
Geschäftsgrundlagen sichern, und dazu gehört der 
Konsens, der hier vielfach angesprochen worden ist. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Das hat doch mit 
Konsens nichts zu tun!) 

Wir müssen diesen Konsens wiederherstellen. Ich bin 
hoffnungsfroh angesichts neuer strategischer Überle- 
gungen in meinem Heimatland NRW, daß wir in den 
essentiellen Fragen wieder zueinanderfinden wer- 
den; denn wettbewerbsfähige Strompreise haben wir 
durch den Verbund von Kernenergie- und Kohlestrom 
und durch die staatlichen Subventionen für den Koh- 
lestrom. 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Fragt sich nur, was 

die SPD mit ihren Nürnberger Beschlüssen 
macht!) 

Meine Damen und Herren, diesen Konsens wollen 
wir wiederherstellen. Wir wollen der heimischen 
Kohle eine Zukunft geben. 


Schönen Dank. (C) 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Brück. 

Brück (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Vor einigen Monaten unterhiel- 
ten sich in der Europäischen Akademie Otzenhausen 
im Saarland Vertreter der saarländischen und der 
lothringischen Wirtschaft über die wirtschaftlichen 
Probleme der beiden Regionen. Sie wissen ja, meine 
Damen und Herren, wir sehr das Schicksal dieser bei- 
den Grenzregionen miteinander verknüpft ist. Sie 
wissen auch, wie sehr das Schicksal diese beiden 
Regionen gebeutelt hat. 

Als Teilnehmer an diesem Gespräch sagte ich in der 
Diskussion an einer Stelle: Manchmal kann man ja 
nur mit Wehmut auf die Zeit zurückblicken, in der sich 
Frankreich und Deutschland um Lothringen und um 
das Saarland gestritten haben. 

Natürlich bin ich in Wirklichkeit froh, daß es diesen 
Streit nicht mehr gibt. Aber aus meinen Worten sprach 
bittere Ironie; denn Lothringen und das Saarland 
waren wegen ihres Reichtums zum Zankapfel zwi- 
schen Frankreich und Deutschland geworden. Beide 
Regionen waren wichtige Stützen bei der Industriali- 
sierung Deutschlands und Frankreichs. Ihre Kohle 
und ihr Stahl wurden dringend benötigt. 

Was für das Saarland gilt, gilt in Deutschland natür- 
lich in noch viel stärkerem Maße für das Ruhrgebiet, 
und es gilt auch für das Aachener Revier, nicht nur für 
die Zeit nach dem Krieg, sondern für dieses Jahrhun- 
dert überhaupt. 

Die deutschen Kohlereviere leisteten über Jahr- 
zehnte hinweg einen entscheidenden Beitrag zum 
deutschen Bruttosozialprodukt und damit auch zum 
deutschen Steueraufkommen. Sie halfen damit auch 
den ärmeren Regionen in Deutschland. Und ohne die 
Kohlereviere wäre der wirtschaftliche Wiederaufstieg 
nach dem Krieg nicht möglich gewesen. 

Deshalb stehe ich, wenn ich die existenziellen Inter- 
essen meiner Landsleute im Saarland und auch der 
Menschen an der Ruhr und im Aachener Revier ver- 
trete, hier nicht nur als Bittender. 

Herr Kollege Müller, wenn Sie von dem Handauf- 
halten gesprochen haben, dann sage ich: Früher 
haben andere bei uns an der Ruhr und an der Saar die 
Hand aufgehalten. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von der 
SPD: Beide Hände!) 

Ich will offen gestehen, daß mich deshalb auch 
manchmal Bitternis befällt, wenn ich manche Äußer- 
ungen aus Bayern, aus Baden-Württemberg und aus 
Niedersachsen höre, die zeigen, wie vergeßlich doch 
Menschen sind. 

(Müller [Wadern] [CDU/CSU]: Das ist aber 
nicht der Kern des Problems!) 

Es geht doch nicht um saarländische und nordrhein- 
westfälische Kohle; es geht um deutsche Kohle. Wer 
hat schon nach dem Krieg von saarländischer Kohle, 
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(A) von nordrhein- westfälischer Kohle gesprochen? Da 
war das doch für alle deutsche Kohle. 

(Stratmann [GRÜNE]; Sie meinen bundes- 
deutsche!) 

Es geht nicht nur um die Erhaltung der Arbeits- 
plätze an Ruhr und Saar und im Aachener Revier, son- 
dern es geht auch um die Sicherung unserer Energie- 
versorgung. Wenn nun der Vorstand der Saarberg- 
werke — übrigens mit Zustimmung des den Anteils- 
eigner Bund vertretenden Bundesfinanzministers — 
Überlegungen anstellt, die Grube Camphausen zu 
schließen, dann muß man daran erinnern: Es gab 
schon einmal, nämlich 1973, Pläne, Camphausen zu 
schließen. Sie sind nach der ersten Ölpreisexplosion 
schnell aufgegeben worden. 

Ist die Grube Camphausen also nicht ein mahnen- 
des Beispiel dafür, daß man die Energiepolitik nicht 
von den Schwankungen des Ölpreises abhängig 
machen kann? Glaubt denn hier jemand, das mit dem 
niedrigen Ölpreis bleibe so? Wir müssen ein Stück 
unserer Energieversorgung durch einheimische Ener- 
gie decken, und das ist die Kohle. Ich sage den Anhän- 
gern der Kernenergie: Auch Uran muß importiert wer- 
den, 

(Frau Nickels [GRÜNE]: Sagen Sie das mal 
dem Herrn Rau!) 

Mir wäre es lieber, wir müßten uns über die 
Zukunftssicherung für die deutsche Kohle nicht zwi- 
schen den Parteien streiten. 

Als saarländischer Abgeordneter stimme ich dem 

(B) Vorsitzenden der CDU-Landtagsfraktion im Saarland, 
Günther Schwarz, voll zu, der kürzlich einmal — und 
Sie haben das eben auch zitiert, Herr Kollege Mül- 
ler — die Kohle als einen Teil saarländischer Identität 
bezeichnet hat. Deshalb wäre es gut, wenn wir viel- 
leicht zu gemeinsamen Überlegungen für die Siche- 
rung der Kohle zurückfänden. Denn — das wiU ich 
wiederholen — es geht um die Arbeitsplätze an der 
Ruhr, an der Saar und im Aachener Revier; es geht 
aber auch darum, die deutsche Energieversorgung 
auf sichere Füße zu stellen, damit wir nicht abhängig 
werden von den Dingen, die da am Weltmarkt gesche- 
hen. 

Schönen Dank für Ihre Aufmerksamkeit, 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Hinsken. 


Hinsken (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Herr KoUege Jung, Sie 
haben vorhin angesprochen, daß Bundes wirtschafts- 
minister Bangemann von dem Grundkonsens Kohle/ 
Kernenergie gesprochen habe, und haben diesen 
Grundkonsens in Abrede gesteht. Ich meine, daß es 
gerade auch bei dieser Debatte gilt, auf diesen Grund- 
konsens abzusteUen. 

Übrigens, wenn Sie nicht nur die jeweilige Menge 
von Steinkohle einheiten, sondern auch die Förder- 
preise hier angesprochen hätten, dann wäre vieles 


draußen für den einzelnen Mitbürger sicherlich ver- (C) 
stündlicher geworden. 

(Zuruf von der SPD: Warum?) 

Ihnen, Herr Kollege Stratmann, möchte ich sagen: 
Wenn Sie öl und Gas mit zusätzlichen Importabga- 
ben belegen wollen, wen trifft denn das? Doch in 
erster Linie diejenigen Mitbürger, die eben auf diese 
Rohstoffe angewiesen sind. 

(Abg. Stratmann [GRÜNE] meldet sich zu 
einer Zwischenfrage) 

— Ich lasse keine Zwischenfrage zu, weil ich sowieso 
nur eine beschränkte Redezeit habe. 

(Abg. Stratmann [GRÜNE]: Weil Ihnen die 
Argumente ausgehen!) 

Aber es ist trotzdem interessant, daß Sie solche Forde- 
rungen stellen. Sie hatten ja vorhin die Möglichkeit, 
dazu zu sprechen. Ich möchte grundsätzlich noch die 
Frage stellen, ob Ihnen denn überhaupt klar ist, daß 
fraglich ist, ob das Ganze von der EG geduldet werden 
würde oder nicht. Wir können das Ganze ja nicht nur 
national regeln, sondern wir müssen es im Verbund 
mit der EG sehen. 

(Frau Nickels [GRÜNE]; Wie ist es denn mit 
dem Tempolimit?) 

Meine Damen und Herren, ich will aber auch ganz 
kurz noch auf das eingehen, was Herr KoUege Brück 
gesagt hat, nämlich daß gerade Bewohner solcher 
Bundesländer wie Bayern, usw. also revierfemer Bun- 
desländer, undankbare Bewohner seien, 

(Brück [SPD]: Wenn man ihren Ministerprä- 
sidenten hört, ja!) 

— Nein, Alles hat natürlich ein Ende. Ich meine, wenn 
Sie sich vor Augen führen, wie lange gerade hier in 
den letzten Jahren immer und immer mehr bezahlt 
worden ist, dann muß man sich tatsächlich Gedanken 
machen, wie das in Zukunft weitergehen soU. AUes 
hat ein Ende. Man kann nicht aus einem Sack etwas 
herausziehen, wenn gar nichts mehr drin ist. Das 
haben Sie lange genug praktiziert. Wir woUen und 
können das nicht machen. 

(Zurufe der Abg. Frau Unruh [GRÜNE]) 

— Es wäre gescheiter, wenn Sie Ihre Stimme dafür 
verwenden würden, unter Umständen draußen, wo 
Ihre Stimme ja bekannt ist, das eine oder andere ein- 
mal nicht aufzuwiegeln, als hier einen Zwischenruf 
nach dem anderen zu tätigen. 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Meine Damen und Herren, die Erhöhung des Kre- 
ditrahmens nach dem Dritten Verstromungsgesetz 

von 500 Millionen DM auf insgesamt 2 Milliarden DM 
in Verbindung mit der Erhöhung des Kohlepfennigs 
1987 von 4,5 % auf 7,5 % ist auch eine Vorleistung der 
revierfemen Länder für die Wiedergewinnung des 
Grundkonsenses Kohle/Kernenergie und erfolgt mit 
Rücksicht auf bereits bestehende Zusatzansprüche 
der Elektrizitätsversorgungsunternehmen. Die Dauer 
dieser Regelung muß unverzüglich für eine Änderung 
der Verstromungsregelungen ab 1988, und zwar 
schon für den laufenden Jahrhundertvertrag, genutzt 
werden. 
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(A) Übrigens sollte doch für jedermann klar sein, daß 
die Subventionen für die Kohleverstromung nur trag- 
bar sind, wenn zum Ausgleich der Kostenvorteil der 
Kernenergie genutzt wird. 

(Gerstein [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Allein dieser Konsens erlaubt die Verstromung der 
teuersten Kohle der Welt. Der länderübergreifenden 
Solidarität wird aber der Boden entzogen, wenn 
gerade die Nutznießer des Kostenausgleichs den Aus- 
stieg aus der Kernenergie propagieren. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sofort aussteigen I) 

Als 1976 das bayerische Strompreisniveau noch 
10% über dem Bundesdurchschnitt und 20% über 
den RWE-Strompreisen lag, wurde das von den Berg- 
bauländern nur achselzuckend zur Kenntnis genom- 
men. Durch den Einsatz der umweltfreundlichen 
Kernenergie aber sind die durchschnittlichen Strom- 
preise heute erstmals sogar günstiger als die bisher 
bundesweit günstigsten RWE-Preise, und das bei gro- 
ßen Erfolgen in der Reduzierung der Schadstoffemis- 
sionen des Kraftwerkparks. Das ist besonders wichtig 
für Sie von den GRÜNEN. Ich befinde mich hier natür- 
lich, Herr Stratmann — das ist nicht anders zu erwar- 
ten — , im völligen Gegensatz zu Ihnen, weil ich 
meine, daß ein Kernkraftwerk eben viel, viel umwelt- 
freundlicher ist als ein Kohlekraftwerk, 

(Stratmann [GRÜNE]: Dann wohnen Sie 
doch neben einem solchen Kraftwerk!) 

Es sollte deshalb verstanden werden, wenn es Län- 
der wie Bayern z. B. nicht hinnehmen, daß auf Grund 
strukturpolitischer Versäumnisse und opportunisti- 
scher Anbiederei der SPD an DIE GRÜNEN durch 
einen Ausstieg der Revierländer aus der Kernenergie 
das alte binnenstaatliche Strompreisgefälle zum 
Nachteil der revierfernen Länder wieder aufleben 
soll. 

Lassen Sie mich hierzu ein Beispiel anführen: Der 
Negativsaldo meines Heimatlandes, d. h. dessen 
Revierhilfe, betrug 1985 zirka 250 Millionen DM und 
seit 1975 etwa 2 Milharden DM. Jeder weitere Pro- 
zentpunkt der Ausgleichsabgabe belastet daher die 
Stromverbraucher ohne Berücksichtigung des relativ 
geringen Zuschußrückflusses zusätzhch mit 100 Mil- 
honen DM. Der durchschnittliche Haushalt in der 
Bundesrepubhk Deutschland mit einer Stromrech- 
nung von zirka 800 bis 1 000 DM jährhch zahlt also 
allein in diesem Jahr, 1987, für den Kohlepfennig etwa 
60 bis 80 DM. 

Es erfolgt also ein regionaler Vermögenstransfer: 
Die Tasche des Stromverbrauchers in revierfernen 
Ländern wird zugunsten vor allen Dingen der Strom- 
verbraucher im Revier erleichtert. Die zur Kasse gebe- 
tenen Stromverbraucher müssen sich doch verhöhnt 
Vorkommen, wenn sie bei sinkenden Primärenergie- 
preisen höhere Stromkosten bezahlen soUen; sie, die 
noch dazu für den Einsatz der die Kohlehilfe erst 
ermöghchenden Kernenergie pohtisch geprügelt wer- 
den. Es ist ein Unsinn, daß die Kostenvorteile der 
Kernenergie durch die vom Ölausgleich verursachten 
Transferzahlungen revierferner Länder an die Revier- 
länder konterkariert werden. 


Die Verstromungsregelungen sind also änderungs- (C) 
bedürftig. Bei der Festlegung der Abgabesätze der 
einzelnen Länder müssen die unterschiedlichen 
regional-, Struktur-, arbeitsmarkt- und sozialpoliti- 
schen Interessen der Länder sowie die unterschiedli- 
chen Möglichkeiten, aus dem Ausgleichsfonds Vor- 
teile zu ziehen, Berücksichtigung finden. Darüber 
hinaus spielt der Einsatz von schwerem Heizöl zur 
Stromerzeugung kaum noch eine Rolle. Primär der 
Markt hat diese Umstellung herbeigeführt. 

Eine weitere exorbitante Erhöhung des Kohlepfen- 
nigs darf nicht Platz greifen. Wer soll denn verstehen, 
daß von nachgebenden Preisen auf den Energie- 
märkten alle profitieren, nur nicht die Stromverbrau- 
cher der revierfernen Länder? Die Streichung des 
sogenannten Ölausgleichs und die Festschreibung 
des Zuschuß Volumens auf einem akzeptablen Niveau 
sind also für die Zukunft unerläßliche Zielvorgaben. 

(Dr. Klejdzinski [SPD]: Was heißt „akzeptab- 
les Niveau"?) 

Die Belastungen der Strom Verbraucher sind insge- 
samt zu reduzieren und zwischen den Ländern anders 
zu verteilen. Über die Arbeitsplätze im Bergbau hin- 
aus — ich bitte, hier genau zuzuhören — , die auch ich 
nicht bagatellisieren will, müssen wir aber ferner die 
Arbeitsplätze in anderen Wirtschaftszweigen, die 
hohe Abgabesätze nicht verkraften können, im Auge 
behalten. Kostengünstige Energie ist ein wesentlicher 
Faktor für die Wettbewerbsfähigkeit unserer Wirt- 
schaft. 

Die Revierländer müssen für ihre vitalen Eigenin- 
teressen selbst auch einen Beitrag leisten. Die extrem 
hohe Fremdsubventionierung kann und darf kein 
Dauerzustand sein. Der Schattenhaushalt Kohlepfen- 
nig ist deshalb meiner Meinung nach dringend 
reformbedürftig. 

Ich darf mich für die Aufmerksamkeit herzhch 
bedanken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Herren, 
ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über die 
Beschlußempfehlung des Ausschusses für Wirtschaft, 
Drucksache 11/249 — Punkt 8 a der Tagesordnung. 

Der Ausschuß empfiehlt, der Verordnung auf Druck- 
sache 11/137 zuzustimmen. Wer dieser Beschlußemp- 
fehlung zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen, — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- 
gen? — Dann ist die Be Schluß empfehlung des Aus- 
schusses einstimmig angenommen. 

Zu Punkt 8 b der Tagesordnung wird Überweisung 
des Gesetzentwurfes auf Drucksache 11/232 an die in 
der Tagesordnung aufgeführten Ausschüsse vorge- 
schlagen. Gibt es dazu anderweitige Vorschläge? — 

Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Meine Damen und Herren, ich gebe Ihnen zunächst 
das Ergebnis der Wahl der Mitgheder des Gremiums 
zur Genehmigung der Wirtschaftspläne der Nachrich- 
tendienste bekannt.*) Es sind 465 Stimmkarten abge- 


*) Teilnehmer an der Wahl siehe Anlage 2 
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(A) geben worden. Davon waren 463 gültig. Es hat keine 
Enthaltung gegeben, aber 2 ungültige Stimmen. Von 
den gültigen Stimmen entfielen auf den Abgeordne- 
ten Roth (Gießen) 373 Stimmen, auf den Abgeordne- 
ten Dr. Rose 365 Stimmen, den Abgeordneten 
Dr. Weng (Gerlingen) 372 Stimmen, den Abgeordne- 
ten Walther 401 Stimmen, den Abgeordneten Kühba- 
cher 406 Stimmen und den Abgeordneten Kleinert 
(Marburg) 80 Stimmen. Die Abgeordneten Roth (Gie- 
ßen), Dr. Rose, Dr. Weng (Gerlingen), Walther und 
Kühbacher haben die nach § 10 a der Bundeshaus- 
haltsordnung erforderliche Mehrheit von 260 Stim- 
men erreicht. Sie sind damit als Mitglied des Gremi- 
ums zur Genehmigung der Wirtschaftspläne der 
Nachrichtendienste gewählt worden. 

Nun rufe ich Tagesordnungspunkte auf, die noch 
vor der Mittagspause ohne Debatte behandelt werden 
sollen. Das sind die Punkte 9 und 10 sowie 12 und 13. 
Den Punkt 1 1 haben wir nach einem gemeinsamen 
Vorschlag der Geschäftsführer auf die Zeit nach der 
Aktuellen Stunde vertagt. 


Ich rufe zunächst die Punkte 9 und 10 der Tagesord- 
nung auf: 

9. Erste Beratung des von der Bundesregierung 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes über 
die Anpassung von Dienst- und Versorgungs- 
bezügen in Bund und Ländern 1987 (Bundes- 
besoldungs- und -versorgungsanpassungsge- 
setz 1987 - BBVAnpG 87) 

- Drucksache 11/287, 11/308 - 

Überweisungsvorschlag : 

Innenausschuß (federführend) 

Verteidigungsausschuß 

Haushaltsausschuß mitberatend und gemäß § 96 GO 

10. a) Überweisung des Änderungsantrags der 
Fraktion DIE GRÜNEN zu Nummer 1 des 
Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP — Drucksache 11/1 — 

Weitergeltung von Geschäftsordnungen 

— Drucksache 11/5 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung 

b) Überweisung des Änderungsantrags der 
Fraktion DIE GRÜNEN zu Nummer 1 des 
Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP — Drucksache 11/1 — 

Weitergeltung von Geschäftsordnungen 

— Drucksache 11/6 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung 

c) Überweisung des Änderungsantrags der 
Fraktion DIE GRÜNEN zu Nummer 1 des 
Antrags der Fraktionen der CDU/CSU und 
FDP — Drucksache 11/1 — 

Weitergeltung von Geschäftsordnungen 

— Drucksache 11/9 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität und Geschäfts- 
ordnung 


Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Der Ältesten- (C) 
rat schlägt Überweisung der Vorlagen an die in der 
Tagesordnung auf geführten Ausschüsse vor. Gibt es 
dazu anderweitige Vorschläge? — Das ist nicht der 
Fall. Dann sind die Überweisungen so beschlossen. 


Ich rufe den Punkt 12 der Tagesordnung auf: 

a) Beratung der Sammelübersicht 1 des Petitions - 
ausschusses (2. Ausschuß) über Anträge zu 
Petitionen mit Statistik über die beim Deut- 
schen Bundestag in der Zeit vom 29. März 1983 
bis 17. Februar 1987 eingegangenen Petitio- 
nen 

— Drucksache 11/234 — 

b) Beratung der Sammelübersicht 2 des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuß) über Anträge zu 
Petitionen 

— Drucksache 11/235 — 

c) Beratung der Sammelübersicht 3 des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuß) über Anträge zu 
Petitionen 

— Drucksache 11/236 — 

d) Beratung der Sammelübersicht 4 des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuß) über Anträge zu 
Petitionen 

— Drucksache 11/237 — 

e) Beratung der Sammelübersicht 5 des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuß) über Anträge zu (C>) 
Petitionen 

— Drucksache 11/238 — 

f) Beratung der Sammelübersicht 6 des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuß) über Anträge zu 
Petitionen 

— Drucksache 11/239 — 

g) Beratung der Sammelübersicht 7 des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuß) über Anträge zu 
Petitionen 

— Drucksache 11/240 — 

h) Beratung der Sammelübersicht 8 des Petitions- 
ausschusses (2. Ausschuß) über Anträge zu 
Petitionen 

— Drucksache 11/241 — 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer den Beschlußempfehlungen 
des Petitionsausschusses zu den Sammelübersich- 
ten 1 bis 8 zuzustimmen wünscht, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthaltun- 
gen? — Dann sind diese Beschlußempfehlungen des 
Petitionsausschusses einstimmig angenommen wor- 
den. 


Nun rufe ich Punkt 13 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Beschlußempfehlungen des Aus- 
schusses für Wahlprüfung, Immunität und 
Geschäftsordnung (1. Ausschuß) 
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Aufhebung der Immunität von Mitgliedern 
des Deutschen Bundestages 

- Drucksachen 11/265, 11/266, 11/267, 11/268, 
11/269, 11/270 - 

Berichterstatter: 

Abgeordnete Dr. Wernitz 
Sauter (Ichenhausen) 

Wiefelspütz 
Dr. Lammert 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Wir kommen 
zur Abstimmung. Wer den Beschlußempfehlungen 
des Ausschusses zuzustimmen wünscht, den bitte ich 
um ein Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Ent- 
hatungen? — Damit sind die Beschlußempfehlungen 
des Ausschusses angenommen. 

Meine Damen und Herren, die Sitzung wird um 
14 Uhr mit der Fragestunde fortgesetzt. 

Ich unterbreche die Sitzung. 

(Unterbrechung von 13.38 bis 14.00 Uhr) 

Vizepräsident Frau Renger: Meine Damen und Her- 
ren, wir fahren in den Beratungen fort. 

Das Wort zur Geschäftsordnung hat Herr Abgeord- 
neter Kleinert. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Meine Damen und 
Herren, ich möchte hier folgenden Antrag zur 
Geschäftsordnung stellen: 

Der Deutsche Bundestag bittet den Bundestags- 
(B) Präsidenten, die Fragen 38 bis 103, die für die 

heutige Fragestunde zur Beantwortung vorgese- 
hen waren, nachträglich zur mündlichen Beant- 
wortung in der Fragestunde des Bundestages 
zuzulassen. 

Die Hintergründe dafür sind heute mittag schon 
Gegenstand der Erörterung hier gewesen. Es geht im 
wesentlichen darum, daß auf einem ganz bestimmten 
Wege hier verhindert werden soll, daß bestimmte Fra- 
gen zum Themenkomplex Volkszählung^ die sich kri- 
tisch mit Problemen, die bei der Durchführung der 
Volkszählung entstanden sind und die sich auch kri- 
tisch mit Meinungsäußerungen zur Volkszählung 
befassen und in denen insbesondere Auskunft darü- 
ber begehrt wird, wie maßgebliche Vertreter der Bun- 
desregierung zu bestimmten Äußerungen gekommen 
sind, hier zur mündlichen Beantwortung zugelassen 
werden sollen. 

Wir meinen, daß es von der Sache her, aber auch um 
den Charakter der Fragestunde als solcher zu wahren 
unbedingt erforderlich ist, daß diese Fragen hier 
zugelassen werden müßten. Das Ganze soll nicht dar- 
auf hinauslaufen, die ja verbotene Kritik am Präsiden- 
ten hier auszusprechen; es geht vielmehr darum, daß 
wir diesen Weg finden, um doch noch in letzter 
Minute sicherstellen zu können, daß diese Fragen so 
beantwortet werden können, wie es eigentlich dem 
Geist und dem Sinn der Fragestunde entspricht, die ja 
eine ganz wichtige Rolle in der parlamentarischen 
Tradition spielt und die in einer ganz elementaren 
Weise die Rechte, die Kontrollmöglichkeiten des ein- 
zelnen Abgeordneten gegenüber der Bundesregie- 
rung berührt, und es geht darum, daß diese Möglich- 


keiten auch entsprechend wahrgenommen werden (C) 
können. Es gibt nur diesen Weg. Deswegen bitte ich 
Sie, diese Fragen noch zur nachträglichen mündli- 
chen Behandlung hier zuzulassen. 

Vizepräsident Frau Renger: Wird das Wort zur 
Geschäftsordnung weiter erbeten? -- Zur Geschäfts- 
ordnung Frau Abgeordnete Roitzsch. 

Frau Roitzsch (Quickborn) (CDU/CSU): Frau Präsi- 
dentin! Meine Damen und Herren! Die CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion lehnt diesen Antrag der GRÜNEN 
ab, da er gegen die Geschäftsordnung verstößt. Herr 
Kollege Kleinert, wir haben im Ältestenrat über die 
Frage: Beantwortung ja oder nein, schriftlich oder 
mündlich, gesprochen. Es ist im Präsidium darüber 
gesprochen worden, es ist im Geschäftsordnungsaus- 
schuß darüber gesprochen worden. Wir halten uns 
streng an die Geschäftsordnung des Deutschen Bun- 
destages, und insofern ist die Entscheidung, die 
getroffen worden ist, richtig. Deshalb lehnen wir Ihren 
Antrag ab. 

Vizepräsident Frau Renger: Wird das Wort weiter 
erbeten zur Geschäftsordnung? — Das ist nicht der 
Fall. 

Dann lasse ich darüber abstimmen. Wer dem 
Antrag der GRÜNEN zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich um das Handzeichen. — Die Gegenprobe! — Der 
Antrag ist abgelehnt. 

Ich rufe Punkt 1 der Tagesordnung auf: (D) 

Fragestunde 
— Drucksache 11/283 — 

Meine Damen und Herren, wir kommen jetzt zum 
Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft. 

Der Parlamentarische Staatssekretär Dr. Riedl steht 
zur Beantwortung der Fragen zur Verfügung. 

Ich rufe die dringliche Frage der Abgeordneten 
Frau Kelly auf: 

Kann die Bundesregierung Meldungen der „Irish Times" 
bestätigen, wonach der Bundesminister für Wirtschaft, Dr. Ban- 
gemann, vor wenigen Tagen gegenüber einer irischen Regie- 
rungsdelegation, angeführt durch den Minister für Wirtschaft 
und Handel, Herrn Reynolds, erklärte, deutsche Investitionen in 
Irland würden drastisch gekürzt werden, sollten sich die Iren im 
bevorstehenden Referendum am 26. Mai 1987 gegen die „Ein- 
heitliche Europäische Akte" aussprechen, und die Iren für die- 
sen Fall als „zweitklassige Bürger in Europa (secondclass citi- 
zens in Europe) " bezeichnete? 

Bitte, Herr Staatssekretär, Sie haben das Wort. 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Wirtschaft: Frau Kollegin Kelly, die Meldung der 
„Irish Times" trifft nicht zu. 

Es ist im übrigen allein Sache der deutschen Unter- 
nehmen, über ihre Investitionen in Irland zu entschei- 
den. Die deutschen Investitionen in Irland sind dank 
der dortigen guten Investitionsbedingungen in den 
letzten Jahren stetig gestiegen. Ein weiteres Anstei- 
gen ist zu erwarten. 

Ich darf Ihnen des weiteren mitteilen, daß heute 
morgen im irischen Radiosender RTE der irische Mini- 
ster für Wirtschaft und Handel, Herr Reynolds, wört- 
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Pari. Staatssekretär Dr. Riedl 

(A) lieh erklärt hat; Das hat Bundesminister Dr. Bange- 
mann nie gesagt. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage? — 
Frau Abgeordnete Kelly, bitte. 

Frau Kelly (GRÜNE): Ich hatte gefragt, ob in dem 
Gespräch zwischen Herrn Bangemann und Herrn 
Reynolds das Wort gefallen ist, daß die Iren zweitklas- 
sige Bürger von Europa wären, wenn sie die Europäi- 
sche Akte nicht unterschreiben und ratifizieren wür- 
den. 

Dr. Riedl, Pari. Staatssekretär: Nein, auch diese 
Äußerung ist nicht gefallen. 

Vizepräsident Frau Renger; Eine zweite Zusatz- 
frage, Frau Kelly? — Nicht. Dann danke ich Ihnen, 
Herr Staatssekretär. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für Forschung und Technologie. Frage 1 des 
Abgeordneten Stiegler soll auf Wunsch des Fragestel- 
lers schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird 
als Anlage abgedruckt. — Herr Parlamentarischer 
Staatssekretär Dr. Probst, ich danke Ihnen dafür, daß 
Sie erschienen sind. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit. Auch die Fragen 2 und 3 der Abgeordneten Frau 
Schmidt (Nürnberg) sollen schriftlich beantwortet 
werden. Die Antworten werden als Anlagen abge- 
(ßj druckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit. 
Zur Beantwortung der Fragen steht der Herr Parla- 
mentarische Staatssekretär Pfeifer zur Verfügung. Ich 
rufe Frage 4 der Abgeordneten Frau Würfel auf. — 
Frau Würfel ist nicht da. Die Frage wird nicht beant- 
wortet. 

Die Fragen 5 des Abgeordneten Uldall und 6 des 
Abgeordneten Zierer werden auf Wunsch der Frage- 
steller schriftlich beantwortet. Die Antworten werden 
als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe Frage 7 des Herrn Abgeordneten Duve 
auf: 

Sind der Bundesregierung wissenschaftlich haltbare Kriterien 
bekannt, die es erlauben, schon nach dem Augenschein zu 
erkennen, ob ein Mensch HlV-infiziert ist oder nicht? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
für Jugend, Familie, Frauen und Gesundheit: Frau 
Präsidentin! Herr Kollege Duve, die Antwort ist: Nein. 
Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es keine 
wissenschaftlich abgesicherten Kriterien, nach denen 
es möglich ist, durch bloßen Augenschein zu erken- 
nen, ob ein Mensch HlV-infiziert ist. Selbst typische 
Symptome im Stadium 2 wie Lymphknotenschwel- 
lungen am Hals oder, noch später auftretend, dunkle 
Hautflecken sind nur in Verbindung mit einem positi- 
ven Testergebnis ein Hinweis auf die sich entwik- 
kelnde Erkrankung. Derartige Erscheinungen kön- 
nen jedoch immer auch unabhängig von einer HIV- 
Infektion auftreten. 


Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr (C) 
Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD); Herr Staatssekretär, können Sie denn 
uns und der Öffentlichkeit erklären, wie es dazu kam, 
daß die Bundesregierung erklärt hat, sie wolle ihre 
Mitarbeiter, die Beamten des Grenzschutzes, anwei- 
sen, künftig Menschen nach Augenschein auf Ver- 
dacht hin zurückzuweisen, wenn sie in unser Land 
einreisen wollen? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Duve, wie 
es dazu kam, wird sicherlich im Zusammenhang mit 
der Fragenkette, die auch an den Bundesinnenmini- 
ster gerichtet worden ist, geklärt werden können. Ich 
möchte an dieser Stelle nur sagen, daß es nicht den 
Augenschein, natürlich aber andere Verdachtsmo- 
mente geben kann, z. B. konkrete Hinweise aus dem 
benachbarten Ausland. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Könnten Sie uns sagen, welcher Art 
solche konkreten Hinweise aus dem benachbarten 
Ausland oder überhaupt aus dem Ausland 
— „benachbart"' ist ein bißchen problematisch, wie 
Sie, außenpolitisch gesehen, sicher selber feststellen 
wollen, wenn Sie hier als Vertreter der Bundesregie- 
rung reden — sein können, gerade in Anbetracht der 
Tatsache, daß ja etwa aus der Stadt New York sehr 
viele US-amerikanische Kaufleute zu uns einreisen? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Nein, aber es kann ja 
durchaus sein, daß z. B. ein konkreter schriftlicher 
Hinweis über die Einreise einer bestimmten Person 
die Grenzbehörden der Bundesrepublik erreicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Brück, eine 
Zusatzfrage. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie mir 
sagen, von wem deutsche Grenzbehörden schriftliche 
Hinweise erhalten? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Es hat in anderen 
Bereichen, nicht in diesem speziellen AIDS-Bereich, 
immer wieder Situationen gegeben, in denen Hin- 
weise vorliegen, die Verdacht begründen können. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Kollegin Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, können Sie 
mir bitte den Weg, den diese Hinweise gehen, 
beschreiben? Auf welchem Wege kommen diese Hin- 
weise an die Grenzstellen? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Frau Präsidentin, wir 
kommen jetzt in einen Bereich, der bereits wieder die 
Frage der Grenzkontrollen überhaupt betrifft. 

(Widerspruch bei der SPD — Frau Blunck 
[SPD]: Nein, Sie haben es doch gerade eben 
gesagt!) 

Hier ist nach Verdachtsmomenten gefragt worden. 

(Frau Blunck [SPD]: Nein!) 
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Pari. Staatssekretär Pfeifer 

(A) Es gibt eine ganze Reihe von Fällen außerhalb des 
Themas „AIDS", in denen mündlich, durch Telefo- 
nate, oder durch schriftliche Mitteilungen darauf auf- 
merksam gemacht wird, daß bestimmt Personen in die 
Bundesrepublik einreisen könnten. Das sind Hin- 
weise, das sind Verdachtsmomente. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Staatssekretär, 
aus der Fragestellung kann man natürlich das schon 
ableiten, was gefragt worden ist. 

Herr Abgeordneter, eine Zusatzfrage. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre- 
tär, wie viele konkrete Hinweise hat es gegeben, aus 
denen Sie diese verallgemeinernden Folgerungen 
gezogen haben? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Es hat bisher über- 
haupt keinen Hinweis gegeben-, es ist auch noch nie- 
mand zurückgewiesen worden. Ich habe nur darauf 
hingewiesen, daß es statt des Augenscheins andere 
Verdachtsmomente geben kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Staatssekretär, Sie 
haben darauf hingewiesen, daß es offensichtlich Hin- 
weise auf mögliche Krankheitsbilder gibt, die den 
Grenzkontrollstellen zugänglich gemacht werden. 
Meine Frage: Handelt es sich dabei ausschließlich um 
amtliche Hinweise und, wenn ja, um welche Art von 
amtlichen Hinweisen? 

(B) 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Schäfer, 
ich habe nicht gesagt, daß es Hinweise gibt, ich habe 
gesagt, daß es Hinweise geben kann, die Verdachts- 
momente begründen. Der Ausgangspunkt Ihrer Frage 
war, ob man den Verdacht durch Augenschein fest- 
stellen kann. Daraufhin habe ich gesagt: Nein. Dann 
wurde gefragt; Gibt es andere Verdachtsmomente? 
Da habe ich gesagt: Es kann andere Verdachtsmo- 
mente geben, nämlich schriftliche, mündliche Mittei- 
lungen, die behördlicher oder nichtbehördlicher Art 
sein können. 

(Duve [SPD]: Da kann also jeder Gangster 
anrufen?!) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, bitte 
schön. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Habe ich Sie richtig 
verstanden, Herr Staatssekretär, daß Hinweise auch 
über den behördlichen Rahmen hinausgehen, und, 
wenn ja, von wem können Sie denn dann Hinweise 
bekommen? 

Pfeifer, Pari, Staatssekretär: Ich sage noch einmal: 
Es hat keine konkreten Hinweise gegeben, aber es ist 
denkbar, daß sich Verdachtsmomente auch aus Hin- 
weisen z. B. behördlicher Art ergeben können. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 8 der 
Abgeordneten Frau Blunck auf: 

Wie bewertet die Bundesregierung das Urteil des Bundesver- 
waltungsgerichts in Berlin vom 12. März 1987 (3 C 2.86) zum 
Vermarktungsverbot der Hamburger Gesundheitsbehörde für 
mit Pflanzenschutzmittel-Chemikalien belastetes Gemüse im 


Hinblick auf die Regelungen des Lebensmittel- und Bedarfsge- (C) 
genständegesetzes und der Pflanzenschutzmittel-Höchstmen- 
genverordnung? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin Blunck, 
das Bundesverwaltungsgericht hat im März 1987 eine 
Reihe von behördlichen Vermarktungsverboten für 
Lebensmittel pflanzlicher Herkunft aufgehoben, die 
wegen der Überschreitung der in der Pflanzenschutz- 
mittel-Höchstmengenverordnung für Alpha- und 
Beta-HCH festgesetzten Höchstmengen verhängt 
worden waren. Die Kontaminationen der Lebensmit- 
tel rührten von Emissionen einer chemischen Fabrik 
her, die das Pflanzenschutzmittel Lindan herstellte, 
bei dem die vorgenannten Stoffe als Verunreinigun- 
gen anfallen. 

In dem Verwaltungsstreitverfahren hat die Frage 
eine wesentliche Rolle gespielt, ob die im Lebensmit- 
tel- und Bedarfsgegenständegesetz für Rückstände 
von Pflanzenschutzmitteln bestehenden Rechtsvor- 
schriften und die hierauf gestützten Höchstmengen- 
festsetzungen der Pflanzenschutzmittel-Höchstmen- 
genverordnung nur Stoffe erfassen, die mit der 
Zweckbestimmung des Pflanzenschutzgesetzes in 
oder auf Lebensmittel gelangt sind, oder ob es für die 
Anwendbarkeit dieser Rechtsvorschriften nur auf das 
Vorhandensein solcher Stoffe in und auf Lebensmit- 
teln, unabhängig von ihrer Zweckbestimmung und 
unabhängig von ihrer Herkunft, ankommt. 

Die Bundesregierung hat bislang die Auffassung 
vertreten, daß die geltenden Höchstmengenfestset- 
zungen auch dann greifen, wenn die im Lebensmittel (^) 
festgestellten Gehalte der betreffenden Stoffe nicht 
aus der landwirtschaftlichen Anwendung des betref- 
fenden Mittels, sondern z. B. aus Industrieemissionen 
eines Pflanzenschutzmittel herstellenden Betriebes 
herrühren. Die Urteilsbegründung liegt der Bundesre- 
gierung noch nicht vor. Ohne die Prüfung der für die 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts maß- 
geblichen Gründe vermag die Bundesregierung das 
Urteil nicht abschließend zu bewerten. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, habe ich 
Sie richtig verstanden, daß man ein Lebensmittel 
selbst dann nicht vom Markt nehmen kann, wenn es 
hoch belastet ist, wenn man nicht den Verursacher 
dieser Vergiftung oder Verschmutzung feststellen 
kann? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Nein, Frau Kollegin, 
ich habe hier zum Ausdruck gebracht, daß wir bisher 
eine andere Interpretation des Gesetzes vorgenom- 
men haben, als sie durch das Bundesverwaltungsge- 
richt offensichtlich vorgenommen wurde. Welche 
Schlußfolgerungen sich nun aus dem Urteil ergeben, 
wollen wir im einzelnen prüfen, wenn wir das Urteil 
und die Gründe des Urteils kennen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte sehr. 
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(A) Frau Blunck (SPD): Ich versuche noch einmal, 
meine Frage zu stellen: Sehe ich es richtig, daß ich als 
Verbraucher vor extrem belasteten Nahrungsmitteln 
nicht geschützt bin, solange Ihre Bewertungszeit 
anhält? Das heißt, jetzt und heute kann ich vergiftete 
Nahrungsmittel zu mir nehmen, obwohl ich weiß, daß 
sie vergiftet sind, und Sie tun als Bundesregierung 
schlicht und ergreifend nichts? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Nein, wir sind bisher 
der Meinung gewesen, daß die vorhandene gesetzli- 
chen Grundlage ausreicht, um in einem solchen Falle 
einzugreifen, wie es in Hamburg geschehen ist. Das 
war die Rechtsposition, die wir bisher eingenommen 
haben. Nun hat das Bundesverwaltungsgericht eine 
andere Rechtsposition eingenommen, die ich hier 
soeben erläutert habe. Infolgedessen wollen wir jetzt 
das Urteil und vor allem die Gründe des Urteils im 
einzelnen ansehen. Notfalls muß man daraus in der 
Tat gesetzgeberische Schlüsse ziehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Duve. 

Duve (SPD): Sie haben es in Ihrem Schlußsatz fast 
schon gesagt: Welche Vorbereitungen hat die Bun- 
desregierung getroffen, um die ganz offensichtliche 
Gesetzeslücke mit ihren Kräften so rasch wie möghch 
so zu schließen, daß kein Gerichtsurteil diese Lücke 
wieder aufreißen kann? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Duve, 
dazu gibt es einen konkreten Beschlußvorschlag des 
ß) Hamburger Senats im Bundesrat. Er besteht aus zwei 
Teilen: 

Was den ersten Teil angeht, nämlich Grenzwerte für 
Pflanzenschutzmittel und ihre Bestandteile, die im 
Zusammenhang mit ihrer Produktion oder durch die 
sonstigen Umwelteinflüsse Lebensmittel kontaminie- 
ren, festzusetzen, so ist zu klären, ob dies auf der 
Grundlage der geltenden Ermächtigungsnorm durch 
eine Rechtsverordnung möglich ist oder ob wir hier 
nicht möghcherweise das Lebensmittel- und Bedarfs- 
gegenständegesetz verändern müssen. 

Was den zweiten Teil des Antrages des Landes 
Hamburg angeht, ob nämhch Grenzwerte für die die 
menschliche Gesundheit gefährdenden Stoffe in und 
auf Lebensmitteln insgesamt, vor allem für Arsen, 
Cadmium, Blei und Quecksilber, notwendig sind, so 
handelt es sich um eine Frage, die im Zusammenhang 
mit einer im Augenblick in der Vorbereitung befindli- 
chen Rechtsverordnung geklärt wird. Dafür ist der 
Bundesminister für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit zuständig. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Herr Staatssekre- 
tär, würden Sie aus Ihrer Sicht dem Herrn Umweltmi- 
nister empfehlen, die Hamburger Vorschläge zu über- 
nehmen? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege Weisskir- 
chen, ich möchte schon bei der Position bleiben, die 
ich soeben vorgetragen habe. Wir prüfen zunächst 
einmal das Urteil und die das Urteil tragenden 


Gründe. Das muß ja in der nächsten Zeit vorliegen. (C) 
Wenn die gesetzliche Grundlage nicht ausreicht, dann 
werden wir allerdings Veränderungen vornehmen 
müssen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre- 
tär, wieviel Zeit werden Sie für Ihre eigene Prüfung 
brauchen? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Das kann sehr zügig 
geschehen, sobald das Urteil und die Urteilsgründe 
vorliegen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 9 der 
Frau Abgeordneten Blunck auf: 

Sieht die Bundesregierung die Notwendigkeit, das Lebens- 
mittel- und Bedarfsgegenständegesetz nach dem Urteil des Bun- 
desverwaltungsgerichts eventuell zu ändern, oder müßten 
Grenzwerte für gefährliche Chemikalien, die aus der Produktion 
von Pflanzenschutzmitteln stammen, in der Schadstoff-Höchst- 
mengen- Verordnung zusammen mit Grenzwerten für Quecksil- 
ber, PCB, Cadmium, Blei und z. B. Arsen geregelt werden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Vor einer Prüfung der 
für das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts ange- 
führten Gründe vermag die Bundesregierung noch 
keine endgültige Entscheidung über die Änderung 
von Rechtsvorschriften zu treffen. Die Bundesregie- 
rung wird jedoch gegebenenfalls die notwendigen 
gesetzgeberischen Maßnahmen ergreifen, um im pj 
Interesse des Schutzes der Verbraucher sicherzustel- 
len, daß die in der Pflanzenschutzmittel- Höchstmen- 
genverordnung festgesetzten Höchstmengen auf 
Lebensmittel Anwendung finden, unabhängig davon, 
aus welcher Quelle die Gehalte dieser Stoffe in 
Lebensmitteln herrühren. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Blunck. 

Frau Blunck (SPD): Herr Staatssekretär, sehen Sie 
denn jetzt Veranlassung, die Schadstoff-Höchstmen- 
genverordnung, die bereits in der Schublade war, nun 
endlich in Kraft zu setzen? Es gab eine Schadstoff- 
Höchstmengenverordnung sowohl für Cadmium wie 
für Arsen, wie für Blei, die Sie nur hätten in Kraft set- 
zen müssen. Wird das jetzt geschehen, und zwar mög- 
lichst sofort? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, ich habe 
mich beim federführenden Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit auch zu 
dieser Frage erkundigt. Man hat mir dort gesagt, daß 
ein Verordnungsentwurf weitgehend fertiggestellt ist. 

Den Inhalt kann ich hier nicht vorwegnehmen. Nach 
meinen Erkundigungen wird sich der federführende 
Bundesminister dafür einsetzen, die noch anstehen- 
den Beratungen zügig voranzutreiben, damit die Ver- 
ordnung so schnell wie möglich erlassen werden 
kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage, 
bitte, Frau Blunck. 
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(A) Frau Blunck (SPD): Hält es die Bundesregierung für 
erforderlich, zusätzlich Grenzwerte für Tierarzneimit- 
telrückstände festzulegen, nachdem erst kürzlich wie- 
der Rückstände in Eiprodukten festgestellt wurden? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Ich glaube nicht, daß 
man die Thematik, um die es hier geht, mit den jüng- 
sten Eiverschmutzungen in Verbindung bringen 
kann. 

(Frau Blunck [SPD]: Es geht um den Schutz 
der Verbraucher vor gesundheitlichen Schä- 
den!) 

— Frau Kollegin, dies ist ein Sachverhalt, der heute 
durch EG -Recht geregelt ist. Auch da hat die Bundes- 
regierung erklärt, daß sie sich für eine Ergänzung der 
entsprechenden EG-Richtlinie einsetzen wird. 

(Frau Blunck [SPD]: National könnten wir da 
etwas machen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Saibold. 

Frau Saibold (GRÜNE): Herr Staatssekretär, kön- 
nen Sie mir bestätigen, daß Cadmium deshalb nicht in 
die Verordnung über die Höchstgrenzwerte hineinge- 
nommen worden ist, weil nach der Festsetzung von 
Höchstgrenzwerten in weiten Teilen der Bundesrepu- 
blik keine Nahrungsmittel für den menschlichen Ver- 
zehr mehr angebaut werden könnten? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, hierfür 
ist nicht das Bundesministerium für Jugend, Familie, 
Frauen und Gesundheit federführend. Ich kann Ihnen 
deswegen diesen Sachverhalt auch nicht bestätigen. 

Vizepräsident Frau Renger; Zusatzfrage, Herr 
Grünbeck. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, würden Sie 
die Kollegin darauf hinweisen, daß der Cadmium- 
Bericht der Bundesregierung von vor drei Jahren aus- 
weist, daß wir in der Bundesrepublik Cadmium-Nie- 
drigstgrenzen haben, die im Grunde genommen 
unschädlich sind? 

(Lachen bei den GRÜNEN) 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Ich muß noch einmal 
sagen: Das für diese Fragen federführende Ministe- 
rium ist das Umweltministerium. Selbstverständlich 
werden auch die Fragen, die in diesem Zusammen- 
hang gestellt werden, dort in die Erörterungen über 
eine Rechtsverordnung einbezogen. 

Vizepräsident Frau Rengen Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. — Hatten Sie nicht schon eine 
Zusatzfrage gestellt? 

Duve (SPD): Frau Präsdidentin, ich hatte bei Frage 8 
gefragt, und frage jetzt. 

In Ihrer Antwort eben haben Sie die für deutsches 
Umweltrecht immer besondere Flucht nach Brüssel 
angetreten. Wir müssen uns dagegen verwahren. Pla- 
nen Sie, das in der kommenden Legislaturperiode 
noch öfter zu tun, daß Sie da, wo wir ganz eindeutig 
national regeln können, nach Brüssel verweisen? 


Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Duve, (C) 
hier ist nach der Verschmutzung von Flüssigei wie wir 
das neulich wieder erlebt haben, gefragt worden. 

Dazu muß ich sagen: Für diese Fälle, die in der vor- 
vorletzten Woche zur Debatte standen, gibt es eine 
Richtlinie der EG und wir sind der Meinung, daß man 
diese Richtlinie der EG ergänzen muß. 

Vizepräsident Frau Renger; Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Eigen. 

Eigen (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, sind Sie mit 
mir einer Meinung, daß die Bundesregierung sehr 
wohl darauf achten muß, daß ihre lebensmittelrechtli- 
chen Bestimmungen auch EG -weit angewandt wer- 
den und daß darüber hinaus zum Schutz der Bevölke- 
rung und zur Vermeidung von Wettbewerbsverzer- 
rungen für die lebensmittelerzeugende Landwirt- 
schaft Bestimmungen weltweit den unseren angepaßt 
werden sollten, d. h. nicht wir mit unseren Bestim- 
mungen herunter müssen, sondern daß wir dafür sor- 
gen müssen, daß die anderen zu uns heraufkommen? 
Halten Sie das nicht für eine wichtige Aufgabe der 
Bundesregierung? 

Pfeiför, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Eigen, 
gerade in dem eben angesprochenen Fall, in dem es 
konkret um die Verschmutzung von Flüssigei in der 
letzten und vorletzten Woche gegangen ist, hat die 
Bundesregierung von sich aus, und zwar noch bevor 
das in der Öffentlichkeit bekanntgeworden ist, in 
Kontakten mit dem belgischen Partner versucht, die 
Angelegenheit zu klären. Sie hat daraus dann auch (^) 
entsprechende Konsequenzen gezogen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Ich möchte gern vom 
Flüssigeiskandal weg und möchte Sie fragen, ob die 
Bundesregierung in den Fällen, in denen auf Grund 
der EG-rechtlichen Bestimmungen ein nationaler 
Alleingang zum Schutz der Gesundheit der Bürger 
der Bundesrepublik möglich ist, jeweüs im Interesse 
der Gesundheit der Bürger den nationalen Alleingang 
anpacken wird. 

(Duve [SPD]; Richtig, zum Schutze der Ver- 
braucher!) 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Schäfer, 
dort, wo die Kompetenz bei der EG liegt, gibt es nur 
diese Möglichkeit. Dort, wo die Kompetenz bei uns 
liegt, wo sie im nationalen Gesetzgebungsrahmen 
liegt, werden wir in der Tat die erforderlichen Maß- 
nahmen zum Schutze der Gesundheit der Bevölke- 
rung ergreifen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete WoUny, bitte. 

Frau Wollny (GRÜNE): Habe ich richtig verstanden, 
daß Sie gesagt haben, die Festsetzung von Höchst- 
grenzen liege nicht in der Kompetenz Ihres Ministeri- 
ums? 
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(A) Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Nein, Frau Kollegin. 
Hier in der Fragestunde ist — ich weiß nicht, aus wel- 
chen Gründen — 

(Lachen bei der SPD und den GRÜNEN) 
das Thema Flüssigeiskandal aus der vorletzten Woche 
eingeführt worden. In diesem Zusammenhang habe 
ich darauf hingewiesen, daß es eine EG -Richtlinie 
gibt, die auf diesen Fall angewandt werden muß. Bei 
der Ausgangsfrage handelte es sich in der Tat um 
nationales Recht. Dazu habe ich im einzelnen Stellung 
genommen. 

(Frau Wollny [GRÜNE]: Ich hatte es so ver- 
standen, daß es um Cadmium ging!) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte um Entschuldi- 
gung, wir können hier keine Diskussion veranstalten, 
sondern nur Fragen stellen. Es tut mir leid. 

Frau Abgeordnete Ganseforth, eine Zusatzfrage. 

Frau Ganseforth (SPD): Ich möchte den Herrn 
Staatssekretär fragen, ob es nicht Anlaß gibt, eine 
Schadstoff-Höchstmengenverordnung mit neuen 
Grenzwerten zu erlassen, nachdem bekanntgewor- 
den ist — das ist in der Zeitschrift „Natur" veröffent- 
licht worden — , daß im Grundwasser Pflanzenschutz- 
reste gefunden worden sind. 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, für die 
Schadstoff-Höchstmengenverordnung ist der Bundes- 
minister für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher- 
heit zuständig. Ich bin überzeugt, daß dort diese Fra- 
gen auch in der entsprechenden Weise behandelt 
werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Schily. 

Schily (GRÜNE): Ohne „Dr. ", bitte. Das ist mein 
Bruder. Ich will nicht wegen falscher Titelführung in 
Schwierigkeiten kommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Nun habe ich Ihnen 
schon wieder den Doktor verliehen. Aber Sie hätten 
ihn wirklich haben können. 

Schily (GRÜNE): Ich hätte ihn verdient, das 
stimmt. 

(Heiterkeit) 

Ich möchte gerne die Frage stellen, ob wir erwarten 
dürfen, daß die Niedrigstgrenzwerte hinsichtlich des 
Informationsgehaltes der Antworten der Bundesre- 
gierung vielleicht in Zukunft etwas heraufgesetzt 
werden. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege Schily, 
dazu muß ich Ihnen folgendes sagen: In dieser Frage- 
stunde sind eine ganze Reihe von anderen Themen, 
die nicht in der Ausgangsfrage enthalten gewesen 
sind, in die Zusatzfragen eingefügt worden, 

(Duve [SPD]: Das ist eine Frage der Kompe- 
tenz!) 

teils ohne daß das Ministerium, das ich hier vertrete, 
zuständig ist. Ich habe mir dennoch — ich hatte mich 


in entsprechender Weise informiert — Mühe gege- (C) 
ben, auch zu diesen Fragen etwas zu sagen, nicht aus- 
zuweichen. Aber Sie müssen schon dafür Verständnis 
haben, daß wir dort — ich wiederhole das — , wo die 
Zuständigkeit im nationalen Rahmen nicht mehr 
gegeben ist, Einfluß auf die EG nehmen und sich die 
Bundesregierung im übrigen in den Bereichen, auf die 
sich die Ausgangsfrage bezieht, in einer ganz konkre- 
ten Prüfung befindet, wobei ich nicht einmal erken- 
nen kann, daß das vom Begehren der Fragestellerin 
abweicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Oostergetelo. 

Oostergetelo (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie sich nicht vorstellen, daß schärfere Bestimmungen 
auf nationaler Ebene und auf der Ebene der Europäi- 
schen Gemeinschaftim Interesse sowohl der Verbrau- 
cher als auch einer verantwortbaren Landbewirt- 
schaftung durch die Bauern liegen könnten, daß das 
kein Gegensatz sein muß? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, das ist 
doch genau der Punkt, der sowohl in der Antwort auf 
die Ausgangsfrage als auch in den Antworten auf die 
Zusatzfragen von mir immer wieder betont worden 
ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Kuhlwein, 

Kuhlwein (SPD): Herr Staatssekretär, Sie haben in 
Ihren Antworten mehrfach auf eine angebhche 
Zuständigkeit des Umweltministeriums für die Schad- 
stoff-Höchstmengenverordnung verwiesen. Sollte 
Ihnen, da Sie ja neu in diesem Amt sind, entgangen 
sein, daß dafür Ihr Ministerium zuständig ist und daß 
das auch dadurch ausgewiesen ist, daß in dem Fra- 
genkatalog, der zu diesem Tagesordnungspunkt aus- 
gedruckt worden ist, diese Fragen Ihrem Ministerium 
zugeordnet worden sind? 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Kuhl- 
wein, das trifft nur zu, soweit es sich um die Pflanzen- 
schutzmittel handelt 

(Duve [SPD]: Die Lehrzeit ist hart! — Schäfer 

[Offenburg] [SPD]: Schadstoff-Höchstmen- 
genverordnung!) 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage 
des Abgeordneten Dr. Hauff, bitte schön. 

Dr. Hauff (SPD): Herr Staatssekretär, angesichts der 
Tatsache, daß Sie behauptet haben, es gebe nationale 
Zuständigkeiten und Zuständigkeiten der EG, möchte 
ich Sie fragen, ob Ihnen bekannt ist, daß nach Art. 36 
der Römischen Verträge die Möglichkeit besteht, daß 
im Falle von Gesundheitsgefährdungen in jedem Fall 
einzelne nationale Lösungen möglich sind. 

(Duve [SPD]: Das hegt auch in Übersetzung 
vor!) 

Pfeifer, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Hauff, das 
ist mir natürlich bekannt. Aber bei der Frage, die die 
Frau Kollegin Blunck zum Thema Flüssigei gestellt 
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(A) hat, bezugnehmend auf einen ganz konkreten Fall, 
der sich in der vorletzten Woche ereignet hat, muß ich 
Ihnen sagen, daß hier eine Richtlinie der EG anzu- 
wenden ist. Deswegen hat die Bundesregierung 
erklärt, daß sie hier über die EG den Versuch machen 
wird, die Richtlinie zu verändern. 

Vizepräsident Frau Renger; Danke sehr, Herr 
Staatssekretär. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers 
für Verkehr auf. Zur Beantwortung steht der Parla- 
mentarische Staatssekretär Dr. Schulte zur Verfü- 
gung. 

Ich rufe die Frage 10 des Herrn Abgeordneten Pauli 
auf: 

Kann die Bundesregierung eine verbindliche Erklärung dazu 
abgeben, ob sie beabsichtigt, die Schleusen an den Bundeswas- 
serstraßen zu privatisieren oder nicht? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär, beim Bundesmini- 
ster für Verkehr: Herr Kollege Pauli, die Bundesregie- 
rung beabsichtigt nicht, den Schleusenbetriebsdienst 
an den Bundeswasserstraßen zu privatisieren. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, darf ich aus Ihrer 
Antwort entnehmen, daß nach Auffassung der Bun- 
desregierung einer Privatisierung der Schleusen an 
den Bundeswasserstraßen auch der Sachverhalt ent- 
gegensteht, daß nach § 7 Abs. 1 des Bundeswasser- 
straßengesetzes der Betrieb der Schleusen eine 
hoheitliche Aufgabe des Bundes darstellt, die nur von 
Beamten wahrgenommen werden kann? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, es 
geht einerseits um hoheitliche Dienste, es geht zum 
anderen aber auch um Fragen der Sicherheit und der 
Leichtigkeit des Verkehrs. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter? — Bitte. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, ist aus dem 
Umstand, daß an zahlreichen Schleusen nur noch 
Lohnempfänger eingesetzt werden bzw. daß Lohn- 
empfänger als Schichtleiter haftungs- und polizei- 
rechtlich die Verantwortung tragen, die Schlußfolge- 
rung zu ziehen, daß die Bundesregierung in dem 
Betrieb der Schleusen keine hoheitliche Aufgabe des 
Bundes sieht, so daß eine Privatisierung auf diesem 
Wege dennoch möglich wäre? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe vorher gesagt, um welche Funktionen es dabei 
geht. Wir sind der Ansicht, daß diese Aufgaben auch 
Lohnempfängern übertragen werden können. 

(Duve [SPD]: Eine sehr unklare Schleusen- 
politik des Bundes!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Duve, jetzt wissen 
wir wirklich, daß Sie da sind. 

(Heiterkeit) 


Ist die Frage 1 1 damit auch schon beantwortet, Herr (C) 
Kollege Pauli? 

Pauli (SPD): Nein, ich denke nicht. 

Vizepräsident Frau Renger: Dann rufe ich die 
Frage 11 auf: 

Aus welchen Gründen werden zunehmend Tätigkeiten bei 
dem Schleusenbetrieb von Beamten auf Arbeiter übertragen mit 
der Konsequenz, daß beispielsweise an der Schleuse Lehmen 
ein höherer Personalaufwand erforderlich ist, der relativ gese- 
hen auch noch teurer ist, und steht dies möglicherweise im 
Widerspruch zu der Forderung des Bundesrechnungshofes nach 
dem kostengünstigsten Verfahren bei der personellen Beset- 
zung des Schleusenbetriebes? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, im 
Zuge der Neuordnung der Wasser- und Schiffahrts- 
verwaltung des Bundes sind 1985 Organisationsmaß- 
nahmen im Schleusenbetriebsdienst durchgeführt 
worden, die insgesamt zu einer erheblichen Vermin- 
derung des Personalaufwandes in diesem Bereich 
geführt haben. Die Gesamtzahl der Schleusenbeam- 
ten in der Funktion des Betriebsstellen-ZSchichtleiters 
ist bei diesen Organisationsmaßnahmen unverändert 
geblieben. Es ist auch nicht beabsichtigt, vorhandene 
Planstellen für Beamte im Schleusenbetriebsdienst in 
Arbeiterstellen umzuwandeln. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Pauli. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, hat die Bundesre- 
gierung Vergleichsrechnungen angestellt, aus denen (D) 
sich ergibt, welche Kosten durch den Einsatz von 
Lohnempfängern im Vergleich zu den Kosten für den 
Einsatz von Beamten entstehen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Die Wasser- und 
Schiffahrtsverwaltung des Bundes hat dies getan. 
Gehen Sie bitte davon aus, daß die Dienste nicht teu- 
rer geworden sind, sondern billiger. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
bitte sehr. 

Pauli (SPD): Herr Staatssekretär, wird die Bundes- 
regierung in Zukunft verstärkt Lohnempfänger beim 
Schleusenbetrieb einsetzen, oder wird sie entspre- 
chend den Forderungen des Bundeswasserstraßenge- 
setzes wieder verstärkt Beamte mit den hoheitlichen 
Aufgaben betrauen? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
zusätzliche Beamtenplansteilen stehen nicht zur Ver- 
fügung, 

(Pauli [SPD]: Keine zusätzlichen!) 
andererseits bestand eine Fürsorgepflicht des öffentli- 
chen Dienstgebers, die bisher als Schieusengehilfen 
eingesetzten Arbeiter sachgerecht einzusetzen. 

Vizepräsident Frau Renger: Danke schön. 

Ich rufe die Frage 12 des Herrn Abgeordneten 
Grünbeck auf: 

Welche endgültige Trassierung ist nach den Erkenntnissen 
der Bundesregierung für die Schnellbahnverbindung Mün- 
chen-Nürnberg vorgesehen? 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Grünbeck, über die endgültige Trassierung der Aus- 
oder Neubaustrecke Nürnberg-München ist noch 
keine Entscheidung getroffen worden. Die Deutsche 
Bundesbahn überprüft zur Zeit gemeinsam mit dem 
Bundesministerium für Verkehr diese im Bundesver- 
kehrswegeplan '85 vorgesehene Maßnahme ein- 
schließlich der Streckenführung in dieser Relation. 
Die Untersuchungen konzentrieren sich auf Varianten 
mit Führung über Ingolstadt oder Augsburg. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgerodneter Grünbeck? — Bitte sehr. 

Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, teilen Sie 
meine Auffassung, daß nicht die Länge der Strecke 
und die Fahrzeit, sondern die Auslastung der Strecke 
ein entscheidender Parameter sein müßte? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Es wird hier eine 
Nutzen-Kosten-Rechnung aufgestellt, die die Ausla- 
stung sowohl im Personen- wie im Güterverkehr 
berücksichtigen wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Weitere Zusatzfrage? — 
Bitte sehr. 

Grünbeck (FDP): Teilen Sie die Auffassung des 
bayerischen Ministerpräsidenten, der für meine 
Begriffe in dieser Frage ein entscheidendes Mitbe- 
stimmungsrecht hätte, daß die Strecke über Augsburg 
Vorrang haben müßte? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
kenne diese Äußerung des bayerischen Ministerpräsi- 
denten. Ich glaube, wir müssen das, was die Bundes- 
bahn zur Zeit untersucht, erst noch einmal genau 
überprüfen und auch mit der Bayerischen Staatsregie- 
rung besprechen. Eine endgültige Aussage meiner- 
seits ist heute nicht möglich. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Tietjen. 

TIetjen (SPD): Herr Staatssekretär, überlegt die 
Bundesregierung auch, in der Frage der Technik die 
Magnetschwebetechnik einzubeziehen, die im Ems- 
land erprobt wird? 

Dr. Schulte, Pari. Staatssekretär; Herr Kollege, Sie 
kennen ja den Vermerk im Bundesverkehrswegeplan. 
Ich glaube, für diese Strecke, nach der der Kollege 
Grünbeck gefragt hat, ist die Magnetschwebebahn 
nicht vorgesehen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage. 

Ich rufe die Frage 13 der Frau Abgeordneten 
Brahmst-Rock auf. — Sie ist nicht anwesend. Die 
Frage wird nicht beantwortet. 

Dasselbe gilt für die Frage 14 der Frau Abgeordne- 
ten Brahmst-Rock. 

Herr Parlamentarischer Staatssrekretär, damit sind 
die Fragen aus Ihrem Geschäftsbereich beantwortet. 
Ich danke Ihnen. 


Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministers (C) 
für Bildung und Wissenschaft auf. Zur Beantwortung 
steht Frau Parlamentarische Staatssekretärin Kar- 
watzki zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 15 des Abgeordneten Kuhlwein 
auf: 

Welche Vorstellungen und Modelle zur Vergabe von Studien- 
plätzen liegen den Ankündigungen des Bundesministers für Bü- 
dung und Wissenschaft zugrunde, nach denen die Zentrale Ver- 
gabestelle für Studienplätze (ZVS) in Dortmund reduziert wer- 
den soll? 

Bitte schön, Frau Staatssekretärin. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Bildung und Wissenschaft: Frau Präsiden- 
tin! Lieber Kollege Kuhlwein, die Bundesregierung 
geht hinsichtlich der von ihr angestrebten Neubestim- 
mung der Aufgaben der Zentralstelle für die Vergabe 
von Studienplätzen von der Zielsetzung aus, unnötige 
Reglementierungen des zentralen Vergabeverfahrens 
abzubauen und zugleich die Mitverantwortung der 
Hochschulen bei der Auswahl der Studenten zu erhö- 
hen. Ansatzpunkte dafür bieten sich bei den Studien- 
gängen des sogenannten Verteilungsverfahrens; dies 
sind zur Zeit Betriebswirtschaft, Informatik und Volks- 
wirtschaft sowie — bis einschließlich Wintersemester 
1987/88 — Rechtswissenschaft. 

Diese Studiengänge sind dadurch gekennzeichnet, 
daß zwar an einigen Hochschulen die Bewerbernach- 
frage das vorhandene Studienplatzangebot über- 
steigt, aber bundesweit gesehen das Studienplatzan- 
gebot ausreicht, um allen Bewerbern einen Studien- 
platz anbieten zu können. Hochschulen mit einem (D) 
Bewerberüberhang sollten bei diesen Studiengängen 
die Möglichkeit erhalten, unter den Bewerbern eine 
Auswahl nach eigenen Kriterien zu treffen. Gleichzei- 
tig sollte die Aufgabe der Zentralstelle für die Ver- 
gabe von Studienplätzen in den Verteilungsstudien- 
gängen auf die Wahrnehmung von Dienstleistungen 
reduziert werden. Zu diesen Dienstleistungen gehö- 
ren in erster Linie die Sicherung des Zulassungsan- 
spruchs für alle Studienbewerber, aber auch die 
Berücksichtigung anerkannter sozialer Belange des 
einzelnen Bewerbers und die Vermeidung von Mehr- 
fachbewerbungen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Frau Staatssekretärin, ist Ihnen 
bewußt, daß die von Ihnen vorgetragenen Vorstellun- 
gen, die sich auch mit Äußerungen Ihres Ministers in 
der „Bild" -Zeitung decken, über die Reduzierung der 
Aufgaben der ZVS im Gegensatz zu der Notwendig- 
keit stehen, die Überlast an den Hochschulen der Bun- 
desrepublik in etwa gleichmäßig auf alle Hochschulen 
zu verteilen? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kuhlwein, was in der „Bild" -Zeitung steht, ist für mich 
nicht maßgebend. 

(Duve [SPD]: Aber was der Minister sagt!) 

Ich möchte das anmerken. Ich bleibe bei der Darstel- 
lung der Fakten und Daten, wie sie in unserem Haus 
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(A) geprüft worden sind, und dabei, daß man diesen 
Regelungsweg durchaus gehen kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Die zweite Zusatz- 
frage, 

Kuhlwein (SPD): Da Sie sich, Frau Staatssekretärin, 
von dem Interview oder Gespräch und dem in der 
„Bild “-Zeitung Abgedruckten offenbar distanzieren 
wollen, das kurz vor der Hamburg- Wahl, offenkundig 
verbunden mit einer Wahlkampfreise Ihres Ministers 
nach Hamburg, veröffentlicht wurde, meine Frage: Ist 
denn dieser Artikel in der „Bild“ -Zeitung mit der 
Überschrift „Möllemann: Nur noch vier Jahre studie- 
ren“, in dem es heißt, die Zentrale Vergabestelle solle 
reduziert werden, jemals von Ihrem Haus dementiert 
worden? 

(Duve [SPD]: Der hat doch nur drei Jahre stu- 
diert!) 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kuhl- 
wein, da fragen Sie mich zuviel. Das will ich gerne 
prüfen. Die Antwort schicke ich Ihnen zu. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr Kast- 
ning. 

Kastning (SPD): Frau Staatssekretärin, können Sie 
mir ein paar konkrete Beispiele für das nennen, was 
Sie vorhin in der Antwort auf die Frage von Herrn 
Kuhlwein als „unnötige Reglementierungen“ 
bezeichnet haben? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kastning, Sie waren ja dabei, als der Minister gestern 

in unserem Ausschuß dargelegt hat 

(Kastning [SPD]: Ich war an dem Punkt nicht 
dabei! Tut mir leid! Deswegen frage ich!) 

— Das bedaure ich sehr. Aber Sie waren sonst da. 

Ich möchte Ihre Frage dann so beantworten: Ich 
könnte mir gut vorstellen — dies muß aber noch ein- 
gehend diskutiert werden — , daß man für sich eine 
Hochschule wählt und gleichzeitig mit der Bewer- 
bung der ZVS mitteilt, daß man sich an dieser Hoch- 
schule vorrangig beworben hat. Sollte der Bewerber 
nicht berücksichtigt werden, hat die Hochschule die 
Pflicht, die Rückmeldung zur ZVS zu geben, und der 
Bewerber erhält dann die Zuordnung zu einer ande- 
ren Hochschule. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Weisskirchen, 
noch eine Zusatzfrage. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Sehen Sie nicht die 
Gefahr, Frau Staatssekretär, daß durch das, was Sie 
soeben gesagt haben, noch sehr viel mehr an büro- 
kratischen Problemen aufgeworfen wird? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Nein, das sehe 
ich nicht, Herr Weisskirchen. Im Interesse der Studen- 
ten halte ich einen solchen Weg für weit machbarer 
und besser begehbar. Er zahlt sich für den Studenten 
besser aus als das bisherige Verfahren. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 16 
der Frau Abgeordneten Dr. Niehuis auf: 


Hat die Bundesregierung nach entsprechenden Ankündigun- (C) 
gen des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft bereits 
Modelle für die Einführung von Studiengebühren an den Hoch- 
schulen entwickelt? 

Bitte schön, Frau Staatssekretärin. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Niehuis, der Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft hat die Einführung von Studiengebühren nicht 
angekündigt. Er hat in der „Deutschen Universitäts- 
Zeitung“ in Beantwortung der Frage „Wird Ihre Bil- 
dungspolitik sich an marktwirtschaftlichen Prinzipien 
orientieren? Sind z. B. Studiengebühren für Sie ein 
Thema?“ auf die Notwendigkeit einer insgesamt stär- 
keren Wettbewerbsorientierung der Hochschulen 
hingewiesen und von einer Stärkung des privatwirt- 
schaftlichen Elements auch im staatlichen Bildungs- 
system gesprochen. In diesem Zusammenhang hat er 
ausgeführt — ich zitiere — : 

Studiengebühren stellen in dieser Diskussion 
durchaus eine Möglichkeit dar. Ihre Einführung 
setzt allerdings Veränderungen bei der Ausbil- 
dungsförderung voraus. 

Diese Äußerungen enthalten keine Ankündigung, 
sondern nur einen Hinweis, bei der Diskussion über 
den Hochschulbereich und seine Finanzierung die 
verschiedenen Aspekte des Finanzierungssystems im 
Zusammenhang zu sehen. Studiengebühren bilden 
seit jeher ein Element in diesem Gesamtkomplex, in 
dieser Diskussion. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Dr. Niehuis. (D) 

Frau Dr. Niehuis (SPD): Meinen Sie nicht, daß es 
grundsätzlich von mangelndem Verantwortungsbe- 
wußtsein gegenüber Studentinnen und Studenten 
zeugt, wenn man mit der Einführung von Studienge- 
bühren droht, während eine Hauptursache für die lan- 
gen Studienzeiten doch offensichtlich die teilweise 
miserablen Studienbedingungen sind? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Also, Frau Kol- 
legin, ich möchte noch einmal darauf hinweisen, daß 
der zuständige Bundesminister nicht gedroht hat. Er 
hat in diese laufende Diskussion, die weitgehend die 
Länder betrifft, seine Fragestellung mit hineingege- 
ben. Ich denke, das ist in einem Diskussionsprozeß 
durchaus gang und gäbe und auch richtig. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 

Frau Kollegin? — Danke schön. 

Zusatzfrage, Herr Abgeordneter Wetzel. 

Wetzel (GRÜNE): Frau Staatssekretärin, sehen Sie 
einen Zusammenhang zwischen den überlangen Stu- 
dienzeiten und der sozialen Lage der Studierenden, 
und befürchten Sie, wenn dieser Zusammenhang exi- 
stiert, nicht, daß die Studienzeiten also um so länger 
sind, je schlechter die Einkommenslage der Studie- 
renden ist, daß Studiengebühren eine zusätzliche 
materielle Bildungsschranke errichten? 

(Eigen [CDU/CSU]: Da muß ich aber 
lachen!) 
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(A) Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Wetzel, das sehe ich nicht so. Das steht auch nicht in 
einem unmittelbaren Zusammenhang, Aber ich gebe 
hinsichthch dessen, was Sie im ersten Teil Ihrer Frage 
gesagt haben, zu, daß man mit den Ländern in ein 
ernstes Gespräch hierüber eintreten muß, damit ein 
solcher Zusammenhang nicht den Studenten zur 
Gänze angekreidet wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kastning. 

Kastning (SPD): Frau Staatssekretärin, Bezug neh- 
mend auf Ihren Hinweis auf das Interview des Herrn 
Ministers und die Aussage über die Marktwirtschaft 
in der Bildungspohtik frage ich: Sind Sie oder ist der 
Herr Minister der Meinung, daß ein von staatlicher 
oder, so sage ich einmal, auch halbstaatücher Stelle 
festgesetzter Preis ein Stück Marktwirtschaft oder ein 
marktwirtschaftiiches Element darstellt? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
die Frage des Marktes haben wir gestern morgen dis- 
kutiert. Man kann sie hier nicht so verkürzt sehen, wie 
wir das im Wirtschaftssektor tun^ Angebot und Nach- 
frage haben ja auch etwas mit Markt zu tun, 

(Kastning [SPD]: Studiengebühren sind ein 
staatlich festgesetzter Preis!) 

Vizepräsident Frau Rengen Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hirsch, 

(B) Dr. Hirsch (FDP): Frau Staatssekretärin, habe ich es 
richtig im Kopf, daß der sozialdemokratische Minister 
Posser, dem man mangelndes soziales Verständnis 
nun wirkhch beim besten Willen nicht nachsagen 
kann, 

(Duve [SPD]: Danke schön!) 

Sympathien für den Gedanken von Hochschulgebüh- 
ren bei überlangen Studienzeiten geäußert hat? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Der Kollege 
Posser hat diese Aussage gemacht, und ich teile die 
Beurteilung des Kollegen Posser durch Sie, daß er sol- 
che Ausführungen nicht unverantwortlich in die Dis- 
kussion einbringt. 

Vizepräsident Frau Renger Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Knabe. 

Dr. Knabe (GRÜNE): Frau Staatssekretär, im 
Zusammenhang mit den Studiengebühren möchte ich 
fragen, ob der Bundesregierung bekannt ist, in wel- 
chem Umfang sich die Nebenerwerbstätigkeiten von 
Studenten nach der Kürzung der BAföG -Rieh thnien 
erweitert haben. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Die ganze Pro- 
blematik und Diskussion ist mir bekannt. Ich möchte 
aber noch einmal darauf hinweisen, daß der zustän- 
dige Minister nicht von der Einführung von Studien- 
gebühren gesprochen hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. 


Duve (SPD): Frau Staatssekretärin, das entspannte (C) 
Verhältnis der Zusammenarbeit zwischen Ihnen und 
Ihrem Minister ist hier in der Beantwortung der Fra- 
gen sehr deutlich geworden. Ich habe deshalb die 
Frage: Wie werten Sie denn dieses, was Sie einen 
Hinweis des Ministers genannt haben? Nachher 
haben Sie gesagt, er habe von diesem Hinweis gar 
nicht gesprochen. Wird das zu Konsequenzen inner- 
halb des Ministeriums führen, daß solche Ausarbei- 
tungen für eine gesetzhehe Regelung oder ähnliches 
gemacht werden? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Duve, ich 
kann Sie ja gut leiden; das freut Sie doch. 

(Duve [SPD]: Ich Sie auch!) 

— Danke schön. 

Aber ich denke, daß wir solche Fragen, die eigent- 
lich zum Inhaltlichen nicht viel beitragen, hier nicht 
behandeln sollten. Herr Duve, wir zwei setzen uns 
gleich in den hinteren Teil des Saales, besprechen die 
Sache, dann ist die Angelegenheit erledigt. 

(Heiterkeit) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Frau Staatssekretärin, ich will jetzt 
keine Dreiecksfrage stellen. Aber der Kollege Hirsch 
reizt dazu. Deshalb frage ich Sie, Frau Staatssekretä- 
rin: Würden Sie bitte zur Kenntnis nehmen, daß es in 
der nordrhein-westfähschen Landesregierung keinen 
Beschluß über die Einführung von Studiengebühren 
gibt, daß es so etwas aber in Niedersachsen gibt? Wie (D) 
stellt sich die Bundesregierung, insbesondere das 
Bundesministerium für Bildung und Wissenschaft, zu 
den Vorschlägen der niedersächsischen Landesregie- 
rung, Studiengebühren einzuführen? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, 
Kuhlwein, ich weiß auch — ich lebe ja in Nordrhein- 
Westfalen — , daß es in der nordrhein-westfälischen 
Regierung unterschiedliche Meinungen gibt. Herr 
Kollege Hirsch hat mich nur nach der Meinung des 
Kollegen Posser und seinem Diskussionsbeitrag 
gefragt. Ich will hier nicht verhehlen, daß die Kollegin 
Brunn eine andere Meinung einnimmt. Ich gebe zu 

— zumindest ist das mir bisher nicht bekannt — , daß 
die Landesregierung in dieser Frage keine Entschei- 
dung gefällt hat. 

(Zuruf von der SPD: Sie ist gestern getroffen 
worden!) 

Vizepräsident Frau Renger: Herzlichen Dank für die 
besonders ausführliche Beantwortung einer Frage, 
die sehr viel kürzer angelegt war. Vielen Dank, Frau 
Staatssekretärin. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Tut mir leid. 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, im Gegenteil, ich 
wollte mich bedanken. 

(Kuhlwein [SPD]: Den zweiten Teil der Frage 
hat sie noch nicht beantwortet!) 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Kuhlwein, ich gebe Ihnen darauf noch eine Antwort, 
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Pari. Staatssekretär Frau Karwatzki 
(A) das ist klar. Das ist der Diskussionsstand in Nieder- 
sachsen. Wir müssen natürlich auch zur Kenntnis neh- 
men, daß es einen Diskussionsstand in Hessen gibt, 
wo es schon lange Studiengebühren gibt. Wir wissen, 
daß das Land Bayern bereits einmal Studiengebühren 
hatte und sie auf Grund einer Wirtschaftlichkeitsprü- 
fung wieder abgeschafft hat. Es hat unter dem Strich 
nichts gebracht. 

Jetzt haben wir drei Modelle. Ich bin der Meinung, 
Bundesregierung und Bundestag müssen die Diskus- 
sion mit den Ländern führen. Dann werden wir 
gemeinsam — Parlament oder auch Regierung — zu 
einer Entscheidung kommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe jetzt die Frage 
17 des Abgeordneten Weisskirchen auf; 

Hält die Bundesregierung die vom Bundesminister für Bil- 
dung und Wissenschaft befürwortete Einführung von Studien- 
gebühren an den Hochschulen mit der Aufrechterhaltung der 
sozialen Öffnung der Hochschulen für vereinbar? 

Bitte schön, Frau Staatssekretärin. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Weisskirchen, der Bundesminister für Bildung und 
Wissenschaft hat zu einer offenen Diskussion der Fra- 
gen der Gestaltung des Hochschulbereichs unter stär- 
kerer Berücksichtigung von marktwirtschaftlichen 
Elementen angeregt. Es ist nicht ersichtlich, wie durch 
eine solche Diskussion die Politik der Öffnung der 
Hochschulen gefährdet werden könnte. 

Im übrigen ist es selbstverständlich, daß bei der wei- 
(ß) teren Diskussion auch die sozialen Auswirkungen 
von Maßnahmen im Bereich der Hochschulfinanzie- 
rung zu berücksichtigen sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Frau Staatssekre- 
tär, wir haben doch in den letzten Jahren erlebt, daß 
beispielsweise solche Änderungen wie beim BAföG 
Abschreckungswirkung gehabt haben. Fürchten Sie 
nicht auch, daß diese Abschreckungswirkung durch 
die Debatte um Studiengebühren noch erweitert, ja 
verstärkt wird? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Das mit der 
Befürchtung ist immer so eine Sache! Es kann aber 
auch befruchtend wirken. So sehe ich den Diskus- 
sionsbeitrag des Bundesministers. 

(Zuruf des Abg. Duve [SPD]) 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Abgeordneter Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Frau Staatssekre- 
tär, sehen Sie denn nicht einen Zusammenhang zwi- 
schen der Tatsache, daß sich die Bundesregierung in 
der Frage der Studienreform zurückgezogen hat 
— man kann auch sagen: Sie ist gescheitert — und 
deshalb in der von uns ab gelehnten Novelle des 
Hochschulrahmengesetzes die Studienreform als 
Zentralaufgabe gestrichen hatte, und der Einführung 
der Studiengebühren als neuem Regelungsinstru- 


mentarium an den Hochschulen, mit dem die Studien- (C) 
reform sozusagen administriert werden soll? Gibt es 
da einen Zusammenhang, oder gibt es eine Befruch- 
tung? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Frau Präsiden- 
tin, das war eine so lange Frage, daß es mir schwer 
fällt, eine Antwort zu geben. Aber da ich mich gut 
vorbereitet habe, weiß ich, daß mit dieser Frage der 
Eindruck erweckt werden soll, als hätten wir uns 
zurückgezogen oder wollten dies tun. Das haben wir 
nicht getan und werden wir auch nicht tun. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Frau Staatssekretärin, wenn Sie 
von der befruchtenden Wirkung von Studiengebüh- 
ren ausgehen, hätte möglicherweise die rechtzeitige 
Einführung von Studiengebühren in Rheinland-Pfalz 
dazu führen können, daß der Bundeskanzler früher als 
nach 18 Semestern sein Studium beendet hätte? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Ich weiß jetzt 
nicht, ob der Bundeskanzler 18 Semester studiert 
hat. 

(Kuhlwein [SPD]: Doch!) 

Aber eines weiß ich: Er hat zu einer Zeit und unter 
Bedingungen studiert, als man sich seinen Unterhalt 
selbst erarbeiten mußte oder sogar noch für die Fami- 
lie mitarbeiten mußte. Herr Kuhlwein, so gesehen, 
denke ich, sollten wir solche Fragen hier nicht stellen, pj 
Ich frage ja auch nicht, ob jemand von Ihnen 25 Seme- 
ster studiert hat. Das bringt nichts. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich hätte die Frage 
eigentlich nicht zulassen sollen. 

Ich rufe die Frage 18 der Frau Abgeordneten Oden- 
dahl auf: 

Plant die Bundesregierung nach entsprechenden Ankündi- 
gungen des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft 
(siehe DUZ 7/1987) konkrete Schritte, um die Einführung von 
Studiengebühren an den Hochschiüen zu ermöglichen? 

Bitte schön, Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin 
Odendahl, ich habe jetzt zwei Möglichkeiten: Ihnen 
noch einmal den Text vorzulegen, den ich eben der 
Kollegin Niehuis bereits als Antwort gegeben habe, 
oder aber einfach darauf zu verweisen. Ich möchte mir 
die Bitte erlauben, auf den Text von vorhin verweisen 
zu dürfen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Odendahl. 

Frau Odendahl (SPD): Frau Staatssekretärin, sind 
die vom Bundesminister für Bildung und Wissenschaft 
angekündigten Schritte zur Einführung von Studien- 
gebühren mit den Hochschulen, der Westdeutschen 
Rektorenkonferenz, der Vertretung der Studenten- 
schaft oder sonstigen Gremien vor ihrer Ankündigung 
oder auch nur vor dem Darüber- Reden überhaupt 
besprochen worden? 
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(A) Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Frau Kollegin, 
ich möchte noch einmal darauf hinweisen, damit es 
klar ist: Der Bundesminister hat nicht von Schritten 
gesprochen. Deshalb kann ich Ihnen jetzt auch nicht 
bestätigen, daß er Schritte eingeleitet hat 

Vizepräsident Frau Renger; Bitte die nächste 
Zusatzfrage, 

Frau Odendahl (SPD): Ich hatte auch nicht unter- 
stellt, Frau Staatssekretärin, daß er darüber gespro- 
chen hat. Sagen wir einmal, er habe Gedanken geäu- 
ßert, Meine Frage richtete sich darauf, ob er vor der 
Äußerung dieser Gedanken vielleicht doch schon 
Kontakte gehabt und da einige Klärungen herbeige- 
führt hat, 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Ich gehe ein- 
mal davon aus, daß der Bundesminister immer viele 
Leute kontaktiert 

(Duve [SPD]: Keine Kontaktsperre für Mölle- 
mann!) 

und daß es durchaus möglich ist, daß er in dieser Frage 
mit der einen oder anderen Gruppe auch bereits ein 
Gespräch geführt hat. Aber es darf ja nun nicht ver- 
boten sein, daß der Bundesminister Gedanken 
äußert, 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kastning. 

(B) Kastning (SPD): Frau Staatssekretärin, da aus 
umfangreichem Kontaktieren nach aller Erfahrung 
manchmal auch Taktieren wird, möchte ich doch die 
Frage an Sie richten: Auch wenn der Herr Minister 
nicht angekündigt hat, Schritte einleiten zu wollen, 
können Sie sich vorstellen, daß in absehbarer Zeit 
doch eine Situation entsteht, wo Ihr Ministerium 
Schritte einleiten wird, oder können Sie, besser 
gesagt, hier versichern, daß solche Schritte nicht ein- 
geleitet werden? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Da ich von 
Hause aus nicht Hellseherin bin, sondern Politike- 
rin, 

(Kastning [SPD]: Deswegen frage ich Sie, 
weil Sie das sind!) 

muß ich mich immer den Gegebenheiten stellen. Von 
daher müssen wir also erst einmal eine Grundlage 
haben, um überhaupt zu einer solchen Entscheidung 
zu kommen, als Bund eine Empfehlung zu geben. 

(Eigen [CDU/CSU]: Sehr gut!) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Weisskirchen. 

Weisskirchen (Wiesloch) (SPD): Wenn Sie schon, 
Frau Staatssekretär, sagen, daß^hr Minister denkt 
— und das ist ja auch gut so — , können Sie uns dann 
sagen, in welche Richtung er denkt, daß heißt: Wie hat 
er es denn jetzt mit den Studiengebühren? 

Frau Karwatzki, Pari, Staatssekretär: Herr Weisskir- 
chen, ich habe soeben sehr deutlich ausgeführt, daß 
der Herr Minister mit seinem Beitrag eine Anregung 


zur Diskussion gegeben hat. Ich meine, dabei sollen (C) 
wir es belassen. Ich gestatte Ihnen doch auch, Anre- 
gungen immer wieder neu einzubringen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 19 
des Herrn Abgeordneten Dr. Böhme auf. 

Wie will die Bundesregierung angesichts der Ankündigungen 
des Bunde sministers für Büdung und Wissenschaft über eine 
Reduzierung der Aufgaben der Zentralstelle zur Vergabe von 
Studienplätzen (ZVS) und den gleichzeitigen Ankündigungen 
des Bundesministers für Bildung und Wissenschaft zur stärkeren 
Beteiligung der Hochschulen bei der Auswahl von Studienbe- 
werbern zukünftig sicherstellen, daß alle Studienberechtigten 
tatsächlich einen Studienplatz erhalten? 

Bitte schön, Frau Staatssekretär. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Böhme, die Bundesregierung verfolgt nach wie vor 
das Ziel der Offenhaltung der Hochschulen. Die von 
ihr angestrebte Reduzierung unnötiger Reglementie- 
rungen der Zentralstelle für die Vergabe von Stu- 
dienplätzen steht dazu nicht im Gegensatz. Die Vor- 
stellungen der Bundesregierung beziehen sich auf die 
sogenannten Verteilungsstudiengänge. Ich wieder- 
hole mich: Dazu gehören zur Zeit Betriebswirtschaft, 
Informatik und Volkswirtschaft sowie bis einschließ- 
lich Wintersemester 1987/88 Rechtswissenschaft. 

Bei diesen Studiengängen sollen Hochschulen mit 
mehr Studienbewerbern als -plätzen nach eigenen 
Kriterien unter den Studienbewerbern auswählen 
können. 

Nach Auffassimg der Bundesregierung sollte die 
Dienstleistungsaufgabe der Zentralstelle für die Ver- 
gabe von Studienplätzen in den Verteilungsstudien- 
gängen erhalten bleiben, um den Zulassungsan- 
spruch aller Studienbewerber zu sichern. Zugleich 
können soziale Belange des einzelnen Studienbewer- 
bers berücksichtigt und Mehrfachbewerbungen ver- 
mieden werden. Die Zentralstelle für die Vergabe von 
Studienplätzen soll denjenigen Studienbewerbern, 
die an der gewünschten Hochschule nicht zugelassen 
wurden, einen Studienplatz an einer Hochschule mit 
noch freien Kapazitäten zuweisen. Dadurch wird 
sichergestellt, daß wie bisher jeder Bewerber einen 
Studienplatz erhalten kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Böhme. 

Dr. Böhme (Unna) (SPD): Frau Staatssekretärin, 
wollen Sie da gar nicht eingreifen, oder haben Sie ein 
Modell? Wenn ja: Welches Modell haben Sie zur 
Beteiligung der Hochschulen an der Auswahl der Stu- 
dierenden, etwa jenes Modell, das man jetzt schon im 
Numerus-clausus-Fach Medizin als Privilegienwirt- 
schaft bezeichnet? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Nein. Ich habe 
dargelegt, daß freie Kapazitäten vorhanden sind. Die 
bürokratische Einrichtung der Zulassungsstelle ist 
jetzt auch noch für Fächer zuständig, in denen das 
nicht unbedingt erforderlich wäre. Wir möchten durch 
die Verlagerung der Entscheidung an die Hoch- 
schulen diese stärker beteiligen. Ich habe eben 
modellhaft ausgeführt, wie sichergestellt werden 
kann — so stelle ich mir das jedenfalls vor — , daß 
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Pari. Staatssekretär Frau Karwatzki 
(A) jeder Student mit einer Direktbewerbung auch einen 
Studienplatz erhalten kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Böhme. 

Dr. Böhme (Unna) (SPD): Frau Staatssekretärin, 
eine zweite Frage: Wie will Ihr Minister bzw. Ihr Mini- 
sterium verhindern, daß bei der vorgesehenen doch 
starken Beteiligung der Hochschulen an der Auswahl 
der Studienbewerber zwei Klassen von Studenten und 
Studentinnen entstehen, nämlich die Klasse derjeni- 
gen, die — aus welchen Gründen auch immer — 
angenommen werden, und die Klasse jener, die sozu- 
sagen Zwangszugewiesene sind? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Ich habe eben 
gesagt, daß die soziale Komponente berücksichtigt 
werden soll und muß. Im übrigen vertraue ich auch 
den Damen und Herren, die in den entsprechenden 
Hochschuleinrichtungen Verantwortung tragen, daß 
sie nicht willkürlich nach gut und böse oder nach reich 
und arm auswählen. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Kastning, eine 
Zusatzfrage. 

Kastning (SPD); Frau Staatssekretärin, da es hier 
darum geht — wenn ich das richtig verstanden ha- 
be — , die einzelnen Hochschulen stärker an der Aus- 
wahl der Studienbewerber zu beteiligen, möchte ich 
Sie fragen, ob Sie es nicht für richtig halten, bei den 
weiteren Überlegungen und Planungen abzuwarten, 
bis der vom Deutschen Bundestag Ihrem Hause in 
Auftrag gegebene Bericht über die Erfahrung der 
Auswahlgespräche im Medizinbereich vorliegt. 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Ich sage eine 
Prüfung gerne zu, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Frau Staatssekretärin, gibt es 
denn andere demokratische Länder mit zentralen 
Zuweisungsstellen, und hat das Fehlen von zentralen 
Zuweisungsstellen in allen anderen Ländern dazu 
geführt, daß dort die in den bisherigen Fragen immer 
wieder heraufbeschworene Gefahr einer Klassenuni- 
versität Wirklichkeit geworden ist? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Hirsch, ich kenne kein anderes Land. Soweit ich mir 
den Überblick verschafft habe, möchte ich den zwei- 
ten Teil Ihrei^ Frage verneinen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Kuhlwein. 

Kuhlwein (SPD): Nun läge ja wieder eine Dreiecks- 
frage nahe. Aber ich frage ausdrücklich: Frau Staats- 
sekretärin, hat Ihr Haus schon Überlegungen ange- 
stellt, nach welchen Maßstäben die Hochschulen die 
Studenten selbst aussuchen sollen — nach Abiturnote 
oder mit besonderer Aufnahmeprüfung oder mit sozu- 
sagen einem Einstellungsgespräch — , und hat Ihr 
Haus auch Bedenken geprüft, die wir schon bei der 
entsprechenden Novellierung des Hochschulrahmen- 


gesetzes gehabt haben, ob nämlich solche Verfahren (C) 
in Einklang stehen mit Entscheidungen des Bundes- 
verfassungsgerichts über den Numerus clausus? 

Frau Karwatzki, Pari. Staatssekretär: Zum letzten 
Teil Ihrer Frage: Die Chancengleicheit muß gesichert 
werden. 

Zum ersten Teil Ihrer Frage: Wenn wir den Hoch- 
schulen schon eine solche Aufgabe übertragen, dann 
müssen wir sie auch in die Lage versetzen, nach eige- 
nen Kriterien Entscheidungen zu treffen. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weiteren Zusatz- 
fragen. — Herzlichen Dank, Frau Staatssekretärin. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters des Auswärtigen. Herr Staatsminister Schäfer 
steht zur Beantwortung zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 20 des Herrn Abgeordneten 
Schäfer (Offenburg) auf: 

Wird in den Auslandsvertretungen der Bundesrepublik 
Deutschland die Erteilung eines Sichtvermerks zur Einreise „bei 
begründetem Verdacht" auf eine AIDS-Erkrankung verweigert, 
oder sind entsprechende Regelungen gegebenenfalls geplant? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister im Auswärtigen Amt: Herr 
Kollege Namensvetter, ich darf Ihre Frage wie folgt 
beantworten. 

Die Erteilung von Sichtvermerken durch die Aus- 
landsvertretungen richtet sich nach den allgemeinen 
ausländerrechtlichen Bestimmungen. Der Fall, daß 
einem Ausländer wegen einer AIDS-Erkrankung (D) 
oder wegen des Verdachts einer AIDS-Infiziening 
kein Sichtvermerk erteilt werden konnte, ist bisher, 
soweit es der Bundesregierung bekannt ist, noch nicht 
vorgekommen. Entsprechende spezielle Regelungen 
sind nicht geplant. 

(Dr. Soell [SPD]: Aber in Bayern!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Können Sie damit aus- 
schließen, daß Ihr Haus ausländerrechtliche Bestim- 
mungen heranzieht, um wegen einer speziellen 
Erkrankung keinen Sichtvermerk zu erteilen? 

Schäfer, Staatsminister: Ich darf darauf verweisen, 
daß der Kollege Duve eine entsprechende und 
umfänglichere Frage gestellt hat, die vom zuständi- 
gen Bundesmiiüster des Innern beantwortet wird. Ich 
kann hier nur auf die Frage von Sichtvermerken und 
ausländerrechtlichen Bestimmungen eingehen. Ich 
bitte um Verständnis dafür, Herr Kollege, daß dieser 
ganze Komplex von dem zuständigen Bundesminister 
des Innern noch abgehandelt wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Ist innerhalb der Bun- 
desregierung, beispielsweise vom Bundesministerium 
des Innern, an Sie die Überlegung, das Ersuchen, der 
Gedanke herangetragen worden, entsprechend die 
Sichtvermerke zu erteilen? 




Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 13. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. Mai 1987 


789 


(A) Schäfer, Staatsminister: Ich kann dazu nur sagen: 
Nein. 

Vizepräsident Frau Renger: Herr Dr. Hirsch, eine 
Zusatzfrage. 

Dr, Hirsch (FDP): Herr Staatsminister, ist es nicht 
auch unter außenpolitischen Gesichtspunkten miß- 
lich, wenn ein Ausländer in einer deutschen Botschaft 
ein Visum erhält und dann an der Grenze, wenn er 
von diesem Visum Gebrauch machen will, über die 
Grenzschutzdirektion Koblenz erfährt, daß er als 
zugehöriger zu irgendeiner AIDS-verdächtigen 
Gruppe leider nicht einreisen darf, und ist das Aus- 
wärtige Amt deswegen nicht der Meinung, daß der 
Erlaß, über den wir in Wirklichkeit reden, irgendwie 
hätte abgestimmt werden müssen? Wäre das nicht 
sinnvoll gewesen? 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
GRÜNEN) 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege Hirsch, ich 
habe keine Veranlassung, Fragen nach einem Erlaß 
zu beantworten, der zurückgezogen worden ist und 
der mit dem Auswärtigen Amt absolut nichts zu tun 
hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Tietjen. 

Tietjen (SPD): Wenn es solche Überlegungen in der 
Bundesregierung gegeben hat — zweifelsfrei hat es 

(B) sie gegeben — : Herr Staatsminister, wie hielte man es 
dann in den Ländern, deren Bewohner keinen Sicht- 
vermerk zur Einreise in die Bundesrepublik benöti- 
gen? 


Schäfer, Staatsminister: Ich kann nur wiederholen 
— ich habe die Frage nicht ganz verstanden — , was 
ich eben gesagt habe: Es ist weder ein solcher Fall 
vorgekommen, noch wurde irgend jemandem ein 
Sichtvermerk verweigert. Insofern ist diese Frage 
hypothetisch. 

Es gibt eine interministerielle Kommission, die sich 
im Rahmen der Bundesregierung über den ganzen 
Komplex AIDS noch auseinandersetzen wird. Es lie- 
gen noch keine Ergebnisse vor. Es ist übereilt, nach 
Tatbeständen zu fragen, die überhaupt noch nicht 
eingetreten sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Im Zusammenhang mit der Befragung 
hat der Herr Staatssekretär Pfeifer vor wenigen Minu- 
ten hier die Äußerung getan, daß es aus verschie- 
denen Quellen Hinweise — wie er es genannt hat — 
auf bestimmte Verdachtsmomente gäbe, u. a. auch 
AIDS. Wirkt das Auswärtige Amt in irgendeiner Weise 
an der Weitergabe solcher „Hinweise" mit? 

Schäfer, Staatsminister: Weder sind mir solche Hin- 
weise bekannt, noch ist mir bekannt, daß das Auswär- 
tige Amt jemals in irgendeiner Weise solche Hinweise 


weitergegeben haben könnte oder die Absicht dazu (C) 
hat, Herr Kollege. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 21 
des Herrn Abgeordneten Toetemeyer auf: 

Ist der Bundesregierung die Meldung des Windhoek Adverti- 
zer vom 21. November 1986 bekannt, wonach der Chef der 
Etango-Bewegung bekanntgab, er habe aus der Bundesrepu- 
blik Deutschland für seine Organisation 30 000 Rand erhalten, 
und ist ihr bekannt, um welchen bundesdeutschen Geldgeber es 
sich hierbei handelt? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich beant- 
worte Ihre Frage wie folgt: Der Bundesregierung ist 
diese Meldung des „Windhoek Advertizer" bekannt. 

Ihr liegen keine Informationen darüber vor, ob die 
Etango-Bewegung tatsächlich von privater Seite aus 
der Bundesrepublik Deutschland finanziell unter- 
stützt wird oder unterstützt worden ist. 

Fest steht, daß aus dem Bundeshaushalt keinerlei 
Mittel an diese Bewegung geflossen sind. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord- 
neter Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatsminister, erlauben 
Sie mir zunächst einmal, meiner Freude darüber Aus- 
druck zu geben, daß Sie dort stehen, wo Sie stehen, 
und die Frage anzuschließen: Ist Ihnen bekannt, wel- 
che gefährliche Rolle diese Bewegung etwa im Nor- 
den Namibias spielt und daß es daher die berechtigte 
Sorge eines Abgeordneten ist, zu erfahren, aus wel- 
chen Geldquellen sie sich finanziert. (D) 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, zunächst ein- 
mal darf ich in Beantwortung Ihrer Frage hier darüber 
aufklären, um welche Bewegung es sich hierbei han- 
delt. Es geht um eine Bewegung im Ovambo-Gebiet, 
also im Norden Namibias, die wie ihre Schwesterbe- 
wegung — Ezowa genannt wird; das heißt beides, 
glaube ich, „Sonne" in den verschiedenen Sprachen 
in Namibia, bei den Kavangos — ein Teil der Sympa- 
thiewerbung der südafrikanischen Armee in ihrem 
Aufmarschgebiet ist, und zwar im Norden Namibias, 
den operational areas. Diese Kampagne wird „Hearts- 
and-minds" -Kampagne genannt. Die südafrikanische 
Armee hat diese als Kulturorganisationen bezeichne- 
ten Bewegungen ins Leben gerufen, um ein Gegen- 
gewicht zur SWAPO und zu den der SWAPO eher 
freundlich eingestellten Kirchen zu bilden. 

Ich kann nur sagen, daß wir keinerlei Kontakte mit 
der südafrikanischen Armee pflegen und auch nicht 
Vorhaben, solche zu pflegen, um nachzufragen, aus 
welchem Bereich solche Mittel kommen könnten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage des 
Abgeordneten Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Darf ich aus der Beantwortung 
meiner Frage schließen, daß Sie mit mir darin überein- 
stimmen, daß wir alles unterlassen sollten, diese 
Bewegung — aus welchen Quellen auch immer — zu 
unterstützen? 

Schäfer, Staatsminister: Die Bundesregierung, die 
ja gar nicht weiß, aus welchen Quellen diese Bewe- 
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(A) gung möglicherweise unterstützt worden ist, kann 
niemandem den Rat erteilen, diese Bewegung nicht 
mehr zu unterstützen. Das ist der Tatbestand. Wir wis- 
sen nicht, ob sie unterstützt worden ist, wir können 
auch nicht nachweisen, von wem sie möglicherweise 
unterstützt wurde. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Wetzel. 

Wetzel (GRÜNE): Herr Staatsminister, Sie sprachen 
gerade davon, daß der Norden Namibias ein Auf- 
marschgebiet der südafrikanischen Armee sei, wenn 
ich Sie recht verstanden habe. Darf ich Sie um Aus- 
kunft bitten, welchem Zweck dieses Aufmarschgebiet 
dient und gegen welche Länder der Aufmarsch 
gerichtet ist. 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege, ich kann nur 
davon sprechen, daß die südafrikanische Armee nach 
unseren Erkenntnissen im Norden Namibias ihre Stel- 
lungen bezogen hat. Die Begründungen, die die 
Republik Südafrika für diese Operationen dort gibt, 
sind verschieden. Sie wissen, daß es manchmal darum 
geht, terroristische Aktionen der SWAPO zu vermei- 
den oder die Täter zu verfolgen. Es ging in der Ver- 
gangenheit aber wohl auch darum, gewisse Operatio- 
nen im Nachbarland Angola durchzuführen. All das 
ist uns genauso wie Ihnen bekannt. Wir haben keinen 
Einfluß auf diese Verhaltensweise der südafrikani- 
schen Armee, 

(B) Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Staatsminister, vielleicht 
könnten Sie Ihre Informationsmöglichkeiten insofern 
nutzen, um uns darüber Auskunft zu geben, ob diese 
Etango-Bewegung möglicherweise von hiesigen par- 
teinahen Stiftungen finanziert wird, nachdem ja aus 
Ecuador bekanntgeworden ist, daß es großes Aufse- 
hen über behauptete Finanzierungen aus dem Etat 
der parteinahen Stiftungen dort im Lande gibt. 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege Schily, wenn 
parteinahe Stiftungen solche Finanzierungen ernst- 
haft betreiben würden, müßten sie immer davon aus- 
gehen, daß der Bundesrechnungshof sehr genau über 
die Ausgaben wacht, die die deutschen Stiftungen 
machen können. Da ich davon ausgehe, daß Sie dem- 
nächst auch über eine solche Stiftung verfügen, 

(Schily [GRÜNE]: Eine unabhängige, keine 
parteinahe!) 

darf ich Sie jetzt schon darauf aufmerksam machen, 
daß Sie immer mit solchen entsprechenden Prüfungen 
rechnen müssen. 

Mir ist nicht bekannt — weil ich seit vielen Jahren 
ehrenamtlich auch in einer solchen Stiftung bemüht 
bin, ein bißchen für die ausländische Entwicklungsar- 
beit zu tun — , daß Stiftungen irgendwelche militäri- 
schen Bewegungen leichtfertig unterstützen würden, 
es sei denn, sie wollten Gefahr laufen, daß sie nicht 
nur sehr ins Zwielicht geraten, sondern daß bei der 
Überprüfung ihrer Finanzen entsprechende Konse- 
quenzen gezogen werden. 


Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 22 des (C) 

Herrn Abgeordneten Toetemeyer auf: 

Für den Fall, daß es sich um Mittel aus dem Bundeshaushalt 
1986 handelt, ist die Bundesregierung bereit, die entsprechende 
Haushaltsstelle anzugeben? 

Bitte, Herr Staatsminister. 

Schäfer, Staatsminister: Sie fragen danach, inwie- 
weit die Bundesregierung bereit sei, entsprechende 
Haushaltsstellen für die Finanzierung anzugeben. Da 
ich bereits gesagt habe, daß wir eine solche Bewe- 
gung nicht finanzieren, gibt es im Grunde keine Ant- 
wort auf Ihre Frage. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Toetemeyer. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatsminister, da die 
Beantwortung dieser Frage für mich außerordentlich 
wichtig ist, bitte ich um Verständnis; Würden Sie ver- 
bindlich ausschließen wollen, daß beispielsweise die 
Hanns-Seidel-Stiftung diese 30 000 Rand gezahlt 
hat? 

Schäfer, Staatsminister; Ich kann das deshalb nicht 
verbindlich ausschließen, weil Sie danach nicht 
gefragt haben, sondern erst jetzt, im Augenblick, 
danach fragen, ich also bei Ihrer Frage nicht davon 
ausgehen konnte, daß Sie jetzt eine sehr konkrete 
Frage zu einer Stiftung stellen. Es tut mir leid, ich kann 
diese Frage nicht beantworten. Aber ich habe ja in der 
Antwort auf die Frage des Herrn Kollegen Schily eben 
bereits gesagt, daß ich mir nicht vorstellen kann, daß 
solche Zahlungen an eine Bewegung dieser Art ohne (Dj 
weiteres stattfinden könnten, nämlich ohne daß es 
Komplikationen gibt. Aber ich kann diese konkrete 
Frage nicht beantworten. 

Vizepräsident Frau Renger; Die zweite Zusatz- 
frage. 

Toetemeyer (SPD): Herr Staatsminister, für den 
Fall, daß es so geschehen sein sollte: Wir stimmen 
wohl darin überein, daß das Zahlungen aus dem Bun- 
deshaushalt wären, denn die Stiftung wird ja teilweise 
aus unterschiedlichen Kapiteln des Bundeshaushalts 
finanziert. Wären Sie bereit, diese meine sehr kon- 
krete Frage, von der ich annahm, daß Sie sie voraus- 
sahen, zu überprüfen und mir das Ergebnis Ihrer 
Überprüfung mitzuteilen? 

Schäfer, Staatsminister: Dazu bin ich gern bereit. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatsminister, Sie werden sich 
daran erinnern, daß es Ende der 60er Jahre offizielle 
Zahlungen aus Südafrika an die NPD gegeben hat. 
Insofern wäre es ein extrem schlechter Geschmack, 
den wir alle auf der Zunge hätten, wenn sich erweisen 
sollte, daß die hier von Herrn Toetemeyer angestellten 
Vermutungen richtig sind. Stimmen Sie mir darin 
zu? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege Duve, zwar 
bin ich immer der Auffassung, daß in der Politik auch 
die Ästhetik eine Rolle spielt, aber wenn Sie mich hier 
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(A) jetzt fragen, ob guter oder schlechter Geschmack eine 
Rolle spielt, bitte ich um Verständnis dafür, daß ich 
mich zurückhalte. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gerster (Mainz). 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Staatsminister, 
könnten Sie auf die Fragen des Kollegen Toetemeyer 
hin bestätigen, daß in der Tat die politischen Stiftun- 
gen regelmäßig vom Bundesrechnungshof überprüft 
werden und daß bei den letzten Überprüfungen alle 
Ausgaben der Stiftungen für beanstandungsunwert 
gehalten wurden — mit Ausnahme des Geschäftsge- 
barens der Friedrich-Ebert-Stiftung? 

Schäfer, Staatsminister: Herr Kollege Gerster, es ist 
von mir bereits gesagt worden, daß die Stiftimgen 
einer sehr strengen Prüfung durch den Bundesrech- 
nungshof unterliegen. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Staatsminister, können Sie 
denn auf Grund dieser Auskunft hier versichern, daß 
bei den von Ihnen angeführten strengen Prüfungen 
durch den Bundesrechnungshof solche Finanzierun- 
gen in jedem Fall auffallen würden, und darf ich Ihre 
Auskunft auch so verstehen, daß Sie auf Grund dieser 
Tatsache dann vielleicht auch ausschheßen, daß 
behauptete Finanzierungszuwendungen beispiels- 
weise in ein Land wie Ecuador stattgefunden 
haben? 

Schäfer, Staatsminister: Ich kann zu der Frage nach 
Ecuador hier nicht Stellung nehmen. Diese Frage war 
ja überhaupt nicht zu erörtern. Es geht jetzt um die 
Frage der möglichen Unterstützung einer Bewegung 
im Norden Namibias durch den Bundeshaushalt. 

Ich habe bei der Beantwortung der Fragen deutlich 
gemacht, daß ich davon ausgehe, daß sich der Bun- 
desrechnungshof bei seinen Prüfungen der Aktivitä- 
ten der Stiftungen natürlich auch Kenntnis davon ver- 
schaffen muß, wer möglicherweise von wem unter- 
stützt wird. Es gibt ja gelegentlich die Behauptung, 
Politiker seien nicht in der Lage, kompetente Antwor- 
ten zu geben, weil ihnen die Kompetenz fehlt, wenn 
sie sich mit bestimmten Teilen der Welt auseinander- 
setzen. 

(Frau Traupe [SPD]: Sehr gut! Das galt der 
CSU!) 

Ich gehe davon aus, daß der Bundesrechnungshof 
sehr kompetente Antworten gibt. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 23 und 24 
werden auf Wunsch des Fragestellers, des Abgeord- 
neten Dr. Weng (Gerlingen), schriftlich beantwortet, 
und die Antworten werden als Anlage abgedruckt. 

Ich danke Ihnen, Herr Staatsminister. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi- 
nisters des Innern. Zur Beantwortung steht der Parla- 
mentarische Staatssekretär Spranger zur Verfügung. 

Ich rufe Frage 25 des Herrn Abgeordneten 
Dr. Hirsch auf: 


Ist es zutreffend, daß der jetzige Präsident des Bundesamtes (C) 
für Verfassungsschutz im Jahre 1978 als damaliger Rechtsrefe- 
rent im Niedersächsischen Landesamt für Verfassungsschutz 
ein Gutachten zu der Frage angefertigt hat, ob Mitarbeiter des 
Verfassungsschutzes Straftaten begehen dürften, und ist der 
Bundesregierung dieses Gutachten bekannt? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär beim Bundesminister 
des Innern: Herr Kollege Dr. Hirsch, ich gehe davon 
aus, daß sich Ihre Frage auf den jetzigen Vizepräsi- 
denten des Bundesamtes für Verfassungsschutz 
bezieht. 

Soweit in der Kürze der zur Verfügung stehenden 
Zeit Nachforschungen möglich waren, hat sich erge- 
ben, daß im Jahre 1977 im Niedersächsischen Innen- 
ministerium ein Rechtsgutachten mit folgender 
Bezeichnung erstellt wurde: 

Die Anwendung nachrichtendienstlicher Mittel 
durch die Verfassungsschutzbehörde (§ 4 Abs. 1 
Niedersächsisches Verfassungsschutzgesetz) — 
Abteilung 4 des Nds. Innenministeriums vom 
23. Mai 1977. 

Ich bitte um Verständnis, daß ich es mir versagen muß, 
zur internen Willensbildung in einem Bundesland und 
zur Auslegung von Landesrecht durch die dort allein 
zuständigen Landesbehörden Stellung zu nehmen. 

(Toetemeyer [SPD]: Gilt das auch für 
Bayern?) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, ich glaube, 
daß es eine bundespolitische Angelegenheit wäre, 
wenn die Bundesregierung zum Vizepräsidenten die- 
ses Amtes einen Beamten ernannt haben sollte, der — 
was ich nicht hoffe — die Meinung vertreten hat, daß 
Mitarbeiter des Verfassungsschutzes strafbare Hand- 
lungen begehen dürfen. Das ist doch keine landespo- 
litische Frage, sondern wäre ein Vorgang, der die 
Bundesregierung und dieses Haus in höchstem Maße 
interessieren müßte. Halten Sie es deswegen nicht 
doch für angemessen, daß Sie sich über diese Frage, 
die öffentlich gestellt worden ist, umgehend sachkun- 
dig machen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Hirsch, ich bleibe dabei, daß sich die Bundesregie- 
rung zu diesem im Bereich der Landesregierung Nie- 
dersachsen erstellten Gutachten und den Ausführun- 
gen nicht äußern will und wird. Von der fachlichen 
Qualifikation — das sage ich, weil Sie es angespro- 
chen haben — dieses Beamten hat sich die Bundesre- 
gierung vor seiner Ernennung zum Vizepräsidenten 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz ausreichend 
überzeugt. 

(Frau Traupe [SPD]: Es geht nicht um den 
Vizepräsidenten ! ) 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz- 
frage, Herr Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (PDP): Herr Staatssekretär, da die Frage, 
die ich hier stelle, ob eine solche Auffassung von dem 
Beamten geäußert worden ist, seine fachliche und 
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(A) politische Eignung für dieses außerordentlich wich- 
tige Amt im Kern berührt, muß ich Sie fragen, ob die 
Bundesregierung bereit ist, der Parlamentarischen 
Kontrollkommission dieses Gutachten — natürlich mit 
Zustimmung des Beamten selber — zur Kenntnis zu 
bringen. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich bin gern bereit, 
diese Anregung an die Zuständigen innerhalb der 
Bundesregierung weiterzugeben. Ich könnte mir auch 
vorsteUen, daß dem so entsprochen würde. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Hat die Bundesregie- 
rung in Kenntnis des soeben angesprochenen Gutach- 
tens die Ernennung des jetzigen Vizepräsidenten vor- 
geschlagen, und ist es richtig, daß dieses Gutachten 
mit ein Grund für die Ernennung gewesen ist? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Schä- 
fer, ich habe keinen Anlaß und keine Möglichkeit, 
jetzt hier im Plenum den Entscheidungsprozeß nach- 
zuvollziehen und die dabei angesteUten Erwägungen 
oder Umstände darzulegen. Ich wiederhole nur, daß 
sich die Bundesregierung von der fachlichen Qualifi- 
kation überzeugt hat, und dementsprechend ist die 
Entscheidung gefallen. 

(B) Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Lippelt. 

Dr. Lippelt (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre- 
tär, können Sie bei der dem Kollegen Hirsch zugesag- 
ten Prüfung mit prüfen und mit darüber unterrichten, 
ob dieses Gutachten in einem Zusammenhang mit 
jener Affäre stehen könnte, die in Niedersachsen 
schlechthin das „CeUer Loch" genannt wird? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich habe vorhin 
erwähnt, daß es sich hier um ein Gutachten einer nie- 
dersächsischen Behörde, des zuständigen niedersäch- 
sischen Ministeriums, gehandelt hat. Daß die Bundes- 
regierung hier nicht ohne weiteres Zugriff hat, ergibt 
sich aus verfassungsrechtlichen Gründen. Ich kann 
nur wiederholen, was ich Herrn Dr. Hirsch zugesagt 
habe: Wir werden prüfen, inwieweit seiner Anregung 
entsprochen werden kann. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schily. 

Schily (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ist Ihr Desin- 
teresse für die Frage des Kollegen Dr. Hirsch mögli- 
cherweise darauf zurückzuführen, daß Sie die Quali- 
fikation des Vizepräsidenten des Bundesamtes für 
Verfassungsschutz nicht dadurch beeinträchtigt 
sehen, daß er — möglicherweise bis heute — die Auf- 
fassung vertritt, daß Angehörige des Verfassungs- 
schutzes willkürlich Straftaten begehen können, und 
teilen Sie möglicherweise sogar diese Auffassung? 


Spranger, Pari. Staatssekretär; Ich habe keinen (C) 
Anlaß, auf Ihre Unterstellungen zu Lasten des Beam- 
ten hier nähere Erklärungen abzugeben. 

(Duve [SPD]: So können Sie nicht mit dem 
Parlament umgehen! Als was empfinden Sie 
sich eigentlich? — Gegenrufe von der CDU/ 

CSU) 

Vizepräsident Frau Renger: Ich bitte um Zurückhal- 
tung. 

(Fellner [CDU/CSU] : Herr Duve soll sich 
zurückhalten!) 

Wir können den Herrn Staatssekretär nicht zwingen, 
Antworten zu geben, wenn er sie nicht geben will. Es 
tut mir leid; ich habe keine Mittel, um das zu erzwin- 
gen. 

(Schily [GRÜNE]: Dann können wir uns die 
Fragestunde eigentlich ganz schenken!) 

— Nein. So ist es nicht, es ist doch viel beantwortet 
worden. 

(Widerspruch von der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

— Vielleicht nicht von ihm. Wir können uns hier doch 
nicht darüber streiten. Ich habe keine Möglichkeit, 
dies zu erzwingen. 

Ich rufe jetzt die Frage 26 des Herrn Abgeordneten 
Bachmaier auf: 

Beabsichtigt die Bundesregierung — gegebenenfalls unab- 
hängig von den Bundestagsfraktionen der Koalitionsparteien — , 
einen eigenen Gesetzentwurf in den Deutschen Bundestag eih- 
zubringen, durch den das Staatsziel „Umweltschutz " im Grund- (D) 
gesetz verankert werden soll, und wcum ist mit einer solchen 
Gesetzesinitiative der Bundesregierung zu rechnen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Bach- 
maier, die Bundesregierung beabsichtigt nicht, einen 
eigenen Gesetzentwurf einzubringen. Nach dem 
Ergebnis der Koalitionsverhandlungen ist davon aus- 
zugehen, daß die Bundestagsfraktionen der Koalition 
im Einvernehmen mit den Bundesländern einen Vor- 
schlag mit dem Ziel erarbeiten werden, den Umwelt- 
schutz als Staatsziel in das Grundgesetz aufzuneh- 
men, Die Bundesregierung ist bereit, ihren Sachver- 
stand bei den Erörterungen auf Wunsch zur Verfü- 
gung zu stellen. Die beteiligten Ressorts stehen hin- 
sichtlich der Problematik seit langem miteinander in 
Kontakt. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Bachmaier. 

Bachmaier (SPD): Herr Staatssekretär, ist dieser 
Wunsch seitens der Regierungskoalition bzw. der zu 
beteiligenden Bundesländer bisher an die Bundesre- 
gierung herangetragen worden oder nicht? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Es ist innerhalb der 
Koalitionsfraktionen vereinbart worden, auf dieses 
Ziel hinzuwirken. Diese Absicht und diese Vereinba- 
rung sind der Bundesregierung natürlich bekannt. 

Wir gehen davon aus, daß die Koalitionsfraktionen die 
Arbeit für diesen Bereich schon in Angriff genommen 
haben. 
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(A) Bachmaier (SPD): Sind Sie bislang an solchen 
Arbeiten beteiligt worden oder nicht? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Natürlich beschäfti- 
gen sich mit diesem Thema auch die zuständigen Res- 
sorts. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Kollege Spranger, ich will über- 
haupt nichts unterstellen und bitte darum, daß Sie die 
Frage auch wirklich beantworten. Es hat seinerzeit 
eine erhebhche Meinungsverschiedenheit in der Uni- 
ons-Fraktion über diese Frage gegeben. Teilt das 
Innenministerium inzwischen die Auffassung, daß 
eine solche Erweiterung des Grundgesetzes für den 
Umweltschutz eine richtige, eine wichtige Maßnahme 
ist? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Duve, 
es geht hier nicht um persönliche Meinungen und 
Wertungen, sondern es geht um eine Koalitionsver- 
einbarung zu diesem Thema, die nach Auffassung der 
Bundesregierung so schnell wie möglich umgesetzt 
werden wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Ist die Annahme zutref- 
fend, daß die Bundesregierung es wegen Einigungs- 
unfähigkeit den Koalitionsfraktionen überläßt, einen 
eigenen Gesetzentwurf einzubringen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Schä- 
fer, die Frage beantwortet sich fast von selbst. Die 
Bundesregierung ist durchaus in der Lage, entspre- 
chende Arbeiten zu leisten. Nur, die Koalitionsfraktio- 
nen haben das nach der Vereinbarung zu tun. Ich bin 
sicher, die Koahtionsfraktionen werden gute Arbeit 
leisten. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine weitere Zusatz- 
frage? 

Ich rufe die Frage 27 des Herrn Abgeordneten Bach- 
maier auf: 

Soll nach Auffassung der Bundesregierung ein etwaiges 
Staatsziel Umweltschutz durch einen Gesetzesvorbehalt oder 
durch eine anthropozentrische Einschränkung (»natürliche 
Lebensgrundlagen des Menschen") eingeschränkt werden, und 
welche Gesichtspunkte sprechen nach Auffassung der Bundes- 
regierung für ihre Haltung? 

Spranger, Pari, Staatssekretär: Herr Kollege Bach- 
maier, wie zu Ihrer ersten Frage schon bemerkt, ist 
davon auszugehen, daß die Bundestagsfraktionen der 
Koalition einen Vorschlag erarbeiten werden. Dem 
Wülensbildungsprozeß möchte ich nicht vorgreifen. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Bachmaier. 

Bachmaier (SPD): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß in den derzeit stattfindenden Gesprä- 
chen zwischen den Bundesländern erhebhche Kon- 
flikte auch innerhalb der Ihnen zuzuordnenden 
B-Länder bezüghch der Verbindhchkeit, in der dieses 
Staatsziel ausgestaltet werden soll, stattfinden? 


Spranger, Pari. Staatssekretär: Daß das ein außeror- (C) 
denthch breiter Problembereich ist, zu dem man 
unterschiedhche Auffassungen haben kann, ist allge- 
mein bekannt. Es verwundert auch nicht, wenn es 
zwischen Bund und Ländern oder zwischen einzelnen 
Ländern hierüber zu Diskussionen kommt. Entschei- 
dend ist, daß diese Diskussionen zu einem sinnvollen 
Ergebnis gebracht werden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 

Bachmaier (SPD): Liegt der Bundesregierung an 
einer möghchst verbindhchen Formuherung des 
Staatsziels Umweltschutz, oder steht die Bundesregie- 
rung der Haltung derjenigen Bundesländer näher, die 
eine möghchst unverbindhche, entweder mit Geset- 
zesvorbehalt oder mit einem Gesetzgebungsauftrag 
versehene Formuherung wünschen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich bitte sehr um 
Verständnis: Eine Festlegung zu Ihren Fragen würde 
einen Eingriff bedeuten, eine Richtung angeben in 
einem WiUensbildungsprozeß, der zwischen den 
Koahtionsfraktionen läuft und den die Bundesregie- 
rung im jetzigen Stadium weder so noch so beeinflus- 
sen möchte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, ist mein Eindruck 
richtig, daß die Bundesregierung bei der Behandlung 
dieses Themas nicht gerade von gesetzgeberischer 
und verfassungsgeberischer Leidenschaft gepackt ist, 
wenn ich die Tonart Ihrer Antworten hier richtig inter- 
pretiere? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr KoUege, Lei- 
denschaft ist in diesem schwierigen Geschäft nicht 
immer das entscheidende Kriterium. Entscheidend ist, 
daß etwas Vernünftiges herauskommt, und zwar in 
angemessener Frist. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Staatssekretär, vor 
dem Hintergrund Ihrer bisherigen Antworten, daß die 
Bundesregierung ihren Sachverstand einbringe und 
beteihgt sei, möchte ich fragen: Können Sie uns mit- 
teilen, bis wann sich die drei Koalitionsparteien mit 
ihrem Gesetzentwurf vereinbaren können? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Schä- 
fer, ich glaube, hier wären die parlamentarischen oder 
die Fraktionsgremien die zuständigeren Adressaten. 

Sie sitzen ja regelmäßig mit den Kollegen von CDU/ 

CSU und FDP zusammen. Wenn Sie den Verantwort- 
lichen der Fraktionen die Frage stellen, werden Sie 
sicherlich konkrete Anworten bekommen. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 28 des 
Herrn Abgeordnete Börnsen (Ritterhude) auf: 

Ist es mit dem Grundrecht auf freie Meinungsäußerung ver- 
einbar, wenn auf Grund vertraglicher Bindimgen zwischen 
Kommunen und der Deutschen Städtereklame (DSR) für die Pla- 
katierung durch politische Parteien oder Bürgerinitiativen im 
öffentlichen Straßenraum Gebühren durch die DSR berechnet 
werden? 
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Vizepräsident Frau Renger 

(A) Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Börn- 
sen, als Abgeordneter für den Wahlkreis Verden- 
Osterholz ist Ihnen sicher bekannt, daß die von Ihnen 
gestellte Frage zur Zeit Gegenstand einer beim Ver- 
waltungsgericht Stade anhängigen Klage gegen die 
Stadt Osterholz-Scharmbeck ist. Sie werden Ver- 
ständnis dafür haben, daß ich mit meiner Antwort 
nicht in dieses schwebende Verfahren eingreif en 
möchte. 

Unabhängig davon darf ich bemerken, daß die 
genannte Stadt im Rahmen ihres verfassungsrechthch 
verbrieften Rechts auf kommunale Selbstverwaltung 
gehandelt hat. Es ist nicht Sache der Bundesregie- 
rung, in diesen Bereich fallende und von den örtlichen 
Verhältnissen geprägte Entscheidungen der Kommu- 
nen rechtlich zu bewerten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Börnsen. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, 
ich bedaure, daß Sie inhaltlich dazu keine Stellung 
nehmen wollen, weil ich der Meinung bin, daß dies 
wesentlich wäre. Ist Ihnen bekannt, daß es sich nicht 
um eine gerichtiiche Auseinandersetzung zwischen 
der Stadt Osterholz-Scharmbeck und der Deutschen 
Städtereklame handelt, sondern zwischen der Bür- 
gerinitiative Garstedter Heide und der Deutschen 
Städtereklame. Damit ist die Kommune gar nicht 
befaßt. 

(B) Spranger, Pari. Staatssekretär: Das ist richtig, aber 
es ist ein laufendes, anhängiges Verfahren, in das die 
Bimdesregierung durch irgendwelche rechtlichen 
Bewertungen nicht eingreif en sollte, nicht kann, nicht 
will, möglicherweise auch gar nicht darf. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine weitere Zusatz- 
frage, bitte. 

Börnsen (Ritterhude) (SPD): Herr Staatssekretär, 
meinen Sie nicht, daß das Thema so wichtig ist, daß 
man gerade deshalb regelnd eingreif en sollte, weil Sie 
doch sicherlich mit mir der Meinung sind, daß politi- 
sche Meinungsfreiheit nicht käuflich sein darf? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich will hier nicht zu 
Ihren Wertungen Stellung nehmen, aber daß die Bun- 
desregierung, wenn die Frage so bedeutsam ist, sich 
erst recht jeglicher Einflußnahme auf das Gericht zu 
enthalten hat, halte ich ebenfalls für logisch. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe Frage 29 des 
Herrn Abgeordneten Dr. Pick auf: 

Welche Folgerungen zieht die Bundesregierung aus dem tra- 
gischen Todesfall der Leichtathletin Birgit Dressei (Mainz) für 
die Förderung und medizinische Betreuung der deutschen Spit- 
zenathleten sowie für die Beratung der Spitzenverbände und 
leistungsfördernden Einrichtungen des Sports? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Pick, bis heute sind der Bundesregiertmg die 
Umstände, die zum tragischen Tode der Leichtathle- 
tin Birgit Dressei geführt haben, nicht bekannt. 
Das staatsanwaltschaftliche Untersuchimgsverfahren 


über die Todesursache ist noch nicht abgeschlossen. (C) 
Die Bundesregierung wird nicht zögern, die notwen- 
digen Schritte einzuleiten, wenn sich ein Handlungs- 
bedarf ergeben sollte. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Pick. 

Dr. Pick (SPD): Ist die Bimdesregierung bereit, 
wenn die näheren Unstände dieses tragischen Falles 
bekannt sind, mit den entsprechenden Verbänden, 
mit den Sportlern und anderen Interessierten in einen 
intensiven Dialog einzutreten, um Fälle solcher Art, 
die von den Betroffenen nicht ausgeschlossen werden, 
in Zukunft zu vermeiden? 


Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich sage das alles 
unter Vorbehalt dessen, was nach Abschluß der 
Untersuchung herauskommt, aber ich meine schön, 
daß man alles tun wird — und da wird sich die Bun- 
desregierung nicht verweigern, sondern die ihr mög- 
hche aktive Rolle spielen — , daß sich solche Fälle 
zukünftig vermeiden lassen. 


Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage. 


Dr. Pick (SPD): Es ist davon die Rede, daß ein 
bestimmtes Arzneimittel, Metamizol, bei diesem 
Unglücksfall eine Rolle gespielt habe. Ist es richtig, 
daß dieses Mittel bis Ende 1986 auf dem bundesdeut- 
schen Markt frei erhältlich war, daß es ab 1. Januar 
1987 verschreibungspflichtig war und daß offensicht- 
lich unter dem Eindruck dieses Falles die entspre- 
chenden Präparate vom Bundesgesundheitsamt 
zurückgezogen werden? 


(D) 


Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich kann hier nur 
wiederholen: Uns liegen irgendwelche Ergebnisse 
der Untersuchungen nicht vor. Das heißt, auch die 
Dinge, die Sie hier darstellen, sind für uns noch nicht 
belegt. Ich bin aber gerne bereit, nachprüfen zu las- 
sen, inwieweit der von Ihnen dargestellte Sachverhalt 
schon fixierbar ist und ob irgendwelche Schlußfolge- 
rungen daraus abgeleitet werden könnten. 

(Abg. Dr. Pick [SPD] meldet sich zu einer 
weiteren Zusatzfrage) 

Vizepräsident Frau Renger: Nein, Sie hatten zwei 
Fragen. Sie dürfen nur zwei Fragen zusätzlich stel- 
len. 


Dr. Pick (SPD): Ich hatte die konkrete Frage nach 
diesem Arzneimittel gestellt. Ich wollte eine Antwort 
dahin gehend, ob das stimmt — ohne jetzt den Zusam- 
menhang zu dem Fall Dressei herzustellen. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
habe Ihnen konkret zur Antwort gegeben, daß wir, da 
wir bisher überhaupt keine Erkenntnisse der Untersu- 
chung übermittelt bekommen haben, natürlich auch 
nicht sagen können, ob ein solches Medikament 
irgendeine Rolle gespielt hat. Aber ich sagte Ihnen zu: 
Ich will gerne nachprüfen, inwieweit dieser von Ihnen 
geschilderte Sachverhalt schon konkret ist und ob es 
für die Bundesregierung schon naheliegt, irgendwel- 
che Schlußfolgerungen zu ziehen. 
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(A) Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord- 
neter Duve. 

Duve (SPD) : Zunächst zur Information: Wir haben in 
der 9. Legislaturperiode im Plenum sehr intensiv über 
Metamizol gesprochen, und es ist bedauerlich, daß all 
die Jahre nichts passiert ist. Aber, Herr Staatssekretär, 
Sie haben hier mehrfach gesagt, daß die Bundesregie- 
rung in diesem ganzen Zusammenhang erst tätig wer- 
den würde, wenn die endgültigen Ergebnisse vorlä- 
gen. Die öffentliche Diskussion und sehr viele Einge- 
ständnisse vieler Beteiligter, auch von Sportlern, der 
letzten Wochen haben doch gezeigt, daß unmittelba- 
rer Handlungsbedarf im Zusammenhang mit Auf- 
putschmitteln besteht. Ist die Bundesregierung bereit, 
auch unabhängig von dem medizinischen Ergebnis 
dieses Individualfalls, diese Sache nun endlich anzu- 
packen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Duve, 
Sie wissen doch, daß das Thema Doping, unabhängig 
von diesem konkreten Fall, nicht erst seit Wochen, 
sondern seit einer Reihe von Jahren eine wesentliche 
Rolle spielt und daß die Bundesregierung hier auch 
Mittel für entsprechende Forschungen zur Verfügung 
stellt. Ich meine, daß bei der Überprüfung von Pro- 
blemen des Dopings ein politischer oder finanzieller 
Nachholbedarf bei der Bundesregierung nicht 
besteht. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Grünbeck. 

(B) Grünbeck (FDP): Herr Staatssekretär, ist Ihnen 
bekannt, daß sich der Deutsche Sportbeirat, insbeson- 
dere der Hochleistungssportbeirat, der Deutsche 
Gesundheitsrat mit diesem tragischen Tod beschäfti- 
gen, und ist es nicht richtig, wenn die Bundesregie- 
rung schon aus Pietätsgründen die Ergebnisse abwar- 
tet und sich dann erst äußert? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Es ist in jedem Fall 
aus sachlichen Gründen zwingend erforderlich, daß 
man erst das Ergebnis der Untersuchungen abwartet, 
bevor man irgendwelche Schlußfolgerungen daraus 
zieht. 

Vizepräsident Frau Renger: Noch eine Zusatzfrage 
des Herrn Abgeordneten Scherrer. 

Scherrer (SPD): Herr Staatssekretär, halten Sie die 

medizinische Betreuung von Spitzensportlern für 

verbesserungsfähig? 

(Reddemann [CDU/CSU]: Alles ist verbesse- 
rungsfähig!) 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Es ist sicherlich 
erforderlich, daß der einen Spitzensportler behan- 
delnde Arzt weiß, wie und mit welchen Arzneimitteln 
ein Sportler vorher behandelt worden ist. Daß es hier 
möglicherweise Defizite gibt, wird sich vielleicht auch 
aus der Untersuchung ergeben, die zur Zeit noch 
läuft. 

Daß wir uns bemühen, die sicherlich in den letzten 
Jahren besser gewordene medizinische Betreuung 
der Spitzensportler weiter zu verbessern, ist auch 
bekannt. Die Einrichtung der Olympia-Stützpunkte, 


die zur Zeit mit nicht unbeträchtlichen Geldmitteln (C) 
seitens des Bundes betrieben wird, hat vor allem die 
Aufgabe, die soziale und medizinische Betreuung der 
Spitzensportler zu verbessern. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Gerster (Mainz). 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
wären Sie bereit, hier Ihre Erfahrungen und Erkennt- 
nisse dahin gehend mitzuteilen, daß der Deutsche 
Bundestag seit Jahren erhebliche Mittel, Millionen- 
beträge, auf Betreiben der Bundesregierung für 
Grundlagenforschung und konkrete Forschung zur 
Verfügung stellt, um gesundheitliche Schäden gerade 
bei Spitzensportlern zu verhindern, etwa über das 
Deutsche Sportinstitut in Köln, und daß gerade diese 
Maßnahmen wiederholt von einzelnen Sozialdemo- 
kraten in der Öffentlichkeit dahin gehend kritisiert 
wurden, daß es nicht Sache des Staates sei, . . . 

Vizepräsident Frau Renger: Dies ist eine Rede und 
keine Frage. Ich darf bitten, zum Ende zu kommen, 

Herr Gerster. 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): . . . hier im Interesse 
der Gesundheit der Athleten zu arbeiten, sondern daß 
das ausschließlich Sache des Deutschen Sportbundes 
sei? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Ger- 
ster, ich bestätige gerne, daß der Bund erhebliche Mit- 
tel in der Weise zur Verfügung stellt, wie Sie es p. 
beschrieben haben. Ich nenne eine Zahl: Beispiels- 
weise wendet der Bundesminister des Innern für 
sportmedizinische Untersuchungen von Spitzensport- 
lern jährlich rund 2 Millionen DM auf. Darin sind 
natürlich all die Mittel, die die Maßnahmen, die Sie 
beschrieben haben, erfordern, nicht einbezogen. Ich 
glaube, daß hier der Aufwand des Bundes beträchtlich 
ist, und ich hoffe, daß dieser Aufwand zukünftig auch 
von allen Vertretern dieses Hauses als notwendig und 
sinnvoll bewertet wird. 

Vizepräsident Frau Renger: Die Fragen 30 und 31 
werden auf Wunsch des Fragestellers schriftlich 
beantwortet. Die Antworten werden als Anlage abge- 
druckt. 

Ich rufe die Frage 32 des Herrn Abgeordneten War- 
tenberg (Berlin) auf: 

Welche „Unterrichtung" zur Behandlung von AlDS-kranken 
Ausländern an den Grenzen hat das Bundesministerium des 
Innern der Grenzschutzdirektion Koblenz gegeben, und welche 
Weisung hat die Grenzschutzdirektion Koblenz auf Grund die- 
ser Unterrichtung erteilt? 

Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege War- 
tenberg, das zuständige Referat des Bundesministeri- 
ums des Inneren hat der Grenzschutzdirektion mit 
Erlaß vom 1. April 1987 folgendes mitgeteilt: 

1. Die Anwesenheit von Ausländern, die an AIDS 
erkrankt oder die, ohne bereits erkrankt zu sein, 
Träger von AIDS-Viren sind, beeinträchtigt im 
Hinblick auf das Übertragungs- wie auch das 
Kostenrisiko erhebliche Belange der Bundesre- 
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Pari. Staatssekretär Spranger 

(A) publik Deutschland. Diese Ausländer sind daher 
bei der Einreise gemäß § 18 Abs. 1 Satz 2 i. V. m. 
§ 10 Abs. 1 Nr. 1 1 AuslG zurückzuweisen. Ob die 
Zurückweisung auch auf § 18 Abs. 1 Satz 2 

1. V. m. § 10 Abs. 1 Nr. 9 AuslG gestützt werden 
könnte, kann dahinstehen. 

Für die Zurückweisung ist nicht der Nachweis 
erforderlich, daß der Ausländer tatsächlich an 
AIDS erkrankt oder Träger von AIDS- Viren ist. Es 
genügt insoweit vielmehr ein entsprechender 
begründeter Verdacht (vgl. Nr. 4 zu § 2 
AuslVwV), 

2. Ich wäre Ihnen für die Mitteilung dankbar, wel- 
che konkreten Fälle dem Bezugsfemschreiben 
zugrunde liegen und auf welche Fallgestaltun- 
gen die Rückfrage abzielt. Abgesehen vielleicht 
von einer möglichen Zuordnung einreisewüliger 
Ausländer zu den wichtigsten AIDS-Risikogrup- 
pen bin ich bislang davon ausgegangen, daß es 
keine dem medizinischen Laien erkennbaren 
Anhaltspunkte gibt, die auf eine AIDS-Erkran- 
kung oder gar nur eine AIDS-Infizierung schlie- 
ßen lassen. 

Soweit dieser Erlaß. Die Grenzschutzdirektion hat 
nur die Ziffer 1 des Erlasses vom 13. April 1987 an 
ihren nachgeordneten Bereich weitergegeben und 
um Beachtung bei der polizeilichen Kontrolle des 
grenzüberschreitenden Verkehrs gebeten. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Wartenberg. 

(B) 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Wie bewerten Sie 
eigentlich, Herr Staatssekretär, daß in Ihrem Hause 
das, was unter Ziffer 1 an wirklich menschenfeindli- 
chen Aussagen steht, zustande kommen kann? Gibt 
Ihnen das nicht grundsätzlich zu denken, um nachzu- 
prüfen, was in Ihrem Hause eigentlich vorgeht? 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU] : Das hat Ihr 
Parteifreund geschrieben? das wissen Sie 
hoffentlich!) 

— Das ist doch völlig wurscht, wer das geschrieben 
hat. 

Spranger, Pari. Staatssekretär; Ich kann hier nur 
wiederholen: Ob das hier in der Einzelformulierung 
verbesserungsfähig gewesen wäre oder nicht, will ich 
dahingestellt sein lassen. In der Sache ist hier die 
Rechtslage exakt wiedergegeben und übermittelt 
worden. Das ist der Rechtszustand heute in der Bun- 
desrepublik Deutschland. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, würden Sie 
uns einmal sagen, wieviel Millionen Grenzüber- 
schritte es im Jahr gibt? Schieben Sie nicht mit diesem 
Erlaß dem Polizeibeamten an der Grenze eine Verant- 
wortung zu, von der Sie genau vdssen, daß er sie nicht 
erfüllen kann? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Hier, Herr Kollege 
Dr. Hirsch, ist dem Beamten nicht mehr an Verant- 


wortung übertragen worden, als ihm kraft Gesetzes (C) 
wahrzunehmen obliegt. 

(Dr, Hirsch [FDP]: Bei 800 Millionen Grenz- 
übertritten im Jahr?) 

~ Es sind sogar 900 Millionen. Über die Zahl kann 
man streiten. Wir sind uns über die Zahl der Grenz- 
übertritte einig. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Schmidt-Bott. 

Frau Schmidt-Bott (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
könnten Sie bitte eine Antwort auf die Fragen geben, 
wieso dieser Erlaß bzw. diese Unterrichtung aus- 
schließlich mit dem Ausländergesetz begründet wird, 
wo es sich doch angeblich um Gesundheitsschutz 
handelt, und welche Vorsorge Sie bzw. Ihr Ministe- 
rium getroffen haben, daß Beamte an den Grenzen 
Ausländer nicht willkürlich zurückweisen, da man, 
wie bekannt ist, AIDS äußerlich überhaupt nicht 
erkennen kann? Gibt es entsprechende Richtlinien für 
die Beamten? Sind die in Arbeit? Oder was ist dazu 
gedacht, überlegt und möglicherweise geplant? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Es ist hier eine Aus- 
kunft in bezug auf diese Krankheit und die Anwen- 
dung des existierenden Rechts auf Ausländer angefor- 
dert worden. Eine entsprechende Auskunft ist gemäß 
der Rechtslage erteilt worden. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Tietjen. 

Tietjen (SPD) : Herr Spranger, Sie sind mit mir sicher 
darin einig, daß die Grenzkontrollen von Beamten des 
Grenzschutzeinzeldienstes in den Besoldungsgrup- 
pen A 4, A 5 bis allerhöchstens A 9 geleistet werden. 
Können Sie mir — ich schließe mich da der Frage des 
Kollegen Hirsch an — erklären, wie die Beamten an 
der Grenze — diese Frage hat mit deren Intelligenz 
nichts zu tun? die Beamten sind außerordentlich intel- 
ligent — mit diesem Erlaß — so haben Sie gesagt — 
des Bundesinnenministers eigentlich praktisch arbei- 
ten sollen? Wie ist das umsetzbar? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege, ich 
darf nur noch einmal darauf hinweisen, daß hier auch 
eine Ziffer 2 in diesem Erlaß, dieser Rechtsauskunft 
des Innenministeriums enthalten war, die deutlich 
macht, daß uns bzw. der zuständigen Stelle im Hause 
erstens keine konkreten Fälle bekannt waren und 
zweitens Schwierigkeiten gesehen wurden, diese 
konkreten Fälle in einer Form zu bearbeiten, daß der 
Grenzschutzbeamte selber in der Lage wäre, die ent- 
sprechenden Schlüsse zu ziehen. Das ist nach unserer 
Auffassung — es werden da auch noch andere Fragen 
kommen — nicht der Fall. 

(Tietjen [SPD]: Schlimm!) 

— Nein. Wollen Sie dem Grenzschutzbeamten zumu- 
ten, daß er allein die Feststellung trifft? 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Weg mit so was! — 

Tietjen [SPD]: Also so was gibt's nicht!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Wetzel. 
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(A) Wetzel (GRÜNE): Herr Staatssekretär, in dem Erlaß 
ist die Rede davon, für die Verweigerung der Einreise 
sei es hinreichend, einen begründeten Verdacht auf 
AIDS zu haben. Würden Sie mir bitte erklären, wie 
sich ein derartiger Verdacht bei einem Grenzschutz- 
beamten begründet? Genügt dafür das Tragen eines 
Ohrrings, oder daß ein Wagen nur mit Männern 
gefüllt ist? Oder welche anderen Arten von Begrün- 
dung gibt es dafür? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Das ist zweifelsohne 
eine Fragestellung, die ein Grenzschutzbeamter bis- 
her von sich aus allein nicht beantworten kann. Er 
kann diese Entscheidung nach meiner Auffassung 
allein, ohne Hinzuziehung von Ärzten oder von 
begründeten Hinweisen, wie es vorhin schon zum 
Ausdruck gebracht wurde, beispielsweise daß der 
Betroffene von sich aus entsprechende Aussagen 
macht, nicht treffen. 

Vizepräsident Frau Renger; Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Ich will nachfragen, 
Herr Staatssekretär, ob Ihre Antworten bislang die 
Auffassung der gesamten Bundesregierung wieder- 
geben oder nur die Auffassung Ihres Ressorts darstel- 
len. 

Sprenger, Pari. Staatssekretär: Ich kann nur sagen, 
daß die Antworten auf die Anfragen innerhalb der 
Bundesregierung abgestimmt sind. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Ach du meine 

(B) Güte!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Brück. 

Brück (SPD): Herr Staatssekretär, damit das kon- 
kreter wird: Können Sie sich vorstellen, was Sie, wenn 
Sie Beamter des Bundesgrenzschutzeinzeldienstes 
wären, täten, nachdem Sie diesen Erlaß gelesen 
haben, wenn ein Franzose in die Bundesrepublik 
Deutschland einreisen will und Sie seinen Paß kon- 
trollieren würden? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Also, um das vor- 
wegzunehmen: Der Erlaß betrifft natürlich nicht 
Bewohner der EG, trifft nicht auf Asylbewerber zu, 
sondern auf Ausländer, die unter das Ausländerrecht 
fallen. Ich wiederhole: Es ist nicht eine Handlungsan- 
weisung, sondern es ist eine Rechtsinterpretation, 
eine Interpretation und Darstellung der Rechtslage, 
wie sie sich auf Giund der Situation im Ausländer- 
recht und den entsprechenden Verwaltungsanwei- 
sungen eindeutig darstellt, 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Schoppe. 

Frau Schoppe (GRÜNE): Herr Staatssekretär, ich 
möchte in bezug auf eine Frage, die schon einmal 
gestellt worden ist, einmal etwas präziser nachfragen. 
Wenn bei Ihnen eine Rechtsauskunft eingeholt wird, 
bei der es sich nicht nur um Fragen handelt, die Ihr 
Ressort angehen, sondern auch um den Bereich AIDS, 
der ja ein anderes Ministerium betrifft: Ist das Mini- 
sterium von Frau Süssmuth ~ das ist meine ganz kon- 


krete Frage — über die Anfrage unterrichtet gewesen, (C) 
und ist sie über die Antwort unterrichtet gewesen, die 
gegeben worden ist, oder ist sie — wie andere — von 
dem Erlaß, der dann kam, überrascht worden? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Frau Präsident, ich 
möchte doch auf die ursprüngliche Frage verwei- 
sen. 

(Lachen und Zurufe von den GRÜNEN und 
der SPD) 

Es geht hier um diesen Erlaß und darum, was in ihm 
steht, nicht aber um irgendwelche Abstimmungspro- 
zesse innerhalb der Bundesregierung. Ich sehe hier 
keinen Zusammenhang. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Was? Was sind wir 
denn eigentlich? Was seid ihr für Leute? — 

Conradi [SPD]: Das ist eine ständige Mißach- 
tung des Parlaments, was hier stattfindet! — 

Gegenruf von der CDU/CSU: Erwarten Sie 
bloß keine Antwort!) 

Vizepräsident Frau Renger Zusatzfrage, Abgeord- 
neter Duve. 

Duve (SPD) : Herr Staatssekretär, Sie haben ja selber 
gesagt, daß dieser Erlaß keine praktische Wirkung 
haben kann, weü der Beamte das alles gar nicht 
machen kann. Meine Frage: Gibt es zu irgendeiner 
anderen Krankheit in der Vergangenheit eine ähnli- 
che Rechtsfeststellung, wie Sie sie durch den Erlaß bei 
AIDS vorgenommen haben? 

Spranger, Pari, Staatssekretär: Es gibt — entspre- (U) 
chend der Verwaltungsvorschrift hier — natürlich 
auch eine Regelung für ähnliche ansteckende Krank- 
heiten. Das ist nicht beschränkt auf eine Krankheit, 
die jetzt besonders aktuell ist. 

Im übrigen, um dem Einwurf zu begegnen, hier 
finde eine Mißachtung des Parlaments statt: Ich weise 
daraufhin, daß die Frage 33 des Kollegen Wartenberg 
genau den Punkt anspricht, der vorhin voii Frau 
Schoppe erwähnt worden ist. Das macht deutlich, daß 
es sich doch um eine andere Frage handelt. 

(Duve [SPD]: So läuft Rot-Grün nicht, daß wir 
die Fragen vorher abstimmen!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Abgeord- 
neter Gerster (Mainz). 

Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
verstehe ich Sie richtig, daß die Rechtslage auch nach 
der Interpretation des Innenministeriums derzeit so 
ist, daß etwa Grenzschutzbeamte einreisewillige Aus- 
länder nicht auf Krankheiten untersuchen dürfen, 
sondern daß es hier lediglich um eine Rechtsauskunft 
gehen kann, wenn sich z. B. jemand, der einreisen 
will, selber als AIDS-krank bezichtigt? 

(Lachen und Zurufe von der SPD und den 
GRÜNEN) 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Also, ich kann hier 
noch einmal wiederholen, Herr Kollege Gerster: Mit 
dieser Rechtsinterpretation wurde keine neue aus- 
länderrechtliche Maßnahme getroffen, sondern die 
Grenzbehörde lediglich über die Anwendung des gel- 
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Pari. Staatssekretär Spranger 

(A) tenden Ausländerrechts unterrichtet. Der Erlaß sieht 
keine generellen oder gezielten AIDS -Kontrollen an 
der Grenze vor, sondern unterrichtet ledighch, wie zu 
verfahren ist, wenn im Einzelfall auf Grund besonde- 
rer Hinweise eine AIDS -Infektion bekannt ist oder ein 
begründeter Verdacht besteht. Der Erlaß ist insbeson- 
dere keine Maßnahme zur Eindämmung und 
Bekämpfung von AIDS. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Lippelt, 

Dr. Lippeit (Hannover) (GRÜNE): Herr Staatssekre- 
tär, nachdem wir nun gehört haben, daß es — erstens 

— eine Rechtsinterpretation ist, daß der Grenzbeamte 

— zweitens — daraufhin nicht handeln kann, es also 
keine Handlungsanweisung ist, er also damit nichts 
anzufangen weiß, und daß diese Sache — drittens — 
in der Regierung, nicht nur in Ihrem Hause, abge- 
stimmt ist — wir wissen zwar nicht, auf welchem 
Wege, aber sie ist abgestimmt — , frage ich Sie: Ist dies 
Ausdruck des gesammelten Sachverstandes dieses 
Bundeskabinetts? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Also, auf diese Wer- 
tungsfrage brauche ich, glaube ich, keine Antwort zu 
geben. 

(Zuruf von der SPD: Nein!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Wilms-Kegel, bitte. 

Frau Wilms-Kegel (GRÜNE); Herr Staatssekretär, 
wie ist es zu erklären, daß der zweite Teil dieser 
Rechtsauskunft an die Dienststellen nicht direkt über- 
mittelt worden ist, sondern nur der erste Teil, und 
warum ist der zweite Teil auf der Strecke geblie- 
ben? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Das ist eine Ent- 
scheidung der Grenzschutzdirektion gewesen, die 
auch für uns nicht ganz nachvollziehbar war, 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe jetzt die 
Frage 33 — sie war schon weitgehend mit einbezo- 
gen — des Herrn Abgeordneten Wartenberg auf. 

Wie kam die „Unterrichtung" des Bundesministeriums des 
Innern an die Grenzschutzdirektion Koblenz zustande, und wel- 
che Ressortabstimmungen haben stattgefunden? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Der Erlaß beruht auf 
einer fernschrifthchen Anfrage der Grenzschutzdi- 
rektion vom 3. Februar 1987. Ich wiederhole jetzt 
etwas, was schon gesagt worden ist: Er ordnet keine 
Maßnahme von allgemeiner pohtischer Bedeutung 
an, sondern fordert zunächst eine Rückäußerung der 
anfragenden Grenzschutzdirektion und macht durch 
den Hinweis, daß es keine dem medizinischen Laien 
erkennbaren Ansatzpunkte für eine AIDS-Erkran- 
kung oder eine AIDS-Infiziening gibt, deutlich, daß 
keine unmittelbaren praktischen Konsequenzen für 
das Kontrollverfahren an der Grenze zu ziehen sind. 
Aus diesem Grunde ist eine Ressortabstimmung nicht 
erfolgt. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 


Sie war nicht erforderhch, da es sich lediglich um (C) 
eine Auslegung des Ausländergesetzes, für das der 
Bundesminister des Innern zuständig ist, gegenüber 
einer dem Bundesministerium des Innern nachgeord- 
neten Behörde, mithin um einen ressortinternen Vor- 
gang handelte. 

Im übrigen ist in der interministeriellen Arbeits- 
gruppe zur Bekämpfung von AIDS eine Abstimmung 
über die Behandlung ausländerrechtlicher Fragen im 
Hinblick auf AIDS vereinbart. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Wartenberg, 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Ihnenist wahrscheinlich 
nicht bewußt geworden, daß Sie sich eben selbst aus- 
getrickst haben; denn auf die Zusatzfrage des Abge- 
ordneten Schäfer haben Sie geantwortet, daß eine 
Ressortabstimmung stattgefunden hat, 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Das ist ein großer Irr- 
tum; ich möchte das klarstellen: eine Abstimmung ist 
erfolgt in bezug auf die Antworten auf Ihre Frage, die 
Sie gestellt haben. 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Dann noch einmal kon- 
kret die Frage: Hat es Informationen oder Gespräche 
beispielsweise mit dem Gesundheitsministerium 
gegeben? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich wiederhole, daß 
es sich hier um eine Rechtsauskunft handelte, für die 
das Innenministerium zuständig war, und für die 
keine Ressortabstimmung erforderhch war. Deshalb (D) 
erfolgte, was die Antwort auf die Anfrage der Grenz- 
schutzdirektion anlangt, keine Ressortabstimmung. 

(Duve [SPD]: Hört! Hört!) 

Vizepräsident Frau Renger: Zweite Zusatzfrage, 

Herr Abgeordneter Wartenberg. 

Wartenberg (Berlin) (SPD): Warum hat sich eigent- 
lich Ihre Behörde, Ihr Referat so unheimhch viel Mühe 
zu Teil 1 gemacht — es ist ja wirkhch schhmm, was da 
drinsteht — , um dann in Teil 2 zu sagen, daß eigent- 
lich alles nicht relevant ist? Können Sie das vielleicht 
erklären? Hätte man nicht von Ihrem Ministerium aus 
von vornherein sagen können — Sie sind ja für kurze, 
knackige Aussagen bekannt — : Dieser menschen- 
feindhche Quatsch ist zu unterlassen. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Hier würden Sie 
einem Ministerium zumuten, daß es vereinfachte 
Rechtsauskünfte gibt, die der zweifelsohne kompli- 
zierten Rechtslage nicht entsprechen würden. Ich 
glaube, das ist nicht der Zweck dessen, was mit der 
Anfrage der Grenzschutzdirektion beabsichtigt war. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, wenn Sie sich 
auf den Unterschied zwischen Rechtsauskunft und 
Erlaß zurückziehen wollen, dann müssen Sie doch 
einräumen, daß es sich um eine Rechtsauskunft han- 
delt, die nicht nur dem Anfragenden, sondern dem 
ganzen Grenzschutz gegeben worden ist, also die 
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Dr. Hirsch 

(A) Wirkung eines Erlasses hat; denn Sie wollen damit 
doch ein bestimmtes Handeln der Beamten, das ich 
nicht erkennen kann, herbeiführen. 

Ist es, wenn es also in Wirklichkeit ein Erlaß ist, 
nicht doch richtig, daß Sie den Inhalt dieses Erlasses 
mit den zuständigen Fachressorts abstimmen müßten, 
und zwar, wenn es sich aus der Geschäftsordnung 
nicht ergäbe, aus der Vernunft heraus? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege 
Dr. Hirsch, wenn man die beiden Ziffern dieses Erlas- 
ses überprüft, stellt man fest, daß der erste Teil sicher- 
lich die Interpretation der Rechtslage ist. Der zweite 
Teil ist im Grunde die Aufforderung an die Grenz- 
schutzdirektion und die nachgeordneten Behörden, 
konkrete Fälle, die dem Innenministerium bis dato 
nicht bekannt waren, mitzuteilen und dann, wenn sich 
entsprechende Fälle konkretisieren, beim Ministe- 
rium rückzufragen bzw. mit der Grenzschutzdirektion 
den Sachverhalt abzuklären. 

Vizepräsident Frau Renger: Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer (Offenburg). 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Warum haben Sie die 
Anfrage nicht einfach mit „Es besteht kein Hand- 
lungsbedarf" beantwortet? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Sie können doch auf 
die Frage der Grenzschutzdirektion, wie die Rechts- 
lage sei, nicht antworten: Es besteht kein Handlungs- 
bedarf. 

Vizepräsident Frau Renger; Eine Zusatzfrage, Frau 
Abgeordnete Schmidt-Bott. 

Frau Schmidt-Bott (GRÜNE): Hätten Sie nicht 
anschließend an die vorherige Frage diese Antwort 
geben müssen, nachdem Sie gerade vorher gesagt 
haben, daß diese Unterrichtung, diese Rechtsauskunft 
keine praktischen Folgen — ich habe es wörtlich mit- 
geschrieben — haben wird? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Deswegen ja die Zif- 
fer 2 — ich wiederhole den ersten Satz — , wo an die 
Grenzschutzdirektion mitgeteilt wurde: 

Ich wäre Ihnen für die Mitteilung dankbar, wel- 
che konkreten Fälle den Bezugsfernschreiben 
zugrunde liegen und auf welche Fallgestaltung 
die Rückfrage abzielt. 

Ich verzichte jetzt auf eine weitere Verlesung. Das 
zeigt ja, daß hier für konkrete Fälle keine konkreten 
Anweisungen in der Form erteilt wurden, sondern daß 
ledighch eine Rechtsauskunft übermittelt worden 
ist. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 34 
des Herrn Abgeordneten Duve auf. 

Erlauben die gegenwärtigen Bestimmungen des Ausländer- 
gesetzes eine Zurückweisung von AIDS-Verdächtigen an der 
deutschen Grenze, und hält die Bundesregierung eine Anwei- 
sung zur Zurückweisung AIDS-Verdächtiger für rechtlich zuläs- 
sig, gesundheitspolitisch verantwortbar und für praktikabel? 

Bitte schön, Herr Staatssekretär. 


Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Duve, (C) 
ich darf vorab bemerken, daß noch kein Ausländer 
wegen AIDS oder AIDS-Verdacht an der Grenze 
zurückgewiesen worden ist und daß generelle oder 
gezielte AIDS-Kontrollen an den Grenzen weder 
stattfinden noch beabsichtigt sind. 

Im übrigen ist zur rechtlichen Situation zu bemer- 
ken: Bei AIDS handelt es sich um eine übertragbare, 
lebensbedrohende und derzeit noch nicht heilbare 
Krankheit, deren Behandlung zudem mit erheblichen 
Kosten verbunden ist. Deshalb kann die Anwesenheit 
von Ausländern, die an AIDS erkrankt oder Träger 
von AIDS-Viren sind, grundsätzlich erhebhche 
Belange der Bundesrepublik Deutschland beeinträch- 
tigen. Aus diesem Grund erlaubt das geltende Aus- 
länderrecht, daß solche Ausländer zurückgewiesen 
werden; ich nenne § 18 Abs. 1 Satz 2 in Verbindung 
mit § 10 Abs. 1 Nr. 1 1 des Ausländergesetzes. Dies gilt 
allerdings nicht für Staatsangehörige von EG -Mit- 
gliedstaaten, die nach Europäischem Gemeinschafts- 
recht Freizügigkeit genießen. 

Nach der Verwaltungsvorschrift des Bundes 
— Nr. 4 und 5 zu § 2 Ausländerverwaltungsvor- 
schrift — genügt für die Annahme einer Beeinträchti- 
gung von Belangen der Bundesrepublik Deutschland 
ein entsprechender begründeter Verdacht, der bei 
AIDS besonders problematisch sein dürfte. 

Bei dieser Rechtslage ist eine generelle Anweisung 
zur Zurückweisung auch von AIDS-verdächtigen 
Ausländern aus Staaten außerhalb der EG an der 
Grenze zulässig. Eine andere Frage ist jedoch, inwie- 
weit eine solche Maßnahme bzw. Anweisung zweck- 
mäßig und praktikabel ist. Die am 14. Mai 1987 kon- 
stituierte interministerielle Arbeitsgruppe zur 
Bekämpfung von AIDS soll sich auch damit im Rah- 
men einer Gesamtstrategie zur Bekämpfung von 
AIDS befassen. 

Vizepräsident Frau Renger; Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Duve. 

Duve (SPD): Herr Staatssekretär, ich habe ja nach 
der rechtlichen Zulässigkeit, aber auch nach der 
gesundheitspolitischen Verantwortbarkeit gefragt. 

Sind Sie nach der Diskussion, die wir hier eben 
geführt haben und die die Öffentlichkeit seit Wochen 
führt, nicht auch mit mir der Meinung, daß schon die- 
ser Erlaß gesundheitspolitisch unverantwortbar war? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Ein Erlaß, der auf die 
Rechtslage hinweist, wie sie existiert, kann natürlich 
auch aus gesundheitspolitischen Gründen nicht falsch 
gewesen sein. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Habe ich Ihre vorherge- 
hende Antwort richtig verstanden, wonach die Bun- 
desregierung nicht ausschließt, daß es opportun sein 
könnte, das ausländerrechtliche Instrumentarium zur 
Abweisung von Ausländern, die in die Bundesrepu- 
blik wollen, einzusetzen, und daß dies Gegenstand 
der interministeriellen Arbeitsgruppe ist? 
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(A) Spranger, Pari. Staatssekretär: Ich darf darauf hin- 
weisen, daß die jetzige ausländerrechtliche Lage nicht 
von dieser Bundesregierung stammt, sondern Auswir- 
kung einer Gesetzgebung ist, die lange vorher verab- 
schiedet worden ist. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das war nicht 
meine Frage!) 

Zum Beispiel stammt die Verwaltungsvorschrift, die 
wir hier diskutiert haben, aus dem Jahre 1978. Es ist 
wohl notwendig, bei dieser schwierigen Materie auf 
diese Rechtslage hinzuweisen. Wenn es nicht 
geschähe, würde die Bundesregierung ebenfalls wie- 
der Vorwürfe erhalten. 

Vizepräsident Frau Renger: Keine Zusatzfrage, 
Herr Schäfer? 

Schäfer (Offenburg) (SPD); Ich darf nicht. Ich stelle 
die gleiche Frage nachher noch einmal, weil er nicht 
geantwortet hat. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Frau 
Schmidt-Bott. 

Frau Schmidt-Bott (GRÜNE): Herr Staatssekretär, 
können Sie erklären und dann auch begründen, 
warum sich diese Rechtsauskunft, wie Sie es genannt 
haben, nur auf Ausländer bezieht, die nicht Angehö- 
rige der EG sind, und warum nicht auch auf EG -Mit- 
glieder bzw. dann auf jeden, der von außen unsere 
Grenzen überschreiten will? Denn AIDS -verdächtig 
sind wir ja im Prinzip inzwischen alle. 

Spranger, Pari. Staatssekretär; Weil die Sonderre- 
gelung innerhalb der EG eine Gleichbehandlung der 
EG -Angehörigen mit den übrigen Ausländern aus- 
schließt. 

Vizepräsident Frau Renger: Ich rufe die Frage 35 
des Herrn Abgeordneten Schäfer (Offenburg) auf: 

Welche Stellen haben gegenwärtig darüber zu entscheiden, 
ob bei einem einreisenden Ausländer ein Verdacht auf AIDS- 
Erkrankung besteht, und welche konkreten Nachweise für eine 
AIDS- Erkrankung müssen vorliegen, damit die Einreise des 
Ausländers in die Bundesrepublik Deutschland untersagt wer- 
den kann? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Schä- 
fer, die Entscheidung über die Zurückweisung bei 
AIDS-Fällen ist der Grenzschutzdirektion Vorbehal- 
ten. Generelle und gezielte AIDS-Kontrollen an der 
Grenze finden weder statt, noch sind sie beabsich- 
tigt. 

Glaubwürdigen Hinweisen über die AIDS-Infizie- 
rung einreisewilliger Ausländer muß die Grenzpolizei 
im Rahmen ihrer Aufgabe der Gefahrenabwehr nach- 
gehen. Hinweise, die die Grenzpolizei zu entspre- 
chenden Maßnahmen veranlassen, können dieser auf 
schriftlichem oder mündlichem Wege zugehen. Sie 
können sich ergeben z. B. aus Fahndungsersuchen 
bei einem Unterbringungsbefehl, personengebunde- 
nen Hinweisen im Zusammenhang mit Festnahmeer- 
suchen, schriftlichen oder mündlichen Mitteilungen 
in- oder ausländischer Behörden oder Angaben des 
Betroffenen, wie ich vorhin auch schon dargelegt 
habe. 


Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr (C) 
Abgeordneter Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Herr Staatssekretär, ich 
darf noch einmal die Frage stellen, die zuvor nicht 
beantwortet worden ist: Denkt die Bundesregierung 
daran, über das Gesagte hinaus das ausländerrechtli- 
che Instrumentarium zur Ablehnung von vermuteten 
AIDS-Kranken, die in die Bundesrepublik Deutsch- 
land reisen wollen, anzuwenden? 

Sprangen Pari. Staatssekretär: Die Bundesregie- 
rung ist natürlich gehalten, nach der existierenden 
Rechtsordnung zu verfahren. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine zweite Zusatz- 
frage, Herr Abgeordneter Schäfer. 

Schäfer (Offenburg) (SPD): Sind auch diese Ant- 
worten mit der Auffassung der Bundesregierung ins- 
gesamt abgestimmt? 

Sprangen Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Schä- 
fer, es bedarf doch keines gesonderten Abstimmungs- 
prozesses innerhalb der Bundesregierung, wenn es 
darum geht, die existierende Rechtsanordnung anzu- 
wenden. 

Vizepräsident Frau Renger: Eine Zusatzfrage, Herr 
Abgeordneter Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Staatssekretär, da hier nach 
konkreten Nachweisen gefragt wird und da die 
Grenzschutzdirektion Koblenz mit Sicherheit keine (D) 
Telefondiagnose stellen kann, müßten Sie uns doch 
außer den ganz abstrakten und den Fall offensichtlich 
nicht treffenden Hinweisen, die Sie gegeben haben 
— also eine Mitteilung des ausländischen Staates 
oder was auch immer — , sagen können, an welche 
konkreten Nachweise Sie denken, ob etwa die Zuge- 
hörigkeit zu bestimmten Personengruppen ausrei- 
chen soll oder die Tatsache, daß jemand aus San Fran- 
cisco oder aus irgendeinem schwarzafrikanischen 
Land kommt. Gibt es bei Ihnen solche Überlegun- 
gen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär: Herr Kollege Dr. 
Hirsch, es ist wiederholt zum Ausdruck gebracht wor- 
den, daß ein konkreter Fall mit einem AIDS-Kranken 
an der Grenze, wie wir das jetzt im Grunde konkret 
diskutiert haben, bisher nicht existiert, d. h. die von 
mir genannten Beispiele sind nur Ableitungen aus 
den Hinweisen, die sich bisher bei anderen anstek- 
kenden Krankheiten ergeben haben und die, im 
Abstrakten gesprochen, natürlich auch bei AIDS- 
Kranken möglich sind. 

Dr. Hirsch (FDP): Gestatten Sie noch eine Frage: Es 
ist doch nicht so wie im Mittelalter, daß ein Pestschiff 
mit einer gelben Fahne am Mast kommt. Wie soll das 
nun praktisch aussehen? 

Spranger, Pari. Staatssekretär; Ich kann nur wieder- 
holen, was an Möglichkeiten existiert, die auf Grund 
der bisherigen Erfahrungen mit anderen Krankheiten 
zu konkreten Hinweisen und begründeten Zurück- 
weisungen geführt haben. 
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Pari. Staatssekretär Spranger 

(A) Ich nenne Ihnen noch ein ganz konkretes Beispiel. 
Es kann ja wohl nicht so sein, daß die Grenzpolizei 
verpflichtet ist — das ist ein konkreter Fall — , einen 
bekannten afrikanischen Geschäftsmann, der in Bel- 
gien erwiesenermaßen mehrere Personen infiziert 
hat, hier anstandslos einreisen zu lassen, obwohl sie, 
wenn sie konkrete Hinweise darauf hat — Hinweise 
im übrigen, die ja in der Presse breit behandelt wor- 
den sind — , auf Grund der gegebenen Rechtslage 
handeln müßte. 

(Zuruf von den GRÜNEN; Hat der eine Pla- 
kette auf der Brust?) 

Vizepräsident Frau Renger: Damit ist die Frage- 
stunde beendet. 

Die nicht aufgerufenen Fragen werden schriftlich 
beantwortet, soweit sie nicht vom Fragesteller zurück- 
gezogen worden sind. * ) 

(Vorsitz: Vizepräsident Stücklen) 

Vizepräsident Stücklen; Ich rufe Zusatzpunkt 2 zur 
Tagesordnung auf; 

Aktuelle Stunde 

Gesetzwidrige und sonstige Vorkommnisse 
sowie Meinungsäußerungen bei der Vorberei- 
tung und Durchführung der Volkszählung 

Meine Damen und Herren, die Fraktionen der 
CDU/CSU und FDP haben gemäß § 1 c der Anlage 5 
unserer Geschäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu 

(B) diesem Thema verlangt. Ich eröffne die Aussprache. 

Das Wort hat der Herr Abgeordnete Dr. Blens. 

Dr. Blens (CDU/CSU): Herr Präsident) Meine 
Damen und Herren) Wir erleben seit Monaten von 
seiten der GRÜNEN Aufrufe zum Boykott der Volks- 
zählung. Wir erleben den Mißbrauch öffentlicher Ein- 
richtungen durch Fraktionen der GRÜNEN in 
Gemeinden und Städten. Wir erleben, daß sie die 
Bevölkerung mit falschen Informationen fehlinformie- 
ren. Wir erleben, daß sie irrationale Ängste vor dem 
angeblich drohenden Überwachungsstaat schüren. In 
diesen Tagen erleben wir die Früchte dieser Maßnah- 
men: Überfälle auf Zählerinnen und Zähler zur Volks- 
zählung, Drohbriefe an Zählerinnen und Zähler, Ver- 
teilung gefälschter Informationsschreiben, Diebstahl 
von Erhebungsunterlagen, Brandanschläge auf Erhe- 
bungsstellen. 

Meine Damen und Herren, das sind die Früchte des- 
sen, was Sie seit Monaten hier betreiben. Die Urheber 
sind die GRÜNEN. Die Urheber sitzen hier im Deut- 
schen Bundestag. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Gerster [Mainz] 

[ CDU/CSU] : Das ist der grüne Frieden)) 

Lassen Sie mich hier deshalb drei Dinge feststel- 
len: 


*) Zurückgezogen wurden die Fragen 40,41 des Abg. Schily, 64, 
65 der Abg. Frau Schmidt-Bott, 68, 69 der Abg. Frau Dr. Voll- 
mer, 70, 71 der Abg. Frau Kelly, 86, 87 der Abg. Frau Schilling 
und 88, 89 des Abg. Kleinert (Marburg). 

Die schriftlichen Antworten sind als Anlagen abgedruckt. 


Erstens. Die Volkszählung ist notwendig. Sie ist (C) 
unerläßlich, wenn man vernünftige Politik mit dem 
Verstand machen will. Deshalb ist es kein Zufall, daß 
die GRÜNEN gegen die Volkszählung sind; weil sie 
nicht Politik mit dem Verstand, sondern mit Emotio- 
nen, mit Gefühlen machen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: So ist es)) 

Der Bund braucht exakte Daten der Volkszählung. 
Wenn es z. B. darum geht, für die Rentenform zu 
erkennen, ob wir in zehn, zwanzig oder dreißig Jahren 
noch genügend Beitragszahler haben 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Die sind doch da) Die 
Daten sind da)) 

und wieviel Rentner wir haben, dann braucht man 
Kenntnisse über die Altersstruktur in der Bevölke- 
rung. Die Länder brauchen die Daten, um zu wissen, 
zu welcher Zeit an welcher Stelle Schulen benötigt 
werden — nämlich da, wo die Schüler sitzen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Auch die sind da)) 

Die Kommunen brauchen Kenntnisse über die Alters- 
struktur der Bevölkerung, wenn sie sicherstellen wol- 
len, daß die Kindergärten zur rechten Zeit da sind, 

(Frau Unruh [GRÜNE]; Alles da)) 

wo die Kinder wohnen. Meine Damen und Herren, für 
vernünftige, verstandesorientierte Politik sind exakte 
Daten der Volkszählung unerläßlich. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Zweitens. Die Volkszählung ist verfassungsgemäß. 

Das Bundesverfassungsgericht hat 1983 festgestellt, 
daß der Fragenkatalog des damaligen Volkszäh- 
lungsgesetzes der Verfassung entspricht. Der Fragen- 
katalog des Volkszählungsgesetzes, um das es jetzt 
geht, ist derselbe wie der damalige. 

Das Bundesverfassungsgericht hat damals Anre- 
gungen für das Verfahren der Volkszählung gegeben. 
Diese Anregungen sind im Interesse des Daten- 
schutzes in vollem Umfange vom Gesetzgeber für das 
heutige Gesetz berücksichtigt worden. Das Bundes- 
verfassungsgericht hat 1983 lediglich festgestellt, daß 
der Abgleich zwischen den Daten der Volkszählung 
und den Dateien anderer Art, z. B. den Melderegi- 
stern, verfassungswidrig sei. Dieser Datenabgleich ist 
nach dem heutigen Gesetz nicht mehr möglich. Es 
besteht kein Zweifel daran, daß das heutige Gesetz 
den Vorstellungen des Bundesverfassungsgerichts 
entspricht. Es besteht kein vernünftiger Zweifel 
daran, daß dieses Gesetz der Verfassung entspricht. 

Ich füge hinzu; Auch die GRÜNEN wissen, daß das 
heutige Gesetz verfassungsgemäß ist. Denn wenn sie 
davon ausgingen, es widerspräche der Verfassung, 
dann hätten sie das getan, was man in solchen Fällen 
nach dem Grundgesetz vernünftigerweise tut; Sie 
wären zum Bundesverfassungsgericht gegangen und 
hätten gegen dieses Gesetz geklagt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Es gibt doch 
IGagen!) 
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Dr. Blens 

(A) Die Tatsache, daß sie das nicht getan haben, zeigt, daß 
sie wissen, daß sie mit einer solchen Klage keinen 
Erfolg hätten. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Kleinert [Mar- 
burg] [GRÜNE]: Es gibt doch Klagen!) 

Drittens. Meine Damen und Herren, wenn man von 
der Verfassungsmäßigkeit dieses Gesetzes ausgeht, 
dann wird eines klar: Es geht Ihnen bei Ihren Boykott- 
aufrufen nicht um die Grundrechte. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Um was denn 
sonst?) 

Es geht Ihnen nicht um den Datenschutz. Es geht 
Ihnen nicht um die Verfassung. Es geht Ihnen um 
etwas ganz anderes: Es geht Ihnen darum, auszupro- 
bieren, wieviel Leute unserer Bevölkerung bereit 
sind. Ihnen auf dem Weg in den Radikalismus zu fol- 
gen, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Lachen bei den GRÜNEN) 

weg von der Demokratie, weg vom Mehrheitsprinzip 
unserer Demokratie, weg von der Rechtsstaatlichkeit, 
die nicht nur bedeutet, daß die verfassungsmäßigen 
Rechte der Bürger gewahrt werden, sondern die auch 
beinhaltet, daß die Bürger die Gesetze achten, denn 
nur die Gesetze sichern den Frieden in dieser Gesell- 
schaft, nur die Gesetze sichern den Schwachen vor 
dem Starken, den Schwachen vor dem Brutalen. Das 
wußte schon der alte Platon: Wenn die Herrschaft der 
Gesetze aufhört, gibt es nur eine Alternative, und das 
ist die Tyrannei der Brutalen, das ist die Tyrannei der 
(ß) Willkür; das ist das, was Sie herbeiführen würden, 
wenn Sie mit Ihren Maßnahmen Erfolg hätten. 

Deshalb unser Aufruf an die Bevölkerung: Folgen 
Sie den GRÜNEN auf dem Weg in den Radikalismus 
nicht! Nehmen Sie an der Volkszählung teil! Es dient 
der Demokratie, es dient dem Rechtsstaat, es dient uns 
allen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen; Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Hämmerle. 


Frau Hämmerle (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Verurteilungswürdige Anwen- 
dung von Gewalt im Zusammenhang mit der Volks- 
zählung ist der Anlaß der heutigen Debatte. Die SPD 
erklärt zu den Vorfällen in verschiedenen deutschen 
Städten, daß sie Gewalt gegen Personen und Sachen 
als Mittel zur Verhinderung der Volkszählung 
ablehnt. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die SPD hat Gewalt — in welcher Form auch 
immer — stets verworfen, so auch heute und in diesem 
Falle. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Sehr gut!) 

Nicht nur diejenigen, die Gewalt ausüben, sondern 
auch diejenigen, die direkt oder indirekt dazu aufru- 


fen, schädigen unseren Staat und demontieren das (C) 
Vertrauen der Bürgerinnen und Bürger. 

(Beifall bei der SPD, der CDU/CSU und der 
FDP) 

Die GRÜNEN tun dies durch ihre Aufrufe zum 
Boykott, auch von der Rednertribüne dieses Hauses 
aus. Und die Bundesregierung tut das ihre dazu, 
indem sie verantwortungslos mit Datenschutz, Bür- 
ger- und Minderheitsrechten umgeht. 

(Zustimmung bei der SPD sowie bei Abge- 
ordneten der GRÜNEN) 

Ab wertende Äußerungen — wie: Datenschutz ist 
Täterschutz — und die von der CDU/CSU hartnäckig 
verfolgten sogenannten Sicherheitsgesetze tragen 
nicht dazu bei, das Vertrauen in der Bevölkerung zu 
stärken. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Und die 
Jusos auch nicht!) 

Koalition und Bundesregierung haben es versäumt, 
rechtzeitig vertrauensbildende Maßnahmen zu er- 
greifen. 

Die SPD steht zur Volkszählung. 

(Uldall [CDU/CSU]: Auch Herr Duve?) 

Hans-Jochen Vogel sagte dazu an dieser Stelle — ich 
zitiere — : 

Die Volkszählung 1987 ist notwendig. Zuverläs- 
sige Angaben über Einwohnerzahl, Berufstätig- 
keit, Wohnungsbestand usw. sind für eine vor- 
ausschauende Politik unentbehrlich. Das neue (D) 
Volkszählungsgesetz ist verfassungsmäßig. Die 
SPD-Bundestagsfraktion und die SPD-regierten 
Bundesländer haben ihm zugestimmt. Auch die 
SPD-Fraktionsvorsitzenden in den Länderparla- 
menten und der SPD-Parteivorstand halten die 
Volkszählung für notwendig. 

In diesen Tagen kommen 500 000 Zählerinnen und 
Zähler in die Haushalte. Gewalttätige Aktionen und 
Psychoterror gegen einige von ihnen sind bereits 
heute bekannt. Die SPD wendet sich mit allem Nach- 
druck dagegen, daß diese Menschen beleidigt, diskri- 
miniert und mißachtet werden. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU, der FDP und der GRÜNEN) 

Wir bitten die Bevölkerung unserer Städte, durch ihr 
Verhalten dazu beizutragen, daß sich die Zähler nicht 
wie unerwünschte Eindringlinge fühlen müssen. 

Meine Damen und Herren, 15 Jahre aktiver Kom- 
munalpolitik liegen hinter mir, davon fünf Jahre als 
Fraktionsvorsitzende in Karlsruhe. Ich weiß also, 
wovon ich rede, wenn ich sage, daß die Daten der 
Volkszählung für die menschenwürdige und geord- 
nete Entwicklung unserer Städte und Gemeinden 
nötig sind. 

(Jahn [Marburg] [SPD]: Sehr gut!) 

Ich weiß, in wie vielen Anträgen und Anfragen im Rat 
einer Stadt Auskunft darüber begehrt wird, wie die 
Entwicklungen und Planungen der nächsten Jahr- 
zehnte sein werden; und diese Anträge und Anfragen 
kommen meistens von den GRÜNEN. Ich verspreche 
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Frau Hämmerle 

(A) mir für den kommunalpolitischen Bereich der Politik, 
in dem sich das eigentliche Leben der Menschen 
abspielt, Erkenntnisse aus der Volkszählung, die es 
möghch machen, menschengerechte und verkehrsbe- 
ruhigte Städte zu planen 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das glauben Sie ja 
selber nicht!) 

und Fehlentwicklungen entgegenzuwirken. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Das geht auch 
ohne diese Volkszählung!) 

Wir haben den Städten und Gemeinden die Hauptlast 
der Volkszählung auferlegt, indem wir sie dafür ver- 
antwortlich gemacht haben, daß sie die Maßnahmen 
rechtzeitig durchführen und den Datenschutz beach- 
ten, Es muß noch einmal alles darangesetzt werden, 
daß die räumhchen, organisatorischen und personel- 
len Voraussetzungen geschaffen werden. 

Meine Damen und Herren, jeder Bürger hat das 
Recht, durch legitime Mittel, z. B. durch die Anrufung 
der Gerichte, seine Bedenken anzumelden, aber nie- 
mand hat das Recht, seine Bedenken und sein Miß- 
trauen in Gewalt umzusetzen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten 

der CDU/CSU und der FDP - Zurufe von der 
SPD; Sehr gut! — Ausgezeichnet!) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Häfner. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Ist das der Ver- 
t®) kommene?) 


Häfner (GRÜNE): Herr Präsident! Meine sehr ver- 
ehrten Damen und Herren! Nicht weil Sie es hören 
wollen — denn ich glaube. Sie wollen es gar nicht 
hören; Sie wollen lieber Ihre Feindbilder behalten und 
damit Gewalt schüren — , also nicht weil Sie es hören 
wollen, sondern weil es Ausdruck meiner tiefsten 
Überzeugung ist, sage ich: Wir GRÜNEN lehnen 
Gewalt gegen Menschen, auch gegen Volkszähler, 
wie sie in den letzten Tagen vereinzelt aufgetreten ist, 
radikal ab. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Aber die Art und Weise, auf die Sie diese Debatte hier 
umdrehen und mit der Sie haltlose Vorwürfe zimmern, 
um ein ernsthaftes Nachdenken über die Ursachen 
dieser Gewalt — auch über Ihren Anteil an solchen 
Ursachen der Gewalt — zu verhindern, zeugt von 
einem Mangel an Nachdenklichkeit 

(Zuruf von der SPD: Die Ursachen hegen bei 
Ihnen!) 

und von einer erschreckenden Arroganz der Macht. 

(Zustimmung bei den GRÜNEN) 

Das Bundesverfassungsgericht hat von Ihnen gefor- 
dert, Methoden und Formen zu finden, die die Koope- 
rationsbereitschaft, das Vertrauen und das Interesse 
der beteiligten Bürgerinnen und Bürger gewinnen 
und langfristig aufrechterhalten können. Was Sie tun, 
ist das exakte Gegenteil. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 


Sie unterdrücken Protest und Widerstand, Sie schüren (C) 
Angst und Mißtrauen. 

(Uldall [CDU/CSU]: Und Sie schüren hier mit 
Ihrer Rede wieder die Gewalt!) 

— Ich bin erstaunt, wie schnell Ihre Zwischenrufe ver- 
stummen. 

(Conradi [SPD]: Sie Verleumder des Parla- 
ments! — Zurufe von der CDU/CSU; Sie sind 
heruntergekommen ! ) 

So, wie Sie sie anlegen, kann die Volkszählung nicht 
gesetzeskonform durchgeführt werden. 

(Weitere Zurufe des Abg. Conradi [SPD] und 
lebhafte Gegenrufe von den GRÜNEN) 

Sie haben es nicht geschafft, ja Sie haben sich gar 
nicht darum bemüht, z. B. die Reidentlfizierung der 
Daten auszuschheßen, im Gegenteil! 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie sind 
heruntergekommen! ) 

Sie haben nicht für eine wirkliche Abschottung der 
Erhebungsstellen gesorgt, im Gegenteil! Sie lassen 
Personen als Zähler zu, die vom Gesetz her davon 
ausgeschlossen sind, z. B. Mitarbeiter der Einwohner- 
meldeämter, der Sozial- und Finanzämter, Bürgermei- 
ster, Polizisten, Makler, die ein Interesse an den Anga- 
ben der Leute haben, und viele andere mehr. 

Sie haben heute durch eine handstreichartige 
Änderung unserer Tagesordnung versucht, unseren 
Fragen auszuweichen. Ich denke, Sie werden wissen, 
warum, denn Sie kennen unsere Fragen. Man muß sie 
ja eine Woche vorher schriftlich einreichen. Ich halte (D) 
das für bedenkhch, ich halte das für feige, und ich 
frage Sie: Merken Sie nicht, was im Lande los ist? 

(Sauer [Stuttgart] [CDU/CSU]: Die roten 
Faschisten kommen!) 

Die Daten der Volkszählung sind ohnehin Schrott. 
Genau dazu, wozu Sie vorgeben, diese Daten zu brau- 
chen, werden sie nie dienen. 

(Zurufe von den GRÜNEN: Ordnungsruf! — 

Er hat „roter Faschist“ gesagt! — Uner- 
hört!) 

Sie werden nicht einer besseren Umweltpolitik, einer 
Politik im Interesse der Bürger dienen. Was das Inter- 
esse der Bürger ist, 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Das bestimmen 
Sie!) 

das wissen diese am besten. Was für eine bessere 
Umweltpolitik zu tun ist — ich nenne nur das Ab schal- 
ten der Atomanlagen, denke aber auch an vieles 
andere — , könnte heute sofort und ohne jede Volks- 
zählung getan werden, wenn man es wirklich 
wollte. 

Ganz abgesehen davon: Ihr Konzept, sozusagen 
Zukunft zu gestalten, indem man Daten aus der Ver- 
gangenheit erhebt und in die Zukunft extrapoliert, 
muß scheitern. Zukunft ist eine Aufgabe pohtischer 
und gesellschaftlicher Gestaltung, Das spüren die 
Menschen, das wissen die Menschen. Sie wissen 
auch, daß es, wenn sie Ihnen diese Daten fraglos zur 
Verfügung stellen, für sie nur Gefahren mit sich 
bringt. 
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Hafner 

(A) Nur 57 % der Bevölkerung hielten bei der letzten 
Infas-Umfrage die Volkszählung für notwendig, fast 
30% für überflüssig. Das Vertrauen der Bevölkerung 
werden Sie nicht durch Werbekampagnen und durch 
Einschüchterungsmaßnahmen erreichen; Sie werden 
es eher weiter aushöhlen. Deshalb schaffen Sie ein 
Klima der Gewalt und der Angst — das ist das letzte, 
was Ihnen noch einfällt — : ÖffenÜiche Diskussionen 
über die Volkszählung, sogar Informationsveranstal- 
tungen werden verboten; grüne Landesparteitage 
werden verboten; ohne richterlichen Durchsuchungs- 
befehl und ohne Beschlagnahmebeschluß werden 
unzählige Büros, Buchläden und Privatwohnungen 
durchwühlt. Dabei werden Türen aufgebrochen, Fen- 
ster eingeschlagen, unbeteiligte Familienangehörige 
unter Druck gesetzt und vieles andere mehr. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [ CDU/CSU] ; Sie sind 
Gesetzesbrecher!) 

-- Ach, wissen Sie, diskreditieren Sie sich hier nicht 
selbst!? Der Innenminister setzt friedliche Boykotteure 
mit Terroristen gleich, in Baden- Württemberg werden 
Boykotteure, vde heute in der Zeitung steht, erfaßt 
und mit der Terroristendatei abgeglichen, ihre per- 
sönlichen Daten werden an den Verfassungsschutz 
und an das Bundeskriminalamt weitergeleitet. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sie wissen, 
daß das eine Falschmeldung ist!) 

So schürt die Bundesregierung einen neuen Terroris- 
mus. 

(Seiters [CDU/CSU]: Unglaublich! — Zuruf 

von der CDU/CSU: Unerhört! — Weitere 

(B) Zurufe von der CDU/CSU) 

Wenn Sie, meine Herren und vereinzelten Damen von 
den Fraktionen der CDU/CSU und der FDP, Ver- 
trauen erzeugen wollen, wenn Sie die Demokratie 
und den Rechtsstaat entwickeln wollen, dann setzen 
Sie diese Volkszählung aus, 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: Sie 
sagen ständig die Unwahrheit!) 

dann verzichten Sie auf jede Volksaushorchung, und 
lassen Sie uns statt dessen über echte Demokratie, 
über wirkliche Beteiligung der Bürger an den Ent- 
scheidungen reden. 

Nur Bürger, die nicht zählen, werden gezählt. 

(BeifaU bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hirsch. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Wir haben eine typische Haltet-den-Dieb- 
Rede gehört. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Sie schüren die Gewalt, das Mißtrauen, die Sorge. Sie 
sind die Urheber der Verbrechen, die wir in diesen 
Tagen gegen Mitbürger erlebt haben, und hier wollen 
Sie sich freizeichnen. Es ist empörend, was man hier 
erleben muß. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 

SPD — Frau Unruh [GRÜNE]: Denken Sie an 


Celle! Etwas Ähnliches passiert jetzt auch! — (C) 

Weitere Zurufe von den GRÜNEN) 

Meine Damen und Herren, mehr als 500 000 Men- 
schen und Tausende von Gemeinden sind an der 
Durchführung der Volkszählung beteiligt. Da mag es 
die eine oder andere Unzulänglichkeit geben; das 
braucht gar nicht bestritten zu werden. Was wir, auch 
in den Fragen der GRÜNEN, dazu gehört haben, sind 
Lappalien, die man im Rat einer Gemeinde oder wie 
immer erledigen kann. Aber in der Tat muß man den 
Verwaltungen sagen, daß mit dem Motto „Das haben 
’wir immer so gemacht" nicht gedient ist, daß wir uns 
um das Vertrauen, die Mitarbeit der Bürger bemühen 
und daß man darum keine Gelegenheit nutzen darf, 
hier etwa alte Prestigerechnungen zu begleichen, 
sondern daß man das Äußerste tun muß — auch über 
die gesetzlichen Bestimmungen hinaus — , mit den 
Datenschutzbeauftragten zusammenzuarbeiten und 
sich um aktiven Datenschutz zu bemühen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Ich habe mich gefreut, daß der Innenminister beim 
Statistischen Landesamt in Düsseldorf war, und ich 
appelliere auch an die Innenminister der Länder, sich 
persönlich um die Durchführung der Volkszählung zu 
kümmern, weil wir detailliert nachhalten werden, was 
tatsächlich geschehen ist. 

Lassen Sie mich die Voraussage machen, daß sich 
die ganz überwiegende Mehrheit der Bevölkerung 
trotz allen öffentlichen Geschreis an der Volkszählung 
beteiligen wird, daß die Verweigerer eine verschwin- 
dende Minderheit bleiben, weil sich die Agitation und (D) 
der Versuch, Angst und Mißtrauen zu schüren, gegen 
ihre Urheber zu wenden beginnen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Bürger haben an den Fragebögen erkannt, daß 
sich die Fragen auf das Notwendigste beschränken. 
Jeder weiß, daß auch die eifrigsten Agitatoren keine 
Sekunde zögern, am Ende eines Jahres die detaillier- 
testen Fragen über Einnahmen und Schulden, über 
Familienstand und Religion, über Spenden an politi- 
sche Parteien oder Organisationen aufs genaueste 
beim Lohnsteuerjahresausgleich zu beantworten, 
weil sie dafür gebündeltes Bares bekommen. In dem 
Zusammenhang habe ich von Volksaushorchung 
noch nichts gehört. Aber wenn es um die notwendig- 
sten Fragen geht, die mit der Privatsphäre kaum etwas 
zu tun haben, dann tun Sie so, als ob die Staatshäscher 
unerbittlich zuschlagen. Die Agitatoren merken 
selbst, daß die Bürger diesen Unsinn durchschauen, 
und deswegen greifen sie zu Mitteln, die unerhört 
sind. Sie verteilen gefälschte Fragebögen, 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Wer? Das ist doch 
nicht ein GRÜNER! — Weitere Zurufe von 
den GRÜNEN) 

in denen frei erfundene Fragen enthalten sind, ob 
jemand Schwarzarbeit leiste, ob er einer Partei ange- 
höre — 


Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Hirsch, 
entschuldigen Sie, daß ich Sie unterbreche. Frau 
Abgeordnete Unruh, wenn Sie weiterhin in dieser 
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Vizepräsident Stücklen 

(A) Lautstärke bewußt stören, werde ich von den Ord- 
nungsmaßnahmen Gebrauch machen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Frau Unruh [GRÜNE]: Kein GRÜNER!) 

— Frau Abgeordnete Unruh, ich rufe Sie zur Ord- 
nung. 

Dr. Hirsch (FDP): Diese Handlungen sind die 
Früchte der Aufklärung, meine Damen und Herren 
von den GRÜNEN, mit der Sie die Bürger über ein 
verfassungsmäßig zustande gekommenes Gesetz auf- 
klären und sie gleichzeitig hindern wollen, ihre Bür- 
gerpflichten zu erfüllen. 

Es häufen sich Meldungen, daß Zähler von organi- 
sierten Gruppen überfallen werden, daß man ihnen 
Fragebögen wegnimmt, daß man ihnen Drohbriefe 
zuschickt, daß man sie als skrupellose Schweine 
beschimpft. Es handelt sich um kriminelle Handlun- 
gen von der Urkundenfälschung über Nötigung und 
Brandstiftung bis zum schweren Raub. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Sehr wahr!) 

Ich hoffe, daß ermittelt werden wird, wer die Organi- 
satoren sind. Den GRÜNEN muß man aber sagen: 
Selbst dann, wenn Sie die Geister, die Sie gerufen 
haben, nicht mehr loswerden, so sind und bleiben Sie 
die politisch Verantwortlichen und die geistigen 
Urheber dieser miesen Straftaten. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Mit Ihrer maßlosen Agitation haben Sie diese Vor- 
gänge heraufbeschworen. Sie wissen es, und Sie kön- 

(B) nen sich politisch davon nicht freizeichnen. Der Bür- 
ger wird es Ihnen nicht vergessen. 

(Gerster [Mainz] [CDU/CSU]: Das glaube ich 
auch!) 

Lassen Sie uns gemeinsam erneut dem Bürger sagen, 
daß wir seinem Common sense und seinem Verant- 
wortungsbewußtsein vertrauen, das wir bei dieser 
Volkszählung benötigen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Bun- 
desminister des Innern. 

Dr. Zimmermann, Bundesminister des Innern: Herr 
Präsident! Meine Damen und Herren! Die Volkszäh- 
lung hat nach einer umfassenden und sorgfältigen 
Vorbereitung begonnen. Die meisten Fragebögen 
sind verteilt, viele ausgefüllte Unterlagen schon zu 
den Erhebungsstellen zurückgekommen. 

Die Bevölkerung hat Verständnis für die Aufgabe 
der Zähler. Sie ist vielfach von der geringen Zahl und 
der Harmlosigkeit der Fragen überrascht. Die Volks- 
zählung beruht auf einem Gesetz, dem alle Parteien 
dieses Hauses — bis auf die GRÜNEN — und alle 
Länder im Bundesrat zugestimmt haben. Uns liegen 
fast ausnahmslos von allen gesellschaftlichen Grup- 
pen — von den Gewerkschaften bis zu den Arbeitge- 
berverbänden, von den Kirchen bis zu den karitativen 
Organisationen — eine Fülle von Befürwortungen 
der Volkszählung vor. Mit der Teilnahme an der 
Volkszählung kommen unsere Mitbürger einer staats- 


bürgerlichen Pflicht nach, weil sie davon überzeugt (C) 
sind, daß diese Zählung in ihrem Interesse liegt. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Irrtum!) 

Die Daten, die aus der Volkszählung gewonnen 
werden, sind Grundlage für viele politische und wirt- 
schaftliche Entscheidungen, aber auch für Entschei- 
dungen jedes einzelnen. Die Menschen wissen, daß 
die Vorgaben des Gerichts in Karlsruhe bei der Volks- 
zählung eingehalten werden. Die Regierung kann 
heute sagen, daß es weltweit keine gesetzliche Rege- 
lung mit einem so hohen Standard an Datenschutz- 
rechtlichen Vorkehrungen und Sicherungen gibt wie 
in diesem Land. Das hat auch Bundespräsident von 
Weizsäcker vor wenigen Tagen deutlich herausge- 
stellt. 

(Frau Schmidt-Bott [GRÜNE]: Deshalb muß 

das noch lange nicht stimmen!) 

Dennoch rufen die GRÜNEN permanent dazu auf, 
die Zählung zu boykottieren. Das ist ein einmaliger 
Vorgang in der Bundesrepublik Deutschland. Auffor- 
derung zum Rechtsbruch bedeutet Verletzung der 
freiheitlich- demokratischen Grundordnung und des 
parlamentarischen Regierungssystems. Nach unserer 
rechtsstaatlichen Ordnung vollzieht sich die Selbstbe- 
stimmung des Volkes nach dem Willen der Mehrheit. 

Wer aber wie der Sprecher der GRÜNEN, Trampert, 
von der Diktatur der Mehrheit spricht, will offenbar 
nicht mehr auf dem Boden des Rechtsstaates stehen. 

Die GRÜNEN verhalten sich undemokratisch, wenn 
sie gegenüber einem mit überwältigender Mehrheit 
beschlossenen Gesetz in anmaßender Arroganz ein 
Recht auf zivilen Ungehorsam, auf Widerstand und 
Boykott in Anspruch nehmen. 

Vor diesem Hintergrund sind die Vorfälle zu beur- 
teilen, die zu der heutigen Aktuellen Stunde geführt 
haben. Es hat eine Reihe von gewalttätigen Angriffen 
auf Zähler gegeben. Es sind ihnen Erhebungsunterla- 
gen entrissen worden. Sie sind mit Messern, ja sogar 
mit Schußwaffen bedroht worden. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Von wem?) 

— Von wem, wird sich hoffentlich bald herausstel- 
len. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Hoffentlich!) 

Auch wenn es sich, bezogen auf die große Zahl von 
Zählern, natürlich nur um wenige Ausschreitungen 
handelt, können wir darüber doch nicht einfach zur 
Tagesordnung übergehen. Allein die Tatsache, daß 
Menschen, die sich für eine solche Tätigkeit zur Ver- 
fügung gestellt haben, überhaupt in solcher Weise 
angegriffen worden sind, muß zu einer einmütigen 
Antwort aller demokratischen Kräfte führen. Auf 
Erhebungsstellen sind Brandanschläge verübt, Infor- 
mationen und andere Unterlagen sind gefälscht oder 
vernichtet worden. Bei all diesen Fällen handelt es 
sich um kriminelle Delikte, die zu Recht Empörung in 
der Bevölkerung ausgelöst haben. Denen, die so han- 
deln, ging es und geht es nicht um die Volkszählung. 

Sie ist für sie nur Anlaß und Vorwand. Sie wollen den 
Staat und seine Bürger treffen. Zugleich geht aber 
auch die Saat der hemmungslosen Agitation mancher 
Gruppen gegen die Volkszählung auf. Was mit Aufru- 
fen zum Boykott begonnen hat, mit Gewalt gegen 
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Bundesminister Dr. Zimmermann 

(A) Sachen fortgesetzt wurde, mündet jetzt in Gewalt 
gegen Personen. Alle, die in der Vergangenheit gegen 
die Volkszählung Stellung bezogen haben, sind auf- 
gefordert, dies jetzt ebenso deutlich und lautstark 
gegen Gewalt und Terror zu tun. Wer sich nicht ein- 
deutig und unmißverständlich von jeder Form von 
Gewalt distanziert, macht sich mitverantwortlich. Ich 
fordere die GRÜNEN auf, sich von dieser Stelle ein- 
deutig zu erklären. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das haben wir doch 
gemacht!) 

— Da genügt mir ein einsamer Rufer aus der Wüste 
nicht, denn es sind viele bei Ihnen, auf die zutrifft, was 
eine Ihrer Sprecherinnen dieser Tage festgestellt hat: 
„Bei uns gibt es über Gewalt verschiedene Ansich- 
ten. “ Da könnte ich Frau Rust und andere zitieren. Die 
möchte ich hier alle sehen bei der Distanzierung von 
der Gewalt. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Geben Sie 
uns mehr Redezeit, dann können wir uns alle 
dazu erklären!) 

Meine Damen und Herren, der Dank der Bundesre- 
gierung gilt heute allen, die für die Volkszählung tätig 
sind. Sie haben eine Aufgabe übernommen, die im 
Interesse jedes einzelnen von uns liegt. Bund, Länder 
und Gemeinden werden alles in ihren Kräften ste- 
hende tun, um sie dabei zu schützen. Zugleich bedür- 
fen sie der Unterstützung und Solidarität aller Bürger. 
Deswegen rufe ich alle demokratischen Kräfte auf, 
den Rechtsstaat zu schützen und gemeinsam der 
Gewalt eine Absage zu erteilen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kalisch. 


Kalisch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Lassen Sie mich zuerst einmal feststellen 
und klarmachen, daß der erste Redner der GRÜNEN 
derjenige war — er nennt sich ja wohl auch Abgeord- 
neter — , der das deutsche Parlament als ein „poli- 
tisch, geistig und moralisch verkommenes Organ 
bezeichnet hat. 

(Pfui-Rufe von der CDU/CSU und der FDP — 

Dr. Rumpf [FDP]: Wer war das?) 

Meine Damen und Herren, ich glaube, daß es zumin- 
dest für meine Fraktion eine Zumutung ist, hier zu 
sitzen und mit solchen gewählten Kollegen Zusam- 
menarbeiten zu müssen. Wir empfinden es so. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Eigentlich müßten die GRÜNEN der Bundesregie- 
rung und der sie tragenden Koalition für das 
Geschenk Volkszählung dankbar sein, klammheim- 
lich natürlich, um in ihrem Jargon zu reden. Ich nenne 
einige Stichworte: Nachrüstung, Atomkraft, Zivil- 
schutz, Chemieunfälle, ZEVIS. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wieso ist das 
unser Jargon? — Dr. Langner [CDU/CSU]: 

Wer schreibt denn Briefe in Gefängnisse?) 


— Erinnern Sie sich an die Freude über den Mord an (C) 
Buback, „klammheimlich" aber nur? 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE] und Frau 
Schoppe [GRÜNE]: Was hat das damit zu 
tun? Das ist eine Unverschämtheit! — Wei- 
tere lebhafte Zurufe von den GRÜNEN) 

— Ich verstehe sehr gut Ihr Geschrei, meine Damen 
und Herren. 

(Anhaltende Zurufe von den GRÜNEN: 
Unglaublich! — Diffamierung!) 

Man läßt sich ungern in der Öffentlichkeit als das 
bezeichnen, was man ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 

Zuruf von den GRÜNEN: Was denn? — Wei- 
tere Zurufe von der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Lassen Sie mich wiederholen — ich habe nur fünf 
Minuten; lassen Sie mich reden. Sie können auch 
reden — , 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Leider nicht!) 
Chemieunfälle, ZEVIS, fälschungssicherer Personal- 
ausweis und schließlich die Volkszählung: wirklich 
viele Stichworte zu Themen, über die sich trefflich 
agitieren läßt. 

(Duve [SPD]: Alles in einen Topf rühren!) 

Wir liefern sie Ihnen frei Haus. Doch im Grunde, 
meine Damen und Herren von den GRÜNEN, geht es 
gar nicht um die konkreten politischen Inhalte. Auch 
die Volkszählung wäre Ihnen völlig gleichgültig, 
wenn sie sich nicht so vorzüglich benutzen ließe, die 
Ängste der Menschen zu schüren und rechtmäßig (D) 
zustande gekommene Gesetze in Zweifel zu ziehen. 

Sie haben mir heute morgen erst das jüngste Beispiel 
gegeben, als es um die Mietpreisbindung in Berlin 
ging. Da haben Sie auch so getan, als ob die Berliner in 
Zukunft ihre Miete nicht mehr bezahlen können. 
Angst schüren, das ist Ihr Element. 

(Sellin [GRÜNE]: Sie wird durch Ihre 
Gesetze in die Höhe getrieben!) 

Sie zielen bewußt auf die Grundlagen unserer demo- 
kratischen Ordnung, 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Sie sind ein 
Musterdemokrat! ) 

weil Sie eine andere wollen. Sie zielen gegen die Wil- 
lensbekundung der Mehrheit unserer Bürger und tun 
so, als hätten Sie allein das Recht auf die Wahrheit 
gepachtet. Ich kann nur sagen: welche Intoleranz, 
welche Arroganz und welcher Hochmut. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Frau Unruh [GRÜNE]: Stimmt nicht!) 

Die kommunistisch geschulten Kader in Ihren Reihen 
haben ihre Lektion gut gelernt: Aufbau oder Zuspit- 
zung vermeintlicher oder künstlich aufgebauter 
gesellschaftlicher Widersprüche, um Reaktionen der 
staatlichen Organe zu provozieren, durch welche sich 
leicht die staatliche Autorität in den Augen der Bür- 
ger in Frage stellen, schmälern oder lächerlich 
machen läßt. 

(Zuruf von den GRÜNEN; Wieso ist das in 
den Niederlanden auch gelaufen, daß die 
Volkszählung zusammengebrochen ist? Sind 
das keine aufrechten Bürger?) 
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Kalisch 

(A) Andererseits weinen Sie Krokodilstränen und bekla- 
gen die angebliche Intoleranz, Willkür und Härte, mit 
der unser Staat gegen Rechtsbruch und Rechtsbrecher 
Vorgehen muß und wird, um die gesetzestreuen Bür- 
ger und unsere Gesetze zu schützen. Irreführung, 
Verbreitung fiktiver Ängste und Täuschung, das sind 
einige Ihrer politischen Methoden, mit denen Sie das 
allgemeine Rechtsbewußtsein in unserer Gesellschaft 
zu unterminieren suchen. 

(Duve [SPD]: Das hat das Geller Loch auch 
gemacht! Verwischen Sie doch nicht alles!) 

Herr Duve, ich weiß, welche Einstellung Sie haben. — 
Sie haben mir leider sehr viel meiner Zeit genommen, 
meine Damen und Herren. Sie werden sich vielleicht 
darüber freuen. 

Aber lassen Sie mich zum Schluß sagen — die gelbe 
Lampe leuchtet, und die Zeitanzeige weist auf Null — : 
Wenn der irregeleitete Bürger die Wahrheit erkennen 
wird — und der Tag wird kommen, das sage ich 
Ihnen — , wird er Ihnen die Quittung erteilen und 
Ihnen nie verzeihen — Sie haben doch auch noch 
Wähler, die glauben, daß Sie Umweltschützer sind — , 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Sie verlieren die 
Wähler!) 

wie Sie ihn in die Irre geleitet haben. 

In unserer Gesellschaft braucht niemand zu be- 
fürchten, durch die staatlichen Organe unrechtmäßig 
behandelt zu werden. 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist zu Ende. 

Kalisch (CDU/CSU): Darf ich noch den letzten Satz 
sagen, Herr Präsident? 

Vizepräsident Stücklen: Ja. 

Kalisch (CDU/CSU): Genau in diesem Licht ist 
unsere Volkszählung zu betrachten. Keiner braucht 
Angst zu haben. 

Ich fordere alle Bürgerinnen und Bürger auf, sich an 
dieser Volkszählung zu beteiligen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP - 
Duve [SPD]: Die Volkszähler werden glück- 
lich sein über Ihre Rede!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeorndete Bernrath. 

Bernrath (SPD): Herr Präsident! Verehrte Damen! 
Meine Herren! Zum Stichwort Volkszählung fällt mir 
nicht mehr viel ein, was hier nicht schon gesagt wor- 
den wäre. Herr Kalisch, Ihnen offensichtlich auch 
nicht; darum hätten Sie sich nicht provozieren lassen 
und vielleicht versuchen sollen, wie ich es einmal tun 
will, sich an uns selbst zu wenden, die wir Verantwor- 
tung im Bund, in den Ländern, in den Kommunen tra- 
gen. 


Ich möchte an die Debatte über Gewalt in Staat und (C) 
Gesellschaft anknüpfen, die wir Anfang April hatten 
und die damals ganz offensichtlich zum richtigen Zeit- 
punkt gekommen war. Damals waren wir uns einig: 
Gewalttaten dürfen kein Mittel der Politik sein, und 
Gewalt muß unterbunden werden. 

(Beifall bei allen Fraktionen) 

Wir haben dabei mahnend daran erinnert, daß der 
Staat den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit zu 
beachten habe. Dem wurde hier auch nicht wider- 
sprochen. Wie sollte man auch? Aber ohne Resonanz 
blieb am 2. April unsere Mahnung, die Anwendung 
staatlicher Gewalt rechtfertige keine Maßlosigkeit 
und noch weniger sinnlose Demonstration von Macht, 
die ja sehr schnell falsch verstanden werden könnte. 

Wir sollten uns darum nicht provozieren lassen, und 
wir brauchen das auch nicht, meine ich. 

Diese Mahnung blieb also ohne Resonanz. Wir 
sehen es jetzt Tag für Tag, wenn wir an die Reaktio- 
nen in Berlin auf die zweite Demonstration in Kreuz- 
berg denken oder wenn wir uns vergegenwärtigen, 
was in der Vorbereitung des Reagan-Besuchs dort 
durch den Innensenator alles angestellt wird. 

Wenn wir reagieren, dann gleichermaßen in allen 
Bereichen der Politik. Da muß ich Sie, auch Sie von der 
Koalition, daran erinnern, daß Sie doch eher zimper- 
lich, eher zurückhaltend sind, wenn es um Machtan- 
wendung beispielsweise gegen Umwelt- oder Wirt- 
schaftskriminalität geht. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) (D) 

Warum übertreiben wir hier in der Vorbereitung der 
Volkszählung, lassen uns provozieren und unbeson- 
nen reagieren? 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU): Wo wird 
denn übertrieben?) 

Bedenken wir, was wir in diesen Tagen über die 
Fragwürdigkeiten bei der Vorbereitung und Durch- 
führung der Volkszählung in Baden- Württemberg 
hören. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dort drängt sich uns wirklich Besorgnis auf, und dort 
scheint in der Tat einiges schiefzulaufen. 

(Dr. Langner [CDU/CSU]; Wieso denn? Eine 
intakte Verwaltung ist das!) 

Auch wenn wir den Boykott der Volkszählung beur- 
teilen und uns damit noch einmal erneut und aus- 
drücklich zur Allgemeinverbindlichkeit parlamentari- 
scher Beschlüsse, also unserer Gesetze, bekennen, 
sollten unsere Reaktionen auf den politisch primitiven 
Boykott der GRÜNEN maßvoll bleiben. Dann haben 
diese Reaktionen auch Wirkung. 

Die Volkszählung wird eine ausreichende Beteili- 
gung durch die Bürgerschaft erfahren, und sie wird 
auch zuverlässige Ergebnisse bringen. Darum statt 
der nicht endenden, oft so dümmlichen Verurteilun- 
gen — auch der Kanzler hat dazu Musterbeispiele 
geliefert — die Mahnung an uns, durch Besonnenheit 
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Bernrath 

(A) Vertrauen zu festigen, statt immer mehr eigenes Por- 
zellan durch Überreaktionen zu zerschlagen. 

(Beifall bei der SPD sowie der Abg. Frau 
Unruh [GRÜNE]) 

Unser Ordnungswidrigkeitenrecht bietet genü- 
gend Ansatzmöglichkeiten zu differenziertem Han- 
deln. Unsere Legitimation, es auch anzuwenden, 
gewinnt an Nachdruck, wenn wir es gezielt, ich sage 
noch einmal: im richtigen Verhältnis, also differen- 
ziert, anwenden. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies sollten wir um so selbstverständhcher, um so 
selbstbewußter, um so besonnener tun, als der offene 
Aufruf zum Boykott vom Rednerpult des Bundestages 
aus seinen Verfechtern ohnehin jede Berechtigung 
entzieht, künftig mit parlamentarischen Mitteln Inter- 
essen unserer Mitbürger, auch der eigenen Klientel, 
zu vertreten. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich breche hier ab. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lüder. 

Lüder (FDP): Herr Präsident! Meine sehr geehrten 
Damen und Herren! Ich hatte Gelegenheit, in den 
letzten Tagen mit zahlreichen Bürgern, bei denen die 

(B) ersten Volkszähler waren, zu sprechen. Auch in mei- 
ner Bonner Wohnung waren sie gestern. 

Das Überraschende für Sie, die GRÜNEN, und das 
Bestätigende für uns ist eigentlich, daß durchgängig, 
wie kritisch die einzelnen auch sein mögen, gesagt 
wird: Für diese Fragen dieses Theater? Das muß doch 
wohl gefragt werden dürfen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Hier ist ein Buhmann an Verdächtigungen über 
Daten, die gar nicht abgefragt werden, aufgebaut 
worden. Das, was die Volkszählung will, ist zulässig 
und notwendig, und das ist beschlossen. 

Ich glaube, wir müssen auch heute noch einmal fest- 
halten, daß der Rechtsstaat davon lebt, daß sich jeden- 
falls die, die die Normen schaffen und die die Normen 
anwenden, auch zu den Regeln des Rechtsstaates 
bekennen. Wenn ein Parlament wie der Bundestag 
eine Volkszählung beschlossen hat, dann müssen 
auch diejenigen, die unterlegen sind, dieses Gesetz 
akzeptieren. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Wenn dagegen zum Boykott aufgerufen wird und 
wenn auch heute kein Funken von Distanz zu den 
Gewalttätigkeiten kommt, dann müssen Sie sich 
sagen lassen, daß diejenigen, die die Lunte gelegt 
haben, auch Brandstifter genannt werden dürfen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU sowie 
bei Abgeordneten der SPD) 

Meine Damen und Herren, ich sage aber auch, daß 
nicht nur im Parlament, sondern auch von den Behör- 
den die Anerkennung der Normen berücksichtigt 


werden muß. Dieses heißt für uns, daß wir jedem ein- (C) 
zelnen Vorgang nachgehen sollten, in welcher Ver- 
antwortung auch immer. Ich möchte auch anregen, 

Herr Bernrath, daß wir uns im Innenausschuß nach 
der Sommerpause einen detaillierten Bericht des 
Innenministeriums über jeden einzelnen Vorgang 
geben lassen; denn auch wir als Parlament haben 
einen Anspruch darauf, daß das Gesetz korrekt durch- 
geführt wird. Wir können nicht für jeden einzelnen 
Beamten garantieren; das kann man in keinem einzel- 
nen Fall. Wir können und müssen kontrollieren und 
darauf achten, daß das Recht rechtmäßig angewendet 
wird. 

(Beifall bei der FDP) 

Schließlich: 500 000 Mitbürger sind in unserem 
Land ehrenamtlich unterwegs, um für den Staat und 
auch für uns und für das, was dieses Haus gewollt hat, 
tätig zu sein und uns Daten zu ermitteln, auf denen 
auch wir später aufbauen können. Wir sollten unseren 
Dank den Mitbürgern sagen, die sich bereit erklärt 
haben, die mühevolle und infolge Ihrer Aktivitäten 
auch nicht ungefährliche Arbeit auf sich zu neh- 
men. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: O Gott!) 

— Bitte, nein, lassen Sie den Gott weg, Frau Unruh! 
Denken Sie daran, und entschuldigen Sie sich einmal 
bei einem Volkszähler dafür, daß durch Ihre Aktivitä- 
ten 

(Frau Schmidt -Bott [GRÜNE]; Denken Sie 
daran, daß Türen eingeschlagen wurden!) 

gegen diese Volkszählung, die notwendig und kor- 
rekt ist, der Boden für das bereitet wurde, was uns 
heute an Gewalttätigkeiten begegnet. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Schmidt-Bott. 


Frau Schmidt-Bott (GRÜNE): Bereits 1983 — das ist 
noch keine fünf Jahre her — hat Herr Bundesinnen- 
minister Zimmermann die damaligen Volkszäh- 
lungsgegner zu Verfassungsfeinden erklärt. Am 
15. Dezember 1983 — ebenfalls noch keine fünf Jahre 
her, Herr Zimmermann — stand fest, wer die Verfas- 
sungsfeinde waren: nicht die Volkszählungsgegner, 
sondern der Bundesinnenminister und all seine Mit- 
streiter, die ohne Rücksicht auf das Grundgesetz das 
verfassungswidrige Volkszählungsgesetz durchfüh- 
ren wollten. Es ist inzwischen grotesk, wirklich gro- 
tesk, wenn man sich immer wieder darauf beruft, ein 
nach parlamentarischen Regeln korrekt zustande 
gekommenes Gesetz sei automatisch verfassungsge- 
mäß. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Keine fünf Jahre ist es her, daß Ihnen genau zu diesem 
Inhalt die Verfassungs Widrigkeit bescheinigt worden 
ist. 

(Uldall [CDU/CSU]: Sie entscheiden doch 
nicht darüber, was verfassungswidrig ist 
oder nicht! Rufen Sie doch das Gericht an!) 

Ich bedaure zutiefst, daß es zu Angriffen und Über- 
griffen gekommen ist, und ich befürchte leider noch 
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Frau Schmidt-Bott 

(A) mehr davon. Nur, noch einmal — nicht zum ersten 
Mal — auch hier: Wer von Gewalt redet und über die 
Staatsgewalt schweigt, der imterdrückt den wichtig- 
sten Teil der Wahrheit, nämlich daß nicht alle Gewalt 
vom Volk ausgeht, sondern das Gegenteil richtig ist: 
Fast alle Gewalt geht vom Staat aus und richtet sich 
gegen das Volk, 

(Lachen und Widerspruch bei der CDU/ 
CSU) 

Wie das gelaufen ist, haben wir in den letzten Mona- 
ten erlebt. Da die Drohung mit dem Ordnungswidrig- 
keitengesetz nicht reichte, wird mit Krampf und mit 
dümmsten Argumenten, die juristisch überhaupt 
nicht haltbar sind und sein werden, 

(Uldall [CDU/CSU]: Die sind ganz haltbar!) 

versucht, mit dem Strafgesetzbuch Einschüchterung 
zu betreiben. 

(Dr. Stark [Nürtingen] [CDU/CSU]: An Ihren 
Früchten wird man Sie erkennen!) 

Wer hier, wie Herr Zimmermann, auf Gesetzesein- 
haltung pocht, den erinnere ich daran, daß in Celle der 
Bund und Niedersachsen gemeinsam einen Bomben- 
anschlag auf die Justizvollzugsanstalt durchgeführt 
haben. Wer heute wie Herr Zimmermann über Brand- 
anschläge auf Erhebungsstellen klagt, den erinnere 
ich daran, daß der Arbeitskreis II der Innenminister- 
konferenz offiziell erklärt hat, daß die Polizei „imder- 
cover agents" benötige und daß diese „undercover 
agents", um wirksam arbeiten zu können, Straftaten 
begehen dürfen und daß diese Straftaten gerechtfer- 
tigt sind. 

(Hört! Hört! bei den GRÜNEN) 

Ich vermute — ich kann es nicht beweisen — , daß auf 
diese Art auch im Zusammenhang mit der Volkszäh- 
lung gearbeitet worden ist. Ich hoffe, daß die Beweise 
nicht zu spät auf den Tisch kommen. 

Abschließend möchte ich, weil das nach wie vor in 
diese Kriminalisierungsecke aus Ihrer Sicht gehört, zu 
dem Vorwurf des Faschismus etwas sagen. Wenn 
jemand Interesse an solchen totalen und zentralen 
Erfassungsmitteln und -methoden hat, dann sind und 
waren es die Faschisten und nicht die, die ihr Recht 
auf zivilen Ungehorsam und Selbstbestimmung in 
Anspruch nehmen. Zu Ihrer geschichtlichen Nach- 
hilfe, Herr Gerster, Herr Kohl, Herr Zimmermann: Die 
Nazis haben in nur sechs Jahren zwei Volkszählungen 
durchgeführt. 

(Beifall bei den GRÜNEN - Dr. Solms [FDP]: 

Was soll denn dieser Vergleich? — Schäfer 

[Offenburg] [SPD]: Ein unglaublicher Ver- 
gleich! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Wenn die GRÜ- 
NEN wirklich der Überzeugung wären, daß dieses 
Gesetz verfassungswidrig ist, dann würden sie zum 
Bundesverfassungsgericht ziehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Aber weil sie vom Gegenteil überzeugt sind, tun sie es (C) 
nicht, sondern rufen zum Boykott auf. 

Meine Damen und Herren, es ist doch symptoma- 
tisch, daß sich dieser Bundestag in den letzten Jahren 
immer wieder mit der Gewalt in der Politik auseinan- 
dersetzen muß. 

(Zuruf des Abg. Dr. Nöbel [SPD]) 

Aus allen Teilen der Bundesrepublik erhalten wir jetzt 
Meldungen über Drohungen, Brandanschläge, Raub- 
überfälle: Brandanschläge in Heilbronn, Altdorf, 
Stuttgart; Überfälle in Wuppertal, Köln, Hamburg, 
Düsseldorf, Hannover, Münster. Meist maskierte 
Täter bedrohen Zähler mit Messern und Schußwaffen, 
rauben Erhebungsunterlagen und sogar Geld. Meine 
Damen und Herren, so ist es: Die Saat der Gewalt geht 
auf! 

Sie, die GRÜNEN, gemeinsam mit Kommunisten 
und anderen linksextremen Kräften, tragen dafür die 
Verantwortung, aber ganz besonders Sie, die Sie hier 
im Parlament entsprechende Reden gehalten haben. 

Wer im Deutschen Bundestag dazu aufruft, ein mit 
überwältigender Mehrheit demokratisch beschlosse- 
nes Gesetz zu brechen, wer im ganzen Lande den 
Boykott der Volkszählung organisiert und wer zur 
gleichen Zeit nicht bereit ist, das Gewaltmonopol des 
Staates zu respektieren, ja sogar Gewalt gegen unse- 
ren demokratischen Rechtsstaat aus politischen 
Gründen für legitim erklärt, der kann für die jetzt aus- 
brechenden Gewalttaten nicht anderen die Schuld 
zuweisen. Nein, er ist als geistiger Urheber und als 
Anstifter gleichermaßen verantwortlich wie die 
Gewalttäter selbst, meine Damen und Herren. (D) 

(BeifaU bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sachbeschädigung, Körperverletzung, Raubüberfälle, 
terroristische Bedrohung — das müssen Sie sich poli- 
tisch zurechnen lassen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Bombe von Celle!) 

Ich werfe Ihnen, den GRÜNEN, vor, daß Sie Ihren Eid 
auf das Grundgesetz in einer Weise verletzen, wie es 
hier seit dem Ausscheiden der Kommunisten aus dem 
Deutschen Bundestag nicht mehr der Fall gewesen 
ist. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wer hat denn 
den öffentlichen Eid geleistet?) 

Wer sich öffentlich zur Täuschimg von Behörden, 
zum Bruch von Recht und Gesetz, zur Gewalt gegen 
Sachen bekennt und sogar dazu aufruft, der muß wis- 
sen, daß die einmal „legitimierte" Gewalt nicht vor 
den Menschen, nicht vor Personen haltmacht. Wir 
wissen doch alle aus Erfahrung von der Eskalation der 
Gewalt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Bombe von Celle!) 

Wir erinnern uns an die APO-Zeit und die Ursprünge 
des RAF-Terrorismus. Und wir erinnern uns an die 
Überfälle auf Polizeibeamte, z. B. an den Überfall auf 
die Verkehrspolizisten bei Kleve in der Nähe von 
Brokdorf. 

Ich fordere die GRÜNEN auf: Machen Sie sich 
bewußt, was in unserem Lande — auch dank Ihres 
politischen Verhaltens — geschieht. Kommen Sie zur 
Besinnung! Sie reden über die Gewalt mal so, mal so. 
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Dr. Olderog 

(A) Heute distanzieren Sie sich, morgen rufen Sie selbst 
indirekt oder gar so, daß man es als einen direkten 
Aufruf verstehen könnte, dazu auf. Ringen Sie sich 
endhch dazu durch, sich überall und jederzeit im gan- 
zen Lande ohne politisches Wenn und Aber von jeder 
Form der Gewaltanwendung zu distanzieren. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Wir haben doch die 
Bombe in Celle nicht gelegt!) 

Und wenn Sie dazu nicht bereit sind, sage ich Ihnen: 
Es gibt kein Widerstandsrecht, kein willkürliches 
Widerstandsrecht gegen demokratische Gesetze. 
Aber, meine Damen und Herren, es gibt eine Pflicht 
aller Politiker, die diese Demokratie wollen und tra- 
gen, gegen jene Kräfte gemeinsam Front zu machen, 
die in elitärer Überheblichkeit und undemokratischer 
Arroganz unseren inneren Frieden gefährden. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lutz. 

Lutz (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und Her- 
ren! Gewalt gegen Volkszähler — das ist ein Thema, 
das mich persönlich brennend interessiert. Ich bin 
Volkszähler, so wie der nordrhein-westfähsche Innen- 
minister Schnoor und andere Sozialdemokraten 
auch. 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

^ Ich halte diesen Einsatz für pohtisch notwendig. 

Ich halte manche Töne der Begleitmusik der Regie- 
rung und seitens der Boykotteure für ebenso typisch 
deutsch wie absurd. Hier schaukelt man sich gegen- 
seitig in eine Hysterie hinein, die vom eigenüichen 
Inhalt der Volkszählung wegführt. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt groteske Übersteigerungen: hier das Flam- 
menschwert des Staates, dort das Finassieren über die 
Strafbarkeitsbarriere hinaus. Wer Hysterie nährt, 
meine Damen und Herren, soll die Folgen nicht 
beheucheln und beweinen. Wir Volkszähler werden 
vom Geschwätz nicht satt, eher beschädigt. 

Und dann machen Sie eine Aktuelle Stunde, um Ihr 
Gewissen zu beruhigen. So manche Rede von Herrn 
Zimmermann, so manches törichte Kanzlerwort, 
waren gerade die Bundesautobahn ins kalkulierte 
Desaster, so manche Äußerung der GRÜNEN ein Rad- 
fahrweg ins kalkulierte Chaos. 

Da stehen wir Volkszähler nun dazwischen und 
müssen langatmig erklären, daß all das pohtischer 
Schwachsinn ist. Die Infamie beginnt heute vor den 
Mikrofonen, und wir müssen das ausbaden. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie können davon ausgehen, daß ich den Bürgern, 
die ich zu befragen habe, eines erklären werde: Die 
einzige unmittelbar pohtisch verwertbare Information 
dieser Volkszählung liefern die Boykotteure selbst: 
Das aktive Protestpotential der Bundesrepublik wird 
erstmals statistisch exakherfaßt. Es wird, weil man sich 
persönhch zu erkennen gibt und ein amtlich zu ver- 


hängendes Bußgeld in Kauf nimmt, auch namenthch (C) 
erfaßt werden. 

Manchmal denke ich mir, daß dies den Zimmer- 
männern und den Fundis gar nicht unheb ist. Zumin- 
dest hätte man nicht konsequenter auf dieses Ergeb- 
nis zusteuern können, als das tatsächüch geschieht. 

Man muß schon, meine Damen und Herren, ein sehr 
weites Gewissen haben, um die befragten Bürger in 
diese Falle tappen zu lassen. Ich verspreche Ihnen: In 
meinem Zählbereich werde ich alles daransetzen, 
damit diese Rechnung nicht aufgeht. 

(Beifall bei der SPD) 

Das schwächste Glied in der Abfolge gesellschafüi- 
cher Konflikte sind in diesem Fall zweifelsohne die 
Volkszähler, die im direkten Kontakt mit dem Bürger 
stehen. Die Boykotteure prügeln den Sack, laden 
dabei ihren Frust ab und meinen in Wirkhchkeit den 
Esel, den Staat, dem sie ein abgrundtiefes Mißtrauen 
entgegenbringen. Das ist die eigenüiche Gefechts- 
lage, die wir heute erleben. 

Wir sollten prüfen, wer in der Politik dies herbeige- 
redet und herbeigehandelt hat. Diejenigen, die es 
getan haben, sollten sich wenigsten schämen, 

(Dr. Nöbel [SPD]: So ist es!) 

die Zimmermänner und die Sprangers sicher. Wer 
grundsätzlich den Bürgern mißtrauisch gegenüber- 
tritt, ständig die Muskeln der Staatsgewalt spielen 
läßt, Dossiers anfertigt und den Überwachungsstaat 
anstrebt, kann Vertrauen nicht ernten. 

(Beifall bei der SPD — Gerster [Mainz] [CDU/ 

CSU]: Das ist wirklich dummes Zeug! (D) 

Erbärmlich! — Sauer [Stuttgart] [CDU/CSU]: 

Sie beleidigen jeden Volkszähler! — Weitere 
Zurufe von der CDU/CSU) 

Die Ditfurths und die Ebermänner auch. Wer diesen 
Staat zu einem korrupten, halbtotalitären Gebilde 
herunterredet, sät Mißtrauen und erntet Hysterie 

(Beifall bei der SPD - Dr. Nöbel [SPD]: Das 
ist der Punkt!) 

und verbaut mit einer solchen Strategie jede Möglich- 
keit der demokratischen Veränderung von innen her- 
aus, was möglicherweise auch der Sinn der Sache 
ist. 

Wir halten diesen Staat nach wie vor für veränder- 
bar, Fehlentwicklungen für korrigierbar, Auswüchse 
für zurückschneidbar. Wir wünschen uns einen Staat, 
der auf gesicherten Grunddaten bürgernahe Politik zu 
betreiben vermag. Wir kämpfen um einen liberalen, 
um einen bürgernahen, um einen verantwortungsbe- 
wußten, um einen sozial gerecht handelnden Staat. 

Wir kämpfen um unseren Staat. Er ist schließlich so 
gut oder so miserabel, wie wir alle ihn selbst aus ge- 
stalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Abgeord- 
nete Fellner. 

Fellner (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Lieber Herr Kollege 
Lutz, in Ihrer Eigenschaft als Volkszähler spreche ich 
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Fellner 

(A) Ihnen von dieser Stelle aus ausdrücklich das Ver- 
trauen aus. Das gilt nicht für das, was Sie sonst so 
machen; da würde ich nicht immer die Hand ins Feuer 
legen. Aber als Volkszähler haben Sie mein grenzen- 
loses Vertrauen. 

(Frau Weyel [SPD]: Jetzt reichts! Jetzt wird es 
beleidigend! — Weitere Zurufe von der 
SPD) 

Daß Sie das als Pohtiker nicht grenzenlos verdienen, 
haben Sie ja in Ihrer Rede wieder gezeigt. Der Rest 
nach dieser Erklärung war ja so ein Wackeln zwischen 
besserer Einsicht und dem Opportunismus, vielleicht 
auch die Rücksichtnahme auf Ihre Jusos, denen Sie 
offensichtiich nach wie vor nicht klarmachen können, 
wie notwendig die Volkszählung ist. 

Was von den GRÜNEN heute hier wieder vertreten 
worden ist, hat ja Gott sei Dank auf allen Seiten dieses 
Hauses fassungsloses Kopfschütteln verursacht. Die- 
ses sanfte Bedauern dessen, was passiert ist, und dann 
der flammende Appell und Angriff gegen das Gewalt- 
monopol des Staates zeigt wirkhch, daß Sie nicht hier- 
hergehören und daß Sie hier nichts zu suchen 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Frau Unruh [GRÜNE]: Dann gehen Sie doch 
auch raus!) 

Sie haben natürlich in Ihrer Agitation einen Vorteil, 
der uns besondere Schwierigkeiten macht, nämlich 
daß das Verfassungsgericht einmal ein Volkszäh- 
lungsgesetz für verfassungswidrig erklärt hat; des- 

(B) halb greife ich das auf. Denn das Verfassungsgericht 
hat nicht das für verfassungswidrig erklärt, was wir 
jetzt wiederum machen, hat nicht den Fragenkatalog 
und die Tiefe der Fragen kritisiert, sondern es hat kri- 
tisiert, daß Gefahren in der Abgrenzung und in der 
Durchführung auftreten können, und zwar insbeson- 
dere im Zusammenhang damit, daß wir damals 
gleichzeitig, was ja auch sinnvoll gewesen wäre, die 
Melderegister der Kommunen auf den aktuellen 
Stand bringen wollten. Darin hat das Gericht mögli- 
che Gefahren gesehen. Darauf haben wir jetzt ver- 
zichtet. Wir können also für uns in Anspruch nehmen, 
daß der Fragenkatalog , der jetzt in den Erhebungsbö- 
gen verteilt wird, vom Verfassungsgericht so abge- 
segnet ist, und das wissen Sie ja. 

Man kann Ihnen immer nur Vorhalten, und man 
kann den Bürger nur händeringend bitten, doch zu 
sehen, daß Sie es tunlichst vermeiden, vor das Verfas- 
sungsgericht zu ziehen. Einige Ihrer Agitatoren haben 
damals Erfolg gehabt. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das waren seriöse 
Rechtsanwälte!) 

Suchen Sie doch den Erfolg vor dem Verfassungsge- 
richt, und hören Sie auf, die Bürger ins Unglück zu 
stürzen und Leute, die auf Ihre Agitation hereinfallen 
und jedes Maß verheren, jetzt draußen zu Straftätern 
werden zu lassen, indem sie auf diejenigen, die das 
Gesetz durchführen sollen und die im Auftrag des 
Staates, im Auftrag der Verwaltungen unterwegs 
sind, in übelster Weise Anschläge verüben. 

Man kann immer wieder nur betonen: Sie versu- 
chen, mit Falschdarstellungen und Verdächtigungen 


einfach den Bürgern Ängste zu machen. Sie verstei- (C) 
gen sich hier im Bundestag, in dieser zentralen Insti- 
tution unseres Staates dazu, zum Bruch der demokra- 
tisch zustande gekommenen Gesetze aufzurufen. Das 
hat der Herr Bernrath als etwas dargestellt, was wir 
schon gewohnt sind und worüber wir schon oft disku- 
tiert haben. Heute aber müssen wir eben über einen 
Schritt weiter diskutieren, nämlich daß es nicht bei 
den Aufrufen zum Widerstand und zum Boykott 
bleibt, sondern daß welche das draußen auch so ver- 
stehen, daß sie tatsächlich Gewalt nicht nur gegen 
Sachen, sondern auch gegen Personen ausüben. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Das hat die Bombe in 
Celle ausgelöst!) 

Ich möchte, hebe Frau Kollegin Aufruhr, um das 
Ganze wirkhch unverdächtig zu machen, den frühe- 
ren Bremer Bürgermeister, den SPD-Kollegen, mit 
Ihrer Erlaubnis, Herr Penner, zitieren, der im Deutsch- 
landfunk gesagt hat: Wer im Parlament aufruft, 
Gesetze zu boykottieren und nicht zu reahsieren, die 
von der Mehrheit des Parlaments abgeschlossen wor- 
den sind, geht einen Weg, den ich, Koschnick, leider 
schon vor 1933 kannte, wo es die extremen Gruppen 
genauso taten. Entweder akzeptiert man Mehrheits- 
entscheidungen oder ringt im Parlament um eine 
andere Position. Aber da kann man hinterher nicht als 
Abgeordneter Boykottpositionen gegen Gesetze ver- 
treten, die einem nicht gefallen. 

Wenn Ihre Anwesenheit im Bundestag dazu beitra- 
gen würde, daß Sie es endhch lernten, daß Demokra- 
tie und Minderheitenrecht die Möghchkeit bedeutet, 
zur Mehrheit zu werden und mit legalen Mitteln um pj 
diese Mehrheit zu kämpfen, daß es nur das und nicht 
mehr bedeutet und daß es nie die Diktatur einer Min- 
derheit und das Fortführen von verlorenen Schlachten 
hier mit rechtswidrigen Methoden bedeuten kann, 
wenn Sie das begriffen hätten, dann wären diese 
Debatten und Ihre Anwesenheit hier durchaus von 
Sinn gewesen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Nöbel. 


Dr> Nöbel (SPD): Herr Präsident! Meine sehr verehr- 
ten Damen rmd Herren! Wir haben die Aktuelle 
Stunde nicht beantragt, aber sie gibt Gelegenheit, 
klar Position zu beziehen. Auf Grund von Zwischen- 
rufen, die hier zu hören waren, möchte ich ganz klar 
formulieren: Sozialdemokraten bejahen die Notwen- 
digkeit der Volkszählung. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Sie liefern den 
GRÜNEN die Argumente!) 

Wir haben, Herr Olderog, einen Vorsitzenden, der 
als Alterspräsident des Deutschen Bundestages in der 
konstituierenden Sitzung ein klares Wort zur Volks- 
zählung gesprochen hat. 

(Uldall [CDU/CSU] : Dann sprechen Sie es 
auch einmal!) 
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Dr. Nöbel 

(A) — Ich bin doch dabei. 

(Uldall [CDU/CSU]: Gleich kommt doch wie- 
der das Aber!) 

Wir, die Sozialdemokraten, haben ein Präsidium, 
das nicht den geringsten Zweifel an der Haltung die- 
ser Partei zur Volkszählung gelassen hat. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Das sieht bei den 
Jusos anders aus!) 

Wir haben einen Parteivorstand, wir haben einen 
Fraktionsvorsitzenden, dessen klare Sprache Sie ken- 
nen müßten. Es ist hier schon zitiert worden. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Und die Jusos?) 

— Das ist ja die Antwort auf Ihre Zwischenrufe. Das 
haben Sie nur noch nicht begriffen. 

(UldaU [CDU/CSU]: Aber? Aber?) 

Und wir haben die sogenannte Fraktionsvorsitzen- 
denkonferenz — bestehend aus den Fraktionsvorsit- 
zenden im Bundestag und in den Landtagen — , die 
sich ebenfalls eindeutig erklärt hat. 

Das, was meine beiden Kollegen vor mir gesagt 
haben, muß ich nicht wiederholen. 


(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Was 
haben die Jusos gesagt? — Zuruf von den 
GRÜNEN: Sozialdemokratische Juristen 
haben sich eindeutig gegen die Volkszäh- 
lung ausgesprochen!) 

(B) — Ich nehme das auf: Ich habe — das geht an die 

Adresse der GRÜNEN und der CDU/CSU — große 
Zweifel, ob die Initiative zu dieser Aktuellen Stunde 
der Volkszählung dienlich ist. Das ist wirklich meine 
Frage. Niemand, der die Volkszählung für wichtig 
hält, darf sie zum Glaubenskrieg hochstilisieren. Das 
ist die große Gefahr. 

(BeifaU bei der SPD) 


Normalität zur Hysterie wird. Ich greife das auf, was 
vorher gesagt worden ist. 

(Zustimmung bei der SPD — Zuruf von den 
GRÜNEN: Das hat vielleicht etwas mit unse- 
rer Geschichte zu tun!) 

Unser Kollege Gerd Wartenberg hat am 7. Mai von 
dieser Stelle aus gesagt: 

Die Erkenntnisse, die die Volkszählimg bringt, 
schaffen nicht per se einen Erkenntnisvorsprung 
für irgendeine Verwaltung oder Regierung, son- 
dern sie sind eine Arbeitsgrundlage für die 
gesamte jeweilige Gesellschaft. 

Und dann sagt er: 

Denn diese Zahlen sind öffentliches Gut. 

Das sei ja das Besondere der öffentlichen Statistik. Das 
ist genau die Bewertung meiner Fraktion. Klarer ist 
das doch gar nicht zu formulieren. 

Ich habe keine Lust, mich mit dem Boykott der 
GRÜNEN zu befassen. Es ist doch nachgewiesen, 
erwiesen, bewiesen, daß ausgerechnet Sie dieses 
Haus, Landtage, andere Parlamente mit MiUionen von 
Unkosten überschütten, um auf Anfragen Antworten 
aus der Statistik zu bekommen. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt bin ich auch schon bei der Null-Null- Lösung 
angekommen. Ich hätte noch etwas zu sagen, aber die 
Redezeit ist um. Ich danke trotzdem für die Aufmerk- 
samkeit. 

(Beifall bei der SPD) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Gerster. 


Gerster (Mainz) (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Niemand von 
unserer Seite bestreitet, daß sich das SPD -Präsidium, 
auch die SPD-Fraktion zur Volkszählung bekennen. 
Sie hat ja auch mitgestimmt. Nur, liebe Kolleginnen 
und Kollegen von der SPD, das ist ja gerade die Dop- 
pelbödigkeit: Wenn sich Herr Lutz hinstellt und den- 
selben Unsinn redet wie DIE GRÜNEN, nämlich Herr 
Zimmermann wolle einen Überwachungsstaat und 
diese Geschichten, zeigen Sie doch selbst, wes Gei- 
stes Kind Sie in dieser Frage sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Widerspruch bei 
der SPD) 

Sie wissen ganz genau, daß Sie danüt auch das 
Geschäft der GRÜNEN betreiben. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Nein, nein!) 

Sie wollen so in der Welten Mitten zu Grün hin, zu 
Ihren kommunalen Bürgermeistern hin einen Zwi- 
schenweg gehen 

(Dr. Nöbel [SPD]: Das ist unfair!) 

und zerstören damit Ihre eigene Glaubwürdigkeit. 
Auch hier werden Sie in Zukunft die Quittung bekom- 
men. 

(Dr. Penner [SPD]: Man zeigt nicht mit nack- 
ten Finger auf angezogene Leute!) 


Ich kenne Leute — ich sage das ganz offen — , 
anständige Bürgerinnen und Bürger, die eine Befra- 
gung nicht mögen. Leben wir in einem freien Land 
oder leben wir nicht in einem freien Land? Aber dann 
darf ich doch diese anständigen Leute nicht krimina- 
lisieren. 

(Zustimmung bei der SPD und den GRÜ- 
NEN) 

Das geht auf dem Lande offenbar etwas leichter von 
der Zunge, wie der Verfassungsminister jetzt in Mün- 
ster oder wie der Bxondeskanzler gezeigt hat, der die- 
sen faschistoiden Vergleich in die Diskussion einge- 
führt hat, der völlig unnötig ist. 

Anstatt hier zu reden — agitieren ist ja leicht —soll- 
ten wir hingehen und überzeugen — das, was der Kol- 
lege Lutz gesagt hat, ist doch erfreulich: daß er sich 
selber aktiv beteihgt — , wo Überzeugungsbedarf 
ist. 

Wenn die Volkszählung ein normaler Vorgang ist, 
der die Demokratie mit verläßlichen Daten versorgt, 
wie das in allen zivilisierten Ländern unumstritten ist, 
dann fragt man sich, warum ausgerechnet bei uns 


(C) 


(D) 
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Gerster (Mainz) 

(A) Meine Damen, meine Herren, dasselbe offenbart 
sich bei dem Kollegen Nobel eben, wenn er gewisser- 
maßen verständnisvoll sagt, es gebe Leute, die die 
Befragung nicht mögen; die könnten deswegen kri- 
tisch sein. Im demokratischen Rechtsstaat kommt es 
nicht darauf an und kann es nicht darauf ankommen, 
daß die Bürger jedes Gesetz wollen. Ich mag wie die 
Masse der Bürger z. B. die Steuergesetze überhaupt 
nicht. Trotzdem muß ich Steuern zahlen. Das Prinzip 
des demokratischen Rechtsstaates heißt, es kann nur 
die Mehrheit im Rahmen der Verfassung und der 
Gesetze entscheiden. Dann müssen die Gesetze für 
alle gleich gelten. Das heißt mit anderen Worten: 
Wenn der Staat darauf dringt, daß die Gesetze einge- 
halten werden, dann hat das nichts mit Willkür, nichts 
mit Unterdrückung zu tun. Es wird auch nicht, wie der 
berühmt-berüchtigte Professor von Ditfurth im „Spie- 
gel" diese Woche sagt, eine Art Gehorsamsprüfung 
abgenommen. Willkür und Mißbrauch können nur 
dann verhindert werden, wenn die Gesetze für alle 
gleich gelten. 

(Bernrath [SPD]: Wer redet denn hier von 

Willkür? ~ Dr. Nöbel [SPD]: Das ist die Kri- 
minalisierung, die Sie betreiben!) 

— Das ist keine Kriminahsierung. Das ist Selbstver- 
ständlichkeit. 

(Dr. Nöbel [SPD]: Doch! Sie betreiben Krimi- 
nalisierung!) 

Denn wenn eine Minderheit für sich das Recht in 
Anspruch nimmt, einzelne Gesetze für sich außer 
Kraft zu setzen, dann bedeutet das nichts anderes als 
(ß) ein Faustrecht derjenigen, die ihre Meinung rück- 
sichtlos durchsetzen, unabhängig von der allgemei- 
nen Rechtsordnung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Dr. Nöbel [SPD]: Jetzt reden Sie bewußt an 
uns vorbei!) 

Was ich erwartet hätte, wäre gewesen, daß sich die 
GRÜNEN heute von dem skandalösen Faltblatt ihrer 
Zeitung absetzen, wo sie den gläsernen Menschen 
beschwören und praktisch Anleitungen geben, um 
die Volkszählung zu unterlaufen. Was ich von den 
GRÜNEN erwartet hätte, wäre, daß sie sich hier hin- 
stellen und sich von Sprengstoffanschlägeiir von 
Brandanschlägen, von Überfällen auf Volkszähler 
und von Drohbriefen distanzieren. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Was hat Herr 

Häfner denn gesagt? Meine Güte! Nicht mal 
hören kann er!) 

Nichts dieser Art ist hier erfolgt. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU — 

Kleinert [Marburg] [GRÜNE): Sperren Sie 
einmal Ihre Ohren auf!) 

Meine Damen, meine Herren, ich frage: Wo bleibt 
jetzt Ihre Sorge um Frieden, um Mitmenschlichkeit 
und um den Schutz des Lebens, die Sie angeblich auf 
die Fahnen Ihrer Bewegung geschrieben haben? 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
gilt ja nicht für jeden bei denen!) 

Wo bleibt Ihre Distanzierung von diesen brutalen 
Aktionen? Wo sind die Aufrufe der GRÜNEN an die 


Gewalttäter, einzuhalten und zur Besinnung zu kom- (C) 
men? Nichts dergleichen ist von Ihnen zu hören. 

Statt dessen predigen Sie den Rechtsbruch und leh- 
nen maßgebliche Sprecher aus Ihren Reihen nach wie 

vor das Gewaltmonopol des Rechtsstaates ab. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Alles Quatsch!) 

Vor vier Jahren sind Sie hier mit Blumen in den 
Händen in den Saal eingezogen. Sehen Sie denn 
nicht, daß sich in Ihren Spuren und mit den von Ihnen 
gelieferten falschen Argumenten anarchistische 
Gewalttäter und Kriminelle auf den Weg machen? 
Sehen Sie nicht, in welch verhängnisvollen Irrtum Sie 
mit der Behauptung, beim Volkszählungboykott 
müsse man sich ein neues Grundrecht erkämpfen, 
hineinlaufen? Im Klartext bedeutet das doch nichts 
anderes, als daß diese Republik nach der Meinung 
von vielen von Ihnen zu revolutionieren sei. Zumin- 
dest Ihr Sprecher Ebermann, der sich zu seiner kom- 
munistischen Ideologie bekennt, sagt, was er will. Wie 
im „Spiegel" vom 27. April nachzulesen ist, will er 
unsere Gesellschaft weiter polarisieren und Konflikt- 
potentiale aufbauen, weil er gegenwärtig für seine 
Meinung keine Mehrheit sieht. 

Ich fordere Sie auf; Hören Sie endlich damit auf. 

Wer Drohbriefen gegen Unbescholtene, wer Überfäl- 
len auf Zähler, wer Brandanschlägen auf Rathäuser, 
wer also der Gewalt in Wort und Tat Vorschub leistet 
wie Sie von den GRÜNEN, kann kein Wahrer von Per- 
sönlichkeits- und Datenschutz sein. Meine Damen, 
meine Herren, die CDU/CSU weiß, daß dieses Gesetz 
auf der Basis des Verfassungsgerichtsurteils verfas- 
sungsrechtlich einwandfrei ist. Natürlich mag es hier (D) 
oder dort die eine oder andere Panne geben. Wir zwei- 
feln aber nicht an der Redlichkeit von 500 000 Zäh- 
lern, und wir zweifeln nicht an der Redlichkeit der 
Beamten, daß sie dieses Gesetz ordnungsgemäß 
durchführen werden und der Volkszählung gegen 
Ihren Willen zum Erfolg verhelfen werden. 

Ich bedanke mich für Ihre Aufmerksamkeit. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 


Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
die Aktuelle Stunde ist damit abgeschlossen. 

(Frau Unruh [GRÜNE]: Gott sei Dank!) 

Zur Abgabe einer Erklärung nach § 30 unserer 
Geschäftsordnung hat der Herr Abgeordnete Kleinert 
(Marburg) das Wort. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Meine Damen und 
Herren! Der Gegenstand, um den es soeben ging, ist 
sehr umstritten in diesem Haus. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Sie von der Regierungskoalition mögen ja über unsere 
Auffassungen zu dieser Frage urteilen, wie Sie wollen, 
aber 

(Seiters [CDU/CSU): Zur Geschäftsord- 
nung!) 

— Herr Seiters, Sie haben heute morgen ein Muster- 
beispiel dafür gegeben, wie man hier einen 
Geschäftsordnungsantrag zu stellen hat. 
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(A) Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter Klei- 
nert, kommen Sie zu Sache! Da passe ich schon auf. 

Kleinert (Marburg) (GRÜNE): Ich muß Ihnen sagen: 
Wenn der Abgeordnete Kalisch hier im Zusammen- 
hang mit dieser Aktuellen Stunde im Zusammenhang 
mit uns und gerade auch mit mir persönlich von einer 
klammheimlichen Freude gesprochen hat im Zusam- 
menhang mit Gewalttaten gegen Volkszähler, wenn 
in diesem Zusammenhang auf meine Zwischenrufe 
hin eine Assoziation zum Mord an Bundesanwalt 
Buback hergestellt worden ist, dann ist dies eine 
Ungeheuerlichkeit, und — ich sage das hier ganz 
ruhig — ich empfinde das als eine unverschämte 
Beleidigung, 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

zumal dann, wenn hier durch Redner meiner Fraktion 
unmißverständlich klargestellt worden ist, daß 
GRÜNE Gewalttaten in keiner Weise billigen, 

(Seiters [CDU/CSU]: Das ist ja nun wirklich 
nicht wahr! — Eigen [CDU/CSU]: Das ist die 
Unwahrheit! — Weitere Zurufe von der 
CDU/CSU und der FDP) 

sondern daß wir sie scharf kritisieren, und das gilt 
auch für Gewalttaten im Zusammenhang mit der 
Volkszählung. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Zurufe von der 
CDU/CSU und der FDP) 

Wenn Herr Hirsch hier festgestellt hat — jetzt zitiere 
ich — : „Sie sind der Urheber der Verbrechen", 

.ß. (Dr. Rumpf [FDP]: Sie fordern zu Gewaltta- 

ten auf!) 

dann offenbart das eine Maßlosigkeit, die wirklich 
den Verdacht aufkommen lassen muß, daß es Ihnen 
hier nicht um bessere Statistik geht, 

(Eimer [Fürth] [FDP]; Wer hat dann die Pla- 
ketten hier im Bundestag getragen?) 

sondern darum, den politischen Gegner GRÜNE zu 
verteufeln und das Ganze zu einer Hetzkampagne 
gegen die Kritiker Ihrer Gesetze hier hochzustilisie- 
ren. Das ist Ihr Problem. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Und wenn der Herr Abgeordnete Sauer an unsere 
Adresse hier ungerügt — ungerügt! — ausgeführt hat: 
Die roten Faschisten kommen — das haben alle 
gehört, die hier vorne gesessen haben — , dann ist dies 
nicht nur eine persönliche Beleidigung. Solche Zwi- 
schenrufe offenbaren eine Geisteshaltung und eine 
Maßlosigkeit, die mir Angst und Schrecken einjagt 
und die Sie disqualifiziert bei dem Versuch, sich hier 
als Musterdemokrat aufzuspielen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Zur Abgabe einer persönli- 
chen Erklärung nach § 30 hat der Herr Abgeordnete 
Kalisch das Wort. 

Kalisch (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich glaube, nach diesen Äußerungen ist 
es wohl gut, wenn ich hier eine Klarstellung dessen 
gebe, was ich gesagt und gedacht habe. Eine direkte 
Beziehung Ihrerseits zu einer terroristischen Gewalt- 


tat habe ich nicht hergestellt und wollte ich nicht her- (C) 
stellen. Ich habe aber den Eindruck, daß Sie sich ins- 
geheim freuen, wenn die Saat Ihrer Boykottaufrufe 
aufgeht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Frau Schoppe 
[GRÜNE]: Das ist ja wieder genauso 
schlimm! — Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: 
Unverschämt! — Weitere Zurufe von den 
GRÜNEN) 

— Darf ich fragen: Wollten Sie eine Klarstellung des- 
sen, was ich meine, oder nicht? 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Ich bin dank- 
bar für diese Klarstellung!) 

Vizepräsident Stücklen: Nein, Herr Abgeordneter, 

Sie haben das Wort zu einer Erklärung, und zwar zu 
den Ausführungen, die Sie gemacht haben. 

Kalisch (CDU/CSU): Jawohl, richtig. — Ich wollte 
mit den Worten „klammheimliche Freude" zum Aus- 
druck gebracht haben, daß Sie sich freuen, wenn die 
Saat Ihrer Boykottaufrufe aufgeht. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]; Wie bitte? Das 
ist ja unglaublich! — Zurufe von der CDU/ 

CSU) 

Dabei meine Damen und Herren, bleibe ich, 

(Frau Schoppe [GRÜNE]; Warum wird er 
dafür nicht gerügt?) 

und ich bleibe auch dabei, daß Sie damit die Mitver- 
antwortung für die Übergriffe tragen. pj 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
es sind in dieser Aktuellen Stunde Ausdrücke gefal- 
len, die unparlamentarisch sind und die nicht zu recht- 
fertigen sind. Ich weise sie zurück. Wenn gesagt 
wurde, die Bundesregierung komme in den Verdacht, 
sie schüre den Terrorismus, weise ich das zurück, und 
ebenso weise ich den Zwischenruf zurück, der nicht 
ganz eindeutig personifiziert werden konnte, den 
Zwischenruf „roter Faschist". 

(Sauer [Stuttgart] [CDU/CSU]: Das war 
ich!) 

So sollten wir im Parlament miteinander nicht umge- 
hen. 

(Hoss [GRÜNE]; Er hat sich dazu bekannt! — 

Sauer [Stuttgart] [CDU/CSU]: Jawohl, das 
mache ich!) 

Ich rufe Punkt 1 1 der Tagesordnung, der heute vor- 
mittag zurückgestellt worden ist, auf: 

Beratung des Antrags des Bundesministers der 
Finanzen Einwilligung in die Veräußerung 
bundeseigener Grundstücke in München 

gemäß § 64 Abs. 2 der Bundeshaushaltsord- 
nung 

— Drucksache 11/190 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Haushaltsausschuß 
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Vizepräsident Stücklen 

(A) Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Ist das rich- 
tig? 

(Bohl [CDU/CSU]; Ja, völlig richtig!) 

— Gut. Ist auch keine Begründung vorgesehen? 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Wir wollen 
einen anderen Überweisungsantrag stel- 
len!) 

— Ja, sofort, das ist hier bereits auf geführt. 

Gemäß einer Vereinbarung im Ältestenrat soll der 
Antrag an den Haushaltsausschuß zur federführenden 
Beratung überwiesen werden. Die Fraktion DIE GRÜ- 
NEN hat beantragt, die Vorlage zusätzlich zur Mitbe- 
ratung an den Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau zu überweisen. Ist das richtig? 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Ja!) 

Haben Sie dazu noch einen Wunsch? 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Ja, ich würde 
das gern begründen!) 

— Den Antrag brauchen Sie nicht zu begründen. Sie 
brauchen mir nur zu sagen, in welchen Ausschuß Sie 
die Vorlage noch überwiesen haben wollen. 

(Weiss [München] [GRÜNE]: Ich möchte 
begründen, warum das in den Ausschuß für 
Raumordnung soll!) 

— Gut, wenn das Parlament einverstanden ist, bitte 
schön. 


Weiss (München) (GRÜNE): Meine Damen und 
(B) Herren, ich möchte kurz begründen, warum dieser 
Antrag, bei dem es darum geht, daß Grundstücke des 
Bundes in München an die München-Sachranger- 
Wohnbau GmbH veräußert werden sollen, nicht nur 
an den Haushaltsausschuß, sondern auch an den Aus- 
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
überwiesen werden sollte. 

Vorwegschicken muß ich allerdings, daß es mich 
etwas wundert, daß, wie in bezug auf die drei fragli- 
chen Grundstücke in München bei meinen Recher- 
chen herausgekommen ist, bereits Renovierungsar- 
beiten im Gange sind und daß die Bautafel als Bau- 
herren schon die Sachranger-Wohnbau GmbH aus- 
weist. Darüber hinaus konnte ich bei meinen Recher- 
chen feststellen, daß bereits am 31. März ein Kaufver- 
trag unterschrieben und notariell beurkundet worden 
ist. Dies nur dazu, daß ich mich etwas wundere. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das ist doch ein Sachbei- 
trag!) 

Aber es ist ja auch so, daß es sich bei Veräußerun- 
gen von Bundesgrundstücken gerade im städtebauli- 
chen Bereich nicht einfach um eine haushaltsrechtli- 
che und finanztechnische Frage handelt. Im Gegen- 
teil, es handelt sich hier um eine städtebauliche Maß- 
nahme, die in München im Bereich der Isarvorstadt 
liegt, 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Was 
ist das für eine Begründung!) 

In einem Stadtteil, von dem bekannt ist, daß er massiv 
von Mietervertreibung geprägt und gekennzeichnet 
ist, und zwar genau durch das hier möglicherweise 
drohende Verfahren, daß Mietwohnungen in Eigen- 


tumswohnungen umgewandelt werden und daß die (C) 
Mieter durch Luxussanierungen aus ihren Wohnun- 
gen vertrieben werden. 

Gerade die Firma München-Sachranger-Wohnbau 
GmbH ist in diesem Zusammenhang kein unbeschrie- 
benes Blatt. 


Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, das 
geht weit über den Geschäftsordnungsantrag auf 
Überweisung hinaus. 


Weiss (München) (GRÜNE): Ich sage noch zwei 
Sätze: Genau dieses Verfahren der Mietervertreibung 
ist von dieser Firma bereits in Giesing in der Edel- 
weißstraße, in Haidhausen, Orleansstraße 51, und in 
der Thalkirchener Straße 188 praktiziert worden. 

(Bohl [CDU/CSU] : Es ist unglaublich, was Sie 
hier machen!) 

Ich denke, man sollte den Antrag nicht bloß an den 
Haushaltsausschuß überweisen. Würde man ihn nur 
an den Haushaltsausschuß überweisen, hieße das: 
Wir verkaufen das, Hauptsache, die Kasse stimmt, 
und was mit den Mietern passiert, ist uns egal. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Ich glaube, dieses Verhalten sollten wir nicht an den 
Tag legen und den Antrag deshalb auch dem Aus- 
schuß für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 
überweisen. 


Danke. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
es ist der Antrag auf zusätzliche Überweisung an den 
Ausschuß für Raumordnung, Bauwesen und Städte- 
bau gestellt worden. — Dazu zur Geschäftsordnung, 
bitte. 


(D) 


Bohl (CDU/CSU): Ich möchte dagegensprechen, 
Herr Präsident. Es ist bisher bei solchen Veräußerun- 
gen noch nie üblich gewesen, auch eine zusätzliche 
Überweisung zur Mitberatung vorzunehmen. Das hat 
bisher immer der Haushaltsausschuß gemacht. Auch 
der hier dargelegte Hintergrund gibt zu keinen ande- 
ren Erwägungen Anlaß. Es ist so, daß auch der Erwer- 
ber bei solchen Vereinbarungen mit dem Bund ge- 
genüber den Mietern auf sechs Jahre gebunden ist. 
Für das Horrorgemälde, das hier an die Wand gemalt 
wurde, besteht gar kein Anlaß, und deshalb sollten 
wir das in bewährter Weise nur dem Haushaltsaus- 
schuß überweisen. 

Vizepräsident Stücklen: Keine weiteren Wortmel- 
dungen zur Geschäftsordnung. Dann stelle ich den 
Antrag auf zusätzliche Überweisung an den Ausschuß 
für Raumordnung, Bauwesen und Städtebau zur 
Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte ich um ein 
Handzeichen. — Gegenprobe! — Enthaltungen? — 
Keine Enthaltungen. Mit großer Mehrheit abge- 
lehnt. 

Meine Damen und Herren, ich kann Einvernehmen 
darüber feststellen, daß der Antrag zur Beratung an 
den Haushaltsausschuß überwiesen werden soll. — 
Keine Gegenstimme. Es ist so beschlossen. 
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Vizepräsident Stücklen 

(A) Damit ist dieser Tagesordnungspunkt erledigt. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 14 auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 

Garbe, Kreuzeder und der Fraktion DIE GRÜ- 
NEN 

Schutz vor Pflanzenbehandlungsmitteln 

“ Drucksache 11/276 — 

Überweisungsvorschlag i 

Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit 

oder 

Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

— Federführung offen — 

Ausschuß für Jugend, Famüie, Frauen und Gesundheit 

Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit 

Meine Damen und Herren, interfraktionell ist für 
die Beratung ein Beitrag bis zu fünf Minuten für jede 
Fraktion vereinbart worden. Ist das Haus damit ein- 
verstanden? — Ich sehe und höre keinen Wider- 
spruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat Frau 
Abgeordnete Garbe. 

Frau Garbe (GRÜNE): Herr Präsident! Meine Her- 
ren und Damen! Es fällt mir schon sehr schwer, nach 
dieser letzten Debatte nun auf ein Sachgebiet überzu- 
gehen, bei dem es an den Lebensnerv unserer 
Gesundheit geht. Die GRÜNEN haben am 8. Mai bei 
der Aktuellen Stunde angekündigt, daß sie zu dem 
Thema „Belastung des Grund- und Trinkwassers 
durch Pflanzenbehandlungsmitter' noch einen 
Antrag nachreichen werden. Er liegt Ihnen vor und 
kann in Teil I, „Der Deutsche Bundestag stellt fest", in 
keinem Punkt widerlegt werden. Diese Angaben sind 
Fakt, sind Untersuchungsergebnisse der ESWE, des 
Institutes für Wasserforschung und Wassertechnolo- 
gie sowie des Institutes für Wasser-, Boden- und Luft- 
hygiene. 

(Zuruf von der CDU/CSU; Sehr fragwür- 
dig!) 

Es ist schon ein stattlicher Teil des chemischen Zoos 
— der Staatssekretär Grüner ist leider nicht da — , der 
pro Sekunde in den Rhein geleitet wird: Das sind 190 
Milligramm Simazin, 640 Milligramm Atrazin, 43 Mil- 
hgramm Propazin, 151 Milligramm Terbutylazin, 
10 Milligram Prometryn und 20 Milligramm Cyano- 
zin, 759 Milligramm Metolachlor und 872 Milligramm 
Metazachlor. — Es tut mir leid, Ihnen das zumuten zu 
müssen, meine Damen und Herren, aber ich mußte 
das hier aufzählen, damit deutlich wird, warum ich 
heute morgen von der Vergiftungspolitik durch die 
Bundesregierung gesprochen habe. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU] : 

Besonders in den Wäldern durch den Flie- 
genpilz!) 

Dieses Giftgemisch muß der Rhein schlucken, und 
diese Mengen stammen aus den Abwassereinleitun- 
gen der herstellenden chemischen Industrie, und 
zwar ganz legal mit behördlicher Genehmigung. 

Es ist doch eine logische Folge, daß dadurch die 
Trinkwasserversorgung vom Fluß her gefährdet wird. 
Im Tonnenmaßstab wird Rheinwasser auf Äcker und 
Wiesen versprüht, versickert dann im Boden und drif- 
tet in Richtung Grundwasser. Das ist nachweisbar 


schon geschehen, und zwar ist die Kontamination in (C) 
zunehmendem Maße ein flächenhaftes und nicht nur 
ein punktuelles Problem; so nachzulesen in der „ Wirt- 
schaftswoche ", wahrlich kein Blatt, das den GRÜNEN 
nahesteht. Es ist die „Wirtschaftswoche" vom 1. Mai 
1987, und das steht unter dem Titel „Bonner Schlag 
ins Wasser". Das sollten Sie, meine Damen und Her- 
ren von der CDU und von der Regierung, einmal nach- 
lesen. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Das gilt für die 
SPD nicht!) 

Ehe ich nun zu den Aussagen des Bundesverbandes 
der Gas- und Wasserwirtschaft komme, möchte ich 
folgendes zu Protokoll geben. Es hat sich im Antrag 
leider ein Fehler eingeschlichen. Es geht um den 
Punkt 1 unter II: „Die Bundesregierung wird auf gef or- 
dert", da muß es richtig heißen: „die Anwendung von 
Pestiziden zu verbieten". Es darf nicht heißen: „die 
Anwendung und Produktion von Pestiziden zu verbie- 
ten". Letzteres hat der BGW nicht gefordert. Das 
möchte ich der Richtigkeit halber zu Protokoll 
geben. 

Was der BGW aber vorgelegt hat, sind Untersu- 
chungsergebnisse, die beweisen, daß 43 von 320 ver- 
schiedenen Wirkstoffen, das sind 12 %, ins Grundwas- 
ser eingedrungen sind, und zwar in Konzentrationen, 
die in 50 % der Fälle sogar den zukünftigen Summen- 
grenzwert überschreiten. Trotzdem haben Sie, Herr 
Schmidbauer — ist er da? ich weiß es nicht genau — , 
noch den Mut, die Meßwerte zu bezweifeln. 

Fast alle Meßwerte, die sich auf die Vergiftung des (D) 
Grundwassers in der Bundesrepublik beziehen, stam- 
men aus den Jahren 1985/86. Würde man heute syste- 
matische Untersuchungen durchführen, das Ergebnis 
würde keineswegs besser aussehen, es sei denn, man 
legt es bei der Durchführung der Untersuchungen 
bereits darauf an, daß sie der Verharmlosung dienen. 

Wie man das macht, habe ich schon in der Aktuellen 
Stunde erwähnt. Man kann es aber auch in dem von 
Herrn Schmidbauer zitierten Trinkwasser-Monitoring 
des Industrie Verbandes „Pflanzenschutz" nachse- 
hen. 

Herr Schmidbauer hat hier zitiert, der IPS habe bei 
12 000 Beprobungen nur in 200 Fällen Pflanzen- 
schutzmittel im Grundwasser festgestellt. Es müßte 
lauterweise hinzugefügt werden, daß nicht 12 000 
Brunnen untersucht wurden. Es wurden aus einzelnen 
Brunnen viele Proben genommen. So wurden in Hes- 
sen bei mehr als 400 Wasserversorgungsunternehmen 
nur 15 Brunnen beprobt. Sechs verschiedene Mittel 
wurden zum Teil einzeln, zum Teil als Gemisch in 
diesen 15 Brunnen gefunden. Trotzdem kommt der 
IPS zu dem Ergebnis, daß in Hessen keine nennens- 
werten Schäden des Grundwassers vorliegen. 

Die Fraktion der GRÜNEN hat einen Maßnahmen- 
katalog aufgestellt. Das liegt Ihnen alles vor. 

Der Minister Töpfer ist ja nun heute nicht hier gewe- 
sen, aber ich möchte, daß er folgendes ausgerichtet 
bekommt: Es gibt so manchen Stoff, der aus Umwelt- 
und Gesundheitsgründen verboten werden müßte. Er 
möge dem Pentachlorphenol- Verbot, das wir sehr 
begrüßen, noch andere folgen lassen, z. B. ein Verbot 
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Frau Garbe 

(A) der 43 Pestizidwirkstoffe, die im Grund- und Trink- 
wasser nachgewiesen wurden. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Kroll- Schlüter. 

Kroll-Schlüter (CDU/CSU): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die heutige Debatte über 
den Schutz vor Pflanzenbehandlungsmitteln — das 
darf ich vorausschicken — darf nicht dazu führen, daß 
die Bauern als verantwortungslose Giftmischer oder 
Umweltverschmutzer gebrandmarkt werden. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Die Bauern liefern mehr Maßstäbe für den sorgfälti- 
gen Umgang mit der Natur, als daß sie Ratschläge 
brauchten. 

(Stahl [Kempen] [SPD]: Aber auch nicht als 
heilige Engel!) 

Aber wir sitzen in einem Boot 

(Sellin [GRÜNE]: Und gehen gemeinsam 
unter!) 

und sollten miteinander das Beste zu machen versu- 
chen. 

Aus existentiellen Gründen versuchen heute viele 
Bauern, zum Teil über einen vermehrten Einsatz von 
Pflanzenschutz- und Düngemitteln, ihre Produktion 

(B) zu Steigern, 

(Frau Flinner [GRÜNE]: Das ist richtig!) 

um dadurch auch ihre Einkommenssituation zu ver- 
bessern. Angesichts der gewaltigen Überschüsse in 
der EG ist eine Produktionsausweitung das, was wir 
im Moment nicht gebrauchen können, wohl für län- 
gere Zeit nicht. Für den Einsatz von Pflanz enschutz- 
und Düngemitteln heißt dies, daß wir die Rahmenbe- 
dingungen der Landwirtschaft auch so ändern kön- 
nen, daß der Zwang zur Produktionssteigerung abge- 
schwächt wird. Anders ausgedrückt: Es gibt Umwelt- 
probleme, aber die Ursache dieser Umweltprobleme 
liegt primär nicht bei Landwirten, sondern bei den 
Rahmenbedingungen, unter denen sie arbeiten. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Frau Garbe 
[GRÜNE]: Selbstverständlich!) 

— Sehen Sie, manchmal gibt es auch Gemeinsamkei- 
ten. Wir dürfen uns jedoch nicht darüber hinwegtäu- 
schen, daß auch bei geänderten Rahmenbedingungen 
der dosierte Einsatz von Pflanzenschutzmitteln und 
Mineraldünger nicht gänzlich unumgänglich sein 
wird. Die Bauern brauchen beides. 

Die Pflanzenschutzmittel müssen aber — jetzt hören 
Sie mal zu, vielleicht können wir uns auch darauf ver- 
ständigen — von der Industrie so bereitgestellt wer- 
den, daß eine Gefährdung für das Grund- und Trink- 
wasser von vornherein ausgeschlossen ist. Dies würde 
auch die Wettbewerbsfähigkeit der deutschen chemi- 
schen Industrie erhöhen, da mit Inkrafttreten der 
Trinkwasserverordnung 1989 in der ganzen EG die 
erhöhten Anforderungen an Pflanzenschutzmittel all- 
gemein gültig werden. Gemessen an der Trinkwas- 


serverordnung haben wir heute zuviel Pflanzen- (C) 
Schutzmittelrückstände im Trinkwasser. Das wissen 
wir. Aber jetzt auch zur Klarheit; Trotz Überschrei- 
tung der Werte steht unzweifelhaft fest, daß die fest- 
gestellten Verunreinigungen gesundheitlich völlig 
unbedenklich sind; denn die Trinkwasserverordnung 
geht von einem extremen Vorsorgeprinzip aus. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was Sie sagen, 
ist leichtfertig, Herr Kroll- Schlüter!) 

Dieses extreme Vorsorgeprinzip nach und nach zu 
realisieren ist eine Aufgabe. Alles geht nicht so 
schnell, wir brauchen dafür auch verläßliche techni- 
sche Methoden. Alle haben wir noch nicht, deswegen 
das Datum 1989, 

Wir benötigen aber auch eine exakte Definition, 
was unter „schädlichen Auswirkungen" im Sinne des 
Pflanzenschutzgesetzes und der Trinkwasserverord- 
nung zu verstehen ist. 

Neben der Industrie und der Wissenschaft ist auch 
der Bauer selbst — ich gehöre dazu — beim Pflanzen- 
schutz gefordert. Im Sinne des Schadenschwellen- 
prinzips sollte z. B. nicht vorbeugend gegen schädli- 
che Wild- oder Unkräuter vorgegangen werden, son- 
dern nur entsprechend ihrem tatsächhchen Vorhan- 
densein auf dem Felde. 

Die Forderung der GRÜNEN, die heute bestehen- 
den Bewirtschaftungsformen völlig abzuschaffen und 
ausschließlich zum sogenannten alternativen Land- 
bau überzugehen, halte ich für überzogen. Das ist 
nicht durchzuführen, 

(D) 

(Zuruf von den GRÜNEN: Nicht von heute 
auf morgen!) 

würde in der EG von den anderen Partnern nicht mit- 
getragen und würde die deutsche Landwirtschaft in 
eine Abseitsposition bringen. Wir brauchen einen sol- 
chen Weg nicht. Wir brauchen einen Weg der Mitte. 

Das Ziel muß heißen, genügend qualitativ hochwer- 
tige Nahrungsmittel preisgünstig durch umweltscho- 
nende Produktionsweisen herzustellen. Dies können 
wir nur mit einer modernen Landwirtschaft erreichen, 
nicht mit einer Landwirtschaft Ihrer Vorstellung. Wir 
wollen und brauchen eine moderne Landwirtschaftr 
eine wettbewerbsfähige Landwirtschaft, die auch den 
ökologischen Erfordernissen entspricht. Das tut sie 
heute schon weitestgehend, aber es sind noch Fort- 
schritte möglich und notwendig. 

(Zuruf von den GRÜNEN: Schaffen Sie Mas- 
sentierhaltung und Monokultur ab!) 

Wir begrüßen sogar den einen oder anderen Vor- 
schlag der GRÜNEN, Vorschläge, die wir seit Jahren 
in die Praxis umgesetzt haben. Diese wenigen positi- 
ven Ansätze im vorliegenden Antrag der GRÜNEN 
werden aber leider durch völlig unrealistische funda- 
mentalistische Forderungen im Keime erstickt. Sie 
waren auch nicht sehr präzise, geradezu schludrig bei 
der Formulierung des Antrages. Sie haben Stoffe auf- 
genommen, die längst verboten sind. Sie plädieren für 
die völlige Abschaffung von Pflanzenschutzmitteln: 
völlig unrealistisch. Durch solche überzogenen Forde- 
rungen beschreiten Sie einen Weg, der nicht zu mehr, 
sondern zu weniger Umweltschutz führt. Die Abschaf- 
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Kroll-Schlüter 

(A) fung der modernen Landwirtschaft ist unrealistisch 
und unsinnig. 

Wir bemühen uns um einen gemeinsamen Weg mit 
allen politischen Kräften, einen Weg auch auf Grund 
solcher Forderungen, sie müssen aber realistisch sein, 
und sie müssen eine Bereitwilligkeit zum gemeinsa- 
men Handeln auch mit den Bauern aufweisen. Daran 
fehlt es Ihnen. Es ist mehr Ideologie, was Sie da nie- 
dergeschrieben haben, denn praxisbezogene Mög- 
lichkeit. Wir sind gespannt auf die Beratungen, in 
denen wir auch den Versuch gemeinsamen Handelns 
unternehmen wollen. Die Sache ist des gemeinsamen 
Handelns wert. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Weyel. 

Frau Weyel (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Der Antrag der GRÜNEN ist ein Schnell- 
schuß, und er hat auch alle Nachteile eines solchen. 
Das heißt, er enthält neben berechtigten Forderungen 
Punkte, die sachlich nicht stimmen, und andere, die 
bereits erledigt sind. Frau Garbe, Sie haben ja einen 
dieser Punkte bereits berichtigt, also selbst erkannt, 
daß das nicht ganz richtig war. 

Was unbestritten ist, sind die Probleme, die durch 
die Veröffentlichung des Bundesverbandes der Deut- 
schen Gas- und Wasserwirtschaft, abgekürzt: BGW, 

(B] wieder in die aktuelle Diskussion gekommen sind. Es 
ist nicht so, daß diese Angaben überholt wären, son- 
dern der BGW hat eine neue Liste mit Messungen vom 
15. Mai vorgelegt. Das heißt, das ist nichts, was lange 
her wäre, sondern das ist noch ganz akut. 

Der Vorrat an Wasser, dem wichtigsten Lebensmit- 
tel für die gesamte Natur, für den Menschen wie für 
Pflanze und Tier, ist in seiner Qualität gefährdet. 

(Beifall bei der SPD — Carstensen [Nord- 
strand] [CDU/CSU] : Ohne Wasser gibt es 
keinen Grog!) 

Es gibt viele durch Menschen veranlaßte Eingriffe in 
den natürlichen Wasserkreislauf, seit Jahrzehnten, 
muß man sagen, die die Wasserversorgung auf die 
Dauer gefährden könnten. Die Historie zeigt, wie 
bestimmte Entwicklungen laufen, wenn Sie z. B. an 
den Vorderen Orient, an das Gebiet des heutigen 
Israel oder an Karthago denken. Da haben wir die 
Beispiele. 

Die Belastung durch die Bewirtschaftung des 
Bodens und den Einsatz von Dünger und Pflanzen- 
schutzmitteln ist einer davon. Herr Kroll-Schlüter, Sie 
können nicht so tun, als gebe es Möglichkeiten, jegli- 
che nur denkbare Gefährdung dabei auszuschlie- 
ßen; 

(Beifall bei der SPD) 

denn Menschen und Industrieanlagen sind fehlbar. 
Jede Form von Wasservorkommen sollte geschont 
werden, das Grundwasser ebenso, und zwar auch 
außerhalb der ausgesprochenen Wasserschutzge- 
biete, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 


wie das Oberflächenwasser jeglicher Art — heute früh (C) 
haben wir über die Nordsee gesprochen — , wie auch 
das Uferfiltrat, das in den Aubereichen der Flüsse 
heute im Einzugsbereich der Trinkwasserbrunnen 
liegt. 

Ich bedauere, daß der Herr Töpfer nicht da ist; 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Der ist auf der 
Jagd nach dem Raucherpfennig!) 

denn der könnte uns hier bestätigen, was er als Lan- 
desminister für Umwelt 

(Gallus [FDP]: Er wird durch Herrn Grüner 
vertreten!) 

— Ja, aber Herr Grüner ist leider nicht Umweltmini- 
ster in Rheinland-Pfalz gewesen. 

Ich habe am Rhein erlebt, wie das Umweltministe- 
rium in Rheinland-Pfalz mit den Problemen nicht fer- 
tig wurde, als das Atrazin in den Trink wasserbrunnen 
meines Wahlkreises war und die Feuerwehr mehrere 
Wochen lang Schläuche legen mußte, um die Trink- 
wasserversorgung zu gewährleisten. Dann wurde die 
Geschichte wieder zurückgeholt, und es ging wieder 
neu los. Schließlich wußte niemand, wann was wo 
passierte. 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist bei Töpfer kein 
Einzelfall!) 

Wir haben erlebt, wie Filteranlagen ausgetauscht 
werden mußten und wie hinterher die Gemeinden 
Probleme hatten, die alten Filter loszuwerden, weil 
keine Mülldeponie bereit war, sie anzunehmen. Das 
sind Erfahrungen, die Herr T öpf er glücklicherweise in (D) 
sein Amt mitbringt und die er dann hoffentlich auch 
entsprechend auswertet. 

Pflanzenschutzmittel wiederum können in ver- 
schiedenster Art Schaden stiften. Bei der Herstellung 
können Abfallprodukte entstehen, die schädlich 
sind. 

(Carstensen [Nordstrand] [CDU/CSU]: Das 
kann auch bei Nylonstrümpfen so sein!) 

Bei der Lagerung können Versehen Vorkommen. Bei 
der Anwendung und durch die Abbauprodukte im 
Boden können Schäden entstehen. Das wissen wir 
alle. Das gestehen auch Sie zu. Wir müssen alle diese 
Punkte in die Diskussion einbeziehen, insbesondere 
im Zusammenhang mit den Verordnungen, die zur 
Durchführung des novellierten Pflanzenschutzgeset- 
zes in der Bearbeitung sind. 

Das von der öffentlichen Wasserwirtschaft vorge- 
brachte Argument, ein auf Wasserschutzgebiete 
beschränktes Anwendungsverbot werde dem Erfor- 
dernis des Gewässerschutzes nicht gerecht, wenn 
auch bei sachgerechter Anwendung eines Mittels ein 
Eindringen des Schadstoffes in das Grundwasser 
nicht auszuschließen sei, ist nicht von der Hand zu 
weisen. Auch die Auslegung des Begriffes „Natur- 
haushalt" als umfassenden Begriff entspricht durch- 
aus unseren Intentionen als Gesetzgeber. Wir haben 
bewußt einen sehr ausgedehnten Schutz angestrebt. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Kroll-Schlüter, Sie haben vorhin gesagt. Sie 
verlangten von der Industrie, die Pflanzenschutzmittel 
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Frau Weyel 

(A) so herzustellen, daß sie ohne Gefährdung von Lebens- 
möglichkeiten angewendet werden könnten. Das 
kann überhaupt niemand garantieren. Wir sollten 
nicht vergessen: Der Mensch ist fehlbar. Niemand 
kann garantieren, daß jeder Anwender überall sach- 
gerecht handelt, 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Von „garantie- 
ren'' habe ich auch nicht gesprochen!) 

auch wenn er gut ausgebildet und guten Willens ist 

(Abg. Kroll-Schlüter [CDU/CSU] meldet sich 
zu einer Zwischenfrage — Zuruf von der 
CDU/CSU) 

Ich hätte gerne noch etwas zu den Subventionsvor- 
schlägen gesagt. 

Vizepräsident Stücklen: Sehr verehrte Frau Kolle- 
gin, wenn Sie noch gerne etwas sagen wollten, müßte 
ich Zwischenfragen zulassen. Da Sie aber schon Ihre 
Redezeit strapaziert haben, sind Sie hoffentlich mit 
mir einverstanden, wenn ich den beiden Zwischenfra- 
gestellern mitteile, daß sie nicht mehr zum Zuge kom- 
men. 

Frau Weyel (SPD): Das ist Ihnen überlassen, Herr 
Präsident Aber darf ich meinen letzten Satz noch vor- 
tragen? 

(Eigen [CDU/CSU]: Gerade zum Schluß 
sagen Sie so etwas Häßliches und Fal- 
sches!) 

Vizepräsident Stücklen: Selbstverständlich. 

(B) 

Frau Weyel (SPD): Die Liste der GRÜNEN mit den 
Subventionsvorschlägen ist natürlich für Herrn Eigen 
sehr erfreulich; das verstehe ich. Wir müssen aber 
überall diese Fragen wirklich gründlich und sachge- 
recht diskutieren. Deswegen beantragen wir die 
Überweisung, und zwar federführend an den Aus- 
schuß für Umwelt und Reaktorsicherheit und mitbera- 
tend an den Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten. 

Danke schön. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Bredehorn. 

Bredehorn (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Es ist durchaus begrüßenswert, daß die 
GRÜNEN das Thema Pflanzenschutz im Zusammen- 
hang mit mehr Umweltschutz, mehr Verbraucher- 
und Gebraucherschutz auf greifen. Ich hätte mir aller- 
dings gewünscht, daß irgendwo in Ihrem Antrag 
— und sei es nur in einem Nebensatz — einmal von 
der Notwendigkeit eines sachgerechten Pflanzen- 
schutzes gesprochen worden wäre. Sie weisen näm- 
lich ausschließlich auf das Gefahrenpotential hin, 
ohne auch nur einmal anzudeuten, daß Landwirte 
nicht unbedacht ihre Kulturpflanzen düngen oder 
spritzen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Ein Gefahrenpotential liegt im Pflanzenschutz und 
in der Düngung verborgen; das wird von niemandem 


hier verheimlicht. Weil das so ist, haben wir gerade ein (C) 
neues Pflanzenschutzgesetz auf den Weg gebracht, 
das gegenüber dem alten zahlreiche Verbesserungen 
aufweist. Genauso verhält es sich mit dem Wasser- 
haushaltsgesetz und der Trinkwasserverordnung. In 
Kürze bekommen wir noch eine Grundwasserschutz- 
konzeption, die ähnlich wie die Bodenschutzkonzep- 
tion einen sinnvollen Beitrag und Überblick zum Pro- 
blemfeld „Grundwasser" liefern soll. 

Ich vermisse in der Begründung zu Ihrem Antrag 
auch stilistische Sachlichkeit. So kann doch nicht die 
Rede davon sein, daß seit 30 Jahren eine Agrargift- 
welle über die deutschen Lande schwappt, und gene- 
rell von vergiftetem Wasser zu sprechen, zeigt, daß 
hier eine ideologische Denkart durch Pauschalierung 
untermauert werden soll. 

Die Abbauvorgänge im Boden — bis hin zu Auswa- 
schungsgefahren — bei Dünger und Pflanzenschutz- 
mitteln hängen immer noch in starkem Maße von der 
Bodenart und der Witterung ab. Wir brauchen aber 
eine gewisse Zeitspanne zur Verwirklichung der jetzt 
schärfer greifenden Gesetze. Mit einem „sofort" ist es 
nicht getan. Die Trinkwasserverordnung soll bis 1989 
greifen. Die Überprüfung der Pflanzenschutzmittel, 
die noch nach alten Standards auf dem Markt sind, ist 
voll im Gange. Man kann allerdings von der Biologi- 
schen Bundesanstalt nicht erwarten, daß sie dieses 
Prüfverfahren von heute auf morgen abschließen 
kann. Wünschenswert wäre tatsächlich, wenn es zu 
einer engeren Zusammenarbeit zwischen der Biolo- 
gischen Bundesanstalt und den Wasserversorgungs- 
unternehmen käme. So muß darauf gedrängt werden, 
daß sich schnellstens das dafür vorgesehende Gre- (D) 
mium, nämlich der Sachverständigenausschuß, kon- 
stituiert. 

Im übrigen ist es jetzt auch an den Ländern, endlich 
die Bundesgesetze zu vollziehen und beispielsweise 
schleunigst das sich im Aufbau befindliche Meßnetz 
zur Grundwassergüte auszubauen, damit wir, reprä- 
sentativ über das Bundesgebiet verteilt, genaue Daten 
zur Verfügung haben. Damit würde auch uns Parla- 
mentariern die Gesetzgebung wesentlich erleichtert. 

Ich habe große Sympathie für ein Grundwasserka- 
taster. Leider ist bis jetzt noch gar nicht wissenschaft- 
lich geklärt, auf welche schädlichen Stoffe hin das 
Grundwasser analysiert werden soll. 

Lassen sie mich in diesem Zusammenhang noch 
kurz auf die Pflanzenschutz- und Düngemittelindu- 
strie sowie auf die Anwender, die Landwirte, einge- 
hen. Die chemische Industrie ist heute mehr denn je 
auf ein gutes Image in der Öffentlichkeit angewie- 
sen. 

(Frau Garbe [GRÜNE]: Das hat sie auch 
nötig!) 

— Das hat sie auch nötig. Da haben Sie durchaus 
recht. — Keines der Unternehmen möchte gern — es 
kann sich dies auch gar nicht erlauben — mit einem 
zweiten Sandoz-Unglück belastet werden. Für die 
Sichtweise der Unternehmensführung sind das gesell- 
schaftspolitische Umfeld und die sensibilisierte 
Öffentlichkeit heute untrennbar mit der Wirtschaft- 
lichkeit neuer Produktentwicklungen verbunden. 
Sanfte Chemie, biologische und biotechnologische 
Forschung, geringe Umweltbelastung und integrier- 
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Bredehorn 

(A) ter Pflanzenschutz sind Stichworte für die Marktchan- 
cen von morgen. 

Zweitens. Der Landwirt selber ist natürlich auch 
gefordert. Die gute fachliche Praxis, von der im Pflan- 
zenschutzgesetz die Rede ist, bedeutet, daß der Land- 
wirt mehr als früher Experte sein muß. Er muß die 
Wirkungsweise von Dünge- und Pflanzenschutzmit- 
teln kennen. Er muß sich ständig über neue Ausbrin- 
gungstechniken informieren. Er muß seine Mittel 
bedarfsgerecht einsetzen. Er sollte bei prophylakti- 
schen Maßnahmen eher zurückhaltend sein. Er sucht 
mehr und mehr Selektivmittel. Integrierter Pflanzen- 
schutz ist schon lange kein Fremdwort mehr für den 
Praktiker. 

Wir werden im Ernährungsausschuß in den näch- 
sten vier Jahren genug Gelegenheit haben, über das 
Konfliktfeld „Landbewirtschaftung und Umweltge- 
fährdung" zu diskutieren und Entscheidungen zu tref- 
fen. Wir stehen am Beginn einer Wahlperiode, die die 
FDP nutzen wird, um gerade in der Agrarpolitik und 
im Umweltschutz effizient zu arbeiten. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Par- 
lamentarische Staatssekretär Dr. von Geldern. 

Dr. von Geldern, Pari. Staatssekretär beim Bundes- 
minister für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten: 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Der 
Antrag der GRÜNEN berührt ein Problem, über des- 
sen Bedeutung sich diese Bundesregierung von 
Anfang an im klaren gewesen ist. Ich weise nur darauf 
hin, daß eine der ersten Maßnahmen der Bundesre- 
gierung schon im Dezember 1983 die Einsetzung 
einer interministeriellen Kommission zur Erstellung 
einer Bodenschutzkonzeption war. Aus diesem 
Bodenschutzkonzept, das wir erstellt haben, sind 
gesetzliche Maßnahmen abgeleitet worden und wer- 
den weitere Maßnahmen abzuleiten sein. 

Sowohl das Wasserhaushaltsgesetz vom 23. Sep- 
tember 1986 als auch das Pflanzenschutzgesetz vom 
19. September 1986 verlangen den Schutz des Grund- 
wassers vor „Verunreinigungen oder sonstigen nach- 
teiligen Veränderungen seiner Eigenschaften" und 
„schädlichen Auswirkungen" bei der Zulassung und 
Anwendung von Pflanzenschutzmitteln. Diese stren- 
gen Rahmenbestimmungen sind ebenso wie die 
Detailvorschriften der Trinkwasserverordnung vom 
22. Mai 1986 am Vorsorgeprinzip orientiert. Wir müs- 
sen leider sagen, daß das bei uns herrschende Vorsor- 
geprinzip nicht auch überall dort Gemeingut ist, wo 
wir es uns wünschen würden. 

Die Grenzwerte der Trinkwasserversorgung sind 
mit 0,1 Millionstel Gramm, also Mikrogramm Einzel- 
substanz pro Liter oder 0,5 Millionstel Gramm als 
Summenwert so niedrig, daß auf Grund teilweise feh- 
lender oder unzuverlässiger Analysemethoden die 
verbindliche Einhaltung der Werte aus Gründen der 
Rechtssicherheit bis zum 1. Oktober 1989 ausgesetzt 
werden mußte. 

(Kroll-Schlüter [CDU/CSU]: Sehr richtig!) 

Dies ist eine notwendige Übergangsregelung. 


Es ist polemisch überzogen, pauschal im Zusam- (C) 
menhang mit der Herstellung von Pflanzenschutzmit- 
teln und ihrer Anwendung in unserem Land eine 
„enorme Gefährdung der Umwelt sowie der Gesund- 
heit der Bevölkerung" zu behaupten, wie es die GRÜ- 
NEN in ihrem Antrag tun. 

(Zuruf der Abg. Frau Garbe [GRÜNE]) 

Grundsätzlich müssen bei Pflanzenschutzmitteln Pro- 
duktion und Anwendung auseinandergehalten wer- 
den: Während die Produktion dem Chemikalienrecht 
sowie dem Wasserrecht und dem Abfallrecht unter- 
liegt, gelten für das Inverkehrbringen und die Anwen- 
dung die pflanzenschutzrechtlichen Vorschriften. 

(Zuruf der Abg. Frau Blunck [SPD]) 

— Beide sind bei uns im internationalen Vergleich 
besonders streng, Frau Kollegin Blunck. Insbesondere 
können wir diese Aussage seit Inkrafttreten des neuen 
Pflanzenschutzgesetzes machen. 

(Frau Blunck [SPD]: Aber ein Restrisiko 
bleibt!) 

Das Auftreten von Pflanzenschutzmittelrückstän- 
den im Grundwasser ist seit einiger Zeit verstärkt 
untersucht worden. 

(Frau Blunck [SPD]: Aber die Werte sind 
nicht eingehalten worden!) 

Übrigens sind das außerordentlich teure und aufwen- 
dige Untersuchungen. Die Tatsache, daß bei 
bestimmten Stoffen — vor allem dem Wirkstoff Atra- 
zin — in einigen Regionen der künftig geltende 
Grenzwert von 0, 1 Mikrogramm je Liter überschritten (D) 
wurde, bedeutet keine gesundheitliche Gefährdung, 
wird aber aus den genannten Vorsorgegründen bei 
uns sehr ernst genommen. In diesem Zusammenhang 
von einer Verseuchung zu sprechen, wie es im Antrag 
geschieht, 

(Frau Blunck [SPD]: Stimmt das? Das kann 

nicht wahr sein! Das können Sie nicht halten! 

Das gilt nicht für Babynahrung!) 

ist allerdings völlig überzogen und falsch. — Frau Kol- 
legin Blunck, ich bitte, hören Sie mich erst einmal 
an. 

Entscheidend ist, daß sich alle Beteiligten — das 
sind die Bundes- und Länderbehörden, die Pflanzen- 
schutzmittelindustrie und vor allen Dingen auch die 
Anwender von Pflanzenschutzmitteln — im Sinne der 
Vorsorgepolitik 

(Frau Blunck [SPD]: Das ist keine Vorsorge- 
politik! Sie setzen die Werte einfach hoch! 

Das müssen Sie auch, weil Sie sie nicht mehr 
einhalten können!) 

auf die neue rechtliche Situation, die ich mit den 
wesentlichen Gesetzen beschrieben habe, einstellen, 
um künftige Schwierigkeiten bei der Öffentlichen 
Wasserversorgung von vornherein zu vermeiden. 

Der Antrag der GRÜNEN ist nicht sachgerecht, ins- 
besondere aus den folgenden beiden Gründen: 
Erstens. Von den 33 genannten Wirkstoffen, für die 
ein pauschales, inzwischen ja korrigiertes Anwen- 
dungsverbot gefordert wird, werden viele in der Bun- 
desrepublik Deutschland weder hergestellt noch 
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Pari. Staatssekretär Dr, von Geldern 

(A) angewandt. Ich nenne Endrin, Toxaphen, Heptachlor. 
Das gilt auch für 2, 4, 5-T, das seit 1985 nicht mehr zur 
Anwendung zugelassen ist und auch nicht mehr pro- 
duziert wird. 

(Frau Schoppe (GRÜNE): Aber es läßt sich 
nachweisen!) 

Das macht deutlich, daß dieser Antrag ins Leere 
geht. 

Zweitens. Die Forderung nach Überprüfung zuge- 
lassener Pflanzenschutzmittel ist überflüssig, weil 
diese Überprüfung bereits auf der Grundlage gelten- 
den Rechts von den hierfür zuständigen, unabhängi- 
gen Behörden vorgenommen wird. Die Zulassung ist 
in keinem einzigen Fall ohne wissenschaftlich-rechüi- 
che Überprüfung erfolgt. Eine Verbandsbeteiligung, 
wie sie hier gefordert wird, kommt gerade deshalb — 
wie auch in anderen Bereichen der Chemikalienprü- 
fung — nicht in Frage, weil wir auch in Zukunft eine 
unabhängige, streng wissenschaftliche Überprüfung 
haben wollen. 

(Frau Blunck [SPD]: Glauben Sie das 
selbst?) 

Um Ertragsausfälle und Qualitätsminderungen 
durch Schadorganismen zu vermeiden, wird aber — 
das möchte ich in diesem Zusammenhang ganz ein- 
deutig sagen — unsere Landwirtschaft — wie übri- 
gens die Landwirtschaft in aller Welt — weiterhin auf 
Pflanzenschutzmittel angewiesen sein. Kein Land die- 
ser Erde — gleich welcher Entwicklungsstufe — mutet 
seiner Landwirtschaft einen vollständigen Verzicht 

(B) auf Pflanzenschutzmittel zu. Die Bundesregierung 
wird aber ihre erklärte Absicht, eine für die Umwelt 
immer schonender arbeitende Landwirtschaft zu för- 
dern, im Rahmen der gemeinsamen Agrarpolitik wei- 
ter verfolgen. 

Außerdem wird die Bundesregierung bei den Bun- 
desländern auf folgendes hinwirken — und damit 
komme ich zum Schluß — : Erstens. Die Beratung im 
Pflanzenschutz muß ständig weiter verbessert wer- 
den. 

(Frau Blunck [SPD]: Das haben wir heute 

mittag in der Fragestunde gehört, wann das 
passiert!) 

Zweitens. Die Ausweisung von Wasserschutzgebie- 
ten ist voranzutreiben; die Grenzen dieser Gebiete 
müssen den Landwirten bekanntgemacht werden. 

Drittens. Die Einhaltung der Bestimmungen der 

Pflanzenschutz-Sachkunde-Verordnung ist intensiv 
zu überwachen. 

(Frau Weyel [SPD]: Die ist doch noch gar 
nicht verabschiedet!) 

Auch die Einhaltung der allgemeinen Anwendungs- 
normen, nämlich Anwendung von Pflanzenschutzmit- 
teln nur nach guter fachhcher Praxis unter Berück- 
sichtigung der Grundsätze des integrierten Pflanzen- 
schutzes, 

(Frau Blunck [SPD]: Was ist das?) 
muß ebenfalls streng überwacht werden. 

Die rechtlichen Voraussetzungen für eine umfas- 
sende Vorsorgepolitik zugunsten des Grundwassers 


sind durch die Bundesregierung und die Mehrheit (C) 
dieses Hauses geschaffen. Alle Beteiligten, Land- 
wirte, Verbände, Wissenschaft und Industrie sowie 
die Behörden von Bund, Ländern und Gemeinden, 
sind aufgerufen und, wie ich meine und weiß, auch 
entschlossen, im Rahmen dieser strengen Vorsorge- 
gesetze in der Praxis das Notwendige zu tun. Irgend- 
eine Panikmache ist hier nicht angebracht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 

Frau Saibold [GRÜNE]: Nebelwerfer!) 


Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
die Aussprache ist geschlossen. Nun kommen wir zu 
den Überweisungsvorschlägen. 

Einigung ist darüber erzielt worden, daß der Antrag 
zur Mitberatung an den Ausschuß für Jugend, Fami- 
lie, Frauen und Gesundheit überwiesen werden soll. 

Von der CDU/CSU liegt ein Antrag auf Überwei- 
sung an den Landwirtschaftsausschuß zur federfüh- 
renden Beratung vor. 

(Schäfer [Offenburg] [SPD]: Was? — Frau 

Blunck [SPD]: Das kann doch wohl nicht 

wahr sein! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Die FDP wünscht ebenfalls Überweisung an den 
Landwirtschaftsausschuß zur federführenden Bera- 
tung. 

Von der SPD und den GRÜNEN wird Überweisung 
an den Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit zur federführenden Beratung ge- 
wünscht. 

Wir stimmen über den ersten Antrag ab. Wer für die 
Überweisung des Antrags zur federführenden Bera- 
tung an den Ausschuß für Landwirtschaft und Forsten 
ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegenprobe! 
~ Enthaltungen? — Das erste war die Mehrheit. 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN) 

— Ich habe den Antrag der CDU/CSU-Fraktion des- 
halb als ersten genommen, weil er hier schon vorlag. 
Sie haben den Antrag erst während Ihrer Ausführun- 
gen gestellt. 

(Frau Weyel [SPD]: Nein, nein, der Antrag ist 
von mir schriftlich gestellt worden!) 

-- Sind Sie der Meinung, daß die Abstimmung anders 
ausgegangen wäre, wenn ich Ihren Antrag vorgezo- 
gen hätte? 

(Zurufe von der SPD und den GRÜNEN: Ja! 

— Heiterkeit bei der CDU/CSU und der 
FDP) 

Meine Damen und Herren, damit ist also dieser Vor- 
gang, die Frage der federführenden Beratung, 
geklärt. 

Dann gibt es da noch ein strittige Frage. Darf ich 
fragen, ob ein Mitglied des Plenums den Antrag stel- 
len will, diesen Antrag auch an den Ausschuß für wirt- 
schaftliche Zusammenarbeit zu überweisen? 

(Zuruf der Abg. Frau Weyel [SPD]) 

— Gut, dann lassen wir darüber abstimmen, Frau 
Weyel, das ist kein Problem. 



822 


Deutscher Bundestag — 1 1. Wahlperiode — 13. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. Mai 1987 


Vizepräsident Stücklen 

(A) Ich lasse also darüber abstimmen, ob der Antrag zur 
Mitberatung auch an den Ausschuß für wirtschaftli- 
che Zusammenarbeit überwiesen werden soll. Wer 
dafür ist, den bitte ich um ein Handzeichen. — Gegen- 
probe! — Zwei Gegenstimmen. Enthaltungen? — 
Keine Enthaltungen. Mit großer Mehrheit ist auch der 
Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenarbeit mitbe- 
ratend mit dieser Materie befaßt. 

Dann rufe ich Punkt 15 der Tagesordnung auf: 

Beratung der Unterrichtung durch das Europäi- 
sche Parlament Entschließungen zu den Fra- 
gen des Asylrechts 

— Drucksache 11/147 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Innenausschuß (federführend) 

Rechtsausschuß 

Meine Damen und Herren, nach einer Vereinba- 
rung im Ältestenrat sind dafür 30 Minuten vorgese- 
hen. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe 
und höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Olderog. 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Niemand von uns 
macht sich Diskussion und Entscheidung zum Asyl- 
recht leicht. Auch in mir streiten widersprüchliche 
Empfindungen: Auf der einen Seite steht der Wunsch, 
bedrängten Menschen zu helfen, auch den 80 % unse- 

(B) rer Flüchtlinge, die nicht politisch verfolgt sind; auf 
der anderen Seite steht unsere Pflicht als Politiker, 
eine Überforderung unseres Landes und ausländer- 
feindlichen Extremismus zu vermeiden, auch und 
gerade im Interesse der 4,4 Millionen Ausländer, die 
heute bei uns leben. 

Ich selbst habe viele Sammellager besucht, habe 
mit vielen Flüchtlingen, mit Leitern dieser Lager, mit 
den Vertretern karitativer Organisationen und der 
Kirchen über diese Probleme gesprochen. Insofern 
verstehe ich sehr gut das humanitäre Anliegen des 
Europäischen Parlaments. 

Aber ich muß diesen Beschluß des Europäischen 
Parlaments kritisieren, weil dieses Dokument ausge- 
sprochen einseitig ist. Es sagt überhaupt nichts zu der 
Frage — und das ist leider ein zentrales Problem — , 
wie die westeuropäischen Länder, insbesondere die 
Bundesrepublik Deutschland, mit dem gewaltigen 
Flüchtlingsstrom fertigwerden können, fertigwerden 
sollen, ihn verkraften können. 

Streiten wir nicht darüber, ob wir neben den fast 
4 Millionen Gastarbeitern und ihren Familienangehö- 
rigen nun wirklich schon, wie der Innenminister 
behauptet, 700 000 Flüchtlinge in der Bundesrepublik 
haben oder ob es vielleicht etliche zehntausend weni- 
ger sind. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Der Bericht sagt: 

100 000 !) 

Es gibt unbestritten einige Zahlen, die uns der Hohe 
Flüchtlingskommissar geliefert hat, die außerhalb des 
Streites stehen. Danach sind in den zehn Jahren von 
1975 bis 1984 in die Bundesrepublik Deutschland 


370 836 Flüchtlinge gekommen, mehr als 51% aller (C) 
nach Westeuropa kommenden Flüchtlinge. 

(Dr. Hirsch [FDP]: Wieviel sind wieder weg- 
gegangen?) 

— Das kann ich Ihnen natürlich nicht sagen. Meine 
Angaben aber, verehrter Herr Hirsch, sind unbestrit- 
tene Zahlen. Ich kann die von Ihnen gewünschte Zahl 
nicht schätzen, aber ich vermute, daß wahrscheinlich 
mehr unregistriert zu uns gekommen als weggegan- 
gen sind. 

(Zuruf von der SPD: Was heißt denn „wahr- 
scheinlich "?) 

Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, gestat- 
ten Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Hirsch? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Ja, bitte. 

Vizepräsident Stücklen: Bitte sehr. 

Dr. Hirsch (FDP): Herr Kollege Olderog, können Sie 
mir bestätigen, daß die Bundesrepublik Deutschland 
insgesamt 68 000 politische Flüchtlinge aufgenom- 
men hat, nicht mehr — dazu kommen allerdings Fami- 
lienangehörige, die man nur schätzen kann — , und 
stimmen Sie mir darin zu, daß alle anderen Zahlen, die 
Sie von Menschen nennen, die sich in der Bundesre- 
publik in einem gesicherten Status aufhalten, mit dem 
Asylrecht nichts zu tun haben? 

Dr. Olderog (CDU/CSU): Das ist richtig, aber der 
UN-HC zählt auch bei den anderen Flüchtlingszahlen 
nicht nur politisch Verfolgte, sondern auch Armuts- 
flüchtlinge, Menschen, die vor Bürgerkriegen fliehen 
und dergleichen. Ich finde, daß es gut ist, wenn wir 
uns einmal mit dem Innenminister näher über diese 
Zahlen unterhalten. Ich habe mit den zuständigen 
Referenten und Sachbearbeitern für diesen Bereich 
im Innenministerium gesprochen. Mein Eindruck ist, 

Herr Hirsch, daß die Zahlen des Innenministers eher 
zu niedrig gegriffen sind als zu hoch. Ich wäre sehr 
dankbar, wenn wir uns einmal in Ruhe diese Zahlen 
vornehmen könnten, um diesen Streitpunkt endlich 
auszuräumen. 

Meine Damen und Herren, ich bekenne mich dazu: 

Wir Politiker haben die moralische Pflicht, an unsere 
Bürger zu appellieren, sich humanitären Pflichten zu 
stellen, dies um so mehr, als von den Nazis verfolgte 
Deutsche in vielen Ländern der Welt Aufnahme 
gefunden haben. Aber wir müssen auch erkennen, 
daß es für ein kleines, dicht besiedeltes Land wie die 
Bundesrepublik Deutschland, das selbst 2 Millionen 
Arbeitslose hat, Grenzen dessen gibt, was ein Volk 
verkraften kann. Wer ein Volk auf Dauer überfordert, 
fordert rechten Extremismus und Ausländerfeindlich- 
keit geradezu heraus. Was das für die hier lebenden 
4,4 Millionen Ausländer bedeutet, das können Sie 
sich als erfahrene Politiker selbst ausmalen. Ich 
glaube, kein verantwortungsbewußter Politiker kann 
das wollen. 

Das Europäische Parlament fordert, daß Asylbewer- 
ber den Ort ihrer Niederlassung in Europa frei wählen 
können; es fordert für sie nach sechs Monaten, also 
rasch, den Zugang zum Arbeitsmarkt; es fordert die 
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Dr. Olderog 

(A) Beseitigung von Sammelunterkünften und viele 
andere Dinge mehr, die sympathisch klingen und die 
uns humanitär ansprechen. Es fordert auch, die de- 
facto-Flüchtlinge, denen ein Asylrecht erwiesenerma- 
ßen nicht zusteht und die nicht politisch verfolgt sind, 
den wirklich politisch Verfolgten, praktisch jedenfalls, 
für bestimmte Fristen gleichzustellen. 

(Frau Schoppe [GRÜNE]: Das sind doch rich- 
tige Forderungen!) 

Was das für unserer Land bedeuten würde, kann 
sich auch jeder ausmalen. Wir sind das bevorzugte 
Ziel der Flüchtlinge. Ich glaube nicht, daß wir es ver- 
antworten können, daß unser Land damit faktisch zum 
Einwanderungsland wird. 

(Zurufe von der SPD: Diese alten schiefen 
Parolen! — Wir sind eines gewesen!) 

Wir wollen und können ein solches Einwanderungs- 
land nicht sein. 

Was ist zu tun? Wir fordern das Europäische Parla- 
ment auf, das Asylrecht auf dem hohen deutschen 
Niveau einheitlich zu regeln, 

(Zuruf von der SPD: Wir waren immer schon 
die Besten!) 

Die Flüchtlingslasten wirklich gerecht zwischen den 
Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaft zu 
verteilen, Diktaturen, Menschenrechtsverletzungen 
und wirtschaftliche Not überall auf der Welt mutiger 
zu bekämpfen. Zu dieser Problematik der Überforde- 
rung allerdings, meine Damen und Herren, hat sich 
das Europäische Parlament nicht geäußert. Ich hätte 
gewünscht, daß es auch dazu Stellung bezogen 
hätte. 

(Frau Olms [GRÜNE]: Sie haben sich geäu- 
ßert, eindeutig sogar!) 

— Ja, mit einem Wort, mit einem Satz, der nachträg- 
lich noch eingearbeitet worden ist: daß die Länder 
Gelegenheit erhalten sollen, dem Mißbrauch entge- 
genzuwirken. 

Der Berichterstatter für diesen Bereich im Europäi- 
schen Parlament, der deutsche SPD-Abgeordnete 
Heinz-Oskar Vetter, hat behauptet, unser Land 
behandele die Flüchtlinge — so wörtlich — men- 
schenunwürdig. 

(Sellin [GRÜNE]: Allerdings, wenn man sie 
in Container steckt!) 

Ich frage mich: Müssen wir uns eigentlich immer wie- 
der das Büßerhemd umhängen? Warum wählen denn 
mehr als 50% aller nach Westeuropa kommenden 
Flüchtlinge nicht England, nicht Frankreich, Italien, 
nicht die Schweiz und nicht Schweden, sondern aus- 
gerechnet die Bundesrepublik Deutschland als ihr 
Zielland? Doch nicht, weil sie menschenunwürdige 
Bedingungen vorziehen, sondern weil unter den 
Flüchtlingen dieser Welt bekannt ist: In keinem ande- 
ren Land finden sie so gute Bedingungen wie bei uns 
in der Bundesrepublik Deutschland. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr (C) 
Abgeordnete Schröer. 

Schröer (Mülheim) (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Herr Kollege Olderog, ich kenne 
Sie aus dem Innenausschuß als einen sympathischen 
Kollegen. Deshalb verzichte ich darauf, auf Ihre Ein- 
wendungen gegen den Entschließungsantrag des 
Europäischen Parlamentes einzugehen. Nur eines 
möchte ich doch gerne sagen: 

Was Sie über den Kollegen Heinz-Oskar Vetter 
gesagt haben, entbehrt nicht nur jeder Grundlage, 
sondern war beschämend für Sie. 

(Zustimmung bei der SPD — Dr. Olderog 
CDU/CSU]: Habe ich richtig zitiert oder 
nicht?) 

Der Kollege Vetter hat sich der Mühe unterzogen 

— entschuldigen Sie bitte: der Mann ist über 70 Jahre 
alt — , sich in sieben Ländern der Europäischen 
Gemeinschaft und darüber hinaus über die Situation 
von Asylbewerbern zu informieren. Er hat einen 
Bericht geschrieben, der nicht nur lesenswert ist, son- 
dern uns auch wirklich helfen kann, zu einer Einschät- 
zung zu kommen, die den Flüchtlingen hilft. Ich sage 
noch weitergehend — es wäre schön, wenn Sie einmal 
zuhörten — : Es wäre erfreulich, wenn wir aus diesem 
Bericht wirklich Folgerungen zögen. 

Dieser Bericht ist völlig emotionslos, er ist ganz 
sachlich. Aber er ist eine große Hilfe für uns. Deshalb 
bitte keine Beschimpfungen von Heinz-Oskar Vetter 
in diesem Punkte. (D) 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Finden Sie, daß 
das eine Beschimpfung war?) 

— Ich habe es jedenfalls nicht als eine Belobigung 
verstanden. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das war auch nicht 
meine Absicht!) 

— Gut. 

Jetzt komme ich zum eigentlichen Thema. Wir So- 
zialdemokraten begrüßen, daß das Europäische Par- 
lament zu den schwierigen Fragen des Asylrechts 
Stellung genommen hat. Wir sind dankbar für die Art, 
in der es Stellung genommen hat; denn mit wenigen 
Sätzen ist in der Entschließung des Europäischen Par- 
lamentes beschrieben worden, wo die Ursachen dafür 
liegen, daß weltweit 20 Millionen Menschen auf der 
Flucht sind, auf der Flucht vor politischer Verfolgung, 
auf der Flucht vor gesellschaftlicher Diskriminierung, 
aber natürlich auch auf der Flucht vor Hunger und 
sozialem Elend. 

Die Entschließung des Europäischen Parlamentes 
verschweigt nicht, daß dafür auch Europäer — und 
das heißt ja wohl auch; wir Deutsche — mit Schuld 
tragen. Die brutale Expansionspolitik der Deutschen 
und der Europäer im 19. Jahrhundert — sie reicht ja 
weit ins 20. Jahrhundert hinein; 

(Zuruf von den GRÜNEN: Bis heute!) 

bis heute, wenn Sie so wollen ~ hat dazu beigetragen, 
daß Staatsgrenzen willkürlich gezogen, daß jahrhun- 
dertealte Kulturgemeinschaften zerstört, auseinan- 
dergerissen worden sind. 
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( A) Ich nenne ein Beispiel: die Kurden. Die Kurden sind 
heute auf fünf Staaten verteilt. Das war einmal eine 
geschlossene Kulturgemeinschaft. Heute sind sie auf 
fünf Staaten verteilt. Sie sind in fünf Staaten Minder- 
heiten und werden als solche betrachtet und behan- 
delt. Darüber muß man nachdenken. In jedem dieser 
fünf Staaten bilden sie eine Minderheit und werden 
mit staatlichen Repressionen bedacht. 

Was ich mich frage, ist dies: Ob nicht wir Deutschen, 
die wir in einem geteilten, auseinandergerissenen 
Land leben, für solche Fälle eine besondere Sensibili- 
tät haben oder sie entwickeln sollten. Ich sehe sie 
nicht. Jedenfalls sehe ich sie nicht, wenn ich die Ver- 
waltungspraxis in vielen Gemeinden beobachte. 

(Klein [Dieburg] [SPD]: Nicht nur dort!) 

Das heißt, es gibt Menschen, die eine neue Heimat 
suchen, weil sie in der Heimat, aus der sie kommen, in 
der sie gelebt haben, keine Heimat mehr haben. Die 
Frage für mich ist, ob wir bereit sind, ihnen diese neue 
Heimat zu bieten. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Da muß man 
aber auch so handeln!) 

Wenn ich mir anschaue, wie heute die Verwaltungs- 
praxis in den meisten Großstädten und natürlich auch 
in kleineren Gemeinden unseres Landes ist, dann 
sage ich; Offensichtlich wollen wir denen keine neue 
Heimat bieten! Da fängt für mich das moralische Pro- 
blem an. Ich weiß: Da sind Menschen, die verfolgt 
werden, aber wir, die wir etwas tun könnten, tun 
nichts für sie. 

Ich sage: Die Bundesrepublik Deutschland ist das 
zweitreichste Land der Erde — nach allen Untersu- 
chungen, die wir kennen. Warum in Gottes Namen 
können wir nicht solchen verfolgten Menschen eine 
Heimat bieten? 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 

Dr. Olderog [CDU/CSU]: Wir tun doch schon 
mehr als jedes andere Land in Europa!) 

— Ach, wissen Sie, lieber Herr Kollege Olderog, ich 
bin nicht der Auffassung, daß die Bundesrepublik 
Deutschland das Elend der Welt beheben könnte. Das 
sicher nicht. Aber was sie kann — nein, jetzt sage ich 
bewußt: was sie tun muß — , ist, etwas zur Milderung 
dieses weltweiten Elends beizutragen. 

(Bohl [CDU/CSU]: Das tun wir auch!) 

— Ach Gott, was Sie alles tun! 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Herr Kollege, wir 

machen wirklich mehr als andere Länder!) 

— Wir sind ein reiches Land. Von den 20 Millionen 
Flüchtlingen kommen wenige tausend zu uns. Sie tun 
alles, um die Zahl der Flüchtlinge in der Statistik 
hochzuschreiben, indem Sie z. B. Polen, Ungarn und 
andere, die früher in der Statistik nicht auftauchten, 
jetzt einbeziehen. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Sind die keine 
Asylberechtigten? ) 

— Aber Sie zwingen sie in das Asylverfahren. 

(Zustimmung bei Abgeordneten der GRÜ- 
NEN) 


Damit erheben Sie dieses zu neuen Größenordnun- (C) 
gen. Das ist das Problem. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das sind aber 
doch Flüchtlinge!) 

Ich sage; Dem Europäischen Parlament gebührt 
Dank für seine Stellungnahme, Es hat ausgesprochen, 
nein, es hat beschlossen, was die Gutmeinenden in 
unserem Lande denken. Wäre diese Entschließung 
des Europäischen Parlaments eine Vorlage der Bun- 
desregierung — sie dürfte auf den einhelligen Beifall 
der Oppositionsfraktionen rechnen. Aber leider, lei- 
der ist es nicht so. Denn die deutsche Wirklichkeit 
sieht ganz anders aus. Der Bundesinnenminister, die 
Bundesregierung, die Koalitionsfraktionen überbie- 
ten sich gegenseitig mit Vorschlägen, wie der soge- 
nannten „Asylantenflut" Einhalt geboten werden 
kann. Nun ist der Bundesinnenminister nicht da, aber 
ich sage trotzdem 

(Bohl [CDU/CSU]: Er ist aber vertreten!) 

— das ist klar — ; 

(Klein [Dieburg] [SPD]: Schwach vertreten!) 

Die bayerischen Stammtische mögen ihm ja zuju- 
beln, 

(Fischer [Osthofen] [SPD]: Nicht nur die 
bayerischen!) 

vor allem dann, wenn er — er wird das wahrscheinlich 
feinfühliger formulieren — sagt: Kanaken 'raus! 

Was Sie wollen, was die Bundesregierung will, ist 
dies: Sie wollen Art. 16 Grundgesetz aushebeln. Und 
weil Sie dafür keine Mehrheit in diesem Hause finden, 
haben Sie sich einen wunderbaren Trick ausgedacht, 
nämlich zu sagen: Wir machen eine Harmonisierung 
des Asylrechts auf europäischer Ebene; soll heißen: 

Wir machen ein Asylrecht auf dem kleinsten gemein- 
samen Nenner. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das stimmt doch 
nicht!) 

Jetzt sage ich Ihnen aber: Nach der Entschließung des 
Europäischen Parlaments, 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Wo ist der Vor- 
schlag gemacht? Zitieren Sie mal!) 

über die wir jetzt reden, ist diese Sache so nicht mehr 
möglich, denn jetzt haben Sie einen Beschluß der auf 
dem höchsten gemeinsamen Niveau und nicht auf 
dem niedrigsten gemeinsamen Niveau angesiedelt 
ist. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Und wer ist das? 

Das sind wir doch!) 

Deshalb würde ich gern einmal wissen, was die Bun- 
desregierung zu dieser Entschließung sagt. Ich habe 
bisher nichts dazu gehört, obwohl die Entschließung 
ja seit Monaten vorliegt. Sie gehen damit hausieren zu 
sagen: Laßt uns ein europäisches Recht machen, dann 
ist Art. 16 weg; weil Sie hier im Hause keine Mehrheit 
für eine solche Grundgesetzänderung haben. Das ist 
der entscheidende Punkt. 

Was wir wollen, ist ein einheitliches europäisches 
Asylrecht auf höchstem Niveau, denn — ich denke, 
das muß man immer wieder in Erinnerung rufen — 
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(A) 80 000 Deutsche haben während des Dritten Reiches 

Asyl in anderen Ländern gefunden. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]; Zehnmal soviel!) 

- 80 000. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]; 800 000!) 

— 80 000, Herr Olderog. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Nein!) 

— Ich bin Historiker — ich weiß nicht, was Sie 
sind — , 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Leider nur 
Jurist!) 

aber vielleicht gucken Sie einmal in den einschlägi- 
gen Büchern nach. Es waren 80 000 Deutsche, die in 
anderen Ländern Asyl gefunden haben. 

Jetzt sage ich: Aus dieser Geschichte heraus haben 
wir Deutschen eine besondere Verantwortung, uns 
nicht kleinmachen zu lassen oder kleiner zu machen, 
als wir sind, wenn es darum geht anderen Zuflucht zu 
bieten. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Es sind sogar noch 
viel mehr!) 

— Wenn es mehr sind, ist es mir sehr recht. 

Unsere Geschichte holt uns an dem Punkt wirklich 
ein, und ich denke, wir sollten davor nicht weglaufen. 
Im Gegenteil, wir möchten, daß mit Menschen, die 
nichts mit sich tragen oder nichts mitbringen können 
als ihr Gewissen und ihre politische und religiöse 
Überzeugung oder ihre sexuelle Orientierung — was 
auch immer — , menschlich umgegangen wird. Weni- 
ger als ein Prozent unserer Bevölkerung sind Asylbe- 
werber und anerkannte Asylanten. Ich nenne nicht 
die Zahlen aus anderen Ländern. 


Vizepräsident Stücklen: Herr Abgeordneter, Sie 
haben Ihre Redezeit schon sehr überzogen. 

SchrÖer (Mülheim) (SPD): Ich bin sofort fertig, Herr 
Präsident. — Ich tue dies deshalb nicht, weil sie mehr 
zur Beunruhigung als zur Beruhigung der öffentlichen 
Diskussion beitragen würden. 

Was mich ärgert, ist dies: daß mit solchen Zahlen 
populistische Politik gemacht wird, und zwar inson- 
derheit von dem amtierenden Verfassungsminister. 
Das ist mein Problem. Ich sage Ihnen: Sie können sich 
populistisch in die Herzen der Menschen stehlen, aber 
dem Eid des Bundesverfassungsministers, der offiziell 
Bundesinnenminister heißt, entspräche es, die Köpfe 
der Menschen zu erreichen. Was wäre, wenn Sie ein- 
mal diesen Satz aussprächen: Wir tragen bei dieser 
Asyldiskussion eigene Schuld ab, und wir versuchen, 
Menschen menschlich zu begegnen? — Ich sage — es 
fällt mir im Fall Zimmermann schwer, es zu sagen, 
aber ich sage es — : Er würde sich um dieses Land 
verdient machen! 

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten 
der GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Dr. Hirsch. 


Dr. Hirsch (FDP): Herr Präsident! Meine sehr ver- (C) 
ehrten Damen und Herren! Die Entschließung des 
Europäischen Parlaments ist ein wichtiges Dokument. 

Ich finde, es hebt sich erfreulich von vielen kleinmü- 
tigen Betrachtungen unseres Verhältnisses zu politi- 
schen Flüchtlingen ab. Man muß daran denken, daß 
es immerhin mit einer Vierfünftelmehrheit im Euro- 
päischen Parlament angenommen worden ist. Wenn 
man davon ausgehen kann, daß die Kollegen aller 
politischen Richtungen, die es akzeptiert haben, das 
nicht losgelöst von den politischen Kräften, die sie 
nach Europa entsandt haben, getan haben, kann man 
die Hoffnung haben, daß sich auch in unserem Ver- 
hältnis zu den politisch Verfolgten ein christliches, ein 
humanes, ein liberaleres Verständnis durchzusetzen 
beginnt, das in dem Nächsten, der bei uns Zuflucht 
sucht, nicht zuerst eine Belastung sieht, sondern eine 
Aufforderung, den Flüchtling als einen Menschen in 
Not ernst zu nehmen. 

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten 
der CDU/CSU) 

Das tun wir nicht immer. Das tun wir schon in der 
Sprache nicht. „Asylant", das klingt so wie: Ob- 
dachlose, fahrendes Volk, Nachtasyl. „Asylanten- 
schwemme", das klingt nach Insektenfluten, die über 
uns kommen. Das alles stimmt ja nicht! Die Zahlen 
besagen etwas anderes, und ich bin darüber erfreut, 
daß wir endlich in eine Diskussion auch über die Zah- 
len eintreten. 

Die Zahlen sehen in Wirklichkeit ganz anders aus, 
und ich finde, wir sollten begreifen, warum die Leute 
zu uns kommen. Nicht nur, daß wir auf einer Insel des (D) 
Wohlstandes leben; sie kommen ja auch aus Gründen, 
die in dem Dokument natürlich dargestellt worden 
sind. Ich denke an die Tatsache, daß im Zuge der Ent- 
kolonialisierung künstliche Grenzen gezogen wor- 
den sind, daß es wirtschaftliche Mißverhältnisse gibt, 
an denen auch der weiße Mann schuld oder mitbetei- 
ligt ist; das ist doch gar keine Frage. Ich denke auch an 
Bürgerkriege, an politische Verfolgung aller Art, und 
ich denke 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Das, was der 

weiße Mann hinterlassen hat, ist oft das ein- 
zige, was dort noch funktioniert!) 

— verehrter Kollege, wenn Sie in Entwicklungsländer 
fahren und sich darüber Rechenschaft ablegen, zu 
welchen wirtschaftlichen Verhältnissen auch wir mit 
beigetragen haben, bleibt mir das, was Sie sagen, 
ziemlich unverständlich. Ich muß auch sagen, daß ich 
unser Recht, das sich im Vergleich zu anderen euro- 
päischen Ländern sehen lassen kann, durchaus aner- 
kenne, aber ich kann nur jeden auffordern oder bitten, 
einmal in ein Sammellager zu gehen. Ich habe mich 
teilweise geschämt! Da ist weiß Gott nicht alles in 
Ordnung. 

(Dr. Olderog [CDU/CSU]: Rastatt zum Bei- 
spiel, wo wir zusammen gewesen sind!) 

~ Rastatt ist doch ein beschämendes Beispiel absolu- 
ter Mißwirtschaft gewesen, und es hat unseres 
Besuchs bedurft, um es zur Auflösung zu bringen. Wir 
waren leider nicht zusammen, aber ich war in Neu- 
stadt. Wissen Sie, daß es dort Hungerstreiks gegeben 
hat? 
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(A) Art. 16 ist bei uns lange diskutiert worden. Wir wer- 
den in dem Dokument an Art. 14 der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte vom 10. Dezember 
1948 erinnert; Jeder Mensch hat das Recht, in anderen 
Ländern vor Verfolgungen Asyl zu suchen und zu 
genießen. Wir werden in dem Dokument an die inter- 
nationalen Verpflichtungen erinnert, die wir über- 
nommen haben. Es werden die Ursachen der Flücht- 
lingsbewegungen dargestellt. Es wird sehr eindring- 
lich dargelegt, daß wir natürlich mit unseren Verwal- 
tungsregelungen dieses Problem überhaupt nicht 
lösen können, sondern daß es darauf ankommt, die 
politischen und wirtschaftlichen Ursachen in den 
Herkunftsländern der Flüchtlingsbewegungen zu 
bekämpfen und einen größeren Beitrag dazu zu lei- 
sten, dort zu stabilen Verhältnissen zu kommen. 

Ich muß übrigens noch einmal auf die Zahlen 
zurückkommen. Was wir unseren Mitbürgern sagen 
sollten, ist, daß die Masse der Flüchtlingsströme in 
dieser Welt nicht von den Europäern aufgefangen 
wird, daß damit nicht die Europäer belastet werden. 
Die Masse der Flüchtlingsströme wird vielmehr von 
den ärmsten Ländern der Dritten Welt aufgefangen 
und erhalten: 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Pakistan, Somalia, Äthiopien, Türkei. Ich denke also, 
daß man zu dem Gedanken der Belastung einiges 
sagen könnte. 

Dann kommen in der Erklärung die Passagen, die 
hier zum Teil vorgetragen worden sind und die jeder 
nachlesen kann, in denen auch wir etwas darüber 
lesen können, wie wir mit Asylanten umgehen sollten. 
Ich denke an die Frage der Unterbringung in Sammel- 
lagern, und ich denke natürlich an die Frage der Befri- 
stung des Arbeitsverbots. Da gehen wir bis fünf 
Jahre! Lesen Sie in der Enzyklika „Laborem Exer- 
cens" einmal nach, welche Bedeutung die Möglich- 
keit zu arbeiten für Menschen hat. Das ist ein Element 
der Menschenwürde. 

(Beifall bei der FDP und der SPD)) 

Denken Sie auch an die Zurückweisung an der 
Grenze, das Verbot des Refoulements! Darum sage 
ich Ihnen, daß wir uns nicht so verhalten, wie wir uns 
das bei der Gesetzgebung vorgestellt haben. Wir wer- 
den darüber im Innenausschuß sprechen. 

Ich sage Ihnen; Wir werden nicht darin nachlassen, 
uns um die Verwirklichung des Asylrechts in der Ver- 
waltungspraxis zu kümmern, dafür einzutreten, daß 
die humanitäre Lage zumindest der Bona-fide-Flücht- 
linge weiter drastisch und spürbar verbessert wird. 
Ich bin der Überzeugung: Wer unter welchen Motiven 
und von welchem Ausgangspunkt auch immer zu 
einer Europäisierung, zu einer Harmonisierung des 
europäischen Asylrechts kommen will, der wird, darf 
und kann an dieser Entschließung des Europaparla- 
ments nicht Vorbeigehen. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU der SPD 
und bei Abgeordneten der GRÜNEN) 


Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Frau Abge- 
ordnete Olms. 


Frau Olms (GRÜNE): Herr Präsident! Meine letzten (C) 
verbliebenen Damen und Herren! Die vorliegende 
Entschließung des Europäischen Parlaments zu den 
Fragen des Asylrechts und der Bericht des Abgeord- 
neten Heinz Vetter geben einen interessanten Ein- 
blick in die Flüchtlingspolitik und -praxis in Europa, 
ist aber, kaum erschienen, von der Realität eigentlich 
wieder überholt. Ich will einmal ganz korrekt den 
Abgeordneten Vetter, der hier schon öfter genannt 
wurde, zitieren, weil dieses Zitat Aufschluß darüber 
gibt, wie der Abgeordnete Vetter und auch das Euro- 
päische Parlament hier die Bundesrepublik betrach- 
ten: 

Als zum Teil menschenunwürdig ist die Betreu- 
ung der Flüchtlinge in der Bundesrepublik 
Deutschland anzusehen. Die Bundesregierung 
räumt ein, daß durch anreizmindernde Maßnah- 
men, wie zwangsweisen Aufenthalt in Sammel- 
unterkünften, Arbeitsverbot, Einschränkung der 
Bewegungsfreiheit, Kochverbot, Kürzung und 
Auszahlung der Sozialhilfe in Sachleistungen, 
Asylbewerber in der Bundesrepublik abgewehrt 
werden sollen. 

Auch die anderen europäischen Staaten stehen da 
nicht weit zurück. Erst kürzlich haben Dänemark, Bel- 
gien, die Schweiz und die Niederlande weitere 
Abschottungsmaßnahmen gegen Flüchtlinge vorge- 
nommen. 

Mit Schüren von Rassismus ist das Grundrecht auf 
Asyl in der Bundesrepublik durch das im Januar 1987 
in Kraft getretene Asylverfahrensgesetz faktisch 
außer Kraft gesetzt worden: Visumzwang, die Nicht- 
Beachtlichkeit von Nachfluchtgründen, die soge- 
nannte anderweitige Sicherheit vor Verfolgung sowie 
u. a. auch Maßnahmen gegen Fluggesellschaften, die 
unter Androhung von Strafen als Erfüllungsgehilfen 
staatlicher Flüchtlings ab weh rpolitik zum Einsatz 
kommen. 

Es soll sichergestellt werden, daß auch der kleine 
Anteil von Menschen, der sich auf den Weg nach 
Europa gemacht hat, nicht in die Bundesrepublik 
gelangt. Wer es dennoch bis in dieses Land geschafft 
hat, eventuell noch Bayerns rassistischen AIDS-Aus- 
sonderungsmaßnahmen entkommen ist, wird durch 
Maßnahmen wie Residenzpflicht, Arbeitsverbot, Hun- 
gerlohn nach dem Bundessozialhilfegesetz, Einkaser- 
nierung in Sammellagern, um nur einiges zu nennen, 
schikaniert. Durch Zahlenjongliererei wird die Stim- 
mungsmache gegen Flüchtlinge weiter angeheizt; 
denn es geht hier laut Zimmermann und seinen 
Gesinnungskameraden um eine Belastung, und von 
Normalisierung kann keine Rede sein. So neue Zitate 
von ihm. 

Wäre auch nur ein Punkt der vorliegenden Ent- 
schließung Praxis, nämlich das Nicht-Zurückwei- 
sungsprinzip und der Nicht-Visumzwang, so wäre 
das, was sich heute auf dem Frankfurter Flughafen 
täglich abspielt, nämlich die Zurückweisung und 
Zurückschiebung von Flüchtlingen in Massen und die 
unmenschliche Behandlung und Einkasernierung vor 
Ort, unmöglich. 

Wenn Sie auch in der Entschließung einige Forde- 
rungen finden, deren Durchsetzung uns wichtig ist, 
z. B. die Anwendung des Flüchtlingsbegriffs der 
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(A) Flüchtlingskonvention der Organisation für Afrikani- 
sche Einheit, die Erweiterung der Bestimmungen der 
Genfer Rüchtlingskonvention und Auslieferungs- 
schutz während des Asylverfahrens, so scheint eine 
Durchsetzung dieser Intentionen ohnehin aussichts- 
los; denn die Weichen auf EG-Ebene sind bereits 
gestellt. TREVI und die Treffen der EG-Innen- und 
Justizminister haben gezeigt, daß es aus ihrer Sicht 
um ein ordnungspolitisches und ein polizeiliches Pro- 
blem geht. Es geht, wie in der „Frankfurter Rund- 
schau" vom 30. April 1987 beschrieben wird, um „ver- 
schärfte Kontrollen gegen Asylanten und Terrori- 
sten". Man begreife mal die Wortwahl! 

Sie, die Minister, wollen unverzüglich den Informa- 
tionsaustausch über sogenannte unerwünschte Aus- 
länder aus Drittländern in Gang setzen. Geplant ist 
der europäische Polizeistaat für Ausländer. „Harmo- 
nisierung des Asylrechts" ist der neue, zynische 
Begriff für den Befestigungswall in Europa gegen 
Menschen, die Verfolgung, Repression und Elend 
ausgesetzt sind, fliehen. Dieser Befestigungswall soll 
unüberwindbar gemacht werden. 

Deutlich geworden an der Asylpolitik der letzten 
Jahre ist das Fehlen jeglichen politischen Willens, sich 
für Menschenrechte einzusetzen. Hierzu gehört das 
Recht auf Asyl, das wir als weltweites, überstaatliches 
Menschenrecht betrachten und das keine Grenzen 
kennt; denn das Recht auf Asyl ist für Flüchtlinge das 
Recht auf Leben. Aus diesem Grunde werden zuneh- 
mend Menschen aus Kirchen, Menschenrechtsorgani- 
sationen, Parteien und Organisationen aktiv, die 
Flüchtlinge schützen, d. h. sie dem Zugriff der Aus- 
^ ^ länderpolizei entziehen. Mit all diesen Menschen 
werden wir uns dafür einsetzen, daß Flüchtlinge in die 
Bundesrepublik gelangen, sie gegen rassistische 
Übergriffe schützen und vor allem, daß wir Abschie- 
bung, insbesondere in Kriegs- und Krisengebiete ver- 
hindern. 

(BeifaU bei den GRÜNEN - Bohl [CDU/ 
CSU]: Das ist doch unerträglich! Wir haben 
hier noch geltende Gesetze!) 


Vizepräsident Stücklen: Meine Damen und Herren, 
weitere Wortmeldungen hegen nicht mehr vor. 

Ich schheße die Aussprache. 

(Kleinert [Marburg] [GRÜNE]: Wozu sitzt 
denn da Herr Kroppenstedt?) 

— Die Regierung hat die Möghchkeit, das Wort zu 
erbitten, und bekommt es. Wenn aber ein Regierungs- 
mitghed dies nicht wünscht, dann gehe ich nach der 
Geschäftsordnung vor. 

(Bohl [CDU/CSU]: So ist es!) 

Ich bin bei der Drucksache 1 1/147, Überweisung an 
die in der Tagesordnung auf geführten Ausschüsse. 
Zusätzhch schlägt die CDU/CSU-Fraktion noch vor, 
auch den Ausschuß für wirtschaftliche Zusammenar- 
beit zu beteiligen. Ist das Haus mit der Gesamtüber- 
weisung einverstanden? — Ich sehe keinen Wider- 
spruch. 

Es ist so beschlossen. 


Ich rufe die Zusatztagesordnungspunkte 3 und 4 (C) 

auf: 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Dr. Hamm-Brücher, Frau Adler, Dr. Ahrens, 
Baum, Frau Becker-Inglau, Börnsen (Bönstrup), 

Frau Eid, Eylmann, Funke, Frau Ganseforth, 

Frau Garbe, Graf, Frau Hämmerle, Frau Dr. 
Hartenstein, Dr. Hauchler, Heimann, Dr. Hom- 
hues, Irmer, Frau Kelly, Kißlinger, Koitzsch, 
Koschnick, Kühbacher, Leidinger, Lennartz, 

Frau Matthäus-Maier, Dr. Mechtersheimer, Dr. 
Mertens (Bottrop), Neumann (Bremen), Frau 
Nickels, Frau Dr. Niehuis, Dr. Niese, Frau 
Odendahl, Paintner, Reinmann, Rind, Frau 
Rust, Frau Saibold, Frau Schmidt (Nürnberg), 

Dr. Schöfberger, Schröer (Mühlheim), Schwarz, 
Seesing, Sielaff, Frau Simonis, Dr. Soell, Frau 
Terborg, Toetemeyer, Frau Unruh, Verheugen, 
Volmer, Graf von Waldburg-Zeil, Wiefelspütz, 
von der Wiesche, Frau Wollny, Würtz 
Wiedereinsetzung der Ad-hoc-Kommission 
Parlamentsreform 

— Drucksache 11/245 — 

Überweisungsvorschlag : 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 

Beratung des Antrags der Abgeordneten Frau 
Dr. Hamm-Brücher, Frau Adler, Dr. Ahrens, 
Baum, Frau Becker-Inglau, Frau Eid, Funke, 

Frau Ganseforth, Frau Garbe, Graf, Frau Häm- 
merle, Frau Dr. Hartenstein, Dr. Hauchler, Hei- 
nemann, Dr. Hornhues, Irmer, Frau Kelly, Kiß- (D) 
hnger, Koitzsch, Kühbacher, Leidinger, Len- 
narzt, Frau Matthäus-Meier, Dr. Mechtershei- 
mer, Dr. Mertens (Bottrop), Müller (Pleiswei- 
ler), Frau Nickels, Frau Dr. Niehuis, Dr. Niese, 

Frau Odendahl, Paintner, Reimann, Rind, Frau 
Rust, Frau Saibold, Frau Schmidt (Nürnberg), 

Dr. Schöfberger, Schröer (Mülheim), Frau Dr. 
Segall, Frau Simonis, Dr. Soell, Frau Terborg, 
Toetemeyer, Frau Unruh, Verheugen, Volmer, 
Wiefelspütz, von der Wiesche, Frau Wollny 
Wiederaufnahme der Kabinettsberichterstat- 
tung 

— Drucksache 11/246 — 

Überweisungsvorschlag: 

Ausschuß für Wahlprüfung, Immunität 
und Geschäftsordnung 

Eine Aussprache ist nicht vorgesehen. Zu einer 
kurzen Bemerkung erteile ich jedoch im Zusammen- 
hang mit der Überweisung dieser Anträge der Frau 
Abgeordneten Dr. Hamm-Brücher das Wort. Sie 
spricht vom Saalmikrophon aus — auch ein Teil von 
Parlamentsreform. 


Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP). Vielen Dank, Herr 
Präsident; das ist sehr wahr. Ich möchte namens 
der zahlreichen Antragsteller auf den Druck- 
sachen 11/245 und 11/246 noch einmal bekräftigen, 
daß wir im Hinbhck auf eine zügige Beratung einver- 
standen sind, daß wir heute ohne Aussprache verfah- 
ren. 
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Frau Dr. Hamm-Brücher 

(A) Ich möchte Sie nur, sehr geehrter Herr Präsident, 
darauf aufmerksam machen, daß das Anliegen auf 
Drucksache 11/245, nämlich Wiedereinsetzung der 
Ad-hoc-Kommission Parlamentsreform und die Frage 
der Durchführung einer Selbstverständnisdebatte des 
Parlaments nicht in die Zuständigkeit des Geschäfts- 
ordnungsausschusses, sondern des Ältestenrates und 
des Präsidiums des Deutschen Bundestages fällt. Des- 
halb wäre ich Ihnen atißerordentlich verbtmden, 
wenn man dafür Sorge tragen könnte, daß dieser 
Antrag auf Drucksache 11/245 zuständigkeitshalber 
so schell wie möglich vom Geschäftsordnungsaus- 
schuß an den Ältestenrat überwiesen wird. 

Vizepräsident Stücklen: Jetzt mxiß ich bürokratisch 
werden; Das ist in der Geschäftsordnung nicht vorge- 
sehen. Selbstverständlich aber können sich der Älte- 
stenrat und das Präsidium damit befassen. 

(Frau Dr. Hamm-Brücher [FDP]: Hervorra- 
gend!) 

Ich werde das selbstverständlich in Ihrem Sinne unter- 
breiten. 


Frau Dr. Hamm-Brücher (FDP): Ich danke Ihnen, (C) 
Herr Präsident. Sie sind in solchen Sachen immer sehr 
zuverlässig. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP) 

Vizepräsident Stücklen: Interfraktionell wird vorge- 
schlagen, die Vorlagen auf den Drucksachen 11/245 
und 11/246 mit der Ergänzung, die Frau Dr. Hamm- 
Brücher gemacht hat, an den Ausschuß für Wahlprü- 
fung, Immunität und Geschäftsordnung zu überwei- 
sen. Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe 
keinen Widerspruch. 

Es ist so beschlossen. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am Ende 
unserer heutigen Tagesordnung. Ich berufe die näch- 
ste Sitzung des Deutschen Bundestages auf morgen, 
Freitag, den 22. Mai 1987, 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 18.38 Uhr) 


Berichtigung 

10, Sitzung, Seite 630 A, Zeile 10: Statt „Ausschrei- 
bungen" ist „Auf Schreibungen" zu lesen. 

(B) 


(D) 
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(A) 


Anlagen zum Stenographischen Bericht iQ 


Anlage 1 


Anlage 2 


Liste der entschuldigten Abgeordneten 


Abgeordnete(r) entschuldigt bis einschließlich 


(B) 


Dr. Abelein * * 

22. 5. 

Dr. Ahrens * 

21. 5. 

Amling 

22. 5. 

Bahr 

22. 5. 

Beckmann ** 

22. 5. 

Frau Beer * * 

22. 5. 

Biehle * * 

22. 5. 

Büchner (Speyer) * 

21. 5. 

Dr. von Bülow 

21. 5. 

Buschfort 

22. 5. 

Catenhusen 

21. 5. 

Dr. DoUinger 

22. 5. 

Eimer (Fürth) 

22. 5. 

Dr. FeU 

22. 5. 

Francke (Hamburg) * * 

22. 5. 

Dr. Glotz 

21. 5. 

Graf 

21. 5. 

Dr. Grünewald 

21. 5. 

Dr. Häfele 

22. 5. 

Frau Dr. Hartenstein 

22. 5. 

Horn •• 

22. 5. 

Ibrügger * * 

22. 5. 

Jaunich 

21. 5. 

Dr.-Ing. Kansy * * 

22. 5. 

Kiechle 

22. 5. 

Dr. Köhler (Wolfsburg) 

21. 5. 

Kolbow 

22. 5. 

Koschnick * * 

22. 5. 

Dr. Kunz (Weiden) * * 

22. 5. 

Dr. Graf Lambsdorff 

22. 5. 

Lattmann * * 

22. 5. 

Dr. Mechtersheimer * • 

22. 5. 

Niegel * * 

22, 5. 

Dr. Nobel 

21. 5. 

Pesch 

22. 5. 

Petersen * * 

22. 5. 

Reschke 

21. 5. 

Reuschenbach 

22. 5. 

Ronneburger * * 

22. 5. 

Sauer (Salzgitter) * * 

22. 5. 

Schmidt (München) 

22. 5, 

von Schmude 

22. 5. 

Schreiner * * 

22. 5. 

Frau Simonis * * 

22. 5. 

Dr. Stercken 

21. 5. 

Tietjen 

21. 5. 

Voigt (Frankfurt) * * 

22. 5. 

Weiß (Kaiserslautem) * * 

22. 5. 

Wischnewski 

22. 5. 

Wieczorek (Duisburg) 

22. 5. 

Würtz • • 

22. 5. 

Frau Zutt 

22. 5. 


* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Versamm- 
lung des Europarates 

* * für die Teilnahme an Sitzungen der Nordatlantischen Versamm- 
lung 


Liste der Abgeordneten, die an der Wahl 
der Mitglieder des Gremiums zur Genehmigung 
der Wirtschaftspläne der Nachrichtendienste 
teilgenommen haben (TOP 7): 


Dr. Abelein 

Frau Dr. Adam- Sch waetzer 

Frau Adler 

Andres 

Antretter 

Austermann 

Bachmaier 

Bamberg 

Dr. Bangemann 

Bauer 

Baum 

Bayha 

Frau Beck-Oberdorf 
Dr. Becker (Frankfurt) 
Becker (Nienberge) 

Frau Becker-Inglau 
Beckmann 
Frau Beer 

Frau Berger (Berlin) 

Bernrath 

Dr. Biedenkopf 

Biehle 

Bindig 

Dr. Blank 

Dr. Blens 

Dr. Blüm 

Frau Blunck 

Böhm (Melsungen) 

Dr. Böhme (Unna) 

Börnsen (Bönstrup) 

Börnsen (Ritterhude) 

Dr. Bötsch 

Bohl 

Bohlsen 

Brandt 

Brauer 

Bredehorn 

Breuer 

Dr. Briefs 

Brück 

Büchler (Hof) 

Büchner (Speyer) 

Bühler (Bruchsal) 

Frau Bulmahn 

Buschbom 

Carstens (Emstek) 

Carstensen (Nordstrand) 

Clemens 

Frau Conrad 

Conradi 

Cronenberg (Arnsberg) 

Dr, Czaja 

Frau Dr. Däubler-Gmelin 
Dr. Daniels (Bonn) 

Dr. Daniels (Regensburg) 

Daubertshäuser 

Daweke 

Frau Dempwolf 

Deres 

Diller 

Dörflinger 

Doss 

Dr. Dregger 

Dreßler 

Ebermann 

Echternach 

Dr, Ehmke (Bonn) 

Ehrbar 


Dr. Ehrenberg 
Frau Eid 
Eigen 

Eimer (Fürth) 

Dr. Emmerlich 

Engelhard 

Engelsberger 

Erler 

Ewen 

Eylmann 

Dr. Faltlhauser 

Frau Faße 

Feilcke 

Dr. Feldmann 

Fellner 

Frau Fischer 

Fischer (Hamburg) 

Fischer (Homburg) 

Frau Flinner 
Frau Folz- Steinacker 
Francke (Hamburg) 

Dr. Friedmann 
Dr. Friedrich 
Frau Fuchs (Köln) 

Frau Fuchs (Verl) 

Fuchtel 

Funke 

Frau Ganseforth 
Gansei 

Ganz (St. Wendel) 

Frau Garbe 
Gattermann 
Dr. Gautier 
Frau Geiger 
Geis 

Dr. Geißler 
Dr. von Geldern 
Genscher 
Gerstein 
Gerster (Mainz) 

Gerster (Worms) 

Gilges 

Glos 

Dr. Göhner 

Frau Dr. Gotte 

Dr. Götz 

Graf 

Gries 

Gröbl 

Großmann 

Grünbeck 

Grüner 

Grunenberg 

Günther 

Dr. Haack 

Haack (Extertal) 

Hafner 

Frau Hämmerle 

Frau Dr, Hamm-Brücher 

Harries 

Frau Hasself eldt 
Dr. Hauchler 
Dr. Hauff 
Haungs 

Hauser (Esslingen) 
Hauser (Krefeld) 

Dr. Haussmann 


(D) 
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(A) Hedrich 
Freiherr Heereman 

von Zuydtwyck 
Heimann 
Heinrich 
Heistermann 
Frau Dr. Hellwig 
Helmrich 
Dr. Hennig 
Frau Hensel 
Herkenrath 
Heyenn 
Hiller (Lübeck) 

Frau Hillerich . 

Hinrichs 

Hinsken 

Dr. Hirsch 

Höffkes 

Höpfinger 

Hörster 

Dr. Hoffacker 

Frau Hoffmann (Soltau) 

Dr. Holtz 

Hoppe 

Dr. Homhues 
Hoss 

Dr. Hoyer 

Frau Hürland-Büning 

Dr. Hüsch 

Hüser 

Huonker 

Inner 

Jahn (Marburg) 

Jansen 

Dr. Jenninger 

Dr. Jens 

Dr. Jobst 

Jung (Düsseldorf) 

Jung (Limburg) 

Jung (Lörrach) 
Jungmann 

(B) Kalb 
Kalisch 

Dr.-Ing. Kansy 

Dr. Kappes 

Frau Karwatzki 

Kastning 

Kiechle 

Kiehm 

Kirschner 

Kißlinger 

Kittelmann 

Klein (Dieburg) 

Klein (München) 
Kleinert (Hannover) 
Kleinert (Marburg) 

Dr. Klejdzinski 

Dr. Knabe 

Dr. Kohl 

Kohn 

Kolb 

Koitzsch 

Koschnick 

Kossendey 

Kraus 

Kretkowski 

Kreuzeder 

Krey 

Frau Krieger 

KroU-Schlüter 

Dr. Kronenberg 

Kühbacher 

Kuhlwein 

Dr. Kunz (Weiden) 

Dr.-Ing. Laermann 

Lambinus 

Lamers 

Dr. Lammert 

Dr. Langner 

Lattmann 

Dr. Laufs 

Leidinger 

Lemmrich 


Lennartz 
Lenzer 
Leonhart 
Frau Limbach 
Link (Diepholz) 

Link (Frankfurt) 

Linsmeier 

Lintner 

Dr. Lippelt (Hannover) 
Dr. Uppold (Offenbach) 
Lohmann (Witten) 

Dr. h. c. Lorenz 

Louven 

Lowack 

Lüder 

Lummer 

Lutz 

Frau Luuk 
Maaß 

Frau Männle 
Magin 

Marschewski 
Frau Dr. Martiny-Glotz 
Frau Matthäus- Maier 
Dr. Mechtersheimer 
Menzel 

Dr. Mertens (Bottrop) 
Meyer 

Dr. Meyer zu Bentrup 

Michels 

Dr. Miltner 

Mischnick 

Dr. Mitzscherling 

Möllemann 

Dr. Möller 

Dr. Müller 

Müller (Düsseldorf) 

Müller (Pleisweiler) 

Müller (Schweinfurt) 

Müller (Wadern) 

Müller (Wesseling) 

Müntefering 

Nagel 

Nehm 

Nelle 

Neuhausen 
Dr. Neuling 
Neumann (Bremen) 
Frau Nickels 
Niegel 

Frau Dr. Niehuis 
Dr. Niese 
Niggemeier 
Dr. Nöbel 
Nolting 

Frau Odendahl 
Oesinghaus 

Frau Oesterle-Schwerin 

Dr. Olderog 

Frau Olms 

Oostergetelo 

Oswald 

Frau Pack 

Paintner 

Patema 

Pauli 

Dr. Penner 
Peter (Kassel) 

Petersen 

Pfeffermann 

Pfeifer 

Dr. Pfennig 

Pfuhl 

Dr. Pick 

Dr. Pinger 

Dr. Pohlmeier 

Porzner 

Poß 

Dr. Probst 
Purps 
Rauen 
Rawe 

Reddemann 


Regenspurger 

Reimann 

Frau Renger 

Repnik 

Reschke 

Reuter 

Richter 

Dr. Riedl (München) 

Dr. Riesenhuber 
Rind 

Frau Rönsch (Wiesbaden) 

Frau Roitzsch (Quickbom) 

Ronneburger 

Dr. Rose 

Rossmanith 

Roth 

Roth (Gießen) 

Rühe 

Dr. Rüttgers 
Ruf 

Dr. Rumpf 
Frau Rust 
Frau Saibold 
Sauer (Salzgitter) 

Sauer (Stuttgart) 

Sauter (Epfendorf) 

Sauter (Ichenhausen) 
Schäfer (Mainz) 

Schäfer (Offenburg) 

Dr. Schäuble 
Scharrenbroich 
Schartz (Trier) 

Dr. Scheer 
Schemken 
Scherrer 
Scheu 

Frau Schilling 
Schily 

Schluckebier 
Schmidbauer 
Frau Schmidt (Nürnberg) 
Schmidt (Salzgitter) 

Frau Schmidt-Bott 
Schmitz (Baesweiler) 

Dr. Schmude 

Dr. Schneider (Nürnberg) 

Dr. Schöfberger 

Frau Schoppe 

Freiherr von Schorlemer 

Schreiber 

Dr. Schroeder (Freiburg) 

Schütz 

Schulhoff 

Dr. Schulte 

(Schwäbisch Gmünd) 
Schulze (BerÜn) 

Schwarz 

Dr. Schwarz- Schilling 

Dr. Schwörer 

Seehofer 

Seesing 

Frau Dr. Segall 

Seidenthal 

Seilers 

Sellin 

Frau Seuster 
Sielaff 

Sieler (Amberg) 

Frau Simonis 

Frau Dr. Skarpelis-Sperk 

Dr, Soell 

Dr. Solms 

Dr. Sperling 

Spilker 

Spranger 

Dr. Sprung 

Stahl (Kempen) 

Dr. Stark (Nürtingen) 

Dr. Stavenhagen 
Steiner 

Frau Steinhauer 

Stiegler 

Stobbe 


Dr. Stoltenberg 

Straßmeir 

Stratmann 

Strube 

Dr. Struck 

Su^et, 

Frau Terborg 
Frau Teubner 
Dr. Thomae 
Tietjen 
Tillmann 
Frau Dr. Timm 
Timm 

Dr. Todenhöfer 

Toetemeyer 

Frau Trenz 

Dr. Uelhoff 

Uldall 

Dr. Unland 

Frau Unruh 

Urbaniak 

Vahlberg 

Frau Vennegerts 

Frau Verhülsdonk 

Dr. Vogel 

Vogel (Ennepetal) 

Vogt (Düren) 

Voigt (Frankfurt) 

Dr. Voigt (Northeim) 

Frau Dr. Vollmer 

Volmer 

Dr. Vondran 

Vosen 

Dr. Voss 

Dr. Waffenschmidt 
Dr. Waigel 

Graf von Waldburg-Zeil 

Waltemathe 

Walther 

Dr. Warnke 

Dr. Warrikoff 

Dr. von Wartenberg 

Wartenberg (Berlin) 

Frau Weiler 
Weirich 

Weiß (Kaiserslautern) 
Weiss (München) 
Weisskirchen (Wiesloch) 
Dr. Weng (Oerlingen) 
Werner (Ulm) 

Dr. Wernitz 

Westphal 

Wetzel 

Frau Weyel 

Dr. Wieczorek 

Frau Wieczorek-Zeul 

Wiefelspütz 

von der Wiesche 

Frau Wül-Feld 

Frau Dr. Wilms 

Frau Wilms-Kegel 

Wilz 

Wimmer (Neuötting) 
Wimmer (Neuss) 
Windelen 

Frau Dr. Wisniewski 

Wissmann 

Dr. de With 

Wittich 

Dr. Wittmann 

Wolfgramm (Göttingen) 

Frau Wollny 

Frau Würfel 

.Würzbach 

Dr. Wulff 

Zander 

Zeitler 

Zeitlmann 

Zierer 

Dr. Zimmermann 
Zink 
Zumkley 
Zywietz 
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(A) Anlage 3 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Probst auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/283 
Frage 1); 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung die Oberpfalz als Stand- 
ort für einen Kemfusionsreaktor in Erwägung zieht, und welche 
Gründe haben Sie im Hinblick auf die Erfahrung mit der Ableh- 
nung der Wiederaufarbeitungsanlage durch die oberpfälzer 
Bevölkerung veranlaßt, gleichwohl der oberpfälzer Bevölke- 
nmg erneut eine gefährliche Atomanlage zumuten zu wollen? 

Die Bundesregierung ist an einem Standort für das 
nächste europäische Fusionsexperiment „Next Euro- 
pean Torus" (NET) in der Bundesrepublik Deutsch- 
land interessiert. 

Wie Bundesminister Dr. Riesenhuber in der Presse- 
konferenz am 5. August 1986 erklärte, wird sich im 
Rahmen der europäischen Zusammenarbeit die Ent- 
wicklungsgemeinschaft Kernfusion, der das Kemfor- 
schungszentrum Karlsruhe (KfK) und das Max- 
Planck- Institut für Plasmaphysik (IPP) in Garching 
angehören, um einen Standort für NET bewerben. 


Eine Standortdiskussion wurde bisher im nationa- 
len wie internationalen Rahmen als verfrüht abge- 
lehnt. Unter diesen Gesichtspunkten ist derzeit jeder 
Standort reine Spekulation. Die in Ihrer Frage zum 
Ausdruck kommende Gefährlichkeit einer solchen 
Anlage sieht die Bundesregierung nicht. Auch 
Fusionsreaktoranlagen werden in der Bundesrepublik 
(B) Deutschland zu gegebener Zeit hohen Sicherheitsvor- 
kehrungen und -anforderungen unterworfen sein. 


Anlage 5 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage des 
Abgeordneten Uldall (CDU/CSU) (Drucksache 11/ 
283 Frage 5): 

Nach welchen Kriterien werden die Vertreter der Bundesre- 
publik Deutschland ausgewählt, die in internationalen Gremien 
des Gesundheitswesens und insbesondere auch des medizini- 
schen Arbeitsschutzes z. B. bei der WHO, ILO, EG oder Euro- 
pean Foundation bzw. zu Ad-hoc-Kommissionen des Gesund- 
heitswesens und des medizinischen Arbeitsschutzes auf interna- 
tionaler Ebene entsandt werden? 

Bei der Auswahl von Vertretern der Bundesrepublik 
Deutschland, die in internationale Gremien und zu 
internationalen Tagungen des Gesundheitswesens 
und des medizinischen Arbeitsschutzes entsandt wer- 
den, kommt es wie bei jeder Entsendung von Vertre- 
tern der Bundesrepublik Deutschland zu internationa- 
len Beratungen und Treffen auf Fachkompetenz und 
darauf an, daß die Interessen der Bundesrepublik 
Deutschland angemessen vertreten werden. Ferner ist 
es wichtig, daß die Betreffenden über Verhandlungs- 
geschick verfügen und der internationalen Zusam- 
menarbeit positiv gegenüberstehen. Im Einzelfall 
können sich, insbesondere aus der Besonderheit des 
Gremiums oder der zu behandelnden Sachmaterie, 
weitere Anforderungen ergeben, wie z. B. taktisches 
Geschick, genaue Kenntnisse der Verhältnisse im 
Ausland, besondere Erfahrungen in der internationa- 
len Zusammenarbeit. Einen festgeschriebenen Krite- 
rienkatalog für die Auswahl gibt es nicht. 


Anlage 6 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Pfeifer auf die Frage 
des Abgeordneten Zlerer (CDU/CSU) (Drucksache 
11/283 Frage 6): 

Wie steht die Bundesregierung zu dem Vorschlag, das Erzie- 
hmigsgeld einkommensabhängig auf bis zu 24 Monate zu ver- 
längern? 

Der Bezug von Bundeserziehungsgeld wird für Kin- 
der, die nach dem 31. Dezember 1987 geboren wer- 
den, von 10 auf 12 Monate verlängert. Darüber hinaus 
wird die Bundesregierung — wie in der Regierungser- 
klärung vom 18. März 1987 angekündigt — noch in 
dieser Legislaturperiode dem Deutschen Bundestag 
einen Gesetzentwurf zuleiten, mit dem der Bewilli- 
gungszeitraum für Erziehungsgeld und Erziehungsur- 
laub verlängert werden soll. 

Über Zeit und Umfang der Verlängerung wird zur 
gegebenen Zeit entschieden. 


Anlage 7 

Antwort 

des Staatsministers Schäfer auf die Fragen des Abge- 
ordneten Dr. Weng (Gerlingen) (FDP) (Drucksache 
11/283 Fragen 23 und 24): 


Anlage 4 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Grüner auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Schmidt (Nürnberg) (SPD) 
(Drucksache 11/283 Fragen 2 und 3): 

Sind Presseberichte zutreffend, nach denen der Bundesregie- 
nmg eine Studie der Elektrizitätsmitemehmen VEBA, RWE und 
Bayemwerk vorliegt, in der der Bau der Wiederaufarbeitungs- 
anlage Wackersdorf aus wirtschaftlichen Gründen nicht mehr 
befürwortet wird, und wann wird diese Studie der Öffentlichkeit 
zugänglich gemacht? 

Soll nach Auffassung der Bundesregierung die Wiederaufar- 
beitungsanlage Wackersdorf trotz dieser Studie gebaut werden, 
und wie bewertet die Bundesregierung den Bau der Wiederauf- 
arbeitungsanlage Wackersdorf unter wirtschaftlichen und öko- 
logischen Gesichtspunkten? 


Die Presseberichte treffen nicht zu. 

Anfragen bei den genannten Firmen bestätigen, 
daß eine solche Studie nicht existiert. 

Die Bundesregierung sieht unverändert keinen 
Anlaß, von dem integrierten Entsorgungskonzept, 
zu dem auch die Wiederaufarbeitungsanlage in 
Wackersdorf gehört, abzugehen. 
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(A) Hält es die Bundesregierung für angemessen, im Zusammen- 
hang mit einer möglichen Null-Lösung bei Mittelstreckenrake- 
ten die konventionelle Verteidigung auch dadurch zu verstär- 
ken, daß Frankreichs Streitkräfte wieder voll in die NATO inte- 
griert werden? 

Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, Schritte zu 
unternehmen, die französische Regierung zu veranlassen, die 
Haltung zur Integration ihrer Streitkräfte in die NATO zu über- 
prüfen, gegebenenfalls durch die Übertragung des Oberbefehls 
in einer integrierten Streitkraft unter französisches Kom- 
mando? 

Zu Frage 23: 

Bundeskanzler Dr, Kohl hat in der Regierungserklä- 
rung vom 18. März 1987 darauf hingewiesen, daß 
nukleare Abrüstung das Problem des konventionellen 
Ungleichgewichts in Europa verschärft. Damit wächst 
die Bedeutung der konventionellen Streitkräfte im 
Spektrum der Verteidigung des Westens insgesamt. 
Betroffen sind in erster Linie die in der Vomeverteidi- 
gung des Bündnisses integrierten Streitkräfte der 
Bundeswehr und der übrigen Stationierungsmächte. 

Die konventionellen französischen Streitkräfte stel- 
len eine wesentliche operative Reserve im Bereich 
Europa-Mitte dar, über deren Einsatz die französische 
Führung gemäß den von Frankreich eingegangenen 
Bündnisverpflichtungen entscheiden kann. Bundes- 
kanzler Dr. Kohl hat deshalb in der Regierungserklä- 
rung vom 18. März 1987 betont, daß wir die begon- 
nene militärische Zusammenarbeit mit Frankreich 
fortentwickeln werden. Die Interoperabilität mit der in 
der Vomeverteidigung integrierten Bundeswehr ist 
prioritäres Ziel. Ihre Steigerung steht im Mittelpunkt 

(B) der deutsch-französischen Truppenübung 1987, an 
der auch Großverbände der neugebildeten französi- 
schen Schnellen Eingreiftruppe FAR und der 1. fran- 
zösischen Armee teilnehmen. Die Beteiligung 
Frankreichs an der militärischen Integration des 
Bündnisses ist dafür keine Voraussetzung. 

Zu Frage 24: 

Frankreich hat wiederholt erklärt, daß es seinen 
Verpflichtungen als loyaler Partner des Atlantischen 
Bündnisses und als treuer, pflichtbewußter Freund 
der Bundesrepublik Deutschland solidarisch nach- 
kommen wird. Es ist Ausdruck dieser Solidarität, daß 
Frankreich in der Bundesrepublik Deutschland einen 
beträchtlichen Teil seiner Ersten Armee unterhält und 
dem neugebildeten Schnellen Eingreif verband FAR 
eine europäische Rolle zugewiesen hat. Ich verweise 
in diesem Zusammenhang auf die unvergessene Rede 
des französischen Staatspräsidenten am 20. Januar 
1983 vor dem Deutschen Bundestag. Die Bundesre- 
gierung respektiert die 1966 getroffene Grundsatzent- 
scheidung Frankreichs, diese Ziele außerhalb der 
Strukturen der militärischen Integration des Bündnis- 
ses zu verfolgen. 


Anlage 8 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Müller (Düsseldorf) (SPD) (Druck- 
sache 11/283 Fragen 30 und 31): 


Treffen Zeitungsmeldungen zu, daß das Bundesamt für Ver- (C) 
fassungsschutz mehrere Sportler wegen ihrer Mitarbeit in der 
Initiative „Sportler für den Frieden" überwacht hat, und auf wel- 
cher Grundlage geschah dies? 

Sieht die Bundesregierung in dieser Praxis des Verfassungs- 
schutzes eine für sie unverzichtbare Maßnahme, obgleich sie 
geeignet ist, das demokratische Engagement von Mitbürgern zu 
verhindern? 

Zu Frage 30: 

Solche Zeitungsmeldungen treffen — wie das BMI 
inzwischen mehrfach erklärt hat — nicht zu. 

Ich betone nochmals: die Initiative „Sportler und 
Sportlerinnen für den Frieden — gegen Atomraketen" 
war weder in der Vergangenheit Beobachtungsobjekt 
des Bundesamtes für Verfassungsschutz noch ist sie es 
heute. 

Zu Frage 31: 

Das Bundesamt für Verfassungsschutz hat keine 
Sportler wegen ihrer Mitarbeit in der Initiative beob- 
achtet. Eine Praxis des Verfassungsschutzes, wie sie 
die Frage als gegeben unterstellt, gibt es nicht. 


Anlage 9 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Tietjen (SPD) (Drucksache 11/283 Fra- 
gen 36 und 37): 

Werden Daten von sogenarmten „AIDS- Verdächtigen Aus- 
ländern" gespeichert und anderen Behörden der Bundesrepu- 
blik Deutschland zugänglich gemacht, werden entsprechende 
Maßnahmen gegebenenfalls geplant? 

Gibt es Anweisungen an die Bundesgrenzschutzbeamten und 
gegebenenfalls welche über den Umgang mit AIDS- Verdächti- 
gen; werden entsprechende Weisungen gegebenenfalls 
geplant? 

Zu Frage 36: 

Eine systematische Speicherung von AIDS-Erkran- 
kungen findet nicht statt. Auch im Einzelfall erfolgt 
keine Speicherung von Ausländern nur wegen 
AIDS. 

Zum Schutz von Polizeibeamten, die mit AIDS-Infi- 
zierten in Kontakt kommen können, kommt eine Spei- 
cherung der AIDS-Infizierung bei Personen, nach 
denen aus anderen Gründen gefahndet wird, in 
Betracht. Eine Beschlußfassung durch die Innenmini- 
sterkonferenz ist noch nicht erfolgt. 

Zu Frage 37: 

Zur Information der Polizeivollzugsbeamten des 
BGS wurde bereits im Frühjahr 1986 ein AIDS-Merk- 
blatt verteilt. Dieses enthält auch Angaben über 
Schutzmaßnahmen. Ein weiteres Merkblatt über 
AIDS mit Betonung der Schutzmaßnahmen und 
Desinfektionsmöglichkeiten ist in Vorbereitung, 

Die Innenministerkonferenz hat am 3. April 1987 
die AK II und V beauftragt, ein umfassendes Vor- 
sorge- und Aufklärungskonzept gegen die Infizierung 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 13. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. Mai 1987 


833* 


(A) mit AIDS für Polizeivollzugsbeamte, Angehörige der 
Feuerwehren und Rettungsdienste zu entwickeln. 


Anlage 10 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Bindig (SPD) (Drucksache 11/283 
Frage 38): 

Kann die Bundesregierung angeben, wie nach den Vorgaben 
und Kategorien auf dem Personenbogen zur Volkszählung ein 
Bundestagsabgeordneter, der als „typischer Vollzeitparlamen- 
tarier" 22 bis 24 Sitzungswochen im Jahr von montags bis frei- 
tags in Bonn und in den anderen Wochen teils in seinem Wahl- 
kreisbüro, teüs auf vielen Terminen Ln seinem Wahlkreis und 
darüber hinaus tätig ist, den Frageblock „für Erwerbstätige und 
Schüler/Studenten'' und den Frageblock „für Erwerbstätige" 
mit seinen teils geschlossenen Fragen sachgerecht ausfüllen soll 
und kann? 

1. Bundestagsabgeordnete gelten in der Volks- und 
Berufszählung als „ Selbständige (Frage 15), die zum 
Wirtschaftszweig (Frage 16) „sonstige Dienstleistun- 
gen angeben. 

Da die Abgeordneten des Deutschen Bundestages 
in der Regel über zwei Wohnsitze verfügen, und zwar 
im Wahlkreis und in Bonn, sind auch zwei Personen- 
bogen auszufüllen. 

2. Für den Wohnsitz im Wahlkreis sind die Fra- 
gen 12 bis 18 im Personenbogen wie folgt auszufül- 

(B) len: 


Frage 12: 

Name und Anschrift der Arbeits- 
stätte: z. B. Wahlkreisbüro, Straße/ 
Hausnummer, PLZ, Gemeinde 

Frage 13 und 14: 

je nach benutztem Verkehrsmittel 
und normalerweise benötigter Zeit 
für den Hinweg zur Arbeit 

Frage 15: 

Selb ständige (r) mit/ohne bezahl- 
te(n) Beschäftigte(n) 

Frage 16: 

Sonstige Dienstleistungen 

Frage 17: 

Abgeordnete(r) 

Frage 18: 

soweit ausgeübt: landwirtschaftli- 
che bzw. nicht- 
landwirtschaftli- 
che Nebentätig- 
keit 

3. Für den Wohnsitz in Bonn sind die Fragen 12 
bis 18 im Personenbogen wie folgt auszufüllen: 

Frage 12: 

Name und Anschrift der Arbeits- 
stätte: Deutscher Bundestag, 5300 
BONN 

Frage 13 und 14: 

je nach benutztem Verkehrsmittel 
bzw. normalerweise benötigter 
Zeit für den Hinweg zur Arbeit 

Frage 15: 

Selbständige(r) mit/ohne bezahl- 
te(n) Beschäftigte(n) 

Frage 16; 

Sonstige Dienstleistungen 

Frage 17: 

Abgeordnete(r) 


Frage 18: soweit ausgeübt: landwirtschafth- (C) 

che bzw. nicht- 
landwirtschaftli- 
che Nebener- 
werb Stätigkeit 


Anlage 11 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Rose (CDU/CSU) (Drucksache 
11/283 Frage 39): 

Welche Schritte unternimmt die Bundesregierung, um den 
nach dem Flammentod ihrer Mutter, die in Rumänien wohnte, zu 
Vollwaisen gewordenen Kindern in Deutschland zu einem 
menschlichen Dasein zu verhelfen? 

Die Bundesregierung bedauert das tragische 
Schicksal der Sathmarer Schwäbin, die in Bukarest 
aus Verzweiflung Selbstmord begangen hat. Sie kann 
allerdings nicht unmittelbar zugunsten der im Bun- 
desgebiet lebenden in den Jahren 1951/52 geborenen 
Kinder tätig werden. Deren Anerkennung als Aus- 
siedler richtet sich nach den Vorschriften des Bundes- 
vertriebenengesetzes, das von den Ländern als eigene 
Angelegenheit ausgeführt wird. Der Einzelfall ist der 
zuständigen obersten Landesbehörde, dem Bayeri- 
schen Staatsministerium für Arbeit und Sozialord- 
nung, bekannt. Ich bin überzeugt, daß von dort die 
rechtlichen Möglichkeiten voll ausgeschöpft wer- 


Anlage 12 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Vennegerts (GRÜNE) (Druck- 
sache 11/283 Fragen 42 und 43): 

Welchen Grad der Verwendbarkeit der Volkszählungsdaten 
erwartet die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß der 
Leiter des Meinungsforschungsinstituts FORSA und ehemalige 
Chef des Kölner Statistischen Amtes, GüUner, schon bei einer 
Quote von 5 v. H. Aussageverweigerern „die Aussagefähigkeit 
für sehr stark eingeschränkt, wenn nicht sogar gefährdet" hält 
und er daher zusammen mit seiner Kollegin Noelle-Neumann 
sowie dem Informatiker Brunnstein nur „Datenschrott" als 
Ergebnis der Volkszählung erwartet? 

Welchen Grad von Verwendbarkeit der Volkszählungsdaten 
erwartet die Bundesregierung angesichts der Tatsache, daß 
diese nach 18monatiger Vorauswertungszeit nach Ansicht von 
Statistikexperten bereits 10 v. H. Alterungsfehler beinhalten 
werde und angesichts der weiteren Tatsache, daß nach Meinung 
der Freiburger Sozialwissenschaftler Bhnkert, Höhmann und 
Spiegelberg bei einer zu erwartenden Quote von mindestens 
20 V. H. unerkannten „Schummlern" kein seriöses Meinungs- 
forschungsinstitut mit der Befragung beginnen würde? 

Zu Frage 42: 

Die Frage zeichnet ein Bild von der Verwendbarkeit 
der Volkszählungsdaten, das weder den Tatsachen 
entspricht noch von den Erklärungen der Sachver- 
ständigen, Frau Prof. Noelle-Neumann und Herrn 
Güllner, gestützt wird. Zur Verwendung in der Bro- 
schüre des Statistischen Bundesamtes „Ja! zur Volks- 
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(A) Zählung '87" hat der Leiter des Meinungsforschungs- 
instituts FORSA, Herr Güllner, folgende Erklärung 
abgegeben; 

Nach 17 Jahren wird zum Stichtag 25. Mai 1987 in 
der Bundesrepublik Deutschland wieder eine 
Volkszählung durchgeführt. Viele Zahlen, viele 
Daten, viele Informationen werden dabei verar- 
beitet und ausgewertet. Um diese zahlreichen 
Angaben der Bürgerinnen und Bürger zu 
schützen, hat der Gesetzgeber alles Notwendige 
getan. Eine Verletzung der Privatsphäre und 
einen Mißbrauch der Daten braucht daher keine 
Bürgerin und kein Bürger zu befürchten. 

Für den gleichen Zweck der Verwendung in der 
Broschüre des Statistischen Bundesamtes hat sich 
Frau Professor Dr. Noelle-Neumann wie folgt geäu- 
ßert: 

Auch wir brauchen für unsere Arbeit die Volks- 
zählung '87: Um zum berühmten „repräsentati- 
ven Querschnitt" zu kommen, erhalten unsere 
1 400 im Bundesgebiet mit Westberlin verteilt 
wohnenden nebenberuflichen Interviewer 
Anweisungen, wie viele Männer und wie viele 
Frauen in welchen Altersgruppen und welcher 
Berufstätigkeit an Orten bestimmter Regierungs- 
bezirke und bestimmter Ortsgrößen sie zu befra- 
gen haben. Zuverlässig können wir das nur 
berechnen auf der Grundlage von Volkszählun- 
gen. 

(B) 

1983 hatte ich Bedenken, die ich in aller Öffent- 
lichkeit geäußert habe. So wie es jetzt ist, habe ich 
keinerlei Bedenken gegenüber der Volkszäh- 
lung. 


Zu Frage 43: 

Die Behauptung, daß die Volkszählung zum Zeit- 
punkt ihrer Veröffentlichung nach ca. 18 Monaten 
bereits veraltert seien, trifft nicht zu. Die Ergebnisse 
der Volkszählung sind im Gesamtzusammenhang 
eines umfassenden statistischen Berichtssystems zu 
sehen. So bilden die Volkszählungsergebnisse mit 
Rückwirkung auf den Zählungsstichtag die aktuelle 
Informationsbasis für 

— die Fortschreibung der Bevölkerung 

— die Fortschreibung des Gebäude- und Wohnungs- 
bestandes 

— die Fortschreibung der Strukturdaten über die 
Erwerbstätigkeit und die Ausbildung mittels Stich- 
probenerhebung, z. B. durch den Mikrozensus 
oder die laufenden Bildungsstatistiken. 

Die Behauptung, daß mit einer Quote von 20% 
„Schummlern" zu rechnen sei, ist reine Spekulation. 
Sie wird widerlegt durch die Erfahrung der Statisti- 
schen Ämter. 


Anlage 13 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Wollny, Frau Olms, Frau Teub- 
ner, Frau Nickels, Frau Hensel, Wetzel, Frau Hille- 
rich, Stratmann, Frau Eid, Frau Garbe und Frau Sai- 
bold (GRÜNE) (Drucksache 11/283 Fragen 44 bis 49, 

52 bis 63, 72, 73, 102 und 103); 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß in Bad 
Wildungen der Erhebungsstellenleiter Sachbearbeiter des So- 
zialamtes der Stadt und gleichzeitig nebenberuflich als Versi- 
cherungsvertreter tätig ist? 

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
die Tatsache, daß das Verwaltungsgericht in Sigmaringen am 
30. April 1987 den Heranziehungsbescheid gegen einen Bürger 
zur Teilnahme an der Gebäudevorerhebung aufgehoben hat, 
weil der Leiter der Erhebungsstelle mit dem Bürgermeister iden- 
tisch ist? 

Ist es der Vertrauensbildung, die die Bundesregierung 
anstrebt, förderlich, wenn der Stadtdirektor in Wetter/Ruhr dem 
Leiter der Erhebungsstelle die Teilnahme an der Veranstaltung 
einer örtlichen Volkszählungsinformationsinitiative untersagt? 

Was bedeutet nach Meinung der Bundesregierung die 
Begründung des Stadtdirektors, der die Teilnahme aus 
„Gründen, die als bekannt unterstellt werden", versagt hat? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
Gemeindeverwaltung Maifeld/Rheinland-Pfalz die Formulare 
der Gebäudevorerhebung von demselben Büro aus verschickte, 
das räumlich und personell gleichzeitig für die Anträge auf „Bei- 
hilfe für Kleinerzeuger von Getreide" zuständig ist? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß im Kreis 
Emmendingen die Zuständigkeit für die Durchführung der 
Volkszählung an einige kleinere Gemeinden zurückübertragen 
wurde, deren Einwohnerzahl um 800 beträgt, während die 
baden-württembergische Durchführungsverordnung eine 
Untergrenze von 8 000 Erhebungseinheiten vorsieht? (D) 

Hält es die Bundesregierung für mit der Datensicherheit der 
Volkszählung vereinbar, wenn in Aachen in Altenheimen und 
Vollzugsanstalten Bedienstete zu Zähler/innen bestellt werden 
sollen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die Stadt 
Bocholt nach einem Schreiben der Stadtverwaltung „Sonder- 
zähler für Sonderzählbezirke" anwirbt, um in Ausländerheimen, 
Heimen und „sonstigen Problembezirken" Mitarbeiter des 
Amtes für öffentliche Ordnung des Sozialamtes, des Jugendam- 
tes und des Amtes für Wohnungswesen einzusetzen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung den Umstand, daß mehrere 
Städte etwa in Baden -Württemberg das geschätzte Aufkommen 
an Buß- und Zwangsgeldern bereits fest in ihre Kommunalhaus- 
halte eingeplant haben, gegenüber der Tatsache, daß etwa in 
Schleswig-Holstein nach Auskunft des Leiters des dortigen Sta- 
tistischen Landesamtes gänzlich von der Verhängung von Buß- 
geldern abgesehen werden soll? 

Was ist in den von den Statistischen Landesämtern herausge- 
gebenen „Anleitungen für die Gemeinde und die Erhebungs- 
stelle" jeweils über die Verhängung und Höhe von Buß- und 
Zwangsgeldern genau vorgesehen, und gehen diese Anleitun- 
gen auf eine Empfehlung des Statistischen Bundesamtes 
zurück? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussichten auf eine 
datenschutzgerechte Durchführung der Volkszählung in Ham- 
burg, wo bei nur 13 000 zu bestellenden Zählern gleich die 
Namen von 40 000 öffentlichen Bediensteten an das Statistische 
Landesamt übermittelt %vurden, deren Einwände gegen die 
Besteller zudem unter Bruch des Datengeheimnisses von ihren 
jeweiligen Dienststellen gelesen wurden, statt sie ungelesen zur 
Prüfung an das Statistische Landesamt weiterzuleiten? 

Aus welchen Gründen hält die Bundesregierung eine recht- 
mäßige Durchführung der Volkszählung im Hinblick auf § 10 
Abs. 5 Nr. 2 Volkszählungsgesetz in München für gewährleistet, 
wo Polizisten als Zähler eingesetzt werden? 

Aus welchen Erwägungen hegt die Bundesregierung die 
Hoffnung für eine ordnungsgemäße Durchführung der Volks- 
zählung in Wuppertal und Elmshorn, wo während der Gebäu- 
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(A) devorerhebung die dortigen Erhebungsstellen fehlende Ant- 
worten auf Einzelfragen in Eigeninitiative von den zuständigen 
Ämtern für Bauförderung und Wohnungswesen einholten? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die rechtmäßige Durchfüh- 
rung der Volkszählung in Ulm, wo im Rahmen der Gebäudevor- 
erhebung Gebäudeeigentümer gefragt wurden, „welche Firma 
oder welche Einzelperson in diesem Gebäude eine Arbeitsstätte 
imterhält“, was von der zuständigen Datenschutzbeauftragten 
bereits beanstandet wurde? 

Ist es nach Meinung der Bimdesregierung mit dem Volkszäh- 
lungsgesetz zu vereinbaren, daß in Siegburg/Nordrhein-West- 
falen der Leiter des Einwohnermeldeamtes während der Gebäu- 
deerhebung in der Erhebungsstelle tätig war? 

Wie beurteilt die Bimdesregierung hinsichtlich §§ 9 und 10 
Volkszählungsgesetz die Tatsache, daß in Wörthsee/Bayern der 
Dritte Bürgermeister als stellvertretender Leiter der Erhebungs- 
stelle fungiert? 

Wie beurteilt die Bundesregierung im Zusammenhang mit § 9 
Abs. 2 Volkszählungsgesetz die Tatsache, daß in der Offenba- 
cher Erhebungsstelle vier Bedienstete des Einwohnermeldeam- 
tes eingesetzt sind? 

Hält es die Bundesregierung für vereinbar mit dem Verbot, 
aus der Tätigkeit in der Erhebungsstelle gewonnene Erkennt- 
nisse nicht für andere Zwecke zu verwenden, wenn in der Offen- 
bacher Erhebungsstelle der Persönliche Referent des Oberbür- 
germeisters tätig ist? 

Ist es nach Meinung der Bundesregierung mit § 10 Abs. 5 
Volkszählungsgesetz vereinbar, daß in Haimover Bedienstete 
der Grund- und Gewerbesteuerstelle des Steueramtes, der 
BAföG- Abteilung des Schulamtes sowie der Abteilung „Zen- 
trale Datenerfassung" des Hauptamtes als Zähler verpflichtet 
wurden? 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Tatsache, daß Stadträte 
der GRÜNEN bei ihrem Besuch in der Erhebungsstelle in 
Aachen feststellten, daß Zähler/innen zwar nicht im eigenen 
Wohnblock, aber in der Nähe ihres Wohngebietes eingesetzt 
wurden, und hält die Bundesregierung diese Tatsache mit § 10 

(B) Abs. 5 Volkszählungsgesetz für vereinbar? 

Ist nach Meinung der Bundesregierung in der Gemeinde 
Marktredwitz der „Zählungsleiter" Bediensteter des Ordnungs- 
amtes — Sachgebiet Sozial- und Versicherungswesen — oder 
der „Leiter der örtlichen Erhebungsstelle" — für die Durchfüh- 
rung der Volkszählung verantwortlich? 

Auf welche Rechtsgrundlage beziehen sich die Definitionen 
und Aufgaben des „Zählungsleiters" bzw. des „Leiters der 
Erhebungsstelle", wie sie in einem Schreiben der Erhebungs- 
stelle vom 15. Aprü 1987 an ein Kr eis Vorstandsmitglied der 
GRÜNEN Marktredwitz verwendet wurden, und wo sind sie 
definiert? 

Nach Art. 83, 84 GG führen die Länder das Volks- 
zählungsgesetz als eigene Angelegenheit aus. Es ist 
daher nicht Sache der Bundesregierung die örtlichen 
Verhältnisse der Städte und Gemeinden zu beurtei- 
len. 

Anlage 14 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Beer (GRÜNE) (Drucksache 
11/283 Fragen 50 und 51): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Aussage des hambur- 
gischen Datenschutzbeauftragten, daß für die Verarbeitung der 
Volkszählungsdaten auf Großrechnern die Verarbeitungs- und 
Sicherungsprogramme zum Stichtag am 25. Mai 1987 noch nicht 
entwickelt sind? 

Wie gedenkt die Bundesregierung sicherzustellen, daß in den 
Städten, in denen die Volkszählungsdaten (z. B. Hamburg, Kas- 
sel) über städtische Großrechenanlagen verarbeitet werden, die 
Abschottung auf elektronischem Wege gewährleistet wird? 


Zu Frage 50: (C) 

Entgegen den Behauptungen des Hamburgischen 
Datenschutzbeauftragten hegen die EDV-techni- 
schen Verarbeitungs- und Sicherungsprogramme 
nahezu vollständig vor. Sie stehen den Datenschutz- 
beauftragten jederzeit für die ihnen obhegenden 
DatenschutzkontroUen bei den zuständigen Stehen 
zur Verfügung. 

Soweit es sich um die Programmierung künftiger 
Tabellen handelt, die einen besonderen von vornher- 
ein nicht absehbaren Informationsbedarf abdecken 
sollen, kann die Programmierung aherdings naturge- 
mäß erst zu dem Zeitpunkt erstellt werden, in dem 
diese Analysen angefordert werden. Das Bundesver- 
fassungsgericht hat daher in seinem Volkszählungs- 
urteil ausdrücklich auf die Notwendigkeit der Spei- 
cherung statistischer Daten auf Vorrat hingewiesen. 

Zu Frage 51: 

Prof. Dr. Seegmüller, Leiter des Instituts für Infor- 
matik der Universität München, hat in seiner gutach- 
terhchen Stellungnahme vom 27. April 1987 nach 
Ortsbesichtigungen die Sicherheitslage der Datenver- 
arbeitung als hervorragend bezeichnet. Er hat aus- 
drückhch betont, daß diese Feststellung auch für die 
statistischen Ämter gilt, die sich eines staatlichen 
Mehrzweckrechenzentrums bedienen. 

Im übrigen führen die Länder das Volkszählungs- 
gesetz nach Art. 83, 84 GG als eigene Angelegenheit 
aus. Es ist daher nicht Sache der Bundesregierung, die 
örtlichen Verhältnisse der Städte und Gemeinden zu 
beurteilen. (D) 


Anlage 15 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Wüppesahl (GRÜNE) (Drucksache 
11/283 Fragen 66 und 67): 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Chancen auf eine Ein- 
haltung der Datensicherungsanforderungen gemäß § 8 der Lan- 
desdatenschutzgesetze angesichts der Tatsache, daß jüngst in 
Varel bei Wühelmshaven die ausgefüllten Bögen der Gebäude- 
vorerhebung 1983 auf einer Müllhalde gefunden wurden, 
ebenso wie entsprechend sensible Computerausdrucke Ende 
Aprü in Diepholz? 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Chancen für eine ord- 
nungsgemäße Durchführung der Daten-Trennungsvorgänge 
gemäß § 15 Volkszählungsgesetz angesichts der Tatsache, daß 
für diese Phase der Volkszählung vielfach noch keine Datenver- 
arbeitungskonzepte bestehen bzw. die Landesdatenschutzbe- 
auftragten z. B. von Hamburg und Baden-Württemberg nicht an 
deren Erstellung beteiligt wurden? 

Zu Frage 66: 

Nach Art. 83, 84 GG führen die Länder das Volks- 
zählungsgesetz als eigene Angelegenheit aus. Es ist 
daher nicht Sache der Bundesregierung, die örthchen 
Verhältnisse der Städte und Gemeinden zu beurtei- 
len. 

Zu Frage 67 : 

Die nach § 15 VZG vorzunehmende Datentrennung 
ist vom Statistischen Bundesamt und den Statistischen 
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(A) Landesämtern verbindlich geregelt. Der Bundesbe- 
auftragte für den Datenschutz sowie die Datenschutz- 
beauftragten der Länder sind hierüber unterrichtet. 

Für die Datentrennung bedarf es keines Datenver- 
arbeitimgskonzeptes, wie in der Fragestellung offen- 
bar angenommen wird. Das Datenverarbeitungskon- 
zept greift erst nach Übernahme der Daten auf 
maschinelle Datenträger. Die Datenverarbeitungs- 
konzepte hegen nahezu vollständig vor. 

Diese Unterlagen werden jedoch aus Gründen der 
statistischen Geheimhaltung nicht veröffentlicht. Die 
Datenschutzbeauftragten können allerdings eine 
Überprüfung im Rahmen der ihnen obliegenden 
Datenschutzkontrollen vornehmen. 


Anlage 16 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Weiss (München) (GRÜNE) (Druck- 
sache 11/283 Fragen 74 und 75): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß die Auswertung 
der Volkszählungsdaten bezüglich der Wahl des Verkehrsmit- 
tels unbrauchbar sein wird, weil es viele Bürger/innen gibt, die 
einen Personenkraftwagen besitzen, den sie zwar nicht für die 
Fahrt zur Arbeitsstätte nutzen, ihn jedoch trotzdem im Rahmen 
des Lohnsteuerjahresausgleichs zum Ansatz bringen? 

Teilt die Bundesregierung die Ansicht, daß viele dieser Bür- 
gerinnen und Bürger deshalb die Frage 13 bei der Volkszählung 
(B) nicht richtig beantworten werden, da sie befürchten müssen, 

daß bei richtiger Beantwortung Differenzen zwischen den bei 
der Finanzbehörde abgerechneten und tatsächlich benutzten 
Zahlen von Kraftfahrzeugen entstehen könnten? 

Die den Fragen zugrundeliegende Annahme ist 
eine reine Spekulation. Die Bundesregierung geht 
davon aus, daß wahrheitsgemäße Angaben auch zu 
den die Wahl des Verkehrsmittels betreffenden Fra- 
gen erteilt werden. 


Anlage 17 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Hoss (GRÜNE) (Drucksache 11/283 
Fragen 76 und 77): 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Realisierbarkeit des 
Reidentifizierungsverbots für Selbständige, die in der Frage 12 
des Volkszählungsfragebogens Name und Anschrift der 
Arbeitsstätte sowie in Fragen 16 und 17 den Wirtschaftszweig 
der Firma und den ausgeübten Beruf angeben müssen, wobei 
zudem nach § 15 Volkszählungsgesetz die erstgenannten Anga- 
ben nicht vrie andere Hüfsmerkmale von den Erhebungsmerk- 
malen abzusondem sind? 

Wie beurteüt die Bundesregierung die Realisierung des Re- 
identifizierungsverbots und des Trennungsgebots von Haupt- 
und Hilfsmerkmalen angesichts der Tatsache, daß im Vordruck 
der Gebäudevorerhebung die Hüfsmerkmale „Name und 
Anschrift des Verwalters" untrennbar mit den eigenüichen 
Erhebungsmerkmalen verbunden sind und zudem die laufende 
Ordnungsnummer nicht von der Löschungsvorschrift des § 15 
Abs. 2 Volkszählungsgesetz erfaßt wird? 


Zu Frage 76: (C) 

Für den hier angesprochenen Sachverhalt stellt sich 
die Frage der Reidentifizierung überhaupt nicht. 
Solange Erhebungs- und Hilfsmerkmale im Rahmen 
der Bearbeitung der Volkszählungsdaten noch mit- 
einander verbunden sind, gilt ausschließlich das 
Gebot der statistischen Geheimhaltung. 

Zu Frage 77: 

Es trifft zu, daß die Erhebungs- und Hilfsmerkmale 
im Gebäudebogen nicht getrennt oder trennbar sind. 

Dies widerspricht jedoch nicht dem Volkszählungsur- 
teil. Der Gebäudebogen wird einschließlich der lau- 
fenden Ordnungsnummer vernichtet, sobald die 
Erhebungsmerkmale auf den Wohnungsbogen über- 
tragen und beim Statistischen Landesamt die Ein- 
gang skontroUe durchgeführt worden ist. Dadurch 
wird die Trennung überflüssig. Nach Auffassung des 
VGH Baden-Württemberg in seinem Urteil vom 
29. April 1987 ist dieses Verfahren unter verfassungs- 
rechtlichen Gesichtspunkten nicht zu beanstanden. 


Anlage 18 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Ebermann (GRÜNE) (Drucksache 
11/283 Fragen 78 und 79): 

Aus welchen Erwägungen widerspricht die Bundesregierung 
der Auffassung, daß es sich bei der zur Zeit paraUel zur Volks- 
zählung beratenen Novelle eines hessischen Landesstatistikge- 
setzes, welches den Freiwilligkeitsgrundsatz aUer Auskünfte 
verankern soll, nach Ansicht von Kritikern um den „gesetzmä- 
ßigen Kronzeugen für die Überflüssigkeit des Volkszählungsge- 
setzes 1987" handelt? 

Aus welchen Erwägungen haben die Bundesregierung sowie 
die Statistischen Landesämter die Initiative des hamburgischen 
Datenschutzbeauftragten sowie einiger seiner Länderkollegen 
zurückgewiesen, für einen großen Teü der Volkszählungsfragen 
auf eine Auskunftspflicht zu verzichten, auch um die Fehler- 
quote durch unerkannt „schummelnde" Auskunftspflichtige zu 
verringern? 

Zu Frage 78: 

Die Behauptung, der im Hessischen Landesstati- 
stikgesetz verankerte Freiwilhgkeitsgrundsatz für alle 
Auskünfte sei als „gesetzmäßiger Kronzeuge für die 
Überflüssigkeit des Volkszählungsgesetzes 1987" 
anzusehen, ist unzutreffend. 

Der sogenannte Freiwüligkeitsgrundsatz des Hessi- 
schen Landesstatistikgesetzes bedeutet lediglich, daß 
für Statistiken auf Landesebene grundsätzlich von der 
Freiwilligkeit der Beantwortung auszugehen ist. Im 
Einzelfall kann der Landesgesetzgeber auch nach 
dem Hessischen Landesstatistikgesetz Auskunfts- 
pflicht anordnen. 

Zu Frage 79: 

Die Frage der Auskunftspflicht für die Volkszäh- 
lung ist in verschiedenen parlamentarischen Beratun- 
gen und in den öffentlichen Anhörungen ausführlich 
erörtert worden. Der Gesetzgeber hat sich nach sorg- 
fältiger Abwägung dafür entschieden, den im Regie- 
rungsentwurf des Volkszählungsgesetzes vorgeschla- 
genen Umfang der Fragen unverändert beizubehal- 
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(A) ten, da es sich um einen Grundstock weniger, aller- 
dings für statistische Zwecke unerläßlicher Informa- 
tionen handelt. Er hat dabei die Feststellung im Volks- 
zählungsurteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
15. Dezember 1983 berücksichtigt, daß alle Erhe- 
bungstatbestände in ihrer Gesamtheit erforderlich 
sind, um ein vielseitiges koordiniertes statistisches 
Gesamtbild von Gesellschaft und Wirtschaft zu liefern 
(BVerfGE 65, 1, S. 58). 


Anlage 19 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Brauer (GRÜNE) (Drucksache 11/283 
Fragen 80 und 81): 

Wie bewertet die Bundesregierung das Ergebnis einer 1983 
vom Bundesministerium für Forschung und Technologie in Auf- 
trag gegebenen Studie der „Gesellschaft für Mathematik und 
Datenverarbeitung" (veröffentlicht in der Aprü- Ausgabe der 
Zeitschrift „Allgemeines statistisches Archiv"), wonach mit dem 
aus dem Fragebogen ersichtlichen Zusatzwissen der Erhe- 
bungsstellen eine tatsächliche Anonymität der Datensätze nicht 
mehr gewährleistet ist und in naher Zukunft auch keine ent- 
scheidenden Verbesserungen an der grundsätzlich fehlenden 
Anonymität jeglicher statistischen Daten zu erreichen sei? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die praktische Ausführung 
der genannten theoretischen Aussagen durch den Hamburger 
Informatiker Professor Brunnstein, welcher aus einer Muster- 
Population von 100 000 Einwohnern mit Hilfe eines PC bereits 
mit drei bis fünf Antworten aus dem Volkszählungsbogen ein- 
zelne Bürger reidentifizieren konnte? 


Zu Frage 80: 

Durch die Studie der Gesellschaft für Mathematik 
und Datenverarbeitung (GMD) sollte geprüft werden, 
invdeweit der Wissenschaft und Forschung ein 
Zugang zu Einzelangaben der amtlichen Statistik 
eröffnet werden kann. Entscheidende Frage war 
dabei, inwieweit es möghch ist, solche Daten mit Hilfe 
von Zusatzinformationen aus zugänglichen dritten 
Quellen zu deanonymisieren. 

Dieser Tatbestand ist auf den der Anfrage zugrun- 
deliegenden Sachverhalt nicht übertragbar. 


Anlage 20 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Hafner (GRÜNE) (Drucksache 11/283 
Fragen 82 und 83): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die 
baden-württembergische Landesbeauftragte für Datenschutz 
sich kürzlich zum zweiten Mal während ihrer Amtszeit über- 
haupt genötigt sah, den Landtag anzurufen, um auf „eine ganze 
Reihe " von Vollzugsmängeln bei der Volkszählung aufmerksam 
zu machen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß der 
bayerische Datenschutzbeauftragte am 8. Mai 1987 kritisierte, 
er könne die Kontrolle über einen einwandfreien Verlauf der 
Volkszählung nicht mehr wahrnehmen, da u. a. das Justizmini- 
sterium ihm seit Monaten die dafür erforderlichen Auskünfte 
verweigere? 

Zu Frage 82: 

Eine Bewertung der angesprochenen Vorgänge in 
Baden- Württemberg steht der Bundesregierung nicht 
zu. 

Zu Frage 83: 

Eine Bewertung von Auskunftsersuchen des Baye- 
rischen Datenschutzbeauftragten und des Antwort- 
verhaltens der Bayerischen Staatsregierung steht der 
Bundesregierung nicht zu. 


Anlage 21 


Antwort 


(D) 


des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Dr. Wilms-Kegel (GRÜNE) 
(Drucksache 11/283 Fragen 84 und 85): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die Stadt 
Mönchengladbach mit Schreiben vom 9. März 198? an den Aus- 
länderbeirat der Stadt für die Zählertätigkeit von ausländischen 
Mitbürgern wirbt? 

In welchen Städten werden, sollte dies zutreffen, ausländische 
Mitbürger als Zähler eingesetzt, und wie beurteilt dies die Bun- 
desregierung vor dem Hintergrund der Vorschrift des Volkszäh- 
limgsgesetzes, daß nur Deutsche für das Amt des Zählers ver- 
pflichtet werden können? 


Zu Frage 84: 

Nach Art. 83, 84 GG führen die Länder das Volks- 
zählungsgesetz als eigene Angelegenheit aus. Es ist 
daher nicht Sache der Bundesregierung, die örtlichen 
Verhältnisse der Städte und Gemeinden zu beurtei- 
len. 


Zu Frage 81: 

Mit Prof. Dr. Seegmüller, Institut für Informatik der 
Universität München, hält die Bundesregierung das 
von Prof. Dr. Brunnstein entwickelte Reidentifizie- 
rungsmodell zur Reproduktion von ohnehin bekann- 
ten Sachverhalten für eine Reißarbeit ohne jeghchen 
wissenschaftlichen Erkenntniswert. Es lassen sich 
daraus — worauf auch Prof. Seegmüller nachdrück- 
hch hinweist — keine Schlüsse auf einen Datenmiß- 
brauch bei der Verarbeitung der Volkszählungsdaten 
ziehen. 


Zu Frage 85: 

Der Bundesregierung ist nicht bekannt, in welchen 
Städten ausländische Mitbürger als ehrenamtliche 
Zähler eingesetzt werden. Das Volkszählungsgesetz 
1987 verbietet den Einsatz ausländischer Zähler 
jedoch nicht. Auswahl und Bestellung der Zähler 
obliegen nach § 10 Abs. 1 Satz 2 Volkszählungsgesetz 
1987 den örtlich zuständigen Erhebungsstellen. 
Soweit ausländische Mitbürger freiwilhg bereit sind, 
als Zähler bei der Volkszählung mitzuwirken, begrüßt 
die Bundesregierung das Engagement dieser Mitbür- 
ger. 
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(A) Anlage 22 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Schoppe (GRÜNE) (Drucksache 
11/283 Fragen 90 und 91): 

Hält die Bundesregierung eine Beteiligung der Bundesrepu- 
blik Deutschland an der durch Richtlinienentwurf der Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaft beabsichtigten EG -weiten 
Volkszählung für 1991 für erstrebenswert? 

In welcher Weise hat die Bundesregierung an dem Entwurf 
der Richtlinien mitgewirkt und Vorschläge zur Formulierung 
von Fragen eingebracht? 

Zu Frage 90: 

Für eine erfolgreiche europäische Integrationspoli- 
tik müssen harmonisierte statistische Unterlagen für 
alle Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaf- 
ten zur Verfügung stehen. Mit dem Richtlinienent- 
wurf der Kommission sollen diese Daten bereitgestellt 
werden. Die Bundesregierung hat daher im Einver- 
nehmen mit dem Bundesrat dem Entwurf mit der 
Maßgabe zugestimmt, daß die notwendigen Daten für 
die Bundesrepublik Deutschland durch Fortschrei- 
bung der Volkszählungsergebnisse 1987 anhand lfd. 
Bevölkerungsstatistiken (u. a. Mikrozensus, Bevölke- 
rungsstatistik) gewonnen und dem Statistischen Amt 
der Europäischen Gemeinschaften zur Verfügung 
gestellt werden. Eine Wiederholung der Volkszäh- 
lung 1987 nach nur 4 Jahren kann dadurch vermieden 
werden. 


Im übrigen führen die Länder nach Artikel 83, (C) 

84 GG das Volkszählungsgesetz als eigene Angele- 
genheit aus. Es ist daher nicht Sache der Bundesregie- 
rung, die örtlichen Verhältnisse der Städte und 
Gemeinden zu beurteilen. 


Zu Frage 93: 

Nein. Der Bundesregierung sind solche Fälle nicht 
bekannt. Aber auch hier handelt es sich um eine 
Angelegenheit, die in den Zuständigkeitsbereich der 
Länder fällt. 


Anlage 24 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen des 
Abgeordneten Sellin (GRÜNE) (Drucksache 11/283 
Fragen 94 und 95) : 

Wie begründet die Bundesregierung ihre Auffassung, daß 
eine Volkszählung auf Stichproben-Basis keine ausreichenden 
Ergebnisse erbringen werde, angesichts der Tatsache, daß sie 
sich zum Zwecke der Schätzung und Veröffentlichung vermute- 
ter Boykotteur-Zahlen selbst auf eine Emnid-Umfrage auf Basis 
von nur 901 Telefoninterviews verläßt? 


Zu Frage 91: 

Die Bundesregierung hat in den zuständigen 
Arbeitsgruppen der Kommission bei der Ausarbei- 
tung des Richtlinienentwurfs mitgewirkt. 

Sie hat u. a. erreicht, daß in Artikel 3 des Richtli- 
nienentwurfs eine Regelung getroffen wurde, die es 
der Bundesregierung gestattet, die für Zwecke der 
Europäischen Gemeinschaften im Jahre 1991 benötig- 
ten europäischen Volkszählungsdaten durch Fort- 
schreibung bestehender laufender Statistiken bereit- 
zustellen. 


Anlage 23 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Unruh (GRÜNE) (Drucksache 
11/283 Fragen 92 und 93); 

Hält die Bundesregierung die Zuverlässigkeit von Zäh- 
ler/innen für garantiert, wenn von 108 Zähler/innen in der Stadt 
Pulheim ca. 50 unter 18 Jahre alt sind? 

Sind der Bundesregierung weitere Fälle bekannt, in denen in 
der Erhebungsstelle — wie in der Gemeinde Hückelho- 
ven/NRW — „Abiturienten b zw. Studenten eingesetzt" werden 
und die Mehrzahl der Zähler Schüler und Studenten sind? 

Zu Frage 92: 

Die in der Frage hegende Unterstellung, daß 
Jugendliche, die das 18. Lebensjahr noch nicht voll- 
endet haben, als Zählerinnen oder Zähler generell 
unzuverlässig seien, weist die Bundesregierung 
zurück. 


Wie begründet die Bundesregierung genau ihre Auffassung, 
wonach eine Volkszählung auf Stichproben-Basis zu ungenaue 
Ergebnisse erbringen werde, angesichts der Tatsache, daß z. B. 
das Meinungsforschungsinstitut Allensbach die Ergebnisse der 
hessischen Landtagswahl bei Stichproben von nur etwa 2 000 
Befragten mit einer Gesamtabweichung von nur 0,7 v. H. vor- 
aussagte, einem für staatliche Totalerhebungen traumhaften 
Ergebnis? 


(D) 


Zu Frage 94: 

Volkszählungen sind mit Meinungsumfragen nicht 
vergleichbar. Über 100 gesetzliche Vorschriften 
knüpfen gravierende Rechtsfolgen an Bevölkerungs- 
zahlen, z. B. beim kommunalen Finanzausgleich oder 
bei der Abgrenzung von Wahlbezirken. Diese Zahlen 
müssen deshalb genau sein. Es genügen keine Annä- 
herungswerte. Verläßliche Daten über die Gesamtbe- 
völkerung kann z. Z. nur eine Volkszählung liefern. 
Dies hat bereits das Bundesverfassungsgericht im 
Volkszählungsgesetzurteil festgestellt. 


Zu Frage 95: 

Stichproben versagen, wenn — wie dies bei der 
Volkszählung im Unterschied zu der Abschätzung 
von Ergebnissen von Wahlen der Fall ist — statistische 
Ergebnisse in tiefer sachlicher und regionaler Gliede- 
rung benötigt werden. Dies gilt insbesondere, worauf 
erst vor wenigen Tagen der Wissenschaftliche Beirat 
für Mikrozensus und Volkszählung hingewiesen hat, 
für die vielfältigen Informationsbedürfnisse der 
Gemeinden und der regionalen Wirtschafts- und 
Arbeitsmarktförderung. 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode — 13. Sitzung. Bonn, Donnerstag, den 21. Mai 1987 


839 


(A) Anlage 25 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Rust (GRÜNE) (Drucksache 
11/283 Fragen 96 und 97): 

Welche Rechtsgrundlage erlaubt es nach Ansicht der Bundes- 
regierung, daß in Berlin Bedienstete der alliierten Streitkräfte 
einen Teil der Fragen des Personenbogens zur Volkszählung 
nicht beantworten müssen? 

Wie beurteilt die Bundesregierung eine solche Ausnahmere- 
gelung xmter dem Aspekt der Gleichbehandlung und der 
Androhruig gegen Bundesbürger, die im Falle der xmvoUständi- 
gen Beantwortung mit Bußgeldern bedroht werden? 

Zu Frage 96: 

Das von den Alliierten Schutzmächten in Berlin 
gesetzte Recht, daß auch auf der Grundlage von Wei- 
sungen ergehen kann, geht deutschem Recht vor. Es 
trifft jedoch nicht zu, daß die Schutzmächte ihre 
Arbeitnehmer angewiesen haben, einen Teil der Fra- 
gen des Personenbogens der Volkszählung nicht zu 
beantworten. Richtig ist vielmehr, daß sie wie bei frü- 
heren Volkszählungen auch, Beantwortungshinweise 
herausgegeben haben, die die Fragen 12 sowie 15 bis 
17 des Personenbogens betreffen. Die Schutzmächte 
haben hierbei zusätzlich zum Ausdruck gebracht, daß 
sie das Anliegen der Volkszählung in vollem Umfang 
unterstützen. 


Zu Frage 97: 

Auch wenn der bei der 1 . Frage dargestellte Sach- 
verhalt eine vom deutschen Recht abweichende Rege- 
(B) lung enthielte, wäre in diesem Fall der Grundsatz der 
Gleichbehandlung nicht verletzt. Der Gleichbehand- 
lungsgiundsatz greift nur dort ein, wo Gleiches 
ungleich behandelt wird. Das ist nicht der Fall, wenn 
auf verschiedene Personengruppen unterschiedliches 
Recht anzuwenden ist. 

Anlage 26 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Oesterle-Schwerin (GRÜNE) 
(Drucksache 11/283 Fragen 98 und 99): 

Wie beurteilt die Bxmdesregienmg die Aussichten für eine 
rechtmäßige Durchführung der Volkszählung im Hinblick auf 
§ 10 Abs. 2 Volkszählungsgesetz angesichts der Tatsache, daß 
z. B, der Hamburger Schulsenat alle Schulen angeschrieben hat 
mit dem Ziel, Schüler ab 17 Jahren zur Meldung als Zähler auf- 
ziifordem? 

Wie beurteilt die Bxmdesregierung die Aussichten auf eine 
rechtmäßige Durchführung der Volkszählimg im Hinblick auf 
§ 10 Abs. 5 Nr. 1 Volkszählungsgesetz z. B. in Hamburg, Düssel- 
dorf xmd vielen anderen Städten, wo Zähler für Zählbezirke in 
uimiittelbarer Nähe ihrer Wohnung nicht nur eingeteilt, sondern 
bereits auf den Werbebögen gelockt wurden? 

Zu Frage 98: 

Die Bundesregierung weist die Unter stellimg, daß 
Jugendliche, die das 18. Lebensjahr noch lücht vollen- 
det haben, als Zähler generell unzuverlässig seien, 
entschieden zurück. 

Im übrigen führen die Länder nach Art. 83, 84 GG 
das Volkszählungsgesetz als eigene Angelegenheit 
aus. Es ist daher nicht Sache der Bundesregierung, die 


örtlichen Verhältnisse der Städte und Gemeinden zu (C) 
beurteilen. 

Zu Frage 99: 

Auch hier handelt es sich um eine Angelegenheit, 
die in den Zuständigkeitsbereich der Länder fällt. 


Anlage 27 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Spranger auf die Frage des 
Abgeordneten Volmer (GRÜNE) (Drucksache 1 1/283 
Fragen 100 und 101: 

Welchen Zusammenhang sieht die Bundesregierung zwi- 
schen der Ausgabensperre für den Bundeshaushaltstitel 532 21- 
014 im Einzelplan 06 Kapitel 0608 — Statistisches Bimdes- 
amt — , dessen Zweckbindung die „Untersuchxmgen über alter- 
native Erhebxmgsmethoden mit dem Ziel der Vereinfachung 
xmd der Freiwilligkeit künftiger Volkszählungen" vorsieht, und 
der Behauptung der Werbekampagne für die Volkszählimg 
1987, es gäbe keine Alternativen zur Totalerhebung? 

Welche Gründe hat die Bundesregierung, mit der Entwick- 
lung alternativer Methoden erst nach der Volkszählung zu 
beginnen, obwohl das Bundesverfassungsgericht dem Gesetz- 
geber auferlegt hat, vor einer Volkszählung solche Möglichkei- 
ten zu prüfen? 

Zu Frage 100: 

Durch die im Haushalt 1987 ausgewiesenen Mittel 
für die „Entwicklung alternativer Erhebungsmetho- 
den mit dem Ziel der Vereinfachung und Freiwillig- (D) 
keit künftiger Volkszählungen", deren Sperre inzwi- 
schen aufgehoben worden ist, sollen andere Erhe- 
bungsmethoden gefunden werden. Dies beweist, daß 
die Bundesregierung mit großem Nachdruck nach 
Möglichkeiten sucht, das bisher bei Volkszählungen 
übhche Verfahren langfristig entbehrlich zu machen. 

Zur Zeit kann auf die Volkszählung in dieser Form, 
worauf ich bereits in anderem Zusammenhang hinge- 
wiesen habe, nicht verzichtet werden. Nichts anderes 
hat die Bundesregierung in ihrer Werbekampagne für 
die Volkszählung 1987 erklärt. 

Zu Frage 101: 

Die Bundesregierung hat lange vor der Volkszäh- 
lung 1987 mit der Prüfung anderer Erhebungsmetho- 
den begonnen. Der Wissenschaftliche Beirat für 
Mikrozensus und Volkszählung hat hierüber bereits 
am 3. Dezember 1986 dem Innenausschuß des Deut- 
schen Bvmdestages ausführhch berichtet. 


Anlage 28 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage des 
Abgeordneten Brück (SPD) (Drucksache 11/283 Frage 
104): 

Wie beurteilt die Bundesregierung als Anteilseigner der Saar- 
bergwerke AG Pläne des Vorstandes des Unternehmens, die 
Grube Camphausen stillzulegen, obwohl der Kohlebereich der 
Saarbergwerke AG insgesamt keine Verluste ausweist? 
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(A) Für die anstehende Entscheidung, ob bei der Saar- 
bergwerke AG eine Grube geschlossen werden muß, 
ist maßgebhch, welche mittelfristigen Absatzmöglich- 
keiten für die Saarbergkohle gegeben sind. 

Der Kohleabsatz der Saarbergwerke AG fiel von 
rund 11,2 Millionen Tonnen 1985 auf 10,6 Millionen 
Tonnen 1986. Nach der Planung des Vorstandes ist bis 
1989 ein Rückgang bis auf 9,6 Millionen Tonnen zu 
erwarten. Ohne Stillegung einer Grube ist mit einem 
Anwachsen der Kohlehalde bis auf 3,6 Millionen Ton- 
nen zu rechnen. Eine solche Entwicklung ist auf 
Dauer nicht finanzierbar. 

Es ist unzutreffend, daß gegenwärtig im Kohlebe- 
reich der Saarbergwerke AG Gewinne erwirtschaftet 
werden. In den zur Verfügung stehenden monatlichen 
Betriebsdaten des Unternehmens sind wesentliche 
Aufwendungen wie zum Beispiel die Kosten des 
Unternehmens für die Freischichten und die Wertbe- 
richtigung der auf Halde gelegten Kohle nicht dem 
Kohlebereich zugeordnet. Dadurch entsteht für den 
Kohlebereich ein zu günstiges Bild. 

Auch insgesamt weist die Gesellschaft am Ende des 
1. Quartals 1987 einen Verlust auf. 


Anlage 29 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
11/283 Fragen 105 und 106): 

Wie viele Stellen können im Bundesministerium der Finanzen 
durch den Verkauf von Industriebeteiligungen des Bundes 
künftig wegfallen? 

Wann wird der Stellenplan entsprechend korrigiert werden? 

Durch den Verkauf von Industriebeteiligungen des 
Bundes können im Ergebnis keine Stellen im Bundes- 
finanzministerium wegfallen. Die zum Beispiel in dem 
für die VEBA zuständigen Referat entbehrhchen Stel- 
len werden an anderer Stelle des Bundesministeriums 
der Finanzen — zum Beispiel für Arbeiten an der Steu- 
erreform — dringend benötigt. 

Eine Änderung des Stellenplans des Bundesmini- 
steriums der Finanzen ergibt sich deshalb nicht. 


Anlage 30 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage des 
Abgeordneten Grünbeck (FDP) (Drucksache 11/283 
Frage 107): 

Welche Konsequenzen wird die Bundesregierung aus dem 
Programm zur Eindämmung der Normenflut im Steuerrecht zie- 
hen, das die Kommission „Normenflut" im Dezember 1986 
erstellt hat? 

Die Bundesregierung sieht es als wichtig an, die 
Normenflut im Steuerrecht zu begrenzen, das heißt 
die Verwaltungsvorschriften zu straffen und zu ver- 
ringern und die Zahl der Steueränderungsgesetze zu 
vermindern. Sie begrüßt deshalb die Vorschläge der 


Kommission „Normenflut“ und wird diese in Abstim- (C) 
mung mit den Ländern eingehend prüfen. 

Für den Bereich der Steueränderungsgesetze ist 
darauf hinzuweisen, daß man gegenwärtig ~ im Ver- 
gleich zu früheren Jahren ~ schon fast von „Ruhe an 
der Steuerfront" sprechen kann. 


Anlage 31 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen des 
Abgeordneten Poß (SPD) (Drucksache 11/283 Fragen 
108 und 109): 

Trifft es zu, wie im Bericht des „Handelsblatt" vom 30. April 
1987 über die Steuerrückerstattung aus dem Flick-Geschäft dar- 
gelegt, daß der zu erwartende Steuerausfall beim Bund in Höhe 
von 500 Millionen DM Körperschaftsteuer in einer entsprechen- 
den Ermäßigung des Steueransatzes im Bundeshaushalt 1987 
als eine Art durchlaufender Posten berücksichtigt worden ist 
und daß darüber hinaus für den jetzt feststehenden Fehlbetrag 
von 446 Millionen DM zusätzliche Vorsorge getroffen worden 
ist? 

Trifft es zu, daß das vom Bundesminister der Finanzen vor der 
Presse am 14. Mai 1987 genaimte Gesamtdefizit der Gebietskör- 
perschaften des Jahres 1990 — bis zu 3 v. H. des Bruttosozial- 
produkts (2 314 Milliarden DM) — in absoluten Beträgen einem 
Gesamtdefizit von bis zu 70 Milliarden DM entspricht? 

Zu Frage 108; 

Im Bundeshaushalt 1987 sind aus der Körper- 
schaftsteuer Einnahmen von 17,5 Milliarden DM ver- 
anschlagt. Dieser Betrag entspricht dem Schätzergeb- 
nis des Arbeitskreises Steuerschätzung vom Novem- 
ber 1986. Das Schätzergebnis berücksichtigt unter 
anderem, daß das Körperschaftsteueraufkommen 
1987 des Bundes durch einen Sondertatbestand in 
Höhe von 0,5 Milliarden DM per Saldo gemindert 
wird. Da aus den laufenden steuerhchen Einnahmen 
auch Rückzahlungen zuviel erhobener Einnahmen 
geleistet werden, ist für den vom Bund zu leistenden 
Erstattungsbetrag keine zusätzhche haushaltsmäßige 
Vorsorge getroffen worden. 

Zu Frage 109: 

Die Aufstellung des Bundeshaushalts 1988 und des 
Finanzplans des Bundes bis 1991 sind noch nicht 
abgeschlossen. Die Finanzplanungen der Länder 
befinden sich ebenfalls in der Vorbereitung. Über die 
voraussichthche Entwicklung des Finanzierungsdefi- 
zits des öffenthchen Gesamthaushalts 1990 können 
deshalb noch keine genauen Angaben gemacht wer- 
den. 

Mit der Aussage von Bundesminister Dr. Stolten- 
berg ist eine Größenordnung für eine möghche Ober- 
grenze des Defizits der Gebietskörperschaften im Jahr 
1990, beziffert. In diesem Jahr wird die von der Bun- 
desregierung geplante große Steuerreform mit einer 
Nettoentlastung der Steuerzahler in Höhe von 25 Mil- 
Harden DM voll in Kraft treten. 3 Prozent des vom 
interministeriellen Arbeitskreis für 1990 vorausge- 
schätzten Bruttosozialprodukts entspricht ein Betrag 
von 69 V 2 MilHarden DM. 
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(A) Das tatsächliche Defizit kann erheblich niedriger lie- 
gen, wenn Länder und Gemeinden ihren Ausgaben- 
zuwachs entsprechend der Empfehlung des Finanz - 
planimgsrats tatsächlich auf 3 Prozent jährlich 
begrenzen. Der Bund wird seiner mittelfristigen 
Finanzplanung eine jährliche Ausgabenzunahme von 
2 V 2 Prozent zu Grunde legen, also einen geringeren 
Zuwachs als bisher geplant. 


Anlage 32 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Frage des 
Abgeordneten Börnsen (Ritterhude) (SPD) (Druck- 
sache 11/283 Frage 110): 

Aus welchen Gründen hatte die Bundesregierung bei der 
Steuerschätzung für das Jahr 1987 den Steuerschätzem im Mai 
1986 ein Bruttosozialprodukt von 2 039 Milliarden DM für 1987 
vorgegeben, das dann für die Steuerschätzer im November 1986 
auf 2 066 Milliarden DM erhöht wurde? 


Der Ansatz für das nominale Bruttosozialprodukt, 
der der Steuerschätzung im Mai 1986 für das Jahr 
1987 zugrundelag, basierte auf den Erwartungen des 
Jahreswirtschaftsberichts für das Jahr 1986 und diese 
ß) wiederum bauten auf dem vorläufigen Berechnungs- 
stand des Statistischen Bundesamtes für die Sozial- 
produktsentwicklimg 1985 auf. Die rechnerisch große 
Differenz für die Sozialproduktsvorgaben 1987 zu den 
Steuerschätzungen vom Mai und vom November 1986 
in Höhe von 27 Milliarden DM ergibt sich zu etwa 
einem Drittel aus der in der Zwischenzeit vom Stati- 
stischen Bundesamt um 9,1 Milharden DM erhöhten 
Basis für das Jahr 1985, zu einem guten Drittel aus der 
im November 1986 auf der erhöhten Basis 1985 erwar- 
teten stärkeren gesamtwirtschafthchen Preisentwick- 
lung für 1986 und zu einem knappen Drittel aus der 
auch für 1987 im Herbst 1986 etwas höher veran- 
schlagten gesamtwirtschafthchen Preisrate. Während 
die beiden erstgenannten Drittel für 1987 einen Basis- 
effekt darsteUen, betraf das letzte Drittel eine leicht 
höher geschätzte Zunahme des nominalen Brutto- 
sozialprodukts für das Jahr 1987. Die Entwicklung des 
nominalen Bruttosozialprodukts 1987 wurde im 
Herbst 1986 mit knapp +5% somit nur wenig höher 
als im Mai dieses Jahres mit gut +4 V 2 % veranschlagt. 
Diese Differenz von knapp einem halben Prozent- 
punkt hegt im normalen Unsicherheitsbereich 
gesamtwirtschafthcher Vorausschätzungen, wobei 
die Quantifizierung der Preisentwicklung des Brutto- 
sozialprodukts wegen der zu treffenden Annahmen 
über den Überwälzungsgrad stark gesunkener Ein- 
fuhrpreise auf die einzelnen gesamtwirtschafthchen 
Nachfrageaggregate in der spezieUen Situation der 
Jahre 1986 und 1987 besonders unsicher ist. Bei den 
absoluten Zahlen für das nominale Bruttosozialpro- 
dukt 1987 kumuherten sich so die Basisrevisionen für 
1985 und 1986 mit der nur geringfügig stärker veran- 
schlagten Entwicklung 1987. 


Anlage 33 (C) 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Fragen des 
Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 11/283 
Fragen 111 und 112): 

Hält es die Bundesregierung für unbedenklich, wenn bei- 
spielsweise eine deutsche Großbank nicht nur an einer Vielzahl 
von Industrieunternehmen 25 v. H. und mehr Aktienanteile 
besitzt, die Vorstände des Geldinstitutes allein rund 140 Auf- 
sichts- und Beiratsmandate halten, darüber hinaus alle Repräs- 
entanten der Bank etwa 400 KontroUfunktionen in der Wirt- 
schaft besetzen, und dxirch diese Koppelung versucht, die Wirt- 
schaft an sich zu binden? 

Gedenkt die Bundesregierung, einer derartigen Machtkon- 
zentration tatenlos zuzusehen, und welche Konsequenzen 
gedenkt sie daraus zu ziehen? 

Zu Frage 111: 

Die Frage, ob der Einfluß bestimmter Großbanken 
auf andere Wirtschaftsunternehmen ein bedenkhches 
Ausmaß angenommen hat, läßt sich nicht allein 
anhand der bloßen Anzahl bankfremder Beteiligun- 
gen, Aufsichtsratsmandate oder ähnlicher Kontroll- 
möglichkeiten beurteilen. Entscheidend ist vielmehr 
die Qualität des Einflusses, der von einer ganzen 
Reihe von Faktoren abhängig ist. Hierzu gehören die 
Kumulation der verschiedenen Einflußmöglichkeiten 
im Einzelfall, die Intensität der Kontrolle, die von 
unbedeutsamer Mitwirkung bis zur Beherrschung 
gehen kann, die Konzentration der KontroUfunktio- 
nen bei bestimmten Großunternehmen oder Bran- 
chen, die Relation zu den Einflußmöglichkeiten ande- 
rer Großunternehmen. Entscheidend kommt es auf 
den Grad der Wettbewerbsintensität auf den Tätig- 
keitsfeldem der Banken an. Die Tatsache, daß das 
Bundeskartellamt noch keinen Bankenzusammen- 
schluß oder eine Fusion zwischen Banken und Nicht- 
banken untersagt hat, spricht gegen die pauschale 
Annahme, daß sich der sicher nicht zu leugnende Ein- 
fluß der Banken bereits in marktbeherrschenden Stel- 
lungen niedergeschlagen hat. Im übrigen hat auch die 
Studienkommission „Grundsatzfragen der Kreditwirt- 
schaft" seinerzeit (1979) keinen Mißbrauch der Ein- 
flußmöglichkeiten feststellen können. 

Zu Frage 112: 

Die Bundesregierung ist sich der wettbewerbspoli- 
tischen Problematik bewußt, die sich aus einer zu weit 
gehenden Kumulation von Einflußmöglichkeiten der 
Kreditinstitute aufgrund von Beteiligungsbesitz, Auf- 
sichtsratsmandaten und Vollmachtstimmrecht erge- 
ben können. Im Zusammenhang mit dem Vorschlag 
der Monopolkommission in ihrem VI. Hauptgutach- 
ten, im Einklang mit früheren Überlegungen eine 
Grenze für den Erwerb bankfremder Beteiligungen in 
Höhe von 5 % einzuführen, hat die Bundesregierung 
die Spitzenverbände der Kreditinstitute gebeten, 
aktuelle Angaben über die Entwicklung ihres bank- 
fremden Beteüigungsbesitzes, Aufsichtsratsmandate 
sowie Vollmachtstimmrecht zu machen. Erste Stel- 
lungnahmen des Bundesverbandes privater Banken 
deuten darauf hin, daß der bankfremde Beteiligungs- 
besitz der großen privaten Banken in den letzten Jah- 
ren per saldo rückläufig war. Die Stellungnahmen der 
übrigen Verbände stehen noch aus. 

Der Frage, ob die Konzentrationsentwicklung im 
Bankenbereich zu wettbewerbspolitischen Bedenken 
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(A) Anlaß gibt, wird im Zusammenhang mit der laufenden 
Überprüfung des Kartellgesetzes weiter nachzugehen 
sein. 


Anlage 34 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Meyer zu Bentrup (CDU/CSU) 
(Drucksache 11/283 Frage 113): 

Kann die Bundesregierung die Zahlen des Gutachtens des 
Essener Unternehmens Deutsche Projekt Union (DPU) bestäti- 
gen, daß „die deutsche Steinkohle die öffentliche Hand zwi- 
schen 1978 und 1987 mindestens 362 Milliarden DM gekostet 
habe, darunter 94,4 Milliarden DM Zuschüsse und steuerliche 
Hilfen, 148 Milliarden DM Zuschüsse zur knappschaftlichen 
Versicherung, 2,2 Milliarden DM nicht entschädigte Bergschä- 
den, 18,7 Milliarden DM erhöhte Stromkosten durch Importkoh- 
leverzicht und 82,6 Milliarden DM Kosten durch Luftverschmut- 
zung . . . " ? 

Die Bundesregierung kann die Zahlen des Gutach- 
tens des Essener Unternehmens Deutsche Projekt 
Union, die deutsche Steinkohle habe die öffentliche 
Hand in den 10 Jahren 1978 bis 1987 mindestens 
362 Milliarden DM gekostet, nicht bestätigen. 

Die Untersuchung, die möglichst viele, irgendwie 
mit der deutschen Steinkohle zusammenhängenden, 
mehr oder weniger quantifizierbaren finanziellen 
Lasten der öffentlichen Hände oder der Allgemeinheit 
(B) Zusammentragen will, ist in verschiedener Hinsicht 
unrichtig bzw. angreifbar: 

— Fast alle der Steinkohle von dem Gutachten zuge- 
rechneten „öffentlichen Kosten" werden fiktiv zu 
einem Betrag von rd. 160 Ivlilliarden DM mit der 
Begründung auf gezinst, öffentliche Haushalte hät- 
ten zur Subventionsfinanzierung Kredite beschaf- 
fen müssen. 

Diese Rechnung übersieht, daß die Nettokreditauf- 
nahmen der öffentlichen Haushalte nicht willkür- 
lich einzelnen Ausgabetiteln zugeordnet werden 
können. 

— Die Zuschüsse und steuerlichen Hilfen von Bund 
und Ländern zugunsten der deutschen Steinkohle 
sind — abzüglich der höchst fragwürdigen Aufzin- 
sung — in der Größenordnung von rd. 49 Milliar- 
den DM in den Jahren 1978 bis 1987 im wesentli- 
chen zutreffend zusammengestellt. 

Sie umfassen allerdings auch die allgemeinen Hil- 
fen für die Kohleforschung sowie auch die Berg- 
mannsprämie oder Sonderabschreibungen, die 
nicht steinkohlenspezifisch sind, sondern für den 
gesamten Bergbau gelten. 

— Die Bundeszuschüsse zur Knappschaft werden nüt 
75 Milliarden DM voll der Kohle angelastet. 

Dabei wird übersehen, daß Bundeszuschüsse auch 
für den Finanzierungsausgleich der allgemeinen 
Rentenversicherung erforderlich sind. Bei der 
bergbauspezifischen Knappschaft sind sie im 
wesentlichen Folge eines Schrumpfungsprozesses 
des Bergbaus von rd. 600 000 Beschäftigten in den 
50er Jahren auf heute rd. 160 000. 


— Das Gutachten unterstellt, daß Bergschäden auf- (C) 
grund geltenden Rechts z. T. nicht entschädigt 
werden. 

Die Bundesregierung stimmt dieser Wertung des 
Gutachtens nicht zu. 

Der u. a. hier angesprochene Fragenkreis einer 
Entschädigxmg nach Zeitwert ist kein bergbauspe- 
zifisches, sondern ein allgemeines Thema des 
deutschen Schadensersatzrechts. 

— Richtig ist, daß durch den Einsatz heimischer Kohle 
anstelle der billigeren Importkohle höhere Strom- 
kosten entstehen, weil die Preisdifferenz zwischen 
deutscher und Importkohle nicht vollständig durch 
die Verstromungszuschüsse an die Elektrizitäts- 
wirtschaft ausgeglichen wird. 

Die in dem Gutachten errechnete Belastung ist 
aber aus verschiedenen Gründen zu hoch ange- 
setzt. Sie berücksichtigt insbesondere nicht, daß 
mit einem Preisanstieg der Importkohle zu rechnen 
wäre, wenn die verströmte Menge von 40 Millio- 
nen t deutscher Steinkohle voll auf dem Weltmarkt 
nachgefragt werden würde. 

— Die Untersuchung rechnet der deutschen Stein- 
kohle auf der Basis weitgehend ungesicherter 
Schätzungen Umweltbelastungen zu, fordert aber 
zugleich den Ersatz deutscher Kohle durch Import- 
kohle. 

Diese Umweltbelastungen würden aber auch beim 
Einsatz von Importkohle eintreten. 


Anlage 35 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Penner (SPD) (Drucksache 11/283 
Frage 114): 

Welche Kenntnis hat die Bundesregierung über den geplan- 
ten Verkauf von 300 Kanonen des Kalibers 20 Millimeter der 
Firma Rheinmetall an den Iran? 

Im Zusammenhang mit der Genehmigung einer 
Lieferung von Maschinenkanonen in ein NATO-Land 
ist offenbar der Verdacht entstanden, daß solche 
Kanonen illegal an den Iran weitergeleitet werden 
könnten. Hierauf bezieht sich ein Strafverfahren der 
Staatsanwaltschaft, über das die Presse berichtet 
hat. 

Mit Rücksicht auf den Grundsatz, nicht in ein 
schwebendes Verfahren einzugreifen, sieht sich die 
Bundesregierung nicht in der Lage, zu Einzelheiten 
des in der Frage erwähnten Vorgangs Stellung zu 
nehmen. 


Anlage 36 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Frage des 
Abgeordneten Stiegler (SPD) (Drucksache 11/283 
Frage 115): 
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(A) Wie wird die Bundesregierung nach dem jüngsten Koalitions- 

gespräch zur Sanierung der Maxhütte die im Koalitionsvertrag 
fest gelegte Zusage einlösen, daß sie alles im Rahmen ihrer Mög- 
lichkeiten tun wird, um unter anderem die Maxhütte entspre- 
chend zu berücksichtigen? 


Die Bundesregierung hat dabei den Grundsatz ihrer (C) 
strikten Neutrahtät im Konflikt beachtet und die 
Gesamtbeziehungen zum Empfängerland berück- 
sichtigt. 


Der Wortiaut der Koalitionsvereinbamng „Bei der 
Bewältigung der Anpassungsprobleme in der Stahhn- 
dustrie wird die Bundesregierung alles im Rahmen 
ihrer Möglichkeiten tun, um u. a. die Maxhütte ent- 
sprechend zu berücksichtigen"' geht von einer ein- 
heitlichen Stahlpolitik aus, bei der „u. a. die Max- 
hütte" berücksichtigt werden soll. 

An dieser grundsätzlichen Haltung der Bundesre- 
gierung hat sich nichts geändert, d. h. in der Stahlpo- 
litik wird die Maxhütte voll berücksichtigt. So partizi- 
piert sie z. B. an den Hilfen nach Art. 56 EGKS-Ver- 
trag. Das erleichtert die soziale Anpassung. Diese Hil- 
fen tragen der Bund (etwa 2 / 3 ) und die EG-Kommis- 
sion; das Land beteiligt sich daran nicht. 

Die Bundesregierung wird die Bemühungen um 
eine Lösung der Schwierigkeiten der Maxhütte unter- 
stützen, soweit dies mit ihrer Wirtschafts- und Finanz- 
politik sowie den in der EG eingegangenen Verpflich- 
tungen vereinbar ist. 


Anlage 37 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Fragen des 
(ß) Abgeordneten Gansei (SPD) (Drucksache 11/283 Fra- 
gen 116 und 117): 

Hat die Bundesregierung den Export von Ersatzteilen und 
Verschleißteilen für die Produktion von Kriegswaffen und Muni- 
tion sowohl in den Irak wie in den Iran genehmigt, und wie sieht 
sie gegebenenfalls den Zusammenhang solcher Genehmigun- 
gen mit der von ihr immer wieder betonten strikten Neutralität 
im iranisch-irakischen Konflikt? 

Ist die Bundesregierung bereit, über ihre bestehenden Mög- 
lichkeiten hinaus, durch Gesetzesänderungen oder Einfluß- 
nahme auf Vertragsabschlüsse beim Export von Kriegswaffen 
und Rüstungsgütern darauf hinzuwirken, daß von den Empfän- 
gerstaaten nach Ausbruch militärischer Feindseligkeiten die 
Belieferung mit Ersatz- und Verschleißteilen weder verlangt 
noch erwartet werden kann? 


Zu Frage 116: 

Entsprechend den Pohtischen Grundsätzen der 
Bundesregierung für den Export von Kriegswaffen 
und sonstigen Rüstungsgütern werden grundsätzlich 
keine Genehmigungen für die Ausfuhr von Kriegs- 
waffen und kriegswaffennahen sonstigen Rüstungs- 
gütern in Länder, bei denen die Gefahr des Ausbruchs 
bewaffneter Auseinandersetzungen besteht oder die 
sich im Kriegszustand befinden, erteilt. Von diesem 
Grundsatz ist auch im Falle des Iran und des Irak nicht 
abgewichen worden. 

Ausfuhrgenehmigungen nach dem Außenwirt- 
schaftsgesetz für andere Güter als Waffen wurden 
lediglich in Einzelfällen erteilt, insbesondere für 
Ersatz- und Verschleißteile zur Verwendung in Indu- 
strieanlagen, die vor Ausbruch des iranisch-iraki- 
schen Konflikts genehmigt wurden und in Betrieb gin- 
gen. 


Zu Frage 117: 

Das Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen 
(KWKG), das Außenwirtschaftsgesetz (AWG) und die 
Außenwirtschaftsverordnung (AWV) bieten nach 
Ansicht der Bundesregierung eine ausreichende 
Grundlage für die Erteilung oder Ablehnung einer 
Ausfuhrgenehmigung . 


Anlage 38 


Antwort 


des Pari. Staatssekretärs Dr. Riedl auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Vondran (CDU/CSU) (Druck- 
sache 11/283 Fragen 118 und 119): 

Hält die Bundesregierung auch nach den Presseberichten der 
letzten Wochen über die Ertragslage der Stahluntemehmen in 
den benachbarten EG-Ländern daran fest, daß der Subventions- 
kodex und das im Montanvertrag enthaltene Subventionsverbot 
von allen EG -Partnern weiterhin respektiert werden? 


Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang 
die Berichterstattung, daß die französischen Stahlunternehmen 
Usinor/Sacilor im Jahr 1986, als die Mehrzahl der deutschen 
Stahlunternehmen in der Gewinnzone war, Verluste in Höhe 
von 4 Milliarden DM ausgewiesen haben (dem würde erzeu- 
gungsproportional für die deutsche Stahlindustrie ein Betrag 
von rund 8 Milliarden DM entsprechen), bis zum Jahr 1990 
unterhalb der Gewinnschwelle bleiben und damit auf die Dek- 
kung der Verluste durch den Staat angewiesen sein werden? 


(D) 


Zu Frage 118: 

Bisher gibt es keinen Beweis, daß gegen das Beihil- 
feverbot des Stahlsubventionskodex verstoßen wird. 
Dies wird der Bundesregierung von der EG-Kommis- 
sion bestätigt, die allen Hinweisen auf verbotene Bei- 
hilfen nachgeht, die auch von der Bundesregierung an 
sie herangetragen werden. 

Allerdings kann die Gefahr, daß in anderen Mit- 
gliedstaaten erneut Beihilfen für die Stahlindustrie für 
erforderlich gehalten werden, nicht geleugnet wer- 
den. Neue Beihilfen würden den Subventions wettlauf 
in der EG mit allen seinen bekannten negativen Aus- 
wirkungen wieder auslösen. 

Die Bundesregierung wird daher, um Schaden von 
der gesamten deutschen Stahlindustrie abzuwenden, 
weiterhin für eine strikte Einhaltung des Subventions- 
verbotes kämpfen. 


Zu Frage 119: 

Die Meldungen über die Höhe der Verluste der 
französischen Stahlunternehmen Usinor und Sacilor 
sind ein Grund für die Sorge, daß erneut Beihilfen in 
anderen Mitghedstaaten erforderlich werden könn- 
ten. Allerdings soll die zunächst nur zögernd in 
Angriff genommene Umstrukturierung dieser Unter- 
nehmen nunmehr Erfolge aufweisen, so daß in einzel- 
nen Sparten bereits Gewinne erzielt worden sein sol- 
len. Ihre Belegschaft wurde von 1980 bis 1986 um 
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(A) 77 000 Beschäftigte, das sind 55 %, reduziert; weitere 

16 000 Freisetzungen sollen geplant sein. 

Die Kommission untersucht die finanziellen 
Umstrukturierungsmaßnahmen dieser französischen 
Unternehmen darauf, ob darin Beihilfeelemente ent- 
halten sind. Der von der Kommission zugesagte 
Bericht darüber liegt noch nicht vor. Die Bundesregie- 
rung wird die weitere Entwicklung aufmerksam ver- 
folgen. Sollten unerlaubte Beihilfeelemente festge- 
stellt werden, erwartet die Bundesregierung von der 
Kommission entsprechende Sanktionen. 


Anlage 39 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Eigen (CDU/CSU) (Druck- 
sache 11/283 Fragen 120 und 121): 

Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsache, daß die Kom- 
mission der Europäischen Gemeinschaft mit Mehrheit, eventuell 
nur gegen Kommissar Andriessen, beschlossen hat, die Klage 
vor dem Europäischen Gerichtshof wegen des Reinheitsgebotes 
bei Milch und Wurst wieder aufleben zu lassen? 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die Verluste an Pro- 
duktion von Milch, Schweinefleisch und Rindfleisch ein, falls die 
oben bezeichnete Klage Erfolg haben sollte? 

Die Vertragsverletzungsverfahren wegen der Rein- 
heitsgebote bei Milch und Wurst befinden sich in 
unterschiedlichen Stadien. 

Die EG-Kommission hat wegen des in der Bundes- 
republik Deutschland bestehenden Verbots der Ver- 
marktung von Produkten, die Milch und Milcherzeug- 
nisse imitieren, bereits im März 1986 Klage beim 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) erhoben. Auch 
Frankreich wurde wegen einer entsprechenden Vor- 
schrift verklagt. 

Beide Verfahren ruhen derzeit. 

Auf französischen Antrag hat der EuGH dieses Ver- 
fahren bis zum 15. Juli 1987 ausgesetzt, so daß wegen 
der sich anschließenden Gerichtsferien in dem gegen- 
über dem deutschen Verfahren weiter fortgeschritte- 
nen französischen Verfahren nicht vor September 
1987 mit einem Urteil gerechnet wird. Die EG-Kom- 
mission steht dem Vernehmen nach der weiteren Aus- 
setzung der Gerichtsverfahren positiv gegenüber, sie 
hat der Aussetzung zumindest nicht widersprochen. 

Im Falle des Reinheitsgebots für Wurst ist bisher 
keine Klage beim EuGH erhoben worden. In diesem 
Vertragsverletzungsverfahren hat die EG-Kommis- 
sion im Dezember 1986 eine mit Gründen versehene 
Stellungnahme abgegeben, die von der Bundesregie- 
rung in Kürze beantwortet werden wird. 

Die Bundesregierung versucht, eine Klageerhe- 
bung durch die EG-Kommission in diesem Bereich 
abzuwenden. 

Die Auswirkungen eines Wegfalls des Imitations- 
verbots im Milchbereich bzw. des Reinheitsgebots für 
deutsche Fleischerzeugnisse lassen sich nicht genau 
Vorhersagen. 


Nach Schätzungen des Bundesministers für Ernäh- (C) 
rung, Landwirtschaft und Forsten würden bei einer 
Zulassung von Imitationserzeugnissen im Milchbe- 
reich rd. 6 Millionen t Milch vom Markt verdrängt. 

Bei einem 1 %igen Ersatz von Fleisch durch pflanz- 
liche Rohstoffe in Wurstwaren würden allein in der 
Bundesrepublik Deutschland etwa 150 000 Schweine 
und 13 000 Rinder weniger abgesetzt werden kön- 
nen. 


Anlage 40 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die Fra- 
gen des Abgeordneten Kreuzeder (GRÜNE) (Druck- 
sache 11/283 Fragen 122 und 123): 

Wie begründet und rechtfertigt die Bundesregierung, daß bei 
der Kürzung von Milchreferenzmengen und den damit verbun- 
denen Ausgleichszahlungen von der zugeteilten Referenz- 
menge ausgegangen wird anstelle von der tatsächlich geliefer- 
ten Milchmenge, wobei sich eine unverständliche und unge- 
rechtfertigte Bevorzugung von „Härtefällen'' ergibt, die ihre 
Quote nicht erfüllt haben? 

Welche Gründe sprechen dagegen, daß ein milcherzeugender 
Betrieb einen Teil seiner Anlieferungsreferenzmenge in eine 
Direktverkaufsreferenzmenge umwandelt, wenn er bisher noch 
keine Direktverkaufsreferenzmenge hatte, und weshalb ist es 
nicht erlaubt, eine solche Quotenumwidmung vorzunehmen, 
obwohl sie keinen Einfluß auf die Gesamtreferenzmenge hat? 

Zu Frage 122: 

Die Bundesregierung hat sich vehement im Mini- 
sterrat in Brüssel dafür eingesetzt, daß die Ausset- 
zungsentschädigung dann nicht bei den sog. Härtefäl- 
len ausgezahlt wird, wenn die tatsächliche Milchan- 
lieferung mehrjährig unter der Quote geblieben ist. 
Sie hat sich in dieser Frage nicht durchsetzen können, 
weil 10 Mitgliedstaaten eine andere Auffassung ver- 
treten haben. 

Die Bundesregierung hat daraufhin versucht, 
wenigstens eine Ermächtigung für die Mitgliedstaa- 
ten zu erhalten, in den genannten Fällen eine Aus- 
gleichszahlung nicht vorzusehen. Die EG-Kommis- 
sion hat einen entsprechenden Vorschlag mit dem 
Hinweis abgelehnt, daß mit einer solchen Regelung 
eine Diskriminierung der Landwirte in der Gemein- 
schaft verbunden sei, nämlich dann, wenn in einzel- 
nen Mitgliedstaaten von der Ermächtigung Gebrauch 
gemacht würde und in anderen Mitgliedstaaten 
nicht. 

Da es sich bei der Ausgleichszahlung um EG-Recht 
und um Haushaltsmittel der Gemeinschaft handelt, 
kann die Bundesregierung vom Gemeinschaftsrecht 
nicht abweichen. 

Zu Frage 123: 

Keine! Eine Umwandlung von einer Anlieferungs- 
Referenzmenge ganz oder teilweise in eine Direktver- 
marktungs-Referenzmenge ist nach dem EG-Recht 
zulässig. In vereinzelten Fällen ist davon Gebrauch 
gemacht worden. Es bedarf lediglich eines Antrages 
bei dem zuständigen Hauptzollamt. 
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(A) Anlage 41 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Schwörer (CDU/CSU) (Druck- 
sache 11/283 Fragen 124 und 125): 

Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die sogenann- 
ten «Lohnnebenkosten“, die im Durchschnitt auf gut 80 v, H, 
des Lohnes angestiegen und in EinzelfäUen schon über 100 v. H. 
des Lohnes liegen, eigentlich zu einem zweiten, unsichtbaren 
Lohn geworden sind und daher besser Lohnzusatzkosten 
genannt werden müßten? 

Ist die Bundesregierung bereit, in der amtlichen Statistik spe- 
ziell des Statistischen Bundesamtes die Bezeichnung entspre- 
chend zu verändern bzw. zu aktualisieren? 

Bei der Darstellung der Arbeitskosten bezeichnet 
das Statistische Bundesamt die von Ihnen angespro- 
chenen Prozentsätze als das Verhältnis der Personal- 
nebenkosten zum Entgelt für geleistete Arbeit. Dabei 
umfaßt das Entgelt für geleistete Arbeit nur den Teil 
der Löhne, der die unmittelbare Vergütung für gelei- 
stete Arbeitstage darstellt. Andere Lohnbestandteile, 
wie Lohnzahlungen für Feier-, Urlaubs- und Krank- 
heitstage, Urlaubsgeld, Weihnachtsgeld und vermö- 
genswirksame Leistungen, werden den Personalne- 
benkosten zugeordnet. Diese Aufteilung der Arbeits- 
kosten entspricht den internationalen Normen für die 
Arbeitskostenerhebung. Gleichwohl stellen die 
genannten Teile der Personalnebenkosten für die 
Arbeitnehmer sichtbaren Lohn dar, weil sie zu tat- 
sächhchen Lohnzahlungen führen und auf Lohnab- 
rechnungen und Lohnsteuerkarten im Bruttolohn ent- 
halten sind. 

(Bl 

^ Da die Personalnebenkosten also in großem Maße 
Lohnbestandteile umfassen, werden sie vom Statisti- 
schen Bundesamt auch nicht als „Lohnnebenkosten" 
bezeichnet. Aus dem gleichen Grunde wäre dafür die 
von Ihnen vorgeschlagene Bezeichnung „Lohnzusatz- 
kosten" nicht zutreffend. Die amtliche Bezeichnung 
„Personalnebenkosten" mag zwar nicht sehr 
anschaulich sein, aber sie braucht nach Auffassung 
der Bundesregierung nicht geändert zu werden. 


Anlage 42 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Klrschner (SPD) (Drucksache 11/283 
Fragen 126 und 127): 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang durch 
Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen neue sinnvolle Aufgabenfel- 
der erschlossen wurden, und sind die Gemeinden in der Lage, 
neue Aufgaben dauerhaft zu erfüllen? 

Ist der Bundesregierung bekannt, in welchem Umfang 
Beschäftigte im Anschluß an Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
unbefristete Beschäftigungsverhältnisse gefunden haben, oder 
sind Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in den meisten Fällen 
' kurzfristige Überbrückungsmaßnahmen, an die sich erneute 
Arbeitslosigkeit anschließt? 

Neue sinnvolle Arbeitsfelder für Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen lassen sich vor allem in den Berei- 
chen erschheßen, in denen weder rechtliche Ver- 
pflichtungen von Trägern bestehen, noch sich die 
Arbeiten als eigene Aufgaben der Träger verfestigt 
haben. Nicht selten bestehen in solchen Bereichen 


die besten Chancen für die Schaffung neuer Dauer- (C) 
arbeitsplätze. 

Hierzu zählen in erster Linie Maßnahmen im 
umwelterhaltenden und -verbessernden Bereich, den 
der Gesetzgeber mit dem Beschäftigungsförderungs- 
gesetz 1985 in den Katalog der bevorzugt zu fördern- 
den Arbeiten aufgenommen hat. 

In Zusammenhang mit der allgemeinen Auswei- 
tung von Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen in den 
letzten Jahren sind im Umweltbereich durch Arbeits- 
beschaffungsmaßnahmen neue Aufgabenfelder 
erschlossen worden. Hierunter fallen Maßnahmen in 
den Bereichen Wasserreinerhaltung und -reinigung, 
Abfallbeseitigung, Landschaftspflege, sonstiger Um- 
weltschutz (einschließhch Naturschutz), Naherholung 
und Freizeit, Entsorgung. Die ABM-Geschäftsstatistik 
der Bundesanstalt für Arbeit läßt jedoch quantitative 
Angaben über die Bedeutung von Arbeitsbeschaf- 
fungsmaßnahmen im Umweltbereich nur bedingt zu. 

Die de^i Umweltschutz zuzurechnenden Maßnahmen 
innerhalb der neun Maßnahmegruppen der ABM- 
Statistik hegen weit überwiegend in vier Maßnahme- 
bereichen, nämhch den Gruppen „Landwirtschaft/ 
Garten- und Landschaftsgartenbau", „Küstenschutz/ 
Landgewinnung", „Forstwirtschaft" und „Versor- 
gungsanlagen". Die Zahl der jahresdurchschnittiich 
beschäftigten geförderten Arbeitnehmer in den 
genannten umweltrelevanten Maßnahmebereichen 
ist in den Jahren seit 1983 bis 1986 kontinuierhch 
gestiegen (Jahresdurchschnittszahl 1983: 16 855, 

1984: 22 854, 1985: 26 302, 1986: 28 926). (D) 

Über gesicherte Angaben zur Frage, inwieweit die 
Gemeinden in der Lage sind, diese neuen Aufgaben 
dauerhaft zu erfüllen, verfügt der Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung nicht. Aus der Praxis der 
Arbeitsverwaltung ist jedoch bekannt, daß Gemein- 
den im Einzelfall in der Lage sind, durch Arbeitsbe- 
schaffungsmaßnahmen innovativ erschlossene Auf- 
gaben auch dauerhaft fortzuführen. Auch die positive 
Entwicklung der Beschäftigtenzahlen in den Gemein- 
den und Gemeindeverbänden in den letzten Jahren 
läßt hierauf schließen. 

Zu Ihrer zweiten Frage bemerke ich folgendes: 

Das Institut für Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 
der Bundesanstalt für Arbeit führt derzeit über den 
arbeitsmarktlichen Erfolg von Arbeitsbeschaffungs- 
maßnahmen eine Sonderuntersuchung durch. Ergeb- 
nisse hegen noch nicht vor. Frühere Untersuchungen 
des Instituts aus den Jahren 1982 und 1984 über den 
Verbleib der durch Arbeitsbeschaffungsmaßnahmen 
geförderten Arbeitnehmer haben ergeben, daß von 
den ausgeschiedenen Arbeitnehmern knapp die 
Hälfte (45 %) — sofort oder nach absehbarer Zeit — in 
ein nichtgefördertes Arbeitsverhältnis eingemündet 
sind. Das Ergebnis der Untersuchung bestätigt, daß 
das Ziel der Verbesserung der Wiedereinghederungs- 
chancen schwer vermittelbarer Arbeitsloser über eine 
objektive Verbesserung der Wettbewerbschancen 
und damit der Vermittlungschancen durchaus in 
einem relativ hohen Maße erreicht wird. 
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(A) Anlage 43 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Vogt auf die Frage der Abge- 
ordneten Frau Steinhauer (SPD) (Drucksache 11/283 
Frage 128): 

Wie beurteilt die Bundesregierung Überlegungen der Bun- 
desanstalt für Arbeit, wonach Berufsförderungslehrgänge zur 
Erlangung der Berufsreife zukünftig aus demographischen 
Gründen vorrangig nicht mehr intern (wie z. B. in Einrichtungen 
des Christlichen Jugenddorfes e. V.), sondern extern durchge- 
führt werden sollen, imd hält die Bimdesregierung bei einer sol- 
chen Umstellung noch die Chancen der Jugendlichen, in das 
Arbeitsleben eingegliedert zu werden, für ausreichend gewähr- 
leistet? 

Ob eine berufsvorbereitende Maßnahme als Inter- 
natsmaßnahme oder als offene Maßnahme durchge- 
führt wird, hängt nicht von der demographischen Ent- 
wicklung ab. Die Durchführung im Internat erfolgt, 
wenn für den Jugendlichen aus persönlichen 
Gründen, z. B. wegen Entwicklungs- und Verhaltens- 
störungen, eine besondere intensive sozialpädagogi- 
sche Betreuung erforderlich erscheint und das Lehr- 
gangsziel voraussichtlich nur so erreicht werden 
kann. Die Bundesanstalt für Arbeit beabsichtigt nicht, 
die geltenden Weisungen zu ändern. Insoweit ist die 
Ihrer Frage zugrunde liegende Annahme unzutref- 
fend. 


Anlage 44 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Dr. Jens (SPD) (Drucksache 11/283 
Fragen 129 und 130): 

Welche Ursachen hat nach dem jetzigen Kenntnisstand der 
Absturz eines englischen Tornados in Hünxe-Bucholtwelmen 
am 30. März 1987 gegen 9.00 Uhr, und wie hoch ist der 
geschätzte Schaden insgesamt in der Zivilbevölkerung? 

Wird die Bundesregierung dafür Sorge tragen, daß in Zukunft 
die Anlagen der BP-Ruhrraffinerie sowie ein in der Nähe liegen- 
des Schulzentrum nicht mehr von der Luftwaffe der Bundes- 
wehr, aber auch von Militärmaschinen ausländischer NATO- 
Partner überflogen werden, nachdem in fünf Jahren drei Ab- 
stürze in unmittelbarer Nähe vorgekommen sind? 

Zu Frage 129: 

Die Untersuchung des Unfalles ist noch nicht abge- 
schlossen und ward auch noch einige Zeit beanspru- 
chen. Ich werde Sie zu gegebener Zeit über das 
Ergebnis informieren. 

Zuständig für die Schadenregulierung ist das Amt 
für Verteidigungslasten Düsseldorf. Nach dessen Aus- 
kunft ist die Schadenserfassung noch nicht abge- 
schlossen. Die Höhe des Gesamtschadens ist deshalb 
noch nicht übersehbar, erste Abschlagszahlungen 
wairden jedoch schon geleistet. 

Zu Frage 130: 

So sehr ich die Besorgnis wegen der Unfälle in der 
Nähe der BP- Anlage und des Schulzentrums verstehe, 
die Forderung nach einem Überflugverbot ist nicht 
realisierbar. 

In der Bundesrepublik Deutschland gibt es 40 000 
Schulen, über 23 000 gleich-schutzbedürftige Kran- 
kenanstalten und Altenheime und eine große Anzahl 
mit der BP- Anlage vergleichbarer Industrieanlagen. 


Alle diese Objekte müßten demnach ähnlich berück- (C) 
sichtigt werden. 

Wie Ihnen Staatssekretär Dr. Pfahls bereits in sei- 
nem Antwortschreiben vom 28. April 1987 erläutert 
hat, müßten entsprechende Sperrgebiete sehr weit- 
räumig sein, um tatsächlich eine Risikominderung zu 
bewdrken und nicht nur einer Scheinsicherheit zu die- 
nen. 

Ausbüdungsflugbetrieb wäre dann nicht mehr 
durchführbar, das wdirde aber bedeuten, daß die 
Streitkräfte nicht mehr in der Lage wären, ihren Auf- 
trag zu erfüllen. 


Anlage 45 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Zierer (CDU/CSU) (Drucksache 
11/283 Frage 131): 

Welche Möglichkeiten sieht die feundesregierung, die Attrak- 
tivität des Benifssoldatentums im Unteroffiziersbereich durch 
eine Einschränkxmg der bisherigen Versetzungspraxis zu stei- 
gern, um der Abwanderung qualifizierter Kräfte in die freie 
Wirtschaft entgegenzuwirken? 

Von 8 301 Unteroffizieren, die sich im vergangenen 
Jahr um die Übernahme in das Dienstverhältnis eines 
Berufssoldaten beworben haben, konnten 1 949 über- 
nommen werden. Auch in den Jahren 1984 und 1985 
betrug die Zahl der Antragsteller das Vierfache des 
Bedarfs. Die absolute Zahl der Antragsteller ist stei- 
gend von 5 802 in 1984 über 7 510 in 1985 auf 8 301 in 
1986. 

Die Ihrer Frage zugrundeliegende Annahme, es sei 
— etwa wegen der Versetzungspraxis — unattraktiv 
Berufsunteroffizier zu werden, ward durch die vorge- 
nannten Zahlen nicht gestützt. 

Die Personalführung unserer Bundeswehr ist stän- 
dig bemüht, die Häufigkeit von Versetzungen so 
gering wie möglich zu halten, und hierbei neben der 
fachlichen Eignung auch persönliche und familiäre 
Besonderheiten gebührend zu berücksichtigen. 

An der Grundregel aber, daß der Soldat „zur Stelle" 
in den entsprechenden Dienstort und nicht „die 
Stelle " zum Soldaten versetzt werden kann, muß fest- 
gehalten werden. 


Anlage 46 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Leidinger (SPD) (Drucksache 11/283 
Fragen 132 und 133): 

Welche Planungen hat die Bundesregierung für die Öffnung 
der Bundeswehr für Frauen bisher vornehmen lassen, und wel- 
che Erwägungen liegen diesen Planungen für den freiwilligen 
Einsatz von Frauen in den Streitkräften der Bundeswehr zu- 
grunde? 
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(A) Wie will die Bundesregierung sicherstellen, daß der geplante 

Einsatz von Wehrpflichtigen bei der bevorstehenden Volkszäh- 
lung tatsächlich ausschließlich auf freiwilliger Basis geschieht, 
und von welchen Umfangszahlen geht die Bundesregierung 
nach derzeitigem Kenntnisstand dabei aus? 

Zu Frage 132: 

Im Zuge der Folgearbeiten der Kommission für die 
Langzeitplanung der Bundeswehr wurden in den Jah- 
ren 1982 bis 1984 die Möglichkeiten eines freiwüh- 
gen, waffenlosen Dienstes von Frauen als Soldaten 
untersucht. 

Auf der Grundlage des Kabinettsbeschlusses vom 
17. Oktober 1984 hat der Bimdesminister der Vertei- 
digung im November 1984 die Weisimg erteilt, die 
Untersuchimgen einzustellen. Die Plantmgen für die 
Sicherung des Personalbestandes der Streitkräfte in 
den 90er Jahren, die weit fortgeschritten sind, sehen 
einen freiwiUigen, waffenlosen Dienst von Frauen als 
Soldaten nicht vor. 

Aufgrund der anhaltenden gesamtgesellschaftii- 
chen Diskussion um einen gleichberechtigten freiwil- 
ligen Dienst von Frauen auch in den Streitkräften hat 
n\m der Bundesminister der Verteidigimg die Wei- 
simg erteilt, die Untersuchungen wieder aufzuneh- 
men — dieses wird erhebhche Zeit in Anspruch neh- 
men. Die Untersuchimgsergebnisse der Folgearbeiten 
der Langzeitkommission sind nicht mehr aktuell. 

Zu Frage 133: 

Der Einsatz von Grundwehrdienstleistenden als 
Zähler ausschließlich auf freiwiUiger Basis ist durch 
Erlaiß des Bimdesministers der Verteidigung vom 
1. April dieses Jahres sicher gestellt. 

Ich zitiere aus dem Erlaß: „Sollte eine Erhebimgs- 
stelle Schwierigkeiten haben, das für ihren Erhe- 
bimgsbereich erforderliche Zählerkontingent zu 
erreichen, so sind daher auch Freiwilligenmeldungen 
von Grundwehrdienstleistenden in Betracht zu zie- 
hen, wenn die Erhebungsstelle ein derartiges Hilfeer- 
suchen an die Bundeswehrdienststelle heranträgt . . . 
Mit dieser Regelung stimme ich einer Bitte des Stati- 
stischen Bimdesamtes und der Statistischen Landes- 
ämter zu und komme den Erhebungsstellen bei der 
Zählergewinnung durch Freigabe von Grundwehr- 
dienstleistenden, die freiwillig eine Zählertätigkeit 
übernehmen wollen, entgegen. " 

Der Erlaß stellt somit eindeutig auf das Prinzip der 
FreiwiUigkeit ab und läßt Folgerungen, daß (heses 
* Prinzip von den Bundeswehrdienststellen verletzt 
werden könnte, nicht zu. 

Nach dem Stand vom 19. Mai sind etwa 1 850 
Grundwehrdienstleistende als Zähler vorgesehen. 


Anlage 47 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen des 
Abgeordneten Scherrer (SPD) (Drucksache 11/283 
Fragen 134 und 135): 


Trifft der in der „Siegener Zeitung" vom 13. März 1987 (C) 

behauptete Sachverhalt zu, wonach der Leiter der Kommandan- 
tur des Lagers Stegskopf anläßlich der Übergabe einer Unter- 
schriftenliste gegen den Bau der geplanten Platzrandstraße, 
durch den Bürgermeister der Ortsgemeinde Derschen sich 
besonders für die Namen der Bundeswehrzivilangestellten 
interessierte, die sich an der Unterschriftenaktion beteiligt hat- 
ten, und deren Verhalten mit der Bemerkung quittierte: „Die 
werden entlassen."? 

Trifft es ferner zu, daß der Leiter der Kommandantur des 
Lagers Stegskopf, Zivilangestellte, die den Aufruf unterschrie- 
ben hatten, zu sich bestellte und ihnen nach Vorwürfen wegen 
ihres Tuns negative Folgen ankündigte und die Unterschrift 
unter ein Protokoll verlangte, worin die betreffenden Angestell- 
ten erklären sollten, sich zukünftig nicht mehr an Aktionen der 
Ortsgemeinde gegen die Pläne der Bundeswehr zu beteili- 
gen? 


Zu Frage 134: 

Die Darstellung ist zutreffend. Der zuständige Dis- 
ziplinarvorgesetzte hat das Verhalten des Offiziers 
disziplinär gewürdigt. 


Zu Frage 135: 

Die Darstellung trifft in dieser Form nicht zu. Der 
Leiter der Truppenverwaltung hat auf Veranlassung 
des Kommandanten die betreffenden Arbeitnehmer 
zu der Unterschriftenaktion schriftiich angehört. 
Soweit von diesen gewünscht, wurde der zuständige 
Personalratsvorsitzende hinzugezogen. 

Negative Folgen wurden nicht angekündigt. 
Ebenso wurde von den Arbeitnehmern keine Erklä- 
rung abgefordert, sich künftig an Aktionen der 
Gemeinde gegen die Pläne der Bundeswehr nicht 
mehr zu beteiligen. 

Nach den Umst* \en war eine Anhörung der 
Arbeitnehmer der L ^deswehr in dieser Angelegen- 
heit nicht geboten. 


Anlage 48 

Antwort 

des Pari. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage des 
Abgeordneten Dr. Penner (SPD) (Drucksache 11/283 
Frage 136): 

Trifft es zu, daß die Firma Rheizunetall den geplanten Verkauf 
von 300 Kanonen des Kalibers 20 Millimeter im Bundesministe- 
rium der Verteidigung erörtert hat, und fciUs dies zutrifft, mit 
welchem Ergebnis? 


Der angebhch geplante Verkauf von 300 Kanonen 
des Kalibers 20 mm an den Iran ist von der Firma 
Rheinmetall im Bimdesministerium der Verteidigimg 
nicht erörtert worden. 
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